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Beginn: 10:03 Uhr

Prasidentin Regina van Dinther: Meine Damen
und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich
heiBe Sie zu unserer heutigen, 95. Sitzung des
Landtags Nordrhein-Westfalen herzlich willkom-
men. Mein Grul3 gilt auch unseren Géasten auf der
Zuschauertribine sowie den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern der Medien.

Fir die heutige Sitzung haben sich 18 Abgeord-
nete entschuldigt; ihre Namen werden in das
Protokoll aufgenommen.

Wir treten in die Beratung der heutigen Tages-
ordnung ein.

Ich rufe auf:

1 Aktuelle Stunde
Das Krisenmanagement beim Zentralabitur
offenbart FUhrungsschwéachen im Schul-
ministerium

Antrag

der Fraktion der SPD und

der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Drucksache 14/7015

Die Fraktion der SPD und die Fraktion Bind-
nis 90/Die Grinen haben mit Schreiben vom
16. Juni 2008 gemal § 90 Abs. 2 der Geschéfts-
ordnung zu der genannten aktuellen Frage der
Landespolitik eine Aussprache beantragt.

Ich erdffne die Aussprache und erteile als erster
Rednerin Frau Schéafer das Wort. Bitte schén,
Frau Schéfer.

Ute Schéafer (SPD): Frau Prasidentin! Liebe Kol-
leginnen, liebe Kollegen! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Lassen Sie mich bei diesem
Tagesordnungspunkt vorab eines sagen: Wir alle
im Landtag dricken den Abiturientinnen und Abi-
turienten, die die zweite Chance nutzen konnten,
die Mathematikklausur nachzuschreiben, ganz
fest die Daumen. Ich glaube, die bangen jetzt ge-
rade um ihre Zensuren.

(Beifall von der SPD)

Man kann mit Fug und Recht sagen: Was diese
Landesregierung allen Betroffenen in den Schulen
dieses Jahr beim Zentralabitur 2008, bei diesem
Pannenabitur, zugemutet hat, ist bundesweit ein-
malig.

(Beifall von SPD und GRUNEN — Zurufe von
der CDU: Achl!)

Umso bemerkenswerter ist die Tatsache, dass
Frau Ministerin Sommer bis zum heutigen Tag
nicht die GroR3e hatte, sich zu entschuldigen.

(Klaus Kaiser [CDU]: Meine Gute!)

Stattdessen haben Sie uns, Frau Ministerin, in
langen Berichten vorgelesen, was alles erfolgreich
gelaufen sei. Sie steigerten sich sogar zu der
Aussage, das Zentralabitur 2008 sei eine Erfolgs-
geschichte. Lesen Sie eigentlich keine Zeitung?
Sprechen Sie nicht mit Schilerinnen und Schi-
lern? Sprechen Sie nicht mit Lehrerinnen und
Lehrern? Das, was Sie uns hier vorgelesen ha-
ben, steht in krassem Widerspruch zu der Realitat
in unseren Schulen.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Kennen Sie eigentlich die Panik, wenn man ge-
lernt hat, sich angestrengt hat, gelbt hat, relativ
sicher ist und dann mit einer Aufgabe konfrontiert
wird, die man rechnerisch oder vielleicht auch
zeitlich — das schien ja diesmal der Punkt zu
sein — nicht I6sen kann? Kodnnen Sie den Zorn
und die Angst von Schilern und Schilerinnen
nachvollziehen, die durch diese Aufgabenstellun-
gen in einigen Fachern ihren Notendurchschnitt
.versaut® haben? Erahnen Sie, was es heil3t,
wenn die anderen ihre Abschlusszeugnisse be-
kommen, beim Abi-Ball feiern und man selber
noch einmal in den Prifungsstress gehen muss?
Wissen Sie, was das heil3t?

Im gesamten Pannenszenario beim Abitur 2008
beobachten wir eine mit nichts zu begriindende
Arroganz des Schulministeriums. Da werden
schnell Lehrerinnen und Lehrer als Verantwortli-
che fiur das Debakel ausgemacht. Sie haben die
Schiler und Schilerinnen nicht verniinftig vorbe-
reitet; sie haben die Aufgaben nicht richtig aus-
gewahlt. Die jingste Entlastungsstrategie halte
ich fur die perfideste: CDU und FDP machen das
Ganze schnell als ein Problem der Gesamtschu-
len aus — so im letzten Schulausschuss zu héren.

(Beifall von der SPD — Lachen von der CDU
— Hans-Theodor Peschkes [SPD]: Ja, das ist
ja klar!)

Frau Ministerin, die Stichprobe, die dieser ober-
flachlichen Begrindung von CDU und FDP
zugrunde liegt, hat zwei eklatante Schwéachen:

Erstens ist sie viele Wochen zu spat erhoben
worden. Sie hatten nach den ersten Beschwerden
ohne grof3e Milhe, ohne viel Arbeit eine Stichpro-
be in den Schulen erheben kénnen. Sie haben es
nicht getan.

(Beifall von SPD und GRUNEN)
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Zweitens. Niemand kann diese Ergebnisse der
Gruppen richtig einordnen, weil Sie den Schulen
gar keine Standorttypen zugeordnet haben, die
deutlich machen, unter welchen Rahmenbedin-
gungen die Kurse, die Sie ermittelt haben, in den
Schulen eigentlich arbeiten, wie das bei jeder
Lernstandserhebung voéllig normal ist, wenn man
zentrale Vergleiche anstellt.

(Beifall von der SPD)

Sie haben kostbare Zeit verstreichen lassen, weil
sie gedacht haben, Sie kdmen mit einer Verharm-
losungsstrategie Uber das Problem hinweg. Als
Sie endlich reagiert haben, haben Sie wiederum
heilloses Chaos angerichtet. Sie fordern am
6. Juni alle Schilerinnen und Schiler o6ffentlich
auf, Widerspruch einzulegen, wenn sie sich un-
gerecht behandelt fuhlen. Aber Stunden spéter
kassiert Ihr Pressesprecher diesen Vorschlag
wieder ein und spricht davon, Sie hatten einen
hypothetischen Fall durchdekliniert. Sind Sie ei-
gentlich sicher, dass Sie noch das richtige Perso-
nal haben?

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Meine Nachfrage in der Sondersitzung dazu ha-
ben Sie nicht beantwortet und abschlieRend et-
was wie ,Wir sind ja hier nicht im Kindergarten®
gesagt. Ich habe den Eindruck, dass Sie die Di-
mension dessen, was Sie o6ffentlich anrichten,
schlicht und einfach ausblenden. Das kann man
getrost Realitatsverlust nennen und fihrt unmit-
telbar zu Autoritatsverlust. Genau das ist inzwi-
schen lhr Problem. Aber mittlerweile ist es nicht
mehr Ihr Problem alleine, es ist auch ein dickes
Problem des Ministerprasidenten geworden.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Sie haben das Angebot des Philologenverbandes
und der Landeselternschaft missachtet, die Be-
wertungsgrundlagen fir die Aufgaben so zu ver-
andern, dass den Schilern und Schilerinnen dar-
aus kein Nachteil entsteht. Sie haben es missach-
tet. Aber die Mal3stabe, die Sie tagtaglich an un-
sere Schulerinnen und Schiler und an die Lehre-
rinnen und Lehrer anlegen, kénnen Sie nicht in
Ansatzen selber erfiillen. Das ist nicht allein die
Meinung der SPD, das ist auch die Meinung der
Eltern.

Es gibt eine Broschire von der Landeseltern-
schaft der Gymnasien, die seit vorgestern auf
dem Tisch liegt. Die titelt auf der ersten Seite
.Prafung nicht bestanden: Das Zentralabitur
2008". Weiter heil3t es darin:

.Die LE (Landeselternschaft) und die Schiler-
vertretung haben lange vor der Bekanntgabe

der Prifungsresultate den Schwierigkeitsgrad
der Aufgabenstellung, die unprazisen Formulie-
rungen der Aufgaben und der Aufgabenanwei-
sungen und — im Fach Biologie — die zu sich-
tende Materialfille vehement beanstandet. Fol-
gerichtig forderten wir die landesweite Absen-
kung der Bewertungsmal3stabe vor der Zweit-
korrektur. Eltern und Schiler wollen keine Ab-
senkung des Niveaus, sondern faire und ge-
rechte Prufungsbedingungen. Das Ministerium
hat die Beschwerden und Sorgen aus den
Schulen nicht ernst genommen*

(Beifall von SPD und GRUNEN)

,und stattdessen mitgeteilt, die Aufgaben hatten
allgemein Anklang gefunden.”

Auf die Frage nach dem Aufgabenumfang in der
Sondersitzung des Schulausschusses haben Sie
uns geantwortet — man kann es im Protokoll nach-
lesen —, manchmal seien die Bilder einfach gréRer
geworden.

Und jetzt die vorerst letzte Panne in der Serie
2008: Bei der Wiederholungsklausur waren offen-
sichtlich die Aufgaben stimmig, aber es gab Feh-
ler im Bewertungsbogen fir die Lehrer. Fir einen
zu lésenden Teil der Aufgaben waren uberhaupt
keine Punkte vorgesehen. Das ist den Lehrern
wahrend des Nachschreibetermins aufgefallen.
Sie haben den Fachdezernenten angerufen und
dann wurde das geheilt. Vielleicht ist das in dem
gesamten Pannenszenario eine Petitesse. Aber
es passt ins Bild.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Ihr Krisenmanagement ist auf ganzer Linie ge-
scheitert — zulasten vieler junger Menschen in
Nordrhein-Westfalen und auf dem Ricken vieler
Lehrerinnen und Lehrer. Das Pannenabitur, das
Sommerabitur 2008, was Sie uns beschert haben,
ist an Peinlichkeiten, meine ich, nicht zu Uberbie-
ten.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Ich stehe mit meiner Meinung auch nicht allein;
denn man konnte auch gestern in der Zeitung le-
sen, dass sogar Herr Pinkwart, lhr Kabinettskolle-
ge, lhnen das im Kabinett bescheinigt, harsche
Kritik geauf3ert und Konsequenzen gefordert hat.
Zumindest in dem Punkt kdnnen wir ihm zustim-
men. — Danke schon.

(Beifall von SPD und GRUNEN)
Prasidentin Regina van Dinther: Danke schon,

Frau Schéafer. — Fur die CDU-Fraktion spricht der
Kollege Solf.
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Michael Solf (CDU): Frau Préasidentin! Meine lie-
ben Kolleginnen und Kollegen! Wenn es um wich-
tige Fragen geht, dann neige ich dazu, den Kon-
sens auch Uber die politischen Schiitzengréaben
hinaus zu suchen. Sie wissen das. Einige von |h-
nen werfen mir das manchmal auch vor.

Heute allerdings will ich den Konsens nicht su-
chen. Denn das, was zurzeit in der Diskussion um
das Zentralabitur geschieht, ist in Teilen wirklich
widerwartig.

(Beifall von CDU und FDP)

Es spiegelt die Verlogenheit, zu der der 6ffentliche
und auch der politische Diskurs in unserem Land
leider immer noch féhig sind, wider.

(Zustimmung von der FDP)

Da gab es also in diesem Jahr zum zweiten Mal
eine zentrale Abiturprifung in unserem Land. Die
allermeisten Aufgaben waren, abgesehen von ei-
nigen Winzigkeiten, von zum Teil offensichtlichen
Druckfehlern, makellos — zigmal chemisch gerei-
nigt.

(Zuruf von der SPD: Makellos? — Edgar Mo-
ron [SPD]: Gibt es eine Wiederholung?)

— Sie makeln. Aber: makellos. — In einigen Féllen
mussten die Abiturientinnen und Abiturienten eini-
ge Zeilen mehr lesen als im vergangenen Jahr, in
einigen anderen weniger. Ob diese Mehrzeilen die
Angelegenheit nun marginal erschwert haben o-
der ob sie sie sogar erleichtert haben, ist nur fir
jeden Einzelfall zu beurteilen. Im letzten Jahr je-
denfalls war gefordert worden, die Aufgaben aus-
fuhrlicher zu formulieren, um den Zugang zu ver-
einfachen.

Und dann war da noch die Sache mit dem ,Okta-
eder des Grauens*, eine von 750 — in Worten: sie-
benhundertfiinfzig — Aufgaben. Sie bewegte sich
im Rahmen des in den Lehrplanen vorgegebenen
Stoffes. Aber, so scheint es, sie bediente eben
nicht das Vorurteil, Aufgaben aus der Geometrie
seien im Grundsatz einfacher zu l6sen als solche
mit Matrizen.

Wie auch immer. Jede Mathematiklehrerin, jeder
Mathematiklehrer, der dieses Thema im Unterricht
nicht geniigend vorbereitet hatte, hatte den Prif-
lingen die Aufgabe ersparen kdnnen. Es gab eine
Auswahl. So weit die Fakten.

(Beifall von CDU und FDP)

Aber Fakten waren in dieser Diskussion von An-
fang an nicht gefragt.

(Martin Borschel [SPD]: Das ist zynisch!)

Vor allem anderen ging es lhnen um Meinungs-
mache, um das Schlagen von politischer Klein-
miinze!

(Beifall von CDU und FDP — Unruhe von der
SPD - Heike Gebhard [SPD]: Setzen Sie
sich mal hin!)

Was da innerhalb kiirzester Zeit an Gerilichten, an
Halbwahrheiten — manchmal auch an Wahrheiten —
und an Lugen auf den Markt kam, war geradezu
unglaublich.

(Beifall und Zurufe von der CDU)

— Sie verstehen vom Gymnasium doch nur, dass
Sie es abschaffen wollen.

(Heiterkeit bei der CDU)

Um eine nicht unwichtige Zeitung zu zitieren: Da
brachen die Leistungen der nordrhein-westfali-
schen Abiturienten dramatisch ein. — Im selben
Publikationsorgan wurde wenige Tage spater ver-
kiindet: Die Politik mache in der Sache in Hyste-
rie. Noch ehe die ersten Ergebnisse bekannt wa-
ren, schwétzte jeder alles, ob mit oder ohne Pro-
fessorentitel.

(Dieter Hilser [SPD]: Das ist richtig!)

Mittlerweile verzieht sich der Pulverdampf. Es wird
jeden Tag klarer, dass diejenigen Recht behalten,
die von Anfang an gesagt haben, dass hier die
Dinge mallos Ubertrieben werden.

(Beifall von CDU und Ingrid Pieper-von Hei-
den [FDP])

Zur tatsachlichen Situation kdnnen Sie das jetzt
vorliegende Zahlenmaterial befragen. Sie kénnen
auch mit den Praktikern in den Schulen sprechen.
Sie kdnnten auch mich fragen.

(Zuruf von der SPD: Besser nicht!)

Dann wirde ich Ihnen aus Gesprachen mit gut
zwei Dutzend Schulen und nicht zuletzt mit unse-
rer Tochter Julia, die in diesem Jahr ihr Abi ge-
macht hat, erzahlen.

(Manfred Kuhmichel [CDU]: Gliickwunsch!)

Ich kann Ihnen sagen: Es ist alles mehr oder we-
niger rund gelaufen.

(Heike Gebhard [SPD]: Mehr oder weniger,
das kdnnen wir unterschreiben!)

Es ist wie schon zu meiner Abiturzeit damals: Ei-
nige fanden dieses leichter, andere jenes schwe-
rer. Dieser stohnt Uber etwas, jene lacht tber das.
Unter dem Strich: Alles easy!

(Hannelore Kraft [SPD]: Alles easy!)
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Sie konnten Ubrigens auch nach Berlin schauen,
wo unter Rot-Rot 28.000 Schiilerinnen und Schi-
ler ihre Mathearbeiten fur den mittleren Schulab-
schluss neu schreiben missen. Wenn das bei uns
passiert ware, hatte mindestens der Ministerpra-
sident, wenn nicht sogar der Papst zuriicktreten
mussen.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU)

Dennoch will ich die Vorgdnge um das Zentralabi-
tur 2008 nicht auf die leichte Schulter nehmen. Na-
turlich sind die Fachkommissionen, die die Aufga-
ben fiir 2009 vorbereiten, in der Pflicht, méglichst
jeden, auch den allerkleinsten Fehler zu vermei-
den. Nattrlich muss sich auch die eine oder andere
Schule mit der Frage auseinandersetzen, warum
ihre Abiturientinnen und Abiturienten — anders als
im Landesdurchschnitt — weniger gut abgeschnitten
haben.

(Zuruf von der CDU: Sehr richtig!)

SchlieBlich ist das ja auch der Sinn von zentralen
Prifungen: eine landesweite Vergleichbarkeit.

(Beifall von der CDU — Ralf Jager [SPD]:
Dann ist doch alles in Ordnung!)

In Frankreich tbrigens gingen 2005 die Oberschi-
ler gerade aus sozial schwierigen Gegenden fir
zentrale Prifungen auf die Stral3e. Die sorgen
namlich fir Gerechtigkeit.

(Beifall von der CDU)

Jedenfalls sind das Problemkreise, die man im In-
teresse der Schulerinnen und Schuler ohne Hys-
terie sachlich und auf dem Boden der Fakten, der
Wahrheit angehen muss.

Hier in diesem Hohen Hause aber und drauf3en in
der organisierten Funktionarslandschaft gab es
ganz spezielle Wahrheiten. Da waren Interessen-
vertreter unterwegs, die zur Wiederwahl anstan-
den. Sie glaubten, ihre Chancen dadurch zu
verbessern, dass sie auf ihre fiir das Zentralabitur
verantwortlichen Kolleginnen und Kollegen, die
meisten davon Praktiker aus den Schulen, ein-
prugeln.

Es gibt auch noch die Betreiber von Internetsei-
ten, die aus blankem wirtschaftlichen Interesse
Meinung machen, eine Meinung wohlgemerkt, die
sich in den Chatrooms auf diesen Seiten gar nicht
spiegelt.

(Beifall von der CDU)

Hier im Hause sind wieder andere unterwegs, die
verzweifelt nach irgendetwas suchen, irgendei-
nem Strohhalm, der es ihnen erlaubt, die giganti-

sche BI6Re des jahrelangen Versagens ihrer ei-
genen Schulpolitik zu Gberdecken.

(Beifall von der CDU — Rainer Schmeltzer
[SPDJ: Das sind keine Strohhalme, das sind
Palmen!)

Ich schaue ganz speziell Sie an, Frau Kollegin
Schéfer. lhre Schulpolitik war eine Politik des or-
ganisierten Nichtstuns. Sie kannten die Probleme,
haben aber arg wenig angefasst, immer nach dem
Motto: Wer nichts tut, der macht auch nichts ver-
kehrt.

Sie haben, gerade was die Migrantenkinder an-
geht, so viele bildungspolitische Leichen im Keller,
dass es heute immer noch bis unters Dach stinkt.

(Beifall von CDU und Ingrid Pieper-von Hei-
den [FDP])

Wir mussen jetzt diesen Ihren Unrat aufriumen!

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Ihre Rede spie-
gelt das Niveau des Zentralabiturs wider!)

Da Sie nichts, aber auch gar nichts haben, was
Sie bis zur nachsten Landtagswahl vorzeigen
kénnten, fihren Sie einen geifernden Generalan-
griff durch: Zentralabitur muss weg! Schulzeitver-
kiirzung muss weg! Gymnasium muss weg! — Das
ist keine Politik, sondern das ist herbeigegrolte
Hysterie. Das ist einfach nur primitiver Alarmis-
mus.

(Zuruf von der SPD: Wer geifert denn hier?
Nur Sie!)

Ihnen geht es darum, die Dinge an unseren Schu-
len nicht zu verbessern, sondern lhnen geht es
darum, die Spuren lhrer eigenen Misswirtschaft zu
verwischen.

(Beifall von CDU und FDP)

Sie wollen die Schilerinnen und Schdler, die El-
tern, die Lehrerinnen und Lehrer verunsichern.
Sie suchen den Skandal, wo keiner ist. Damit
werden Sie nicht durchkommen. Die Menschen in
unserem Land lassen sich nicht fir dumm verkau-
fen.

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Das stimmt, und
darauf setzen wir!)

Vielen Dank.

(Beifall von der CDU)

Prasidentin Regina van Dinther; Danke schon,
Herr Solf. — Fiur die Fraktion Bundnis 90/Die Gri-
nen spricht nun Frau Léhrmann.
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Sylvia Lohrmann (GRUNE): Frau Prasidentin!
Meine Damen und Herren! Herr Solfs Beitrag hat
aus einem Grund fur sich gesprochen: Das war
gar nicht der Herr Solf, wie wir ihn sonst kennen.

(Beifall von den GRUNEN)

Damit enttarnt er sich selbst. Es ist schon, dass
Sie sich so mannhaft vor lhre Ministerin werfen.
Aber, Herr Solf, durch manche Beitrdge macht
man die Dinge schlimmer. Daflr war lhrer ein gu-
tes Beispiel.

(Beifall von GRUNEN und SPD)
Zwei Zitate:
.Das Ganze ist eine Katastrophe."
und:

.Noch so einen solchen Klops kann sie sich
nicht erlauben.”

Gemeint ist mit ,sie” Frau Ministerin Sommer.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das sind keine
Zitate von uns, von der Opposition, sondern von
fuhrenden Vertretern der Koalition, die anonym
bleiben wollen,

(Zurufe von CDU und FDP: Oh!)

aus dem ,Kdélner Stadt-Anzeiger* vom 7. Juni und
der ,WAZ" vom 10. Juni 2008. Das nur zu Beginn,
damit Sie nicht gleich wieder — wie Sie es gerade
macht haben — sagen, das komme von der Oppo-
sition, die Opposition bausche Dinge auf. Das wa-
ren Zitate von Kollegen aus der CDU: Klops und
Katastrophe!

Meine Damen und Herren, die Landesregierung
hat mit ihrem stimperhaften Agieren ein Instru-
ment diskreditiert, das bildungspolitisch sinnvoll ist
und vor allem — das ist in der Bildungspolitik nicht
selbstverstandlich — parteipolitisch unumstritten
ist. Das steigert den Schaden um ein Mehrfaches:
Sie diskreditieren etwas, mit dem wir vom Grund-
satz her alle einverstanden sind.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Das Instrument ist beschéadigt, und die jungen
Menschen im Land missen es ausbaden. Den
Lehrerinnen und Lehrern wird der Schwarze Peter
zugeschoben.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Die vielen Details der Pannen sind hinléanglich be-
kannt, und offensichtlich ist auch ein Ende immer
noch nicht abzusehen. Frau Schafer hat schon
auf die Panne mit dem Bewertungsraster hinge-
wiesen.

Aber mir geht es heute nicht im Wesentlichen um
diese Fehler. Es geht darum, wie Sie, Frau Som-
mer, Ihr Haus und die Regierungsfraktionen mit
diesen Fehlern umgehen. Das alles ist fatal. Es
lasst fur die Umsetzung kunftiger bildungspoliti-
scher Reformen nichts Gutes erwarten.

Wie schrieb der ,Kdlner Stadt-Anzeiger® am
7. Juni? Er schrieb:

.Barbara Sommer hat in dieser Woche weitere
Schulreformen angekiindigt. Das kann getrost
als Drohung aufgefasst werden,*

(Beifall von GRUNEN und SPD)

»sind doch die in Arbeit befindlichen — von Tur-
bo-Abitur bis Ganztagsschule — langst nicht
bewaltigt.”

(Marc Jan Eumann [SPD]: Sehr gute Zei-
tung!)

Meine Damen und Herren, Schulreformen werden
unter dieser Ministerin zur Drohung. Frau Som-
mer, Sie haben gesagt: Man kann sich nur fir et-
was entschuldigen, wenn man bewusst einen
Fehler gemacht hat.

Frau Ministerin Sommer, fast 1.900 Schulerinnen
und Schiler haben nachgeschrieben. So viele hat-
ten Sie nicht erwartet. Die Prasidentin wollte sogar
wetten. ,Die Wette gilt, nicht mehr als vier Dutzend
Abiturienten schreiben ihre Klausur neu.” — So laut
~Westfalenblatt“. Verehrte Frau Prasidentin, diese
Wette haben Sie aber dick verloren.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Was heil3t das denn fur die Schilerinnen und
Schiler? Es heif3t: noch einmal Prifungsdruck,
noch einmal pauken. Und wegen lhrer viel zu spé-
ten Reaktion haben sie fur den gesamten Stoff
gerade mal eine gute Woche zur erneuten Vorbe-
reitung. Die Schilerinnen und Schiler mussten
nachsitzen. Sie haben versucht, das auszusitzen,
Frau Ministerin!

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Sie ganz allein sind dafir verantwortlich, weil Sie
Ihre Arbeit nicht ordentlich machen.

(Zuruf von der CDU)

Frau Sommer, Sie sind den Schuilerinnen und
Schilern, den Eltern sowie den Lehrerinnen und
Lehrern eine Entschuldigung fur diese Stimperei
schuldig. Dem Parlament und der Offentlichkeit
sind Sie auch etwas schuldig, namlich aufzuzei-
gen, wie Sie erreichen wollen, dass so etwas in
Zukunft nicht mehr passiert.
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Nachdem alles angeblich Gberhaupt kein Problem
war, fordert der stellvertretende Ministerprasident
jetzt — man hore und staune —, externen Sach-
verstand hinzuziehen. Also hat ihn seiner Mei-
nung nach im Ministerium offenbar keiner mehr.
Und Sie, Frau Ministerin, sagen, personelle Kon-
sequenzen seien nicht erforderlich!

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Doch, Frau Sommer, anders als Sie glaube ich,
dass es auch auf personelle Konsequenzen an-
kommt. Wer sich als Ministerin vom eigenen
Pressesprecher — sicherlich im Auftrag des
Staatssekretars — derart abbugeln lasst und dann
nicht reagiert, hat auch im eigenen Haus die letzte
vorhandene Autoritat verspielt. Jetzt ist dem Letz-
ten klar: Staatssekretéar Winands hat seine Minis-
terin langst in Manndeckung genommen.

Ja, Frau Ministerin, Teamarbeit ist wichtig. Sich
als Team zu verstehen ist gut. Aber Teamorientie-
rung braucht Ziele, ein klares Konzept und Fih-
rung. Sie verstecken sich hinter dem Team, statt
es zu fuhren, Frau Ministerin.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Was fur ein Scherbenhaufen und was fiur ein
Chaos, mit dem Sie jetzt in die Sommerferien ge-
hen! Wegreden, aussitzen, schonreden, panisch
reagieren, sich gegenseitig widersprechen, die
Schuld anderen zuschieben und die Opposition
beschimpfen, statt die Dinge von Anfang an lern-
fahig, problemorientiert und offensiv anzugehen!

Erst in letzter Sekunde haben Sie angesichts der
verheerenden Presseberichte reagiert; denn der
vermutlich fassungslose Ministerprasident hat
gemerkt, dass es so nicht weitergehen kann.

(Michael Solf [CDU]: Sie haben Probleme!)

Ja, Herr Ministerprasident, so kann es nicht wei-
tergehen.

(Zurufe von der CDU: Oh!)

Sie haben der Offentlichkeit versprochen, keine
Experimente auf dem Riicken der Kinder durchzu-
fuhren. Ihr Experiment ,Ministerin Sommer" ist
gescheitert!

(Beifall von GRUNEN und SPD — Zurufe von
der CDU: Oh!)

Indem Sie nicht personell und strukturell darauf
reagieren, tragen Sie, Herr Ministerprasident, wei-
terhin ganz personlich fur dieses und jedes weite-
re Desaster an den Schulen die Verantwortung.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Dass die Abgeordneten im Ausschuss fur Schule
und Weiterbildung weiterhin alles weggeredet ha-
ben — Herr Solf hat auch dafiir ein beredtes Bei-
spiel gegeben —, zeigt, dass Sie alle erkennbar
nicht aus Fehlern lernen und die Beseitigung die-
ser Fehler nicht angehen wollen. Sie sind, auch
heute, in das Muster zuriickgefallen, alles schon-
zureden.

(Michael Solf [CDU]: Kommen Sie doch zur
Sache!)

Wie wenig das tréagt, sieht man am nachtraglichen
Stankern der FDP. Herr Minister Pinkwart im Ka-
binett und Herr Lindner in der ,WAZ" — er ist ja
immer gern dabei —:

,ES kann nicht sein, dass wir nach dem Zent-
ralabitur von Matheprofessoren horen, dass ei-
ne Aufgabe zeitlich nicht zu schaffen ist.”

Nur am Rande, liebe Kolleginnen und Kollegen:
Da war sie wieder, die Methode ,gelber schlanker
Fun®,

Dann versuchen Sie auch noch, eine Gesamt-
schuldebatte anzuzetteln und die Schulformen
gegeneinander auszuspielen. Was fur eine billige
Einlage, meine Damen und Herren!

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Und wenn lhnen gar nichts mehr einfallt, kommt
die letzte Leier: 39 Jahre SPD. Gut, wenn man ei-
nen Sidndenbock hat; schlecht, wenn man diesen
Sundenbock so oft braucht! Das zeigt einmal
mehr, dass Sie auch nach drei Jahren immer
noch nicht in der Regierungsverantwortung fur
dieses Land angekommen sind. Das wird auch an
diesem Beispiel wieder deutlich.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Frau Sommer, |hr Charme in allen Ehren, lhre
Probezeit ist langst zu Ende. Die Phase, in der
Sie Probleme einfach weglacheln konnten, ist
endgliltig vorbei. Liebe Frau Sommer, Sie sind als
Mensch unersetzlich, als Ministerin eine Katastro-
phe.

(Beifall von den GRUNEN)

Wenn Sie sich den Westpol-Beitrag angeschaut
haben, missten Sie gemerkt haben, dass auch
ein anderer das erkannt hat. Er sitzt hier: der Mi-
nisterprasident.

(Zuruf von der CDU)

Ein Vertrauensbeweis hort sich anders an. So viel
Stammeln war selten.
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Herr Ministerprasident, ich erwarte heute keinen
Beitrag mehr von Frau Sommer. Sie hat es oft
genug versucht. Ich erwarte von Ihnen eine Aus-
sage dazu, wie es mit der Bildungspolitik in die-
sem Land weitergeht,

(Zuruf von der SPD: Er hat doch keine Ah-
nung davon!)

damit wir alle in die Sommerferien gehen kdnnen. —
Herzlichen Dank.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Prasidentin Regina van Dinther: Danke schén,
Frau Lohrmann. — Fur die FDP spricht nun Frau
Pieper-von Heiden.

Ingrid Pieper-von Heiden (FDP): Frau Présiden-
tinl Meine Damen und Herren! Es war das Kon-
zert der schragen Tone, das die Opposition in den
letzten Wochen angestimmt hat und heute seinen
dramaturgischen Hohepunkt haben sollte.

(Zuruf von Ralf Jager [SPD])

Doch der Wind ist aus den Segeln, und Frau
Schéfer ist nichts Weiteres eingefallen, als noch
einmal die Chronologie der angeblichen Ereignis-
se zu beschreiben.

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Was heil3t hier
-angeblich“? Die kénnen Sie alle nachlesen!
Die sind alle belegt!)

Das war peinlich. Bei der Debatte um das Zent-
ralabitur geht es Rot-Griin vordringlich darum, zu
skandalisieren.

(Marc Jan Eumann [SPD]: Dieses Desaster
kdnnen Sie nicht mehr schénreden!)

Das Wohl unserer Schilerinnen und Schiiler be-
rihrt Sie erst in zweiter Linie.

(Rainer Schmeltzer [SPD]: In zweiter Linie?)

Wer namlich auf der einen Seite weinerlich seine
Solidaritat mit den Schilern verkiindet, auf der
anderen Seite aber jede LOésung von vornherein
schlechtredet und Unsicherheiten schirt, kann
kaum die Interessen der Schiler im Auge haben.

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Was heif3t ,von
vornherein“? Es hat sich doch gezeigt, dass
es schlecht war)

Stattdessen machen Sie Vermutungen zu Tatsa-
chen und Geruchte zu Ereignissen.

(Hannelore Kraft [SPD]: Wie bitte?)

— Gertchte und Vermutungen zu Tatsachen! So
ist das.

(Hannelore Kraft [SPD]: Ja, wo leben Sie
denn? — Rainer Schmeltzer [SPD]: Geriich-
te? Das sind Fakten!)

— Horen Sie zu! — Sowohl der Philologenverband
als auch der Realschullehrerverband haben Be-
hauptungen der Opposition zu den zentralen Pri-
fungen der Sekundarstufe | bereits als falsch zu-
rickgewiesen. Da wurde nichts, aber auch gar
nichts vertauscht. Und Frau Schéfer beruft sich
auf Erkenntnisse der SPD. Na, ist das spannend!

(Hannelore Kraft [SPD]: Haben Sie schon
mal mit Realschullehrern gesprochen? -
Weitere Zurufe von der SPD)

Unbestreitbar sind beim diesjéhrigen Zentralabitur
Probleme aufgetreten, die zum Wohle der Kinder
und Jugendlichen hatten vermieden werden ms-
sen.

(Zurufe von der SPD)

Gerade mit zwei Mathematikaufgaben haben eini-
ge Schuler erkennbar Schwierigkeiten gehabt.

(Fortgesetzt Zurufe von der SPD)

Nun gilt es, diese Probleme und die Griinde daftr
grundlich zu analysieren, um die Fehlerquellen zu
identifizieren und auszuraumen.

Fur die FDP mochte ich aber in aller Deutlichkeit
noch einmal betonen, dass wir die nun fur die be-
troffenen Schuler gefundene Mdglichkeit, die Pri-
fung zu wiederholen, ausdriicklich begriien.

(Soren Link [SPD]: Wie ist es dazu gekom-
men? -Weitere Zurufe von der SPD)

Die Schiler dirfen nicht die Leidtragenden sein.
Deshalb haben Sie eine neue, eine faire Chance
erhalten.

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Ohne den offent-
lichen Druck hatten Sie das nicht gemacht!)

Rund 1.900 Schiiler haben diese Mdglichkeit ge-
nutzt, und sie waren auch hoch zufrieden mit den
Aufgaben. Damit lag der Anteil der Schiler, die
die Klausuren ein weiteres Mal geschrieben ha-
ben, insgesamt unter 1 % des Jahrgangs. Der An-
teil der Mathematikschiler, die in Grund- und
Leistungskursen noch einmal geschrieben haben,
lag bei etwa 5 %. Diese Zahl ist nicht dramatisch,
aber zu hoch. Jeder Schiler, der sich erneut der
Prifung gestellt hat, ist eben ein Schiler zu viel,

(Zuruf von Carina Gddecke [SPD])
denn es reicht, einmal im Abitur zu stecken.

Die FDP-Fraktion erwartet, dass solche Probleme
kinftig vermieden werden. Und das werden sie
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auch. Der PISA-Koordinator, Andreas Schleicher,
hat noch in dieser Woche betont, dass die Einflih-
rung des Zentralabiturs durch derartige Kinder-
krankheiten — wie er sie nennt und die im Ubrigen
allenthalben aufgetreten sind —

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Das sind Seu-
chen, die Sie da produziert haben! — Zuruf
von Sdren Link [SPD])

nicht ins Stocken geraten dirfe. Und Sie tun so,
als wollten Sie das Zentralabitur abschaffen!

Um solche Probleme kiinftig auszuschlieRen, be-
darf es einer griindlichen Analyse.

(Zurufe von der SPD)

Uns liegt inzwischen Datenmaterial aus einer
Stichprobe vor, das erste Schlisse zulasst. Da-
nach haben offensichtlich nicht alle Schiler an al-
len Schulformen mit den Aufgaben Probleme ge-
habt. Die vorliegende Stichprobe macht deutlich,
dass es bei einer nicht unbetrachtlichen Anzahl
von Gymnasialkursen auch erkennbare Verbesse-
rungen gegeben hat. Dort sind nach der Stichpro-
be ca. 4 % bis 5 % der Schiler betroffen und ha-
ben nachgeschrieben. An den Gesamtschulen
sind es 10 %. Und es ist nicht unredlich, wenn
nachgefragt wird, woran diese Probleme gelegen
haben.

(Beifall von FDP und CDU)

Wir sind hier und wir wurden gewéhlt, um Proble-
me zu analysieren und zu beheben und nicht, wie
Sie es lange Jahre immer wieder getan haben, zu
vertuschen.

(Zurufe von der SPD)

Hatten Sie das nicht gemacht, wéaren wir vielleicht
auch an der Stelle qualitativ inzwischen etwas
weiter

(Beifall von FDP und CDU)

Unredlich ist dagegen, dass die SPD behauptet,
die Lehrerinnen und Lehrer sollten verantwortlich
gemacht werden. Das entspricht nicht der Wahr-
heit. Das ist schlichtweg falsch. Niemand hat Leh-
rer pauschal verantwortlich gemacht. Niemand!

(Carina Gédecke [SPD]: Herr Solf hat es e-
ben wieder getan!)

Zudem hat die groBe Mehrheit der Lehrkrafte
nachweislich sehr gute Arbeit geleistet. Sonst ga-
be es nicht so viele deutliche Verbesserungen bei
den Klausuren. Wenn aber die SPD und die Gri-
nen bereits in zetermordio schreien, sobald man
auf die Obligatorik verweist, ist das mehr als
durchschaubar. Es zeigt deutlich, dass es der

Opposition ausschliellich um Skandalisierung
geht.

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Es ist ein Skan-
dal' — Séren Link [SPD]: Sie tun das schon
selber!)

Wer fur die Schiler die bestmdglichsten Rahmen-
bedingungen schaffen will, der muss auch auf die
Obligatorik verweisen. Wenn Themen in Prifun-
gen vorkommen, die als Pflichtbestandteil durch-
genommen worden sein mussten, dann muss es
auch erlaubt sein, darauf hinzuweisen. Die Schi-
ler des nachsten Abiturjahrgangs muissen die Si-
cherheit haben, dass die obligatorischen Voraus-
setzungen tatsachlich auch gelehrt worden sind.

(Zuruf von Séren Link [SPD])

Dies kann aber nur dezentral gesichert werden.
Das ist keine Kiritik, sondern eine Feststellung, um
solche Probleme zukiinftig auszuschlief3en.

Der zweite wichtige Punkt ist ebenfalls ein Ergeb-
nis der Stichprobe. Offensichtlich hat es in den
Oberstufen der Gesamtschulen deutlich gréere
Probleme mit dem inhaltlichen Stoff gegeben, als
dies an den Gymnasien der Fall war.

(Soren Link [SPD]: Weil sie keine Kernlehr-
plane haben!)

Und noch einmal: Dies muss analysiert werden.
Warum sind an den Gesamtschulen viele Schiiler
im Vergleich zu den Vornoten so dramatisch ab-
gesackt? Diese Frage stellen auch zahlreiche
Schuldirektoren.

Im Juli wird die Gesamtauswertung der Daten vor-
liegen. Dann werden wir Uber eine gesicherte Da-
tenbasis verfiigen und nicht nur Gber Anhérungs-
daten. Dann werden wir zum Wohle der Schiiler,
um die es hier ja geht, analysieren und Ruck-
schliisse ziehen, damit das Zentralabitur beim
nachsten Durchgang ohne Abstriche ein umfas-
sender Erfolg wird.

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Davon haben die
Schiler dieses Jahres sehr viel!)

Ich bedanke mich fiir lhre Aufmerksamkeit, die an
der einen oder anderen Stelle in der SPD und
auch bei den Griinen zu wiinschen Ubrig liel3.

(Ralf Jager [SPD]: Die muss man sich ver-
dienen!)

Deswegen freue ich mich auch auf die noch an-
stehende Debatte tber die Kopfnoten. Da sollten
Sie sorgfaltig zuhdren. — Danke.

(Lebhafter Beifall von FDP und CDU)
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Prasidentin Regina van Dinther: Danke schén,
Frau Pieper-von Heiden. — Fir die Landesregie-
rung spricht nun Frau Ministerin Sommer. Bitte
schon, Frau Sommer.

Barbara Sommer, Ministerin fir Schule und Wei-
terbildung: Sehr geehrte Frau Préasidentin! Meine
Damen und Herren! Man kénnte nach Ihren Vor-
tragen, sehr verehrte Damen und Herren von der
Opposition, glauben, das Grauen gehe um. Statt-
dessen ein paar Zitate aus der Erfolgsgeschichte:
Alles im grunen Bereich — so der Schulleiter der
Hulda-Pankok-Gesamtschule in Dusseldorf; wir
verstehen die ganze Aufregung nicht — so ein
Schulleiter des Geschwister-Scholl-Gymnasiums
in Dusseldorf; bei uns ist alles normal gelaufen, es
war sogar noch problemloser als beim ersten
Durchgang — so die Schulleiterin des Schlol3-
Gymnasiums in Dusseldorf; die Materialfille war
grofRer als sonst, doch das hat nicht zu grof3en Ir-
ritationen gefiihrt — so der Schulleiter des Gymna-
siums in Gerresheim. — Man kénnte die Reihe die-
ser Aussage noch lange fortsetzen.

Meine Damen und Herren, zum zweiten Mal ha-
ben wir Prufungsaufgaben fir rund 60.000 Abitu-
rientinnen und Abiturienten an Gymnasien, Ge-
samtschulen und Weiterbildungskollegs entwi-
ckelt. Das sind, nebenbei gesagt, fast ein Viertel
der Abiturienten bundesweit. Hinzu kommen noch
6.000 weitere Abiturientinnen und Abiturienten an
den Berufskollegs.

Wir sind uns der hohen Verantwortung bewusst,
die sich mit dieser Aufgabe verbindet. Wir haben
fiir die Erstellung, die Uberpriifung und den Trans-
fer der Aufgaben ein besonders engmaschiges
Netz geknipft, um mdgliche Fehler im Vorfeld zu
erfassen und zu korrigieren.

Ziel bei der Erstellung der Aufgaben war, nach-
zuweisende Standards einerseits und die Unter-
richtswirklichkeit an Uber 900 Schulen unseres
Landes andererseits gleichermalien zu berick-
sichtigen sowie Fehler zu vermeiden. Dies ist uns
in nahezu allen der 750 Aufgaben gelungen, die
wir fir das Gymnasium und auch fur die Gesamt-
schule auf Giber 3.000 Seiten erstellt haben.

Aufregung gab es zuné&chst lediglich um eine Ge-
ometrieaufgabe, die nun als ,Oktaederaufgabe”
bezeichnet wird. Die Kritik wandelte sich schnell
von ,unlésbar” zu ,zu umfangreich”, eine deutliche
Akzentverschiebung.

Mit groRBem zeitlichem Abstand wurde dann Kritik
an einer Aufgabe aus der Wahrscheinlichkeits-
rechnung geibt. Hier ging es um Trefferwahr-
scheinlichkeiten bei Freiwirfen im Basketball. Ei-

ne Teilaufgabe sollte wiederum unldésbar sein.
Zum angeblichen Beweis wurde die Stellungnah-
me eines Professors vorgelegt. Von ,unlésbar”
steht darin nichts. AulRerdem sagte ein Kollege,
der auch Mathematikprofessor ist, 6ffentlich, dass
diese Aufgabe problemlos sei.

(Hannelore Kraft [SPD]: Dann konnte man
sie auch lésen!)

Dennoch: Fachlicher Kritik muss nachgegangen
werden.

Ergebnis ist, die in Rede stehenden Aufgaben
sind nicht falsch gestellt, sie sind Iésbar und nach
fachlicher Einschatzung angemessen.

(Manfred Kuhmichel [CDU]: Sehr gut!)

Nach ersten Rickmeldungen tber Probleme bei
der Korrektur der ,Oktaeder-Klausuren“ wurden
am 2. Mai Uber Schulmail alle Schulen auf Fol-
gendes hingewiesen:

Bei der Korrektur sind richtige Lésungsansatze
auch dann zu bertcksichtigen, wenn die Auf-
gabe nicht abschlieBend erstellt wurde oder
Rechenfehler zu falschen Ergebnissen gefiihrt
haben.

Dieser Hinweis, meine Damen und Herren, fand
sich auch schon in der Abiturverfigung, die den
Schulen im Herbst vergangenen Jahres zugegan-
gen ist. Also: nichts nachgeschoben, sondern an
Bekanntes erinnert.

(Beifall von CDU und FDP)

AuRerdem erhielt jede Teilaufgabe folgenden
Hinweis — ich zitiere —:

.Der gewahlte Losungsansatz und -weg muss
identisch mit dem der Modelllésung sein. Sach-
lich richtige Alternativen werden an dieser Stel-
le mit entsprechender Punktzahl bewertet.”

Bei der Ihnen bekannten Stichprobe von 52 Leis-
tungskursen, bei denen die ,Oktaederaufgabe”
ausgewahlt wurde, ergab sich im Schnitt eine Ab-
weichung nach unten von 1,59 Notenpunkten, al-
so gut einer halben Note. Solche Abweichungen
sind gerade in Mathematik keineswegs unge-
wohnlich. Es hat sie in diesem Fach auch schon
zu Zeiten des dezentralen Abiturs gegeben, wie
wir zum Beispiel aus einem ausfuhrlichen Abitur-
bericht 2003 in Mathematik erkennen kénnen.

(Ralf Jager [SPD]: Frau Sommer, sehen Sie
die Begeisterung in den Gesichtern! Schau-
en Sie mal nach rechts! Der Jubel kennt gar
keine Grenzen!)
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Dem unproblematischen Durchschnitt stand je-
doch entgegen, dass Schiller an klar auszuma-
chenden Standorten deutlich grof3ere Probleme
hatten. Es gibt aber auch Schulen, in denen sich
die Abweichungen im erfahrungsgemaf ublichen
Rahmen bewegen, und es gibt eine Reihe von
Schulen, in denen die Prufung mit diesen Aufga-
ben durchschnittlich zu besseren Noten fiihrt als
in den friheren Klausuren. Wegen der grof3en
Streuung war eine Benachteiligung von Prifungen
jedoch nicht auszuschlieRen.

Das ubliche Verfahren, wenn sich Schulerinnen
und Schiiler benachteiligt oder ungerecht beurteilt
fuhlen, ist das Verfahren des Widerspruchs, der
bei der Schule eingelegt wird. Darauf habe ich,
wie Sie festgestellt haben, hingewiesen, meine
Damen und Herren. Auch in der Presse habe ich
das zunéchst gesagt. Widerspruchsverfahren, bei
denen jeder Einzelfall geprift werden muss, sind
allerdings sehr zeitaufwendig. Viele Abiturienten
und Abiturientinnen wollen sich mit ihrem Zeugnis
um einen Studienplatz bewerben. Um Harten zu
vermeiden, haben wir uns fir eine unbdrokrati-
sche und schnelle Lésung entschieden.

(Edgar Moron [SPD]: Makellos!)

Wir haben den Betroffenen daher eine zweite
Chance gegeben, die Moglichkeit des Neuschrei-
bens.

(Hannelore Kraft [SPD]: Bei lhnen war doch
frGher alles in Ordnung! Das verstehe ich
nicht! — Edgar Moron [SPD]: Das war alles
makellos!)

Dadurch stellen wir sicher, dass noch bis zum Fe-
rienbeginn die Ergebnisse in die Gesamtabiturno-
te einflieRen kénnen.

Die Klausuren mit den neu erstellten Aufgaben
sind vorgestern geschrieben worden. Es gibt kei-
ne Rickmeldungen udber Probleme, wohl aber
Abmeldungen von der angesetzten Klausur.

Meine Damen und Herren, auch wenn der Auf-
wand fur die Wiederholungsklausur grof3 war: Es
hat sich gelohnt! Jeder Schiiler, jede Schilerin bei
uns im Land hat eine faire Chance auf Verbesse-
rung erhalten. Keiner geht verloren!

(Lebhafter Beifall von CDU und FDP — Edgar
Moron [SPD]: Das war ja rauschender Bei-
fall!)

Prasidentin Regina van Dinther: Danke schén,
Frau Ministerin Sommer. — Fir die SPD spricht
nun die Kollegin Hendricks.

(Edgar Moron [SPD]: Bei einem makellosen
Zentralabitur eine makellose Rede! — Christi-
an Lindner [FDP]: Schattenministerin a. D.! —
Gegenruf von Hannelore Kraft [SPD] — Hei-
terkeit von CDU und FDP)

Renate Hendricks (SPD): Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Préasiden-
tinl Liebe Zuschauer auf der Triblne! Was wir
heute Morgen gehért haben, kommt mehr einer
Entlastungsstrategie als einer Entschuldigung
gleich, die dieses Land eigentlich verdient hatte,
vor allen Dingen aber die Schilerinnen und Schi-
ler in Nordrhein-Westfalen.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Es geht auch gar nicht um die Frage, ob wir das
Zentralabitur haben wollen oder ob nicht. In die-
sem Punkt sind wir uns alle einig. Ich erinnere
daran, dass die SPD das Zentralabitur in diesem
Land gemeinsam mit den Griinen auf den Weg
gebracht hat. Es ist also nicht so, als wenn wir
uns Uber diesen Punkt streiten sollten.

(Zurufe von der CDU: Oh!)

Ich weil3, dass Sie Geschichte auch ganz gerne
verleugnen. Ihnen fallt immer nur ,39 Jahre* ein.
Aber das reicht an diesem Punkt einfach nicht.

(Beifall von der SPD)

Meine Damen und Herren, wenn man Neuland
betritt — das haben Sie mit der Durchfiihrung des
Zentralabiturs getan —, dann sollte man sich viel-
leicht einmal bei denen erkundigen, die bereits
Sachkompetenz haben. Ich weil3, dass Sie das
bei der Frage der Durchfihrung des Abiturs in
Baden-Wiurttemberg durchaus getan haben. Hin-
terher haben Sie auch einen erstaunlichen
Scharfsinn in den Sicherheitsmalinahmen an den
Tag gelegt.

Was man vonseiten des Ministeriums aber offen-
bar nicht hinterfragt hat, sind die angemessenen
Schwierigkeitsgrade von Aufgaben und die Anfor-
derungen, um Mathematikkenntnisse wirklich ab-
prufen zu kdnnen. Mathe-Cracks als Lehrer stel-
len nun einmal nicht den Durchschnitt dar. Die
von ihnen erarbeiteten Klausuren gehdéren nicht
zu den Klausuren, die der Durchschnitt I6sen
kann. Das sei aber zunachst einmal nur dahinge-
stellt.

Seit April dieses Jahres reif3t die Kritik am Abitur
nicht ab. Bereits im April 2008 schrieb der ,Kdlner
Stadt-Anzeiger”, dass Schuilern und Schilerinnen
zwei Minuten, nachdem sie mit der Abiturklausur
begonnen hatten, klar war, welcher Mathemurks
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hier stattfand. Ich habe Ihnen einmal mitgebracht,
was in der Presseschau des Landtags von Nord-
rhein-Westfalen zum Thema Abitur in den letzten
Monaten abgedruckt worden ist: nach dem Abi,
vor dem Abi; zentrale Schulpriifungen sind ris-
kant; neue Pannen an Schulen; das war doch viel
zu schwer; Tohuwabohu bei zentralen Schulab-
schliissen; Ministerin rechtfertigt Abiprufungen;
NRW-Abiturienten wiederholen Matheklausur;
noch ein Fehler im Matheabitur; zweite Chance
fur Opfer des Pannenabiturs usw. Am Ende steht:
Ruttgers soll die Abi-Panne zur Chefsache ma-
chen. — So kann man es auch machen.

(Soéren Link [SPD]: Das kann er ja mit nach
Frankreich nehmen! — Weiterer Zuruf von der
SPD: Riittgers ist eine Abi-Panne!)

Und Herr Solf stellt sich hierhin und sagt: Alles nur
gelogen!

(Zuruf: So ist das!)

Herr Solf, sagen Sie uns doch, was tatsachlich
gelogen war! Beweisen Sie uns die Liuge doch!
Darliber hinaus sagen Sie auch noch: Alles ma-
kellos! — Das heil3t: ohne Makel. Aber das Kri-
senmanagement, das Sie an den Tag gelegt ha-
ben, ist wahrlich nicht ohne Makel.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Fakt ist: Das ,Experiment Sommer* ist weniger ein
Experiment als ein ,Modell*, vielleicht sollte ich
sagen: ein sympathisches Model.

Morgen finden in Nordrhein-Westfalen die Abitur-
feiern statt. Die betroffenen Schiler und Schiile-
rinnen koénnen ihr Abiturzeugnis dann allerdings
nicht entgegennehmen. Es ist sozusagen ein Zei-
chen des Chaos in Nordrhein-Westfalen.

(Minister Andreas Krautscheid: Damit wer-
den Sie dem Thema aber nicht mehr ge-
recht!)

Das Ministerium versucht eher, den eigenen Kopf
Zu retten, als den berechtigten Eingaben aus den
Schulen Glauben zu schenken und eine realisti-
sche Einschatzung vorzunehmen.

(Minister Dr. Ingo Wolf: Lesen Sie doch die
Welt am Sonntag"!)

Das Zentralabitur 2008, insbesondere aber das
Krisenmanagement ist eines gut gefiihrten Minis-
teriums unwirdig, erst recht einer verantwortli-
chen Politik zum Wohle der Schiler und Schile-
rinnen. Das gilt fir die Ministerin, aber noch viel
mehr flir den Staatssekretér, denn er ist fur das
operative Geschaft zustandig, und nicht zuletzt fir
den Pressesprecher.

(Zuruf von Manfred Kuhmichel [CDUYJ)

Was in den letzten Wochen an Abwiegelungen,
Durcheinander, Fehlinterpretationen und Fehlin-
formationen von diesem Ministerium verbreitet
wurde, kann nur als planlos, unfahig, hektisch,
unkoordiniert und unsensibel im Umgang mit den
Betroffenen bezeichnet werden.

(Beifall von SPD und GRUNEN - Wider-
spruch von der CDU)

Der Staatssekretar hélt sich bedeckt, die Ministe-
rin erzéhlt Widersprichliches, und der Presse-
sprecher redet das Ganze noch schon.

(Sylvia Léhrmann [GRUNE]: Oder wider-
spricht! — Helmut Stahl [CDU]: Jetzt haben
Sie es uns aber gegeben! Was haben wir
uns erschrocken!)

Volle zwei Monate nach den Rickmeldungen der
Lehrer und den Eltern aus den Schulen, die Alarm
geschlagen haben, durfte die Matheklausur nun
nachgeschrieben werden. Spate Einsicht ist
manchmal zu spéat, um Schaden von der Kultus-
birokratie abzuwenden. Nicht die Verantwortli-
chen des Ministeriums haben die Notbremse ge-
zogen, sondern der Ministerprasident personlich.
Sein Machtwort hat die gro3ten Probleme aufge-
fangen.

(llka von Boeselager [CDU]: Daflr ist er ja
auch da! — Gegenrufe und Lachen von der
SPD)

— Sehr schon! Woflur brauchen Sie dann noch ei-
ne Ministerin? — Politischen Instinkt, Herr Minis-
terprasident, haben Sie mit dem Machtwort be-
wiesen. Ziehen Sie jetzt die Verantwortlichen zur
Rechenschaft! Tragen Sie die Verantwortung fir
dieses Mathechaos in Nordrhein-Westfalen!

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Prasidentin Regina van Dinther: Danke schon,
Frau Hendricks. — Fir die CDU spricht nun die
Kollegin Kastner.

Marie-Theres Kastner (CDU): Frau Prasidentin!
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen
und Herren! Politik als Einsatz flr Schilerinnen
und Schiler und Fair Play sehen anders aus als
das, was wir heute gehdrt haben.

(Beifall von der CDU)

Dies ist die Steigerung dessen, was wir in der
letzten Woche erlebt haben. Ich darf an das Ver-
halten der SPD im Ausschuss fiir Schule und Wei-
terbildung erinnern: Man setzte diesen Tagesord-
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nungspunkt als Punkt 5 ein, beantragte dann aber
die Vorziehung dieses Punktes auf Platz 3 der
Tagesordnung. Ich fand es schon sehr seltsam,
dass zu vorherigen Punkten sehr lange Wortbei-
trage geleistet worden sind. Das wurde noch da-
durch gesteigert, dass Frau Schafer uns vorwarf,
wir wirden die Tagesordnung verschleppen. In
Wirklichkeit sah es aber ganz anders aus: Was
als Aktion fur die Presse geplant war, konnte nicht
stattfinden, weil die Presse nicht da war.

(Lachen von Sdéren Link [SPD])

Das Zweite war die Sondersitzung in dieser Wo-
che,

(Zuruf von Hannelore Kraft [SPD])

bei der die Katze aus dem Sack kam. Eigentlich
wollte man nur eines, namlich fragen: Wer ist
schuld, wer muss seinen Platz raumen und wel-
cher Kopf muss rollen?

(Zuruf von Manfred Kuhmichel [CDU])

Als Beispiele der Unterstlitzung wurden Pressear-
tikel genannt. Frau Hendricks, dann nennen Sie
aber auch alle, beispielsweise die ,Welt am Sonn-
tag® mit dem Titel ,Kein Skandal um Abi-
Aufgaben”.

(Minister Dr. Ingo Wolf: So ist das!)

Frau Schafer beruft sich auf die Website ,spick-
mich.de”. Frau Schéfer, ich finde das ganz schon
unredlich. Vor Wochen haben Sie diese Website
noch in die schmutzige Ecke gestellt. Aber wenn
es lhnen passt, verweisen Sie auf genau diese
Website, um alles zu beweisen.

(Lebhafter Beifall von CDU und FDP — Wi-
derspruch von Ute Schéfer [SPD])

Das alles macht fir mich eigentlich nur eines
deutlich: Sie kiimmern sich nicht um die Schiile-
rinnen und Schiiler.

(Beifall von der CDU — Widerspruch von der
SPD)

Sie wollen nur eines: Sie wollen den politischen
Skandal!

(Zuruf von Séren Link [SPD])

Was aber ist denn der Skandal? Ist es ein Skan-
dal, dass die meisten Priifungen geklappt haben?

(Sylvia Loéhrmann [GRUNE]: Ihr Krisenma-
nagement ist ein Skandal')

Ist es ein Skandal, dass in der Mathematik offen-
bar mehr Schiler die Aufgaben gemeistert als
nicht geschafft haben?

(Soren Link [SPD]: Ihr Krisenmanagement ist
ein Skandal!)

Ist es ein Skandal, dass die Mehrheit der Schile-
rinnen und Schiler ganz zufrieden ist? Ist es ein
Skandal, dass diejenigen, die nichts dafur kénnen,
dass die Arbeit so ausgefallen ist, wie sie ausge-
fallen ist, eine zweite Chance bekommen?

(Zuruf von Sigrid Beer [GRUNE])
Nein, das alles ist kein Skandal!

Erinnern wir uns doch einmal daran, warum das
Zentralabitur Uberhaupt eingefiinrt worden ist. Es
ist nicht eingefuihrt worden, damit die Lehrer in
den Abiturklassen schéne Weihnachtsferien ha-
ben.

(Sylvia Lohrmann [GRUNE]: Das ist eine
Frechheit!)

Ziel des Zentralabiturs war und bleibt fir Nord-
rhein-Westfalen, dass an allen Schulen die glei-
che Chance besteht, ein hochwertiges Abitur zu
erreichen.

Es sollen die gleichen Standards gelten. Es kann
und darf nicht sein — das haben wir immer dazu-
gesagt —, dass wir uns am schwaéchsten Glied ori-
entieren, sondern wir miissen MaR3stabe setzen.

(Beifall von CDU und FDP — Zuruf von Sylvia
Léhrmann [GRUNE])

Dass wir solche guten Standards erreichen und
an vielen Stellen schon erreicht haben, daran ha-
be ich keinen Zweifel. Denn wir in Nordrhein-
Westfalen haben keine diimmeren Schiler als in
anderen Bundeslandern.

(Soren Link [SPD]: Man sollte Ihre Rede an
die Schulen verteilen! Das ist grof3artig!)

Wie war das denn unter den bisherigen Abiturbe-
dingungen? Da gab es, wie wir jetzt wieder dar-
gestellt bekommen haben, immer wieder zahlrei-
che Abweichungen. Nur: Aufgrund welcher
Schicksale die Abweichungen entstanden sind,
das hat keinen Menschen interessiert. Das war
das Privatschicksal eines jeden Schiilers. Ob er
mit solchen Geschichten, die er nicht selber ver-
schuldet hat, ein Numerus-clausus-Fach errei-
chen konnte oder nicht, hat keinen interessiert.

(Zurufe von Carina Godecke [SPD] und
Hannelore Kraft [SPD])

Das ist jetzt anders. Das Zentralabitur bewahrt
sich. Jetzt missen wir genau hinschauen. Auch
wenn es sich nur um eine kleine Stichprobe des
Ministeriums handelt, so sagt sie schon viel aus.
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Ganze Schulen haben Abweichungen zu ver-
zeichnen. Auch innerhalb von Schulen gibt es
einzelne, unterschiedliche Lerngruppen, Parallel-
kurse, die verschiedene Ergebnisse zutage ge-
bracht haben.

Aufgabe ist nicht, das Ganze in diesen Klamauk
hineinzustellen. Aufgabe ist eher, genauer hinzu-
schauen und unser Augenmerk auf die Griinde zu
richten, warum das passiert.

(Beifall von CDU und FDP — Zuruf von Wolf-
gang Jorg [SPD])

Dabei geht es weder um die Schelte einer Schul-
form noch um Schuldzuweisungen an einzelne
Lehrer. Diese Eitelkeiten sollten wir uns in diesem
Hause endlich abschminken.

(Beifall von der CDU — Ute Schafer [SPD]:
Dann machen Sie es doch nicht! — Zuruf von
Hannelore Kraft [SPD])

Deshalb stellt die Opposition, meine ich, die fal-
schen Fragen. Die einzig richtige Frage ist meines
Erachtens: Wie schaffen wir es, dass es auf die-
sem Weg keine Verlierer gibt? Genau deshalb ist
die zweite Chance in diesem Jahr die richtige
Antwort. Sie sollte natirlich die Ausnahme blei-
ben.

Wir missen im Sinne der Schilerinnen und Schi-
ler in diesem Jahr nicht Schuldige suchen, nein,
wir mussen uns fragen, welche Stellschrauben wir
nachjustieren missen. Missen wir bei den Lehr-
planen genauer sein? Missen wir Zielbeschrei-
bungen verdeutlichen? Oder missen wir Fortbil-
dungen flr Lehrerinnen und Lehrer zur Verfligung
stellen?

(Soren Link [SPD]: Das wére etwas ganz
Neues!)

Ziel muss es sein, auch mit unserer Unterstiitzung
dafir zu sorgen, dass es noch mehr Schulleiter
gibt, die das sagen kdnnen, was die Schulleiterin
des Gymnasiums Odenthal am letzten Sonntag in
der ,Welt am Sonntag“ ausgefihrt hat. Von den
dortigen 36 Mathepriiflingen haben 28 ihre Vorno-
te verbessert.

(Zuruf von der CDU)

Das beruhe darauf, so sagte die Schulleiterin,
dass die Oberstufenschiler/-innen seit Jahren
konsequent auf die Aufgabenkultur des Abiturs
hingefuhrt worden seien und dass es modernen
Mathematikunterricht gegeben habe.

(Manfred Kuhmichel [CDU]: Aha! — Gegenruf
von Hannelore Kraft [SPD])

Meine Damen und Herren, statt hier Klamauk zu
machen und sich mit der Suche nach dem
Schwarzen Peter aufzuhalten,

(Zurufe von der SPD)

sollten Sie lieber mit uns gemeinsam konstruktiv
am Erfolg des Zentralabiturs mitarbeiten. — Herzli-
chen Dank.

(Lebhafter Beifall von CDU und FDP)

Prasidentin Regina van Dinther: Danke schon,
Frau Kastner. — Der nachste Redner ist Herr Prig-
gen von der Fraktion Bindnis 90/Die Griinen.

Reiner Priggen (GRUNE): Frau Prasidentin! Lie-
be Kolleginnen! Liebe Kollegen! Die Zahl ist schon
oOfters gefallen: 39 Jahre lang haben die jetzigen
Koalitionsfraktionen keine Regierung gestellt. Seit
drei Schuljahren stellen sie die Regierung. Bil-
dungspolitik ist ein zentraler Bereich der Landes-
politik. Deswegen kann man naturlich an dieser
Stelle eine gewisse Bilanz ziehen und etwas
grundsatzlicher dartber reden. Der Verweis
»39 Jahre" hilft nicht.

Wenn man friher, wéahrend dieser ,39 Jahre der
Finsternis®, in den Schulen war, mit Schulleitern
gesprochen und gefragt hat, wo das Problem lie-
ge, wurde auf die BASS hingewiesen, dieses sehr
dicke Buch, und gesagt, eigentlich brauchte man
zusatzlich einen Rechtsanwalt, um eine Schule zu
leiten. Wenn man dann gefragt hat, was sie woll-
ten, haben sie gesagt: Lasst uns endlich einmal
ein Jahr lang in Ruhe!

Wenn ich mir vorstelle, wie manche Teile der heu-
tigen Debatte von Herbert Reul gegen Gabi Beh-
ler gefiihrt worden waren, kann ich nicht nachvoll-
ziehen, dass man diese Debatte als ,Klamauk*
und ,in Teilen widerwartig" beklagt.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Gehen Sie damit ganz nichtern und ganz sach-
lich um! In diesem Hause sind wesentlich hartere
und schéarfere Debatten gefiihrt worden.

Von lhnen ist den 170.000 Lehrerinnen und Leh-
rern Birokratieabbau versprochen worden.

(Beifall von der SPD)

Versprochen wurde, es werde entlastet. Frau
Kastner, Sie sagten eben, das Zentralabitur sei
nicht eingefuihrt worden, damit die Lehrer schéne
Weihnachtsferien hatten.

(Beifall von GRUNEN und SPD — Ute Sché-
fer [SPD]: Unglaublich!)
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Wissen Sie, was das ist? Das ist die alte Arroganz
der Macht, die 39 Jahre lang anderen vorgewor-
fen worden ist. Seien Sie ganz vorsichtig!

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Herr Solf, Sie haben gesagt, die Lehrer seien
schuld. Es wurde von Druckfehlern, makellosen
Aufgaben usw. gesprochen. — Das alles ist doch
nicht die Realitat. Wenn alles makellos ware, ga-
be es nicht 1.900 Nachprifungen.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Es war eine richtige Reaktion, Nachprufungen zu
machen. Um es klar zu sagen: Fehler passieren —
auch in anderen Bundeslandern. Die Frage ist:
Wie gehe ich mit den Fehlern um? Wie schnell
gehe ich damit um?

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Natirlich ist es kein Schaden fiir das Leben, eine
Prifung nachschreiben zu missen. Aber es ist
ganz deutlich ein Fehler der Administration, wenn
es derart lange dauert, wenn man die Leute erst
auf den Rechtsweg verweist und erst nach so
langer Zeit — kurz bevor die Ferien anfangen — zu
einer Korrektur kommt. Der Umgang mit dieser
Frage ist der eigentliche Vorwurf,

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Wissen Sie, was Direktoren von Schulen, die man
fragt, wie es denn gehe — gerade diejenigen, die
nach 39 Jahren eine gewisse Hoffnung haben,
was man nachvollziehen kann, nachdem sie mit
Erlassen und anderem uberfrachtet worden wa-
ren, die gedacht haben, jetzt passiere etwas Neu-
es —, heute sagen? Sie sagen: Wir waren froh,
wenn wir die Erlasse noch hatten! Heute haben
wir einen Mailterror aus dem Schulministerium.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Man benutzt modernste Kommunikationstechnik.
Und die fangen in den Schulleitungen an, vor
Zentralprifungen zu zittern, gehen abends in die
Schule und schauen in den Rechner, schauen
morgens hinein. Die letzte Mail ging an diesem
Montagabend um 18:06 Uhr an alle Gymnasien
und Schulen: Nach Durchfiihrung des Downloads
gibt es wieder Fehler in den Bewertungskriterien.
Wir bitten Sie, dieses und jenes umzuarbeiten. —
So lauft im Moment die Administration. Das ist
kein ordentliches Arbeiten!

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Nun zu einer Petitesse: Ich habe gelernt, dass
solche Erlasse friher immer vom Staatssekretéar
unterzeichnet wurden. Gerade in diesem Punkt

erleben Sie jetzt, wie sich einige Leute im Hinblick
auf die Verantwortung einen schlanken Fulz ma-
chen. Die Anweisung vom Montag wurde namlich
von Frau Marietrud Schreven, Gruppenleiterin im
Ministerium, unterzeichnet. Das heil3t: Diejenigen,
die fur diese Negativbotschaften verantwortlich
sind, unterschreiben sie nicht mehr, sondern la-
gern das in die zweite oder dritte Reihe aus, in der
politisch untergeordnete Leute sitzen.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Es war doch nachvollziehbar, dass die Leute in
den Schulen gesagt haben: Wir haben eine Bil-
dungsaufgabe. Wir kennen die PISA-Diskussion.
Wir brauchen den Blrokratieabbau. — Dem diente
unser alter gruner Vorsto3: ,Selbststéandige Schu-
le* Zug um Zug ausweiten, weg vom alten Glau-
benskampf — der wieder angeklungen ist — Gym-
nasien versus Gesamtschulen.

Was haben Sie gemacht? — Sie haben als Erstes
Ilhre sechs Kopfnoten eingefiihrt. Uber dieses
Thema sprechen wir ja gleich noch. Mehr an un-
sinniger verriickter Birokratie ist in so kurzer Zeit
noch nie von einer Administration geschaffen
worden.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Ich habe ja Verstandnis daflr, dass, wenn nach
39 Jahren eine konservative Regierung dran-
kommt, sie Flei3 und Betragen wieder einfihrt
und dies dann ,Kommunikation®, ,Interaktion“ oder
wie auch immer nennt. Aber doch nicht sechs No-
ten! Sie sollten dann auch keinen faulen Kom-
promiss mit drei Noten machen.

(Vorsitz: Vizepréasident Edgar Moron)

Fehler kann man machen. Aber an irgendeiner
Stelle muss man sagen, dass es ein Fehler war,
den man korrigieren muss. Geben Sie dieses Sig-
nal nach drauRen. Lassen Sie sich nicht von ei-
nem FDP-Parteitagsbeschluss oder sonst etwas
treiben. Gerade die konservative Partei sollte die
Reduzierung durchsetzen. Es ist verninftiger. Sie
nehmen den Lehrern damit eine Last von den
Schultern. Es ist einfach unsinnig. Das wissen Sie
mittlerweile doch auch selber.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Machen Sie flexible Lésungen mdglich. Es ist
doch ein Unfug, dass Sie Ihren eigenen kommu-
nalen Mehrheiten wie in Schdppingen oder
Horstmar nicht die Chance erdffnen, jenseits von
diesen Glaubenskriegen Schulformen auszupro-
bieren, die eine wohnortnahe Versorgung erlau-
ben. Geben Sie denen doch die Mdglichkeit! Das
ist mein Appell.
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(Beifall von den GRUNEN)

Ich komme zum Schluss. Der Hinweis auf die
39 Jahre ist ja richtig. Ich sage lhnen: So, wie Sie
mit den Problemen umgehen, werden Sie es in
einem Zehntel der Zeit schaffen — ich wette mit
Ihnen: in 3,9 Jahren; das ist ja in Kirze —, dass
die Mehrheit der 170.000 Lehrerinnen und Lehrer
und die Eltern,

(Beifall von GRUNEN und SPD)

die Sie unter Umstédnden noch mit Wohlwollen
erwartet haben, dieser Art des Vorgehens (ber-
drussig sein werden. Sie werden die Quittung da-
fur bekommen, wenn Sie |hren Kurs nicht in der
Sache und mit Vernunft korrigieren. — Danke
schon.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Vizepréasident Edgar Moron: Vielen Dank, Kolle-
ge Priggen. — Fir die FDP hat der Abgeordnete
Witzel das Wort.

Ralf Witzel (FDP): Herr Prasident! Meine sehr
verehrten Damen und Herren! Es ist eine pure
Selbstverstandlichkeit, dass Schiiler in Aufgaben-
stellungen Vertrauen haben missen und Aufga-
benstellungen den Lehrplanen und curricularen
Vorschriften entsprechen mussen, wie es vorher
kommuniziert worden ist. Diesbezlglich gab es
bei Uberprifung der Aufgabenstellungen keine
Beanstandungen, auch nicht bei der Mathematik.

Sie wissen, dass sich alle acht Aufgaben, die den
Schulen vorlagen, aus dem Curriculum ableiten.
Die Schulen vor Ort hatten die Gelegenheit, auf
die funf dieser insgesamt acht Aufgaben, die ihrer
Einschatzung nach am wenigsten mit der Intensi-
tat des vorherigen Unterrichts Ubereinstimmten,
zu verzichten und den Schiilern die verbliebenen
drei in der Prifung an die Hand zu geben.

Meine Damen und Herren von der Opposition, ich
warne Sie: Sie dirfen nicht problemblind sein. Die
Reflexe, die Sie hier beim Thema Gesamtschule
zeigen, sind peinlich.

Sie sollten sich ganz niichtern die Stichproben —
es sind bislang nur Stichproben, aber ich bin ger-
ne bereit, mich in wenigen Wochen mit den Er-
gebnissen der landesweiten Vollerhebung ausei-
nanderzusetzen, was Sie auch tun sollten — an-
schauen.

Sie zeigen, dass weit Uberdurchschnittlich die hier
und heute diskutierten Probleme Probleme von
Gesamtschilern sind. Mdglicherweise bestatigt
sich also 2008 das, was wir schon 2007 gesehen

haben, dass namlich im Zentralabitur in allen rele-
vanten Fachern Notenverschlechterungen aus-
schlie3lich bei Gesamtschilern eintreten. Im Mit-
tel gab es im Vergleich zu den Vornoten nirgends
Notenverbesserungen. Von daher ist die Enttu-
schung verstandlich. Das war auch beim letzen
Mal so. Wenn einem Schiler Gber Jahre eine No-
tenillusion vermittelt wird und er dann bei zentra-
len Prifungen, bei denen Gesamtschiiler im
Wettbewerb mit Gymnasiasten antreten, feststel-
len muss, dass er absackt, dann freut das natr-
lich den Einzelnen nicht.

Das sagt aber viel Giber das dem Ganzen zugrun-
de liegenden System aus. Gesamtschulen — das
darf man bei dem, was Sie immer Positives Uber
Gesamtschulen verkiinden, nicht vergessen — ha-
ben nahezu jeden zweiten Schiler, der dort in
Klasse 11 angefangen hat, vor den Abiturprifun-
gen aussortiert.

(Ute Schéfer [SPD]: Das ist Ihr Lieblingsthe-
ma, aber nicht das Thema des Tages!)

Wenn dann bei denen, die Ubrig bleiben, diese
offenkundigen und erkennbaren Unterschiede auf-
treten, dann ist das eine wichtige Variable, die wir
hier ausdricklich mitdiskutieren missen.

Ich sage Ihnen deshalb ganz deutlich: Wir mis-
sen uns umfassend die Berichte anschauen. All
das, was die Stichproben der Untersuchungen
bislang zeigen, spricht nicht fur flachendeckende,
alle Schiler in gleicher Weise betreffende Prob-
leme. Man muss sehr individuell prifen, wie wel-
che Schiler mit welchen Problemlagen umgegan-
gen sind, welche Unterschiede es zwischen den
Schulstandorten und den Schulformen, also zwi-
schen Gesamtschulabitur und gymnasialem Abi-
tur, gibt. Die Diskussion, die wir hier fihren mis-
sen, ist sehr facettenreich.

Dass Sie, Frau Ministerin a. D. Schafer mit Kro-
kodilstranen Uber aktuelle Prifungsbeschwerden
jammern, setzt dem Ganzen die Krone auf. Sie
sind doch die verantwortliche Ministerin der letz-
ten Legislaturperiode gewesen, die bei der Einfuh-
rung von Lernstandstest allen Schilern ein fal-
sches Brentano-Gedicht vorgelegt hat.

(Beifall von der FDP)

Ihre Leute haben wahrscheinlich von lhnen die
Anweisung bekommen, dass Brentano mit in die
Prufung aufzunehmen ist. Das hat sich nachher
glucklicherweise alles aufgeklart, auch durch Ihr
Haus. lhre Leute sind dann ins Internet gegangen,
haben von einer privaten Seite eines Betreibers in
den Niederlanden, auf der sein Lieblingsgedicht
von Brentano aufgefiihrt war, irgendeinen Text
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heruntergeladen, der Uberhaupt nicht in die zeit-
geschichtliche Epoche von Brentano passte. Die-
sen Text haben Sie dann fiir die entsprechenden
Lernstandstests vorgelegt.

(Zuruf von Ute Schéafer [SPD])

Frau Schafer, das war lhre Politik. Angesichts
dessen, was dort geschehen ist, wiirde ich heute
etwas kleinere Brotchen backen.

(Beifall von FDP und CDU)

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr
Kollege Witzel. — Jetzt hat fur die Landesregie-
rung Frau Schulministerin Sommer das Wort.

Barbara Sommer, Ministerin fir Schule und Wei-
terbildung: Sehr geehrter Herr Prasident! Meine
Damen und Herren! Alle Bundeslander, die wie
Nordrhein-Westfalen zentrale Prifungen einfih-
ren, erleben derzeit das gleiche Phanomen:

In Schleswig-Holstein und Niedersachsen ist von
angeblich kritikwirdigen Aufgabenstellungen im
Abitur die Rede. In Hamburg lasst meine neue
grine Kollegin die Mathematikvergleichsarbeiten
der Klasse 10 am Gymnasium neu benoten. In
Berlin missen 28.000 Zehntklassler die zentralen
Prifungen in Mathematik wiederholen, weil es of-
fenbar in 60 Schulen Unregelmé&Rigkeiten gege-
ben hat; das heil3t: Die Schiler kannten vorher die
Aufgaben.

Die GEW in Berlin empfiehlt diesbezuglich laut
Presseberichten Ubrigens meinem Berliner Kolle-
gen, bei der Versendung der Klausuren wie in
Nordrhein-Westfalen vorzugehen.

(Beifall von der CDU - Minister Andreas
Krautscheid: Aha!)

Meine Damen und Herren, das Zentralabitur dient
der Sicherung von Standards und der Qualitat des
Abiturs in Nordrhein-Westfalen.

Andreas Schleicher von der OECD hat sich am
Montag gegeniiber dpa und dem Schulministeri-
um folgendermaflen gedullert — es ist ein langes
Zitat; wir sollten es aber genau so nehmen, wie er
es gemeint hat —:

.Nordrhein-Westfalen hat mit der Einfihrung
des Zentralabiturs einen wichtigen Schritt ein-
geleitet, um Bildungsleistungen transparenter
zu bewerten und damit den Zugang zu weiter-
fuhrender Bildung, insbesondere zur Hochschu-
le, gerechter zu gestalten.

Wie in den meisten OECD-Staaten war die Ein-
fuhrung des Zentralabiturs auch in Nordrhein-

Westfalen mit einigen Kinderkrankheiten ver-
bunden, die schwer zu vermeiden sind.

Zunéchst hat das Zentralabitur Probleme ein-
fach nur sichtbar gemacht, die ohne vergleich-
bare Standards unerkannt geblieben waren.
Ohne vergleichbare Standards besteht namlich
die Gefahr, dass Schulen mit geringeren durch-
schnittlichen Leistungen die Schwierigkeiten
der Abschlussprifung herunternivellieren.

Da der Leistungsstand der Schiler und Schu-
len vor Einfuhrung des Zentralabiturs unbe-
kannt war, war es aulRerdem nicht ohne Weite-
res maglich, die Schwierigkeiten der Aufgaben
vorab optimal an das Leistungsspektrum der
Schiller und Schulen anzupassen. Diese Erfah-
rung, die die meisten OECD-Staaten gemacht
haben, unterstreicht die Notwendigkeit des
Zentralabiturs jedoch nur noch mehr.

Bedauerlich ist sicherlich, dass mit derartigen
Anpassungsschwierigkeiten im  Einfihrungs-
prozess nicht hinreichend gerechnet wurde.
Dies wird jetzt durch die Mdéglichkeit zur Nach-
prufung ausgeglichen.

Die Einfuhrung des Zentralabiturs in Nordrhein-
Westfalen bleibt jedoch ein wichtiger Fortschritt.
Es ist deswegen entscheidend, dass die weite-
re Entwicklung des Zentralabiturs durch derar-
tige Kinderkrankheiten nicht ins Stocken gerét.

Ministerin Sommer hat sich bei der Gestaltung
wichtiger Reformen an den Erfahrungen der
leistungsfahigen Bildungssysteme orientiert.
Wir werden diesen Prozess auch weiterhin un-
terstutzen.”

So Andreas Schleicher.
(Beifall von der CDU)

Leistungsnivellierung, wie sie friiher moglich war,
ist der falsche Weg. Damit haben Sie unseren
Schilerinnen und Schiilern damals einen Baren-
dienst erwiesen. Wenn unsere jungen Menschen
in Nordrhein-Westfalen sich dem nationalen und
internationalen Vergleich stellen sollen, dann
brauchen sie klare Orientierung Uber anerkannte
Standards und keine Verschleierung ihres tat-
sachlich erreichten Leistungsstandards. Deshalb
sagen wir Nein zu einer pauschalen Heraufset-
zung um zwei Punkte, wie Frau Schéfer sie gefor-
dert hat.

(Ute Schafer [SPD]: Frau Schavan hat das
gemacht!)

Gleichmacherei — das kennen wir schon.
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Wir werden zunachst Verfahren und Ergebnisse
wie im Vorjahr sorgfaltig evaluieren. Die konkreten
Probleme, die sich an manchen Standorten ge-
zeigt haben, kdonnen sehr unterschiedlich sein.
Dem muss und wird in der Evaluation des Abiturs
2008 nachgegangen werden. Wir werden an Be-
wahrtem festhalten, sind aber gleichzeitig offen fir
Weiterentwicklung.

(Hannelore Kraft [SPD]: Sprechblasen!)

An dieser Stelle ist ein Dank an alle Kommissio-
nen zu richten, die sich dieser Aufgabe gestellt
haben und sich beteiligt haben. Ich darf ihnen da-
fur danken, wie vorbildlich sie sich eingesetzt ha-
ben.

Dieser Dank gilt selbstverstandlich auch all dieje-
nigen Lehrerinnen und Lehrern,

(Marc Jan Eumann [SPD]: Darauf haben die
jetzt wirklich gewartet!)

die das gesamte Abiturverfahren einschlief3lich
des Nachholtermins verantwortlich mitgetragen
haben. Herzlichen Dank an diese Kolleginnen und
Kollegen!

(Beifall von CDU und FDP)

Meine Damen und Herren, die Aufgabenentwick-
lung wird weiterhin eine schwierige Gratwande-
rung zwischen standardorientierten Anforderun-
gen und dem durchschnittlichen Leistungsstand
der Schilerinnen und Schuler bleiben. Dabei wer-
den wir aber nicht stehen bleiben. Wir missen
und werden Schulen beraten und unterstitzen,
um ihre Unterrichtsentwicklung voranzubringen.
Das gilt in besonderer Weise auch fur den Bereich
Mathematik.

Anknipfend an das, was insbesondere meine
Vorrednerinnen von der Opposition gesagt haben,
kdnnte man noch vieles anmerken.

(Carina Godecke [SPD]: Ja, aber Sie nicht!
Sie sind dazu nicht in der Lage!)

Mir ist klar geworden, dass wir einen richtigen
Weg gegangen sind. Wir kénnen auch ruhig
schlafen, weil wir eine sachgerechte Lésung ge-
funden haben, mit der wir den Schilerinnen und
Schillern unseres Landes eine weitere Chance
gegeben haben. Den Einzelnen in den Blick zu
nehmen, das ist unsere Pramisse. Ich glaube, da
haben wir richtig gehandelt.

(Sigrid Beer [GRUNE]: Nein, weil Sie es be-
reits verschlafen haben!)

Lassen Sie mich noch eine persénliche ...

Vizeprasident Edgar Moron: Frau Ministerin, Ih-
re Redezeit ist beachtlich tiberschritten.

Barbara Sommer, Ministerin fur Schule und Wei-
terbildung: Danke. — Lassen Sie mich zum
Schluss eine personliche Bemerkung anfugen.
Versteckt oder offen fordern Sie ja meinen Kopf.
Da halte ich es mit Helmut Kohl,

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Der Ver-
gleich mit Helmut Kohl ist aber ein gewag-
ter!)

der auf der Hohe seiner Macht der Opposition zu-
gerufen hat: Dass Sie meinen Kopf fordern, ist
normal. Oder soll ich das auch noch fiir Sie ma-
chen? — Danke.

(Anhaltender Beifall von CDU und FDP)

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau
Ministerin Sommer. — Flr die SPD-Fraktion hat
der Abgeordnete Grof3e Bromer das Wort.

Wolfgang Grol3e Bromer (SPD): Herr Prasident!
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Frau
Ministerin Sommer, wir fordern nicht lhren Kopf.
Wir fordern nur ein, dass Sie auch selbst das
Werteraster beachten, das Sie zum Beispiel bei
den Kopfnoten fir jeden Schiler und jede Schiile-
rin in diesem Land zugrunde legen. Wir erwarten,
dass Sie an irgendeiner Stelle endlich einmal ei-
nen Fehler zugeben — und zwar rechtzeitig
zugeben — und diese Grol3e einfach einmal zei-
gen.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Lassen Sie mich auf ein zweites Missverstandnis
in dieser Debatte hinweisen, das in einigen Wort-
beitrdgen nun auch Zeit gekostet hat. — Es geht ja
nicht um die Frage, ob das Zentralabitur an sich
sinnvoll ist, sondern darum, wie dieses Zentralabi-
tur durchgefuhrt worden ist.

(Zuruf von Michael Solf [CDU])

Insbesondere geht es darum, wie es vorbereitet
worden ist, Herr Kollege Solf.

(Beifall von der CDU — Erneut Zuruf von Mi-
chael Solf [CDU])

Lieber Kollege Solf, gestatten Sie mir, weil Sie
sich jetzt schon lauthals zu Wort melden, vorweg
eine grundlegende Bemerkung zu dem Debatten-
stil, den die beiden Koalitionsfraktionen heute hier
gezeigt haben. Herr Kollege Solf, fur lhren Wort-
beitrag gibt es eigentlich nur eine einzige Ent-
schuldigung, ndmlich die vierte rhetorische Regel
aus dem Rhetorik-Proseminar der Konrad-
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Adenauer-Stiftung: Wenn du eine Debatte nicht
gewinnen kannst, dann beleidige den politischen
Gegner. — Das war lhr Prinzip.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Beim Kollegen Witzel ist heute wieder deutlich
geworden, wie schlicht sein Weltbild ist, insbe-
sondere sein bildungspolitisches Weltbild. Dieses
schlichte Weltbild besteht aus zwei Satzen:

Erster Satz: Schuld ist Rot bzw. Rot-Griin in den
letzten 39 Jahren oder zumindest in den letzten
funf; mehr haben Sie ja nicht miterlebt.

uUnd der zweite lautet: Wenn das nicht hilft, sind
es die Gesamtschiilerinnen und Gesamtschiiler,
die unser Bildungssystem kaputt machen.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Das ist Ihr schlichtes Weltbild. Sie sollten langsam
dartiber nachdenken, ob Sie sich nicht mit Fakten,
mit Inhalten auseinandersetzen wollen, anstatt nur
Stellungnahmen des Philologenverbandes von vor
20 Jahren auswendig daherzupredigen.

(Marc Jan Eumann [SPD]: Fur Herrn Witzel
ist die Welt ja auch eine Scheibe!)

Ich glaube, es ist ganz wichtig, noch einmal deut-
lich zu machen, dass es vollig fehl am Platze ist,
den Schilerinnen und Schiilern, den Lehrerinnen
und Lehrern bzw. den Schulen die Schuld zuzu-
schieben. Das ist eine Vernebelungstaktik son-
dergleichen. Eben ist behauptet worden, das sei
nie passiert.

Ich zitiere Frau Ministerin Sommer aus der ,WAZ"
vom 29. April:

.Hat die Schule die Jugendlichen auf eine sol-
che Aufgabe gar nicht vorbereitet? Warum ha-
ben die Lehrer diese Aufgabe ausgewahlt?"

Oder ich zitiere Herrn Priboschek:

»,und kein Lehrer war gezwungen, diese Aufga-
be zu wahlen."

Das war am 25.04.

Allein die Organisation der Nachschreibeklausur
hat gezeigt, dass da wieder hopplahopp reagiert
worden ist. Wieder sind bei der Aufgabenstellung
Fehler gemacht worden — diesmal nicht bei der
Aufgabenstellung, sondern beim Bewertungsras-
ter. Und die Tatsache, dass vorgestern die Lehre-
rinnen und Lehrer eingeladen worden sind, heute
und morgen diese Nachschreibklausuren im Mi-
nisterium zu korrigieren, das zeigt die ganze
Hopplahopp-Organisation in der Vorbereitung des

Zentralabiturs und die Fehlerhaftigkeit, die darin
liegt.

Ich glaube, wenn man die Schilerinnen und
Schiler dieses Landes vor &hnlichen Chaosklau-
suren im nachsten Jahr schitzen will, dann erfor-
dert das mehr, als hier nur Lippenbekenntnisse
abzugeben. Dann muss endlich einmal dargestellt
werden: Wer bereitet die eigentlich vor? Wer kon-
trolliert die Aufgaben? Ist das eine Vierergruppe
im Ministerium, wie man so hért, mit Problemen,
Uber den Tellerrand zu schauen und mit Betriebs-
blindheit sondergleichen? Oder ist da ein Control-
ling eingefuihrt, das im Sinne der Schilerinnen
und Schiler diese Fehlerhaftigkeit in Zukunft ver-
meiden wird?

Noch eine andere Bemerkung, was dieses lange
Zogern betrifft: Es ist nun wirklich hanebtichen,
wie erst verharmlost worden ist. Das geschah
auch noch heute in den Debattenbeitrdgen. Von
Makellosigkeit war die Rede, dann von Ligen, die
von der Opposition in die Welt gesetzt worden
sind. Dabei wurde dann wieder einmal die ,flnfte
Kolonne" in Anspruch genommen, die diese Abi-
turklausur infrage gestellt hat. Wenn es denn so
war — Kollege Priggen hat es eben schon einmal
deutlich gemacht — und wenn die Aufgabenstel-
lungen so makellos waren, warum muss dann,
verdammt noch mal — Entschuldigung, Herr Pra-
sident! —, verflixt noch mal, Uberhaupt ein Nach-
schreibetermin stattfinden? Beantworten Sie diese
Frage doch einmal!

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Eine letzte, ganz personliche Anmerkung an Frau
Ministerin Sommer gerichtet: Frau Ministerin
Sommer, ich hatte gerade schon gesagt, dass wir
nicht Ihren Kopf fordern. Sicherlich ist in diesem
Zusammenhang auch das eine oder andere harte
Wort an lhre Person gerichtet worden. Ich habe
aber eben beobachtet, von wem die brutalste Kri-
tik heute — non verbal — demonstriert worden ist.
Es geschah an dieser Stelle, an diesem Platz.

(Der Redner weist auf den Platz des Minis-
terprasidenten.)

Wir konnten sehen, wie sich der Ministerprasident
dieses Landes wahrend lhrer Rede verhalten hat,

(Beifall von SPD und GRUNEN)

welche Mimik er gezeigt und dass er keinen Bei-
fall geklatscht hat. Das war die harteste Kritik an
Ihrer Person, die hier heute demonstriert worden
ist. Ich glaube, Sie haben im Kabinett Diskussi-
onsbedarf.

(Beifall von SPD und GRUNEN)
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Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr
Kollege GroRRe Bromer. — Fur die CDU-Fraktion
hat Herr ,Reeker* das Wort. Herr ,Recker” natiir-
lich; jetzt habe ich es wieder falsch ausgespro-
chen. Aber Sie korrigieren mich gleich.

Bernhard Recker (CDU): Herr Prasident! Meine
sehr geehrten Damen und Herren! Mein Name ist
~Recker”,

(Heiterkeit)

Meine Damen und Herren! Es ist schon toll, Herr
GroRRe Bromer, wie Sie Gedanken lesen kénnen.
Wenn wir heute Uber das Zentralabitur diskutie-
ren, ist es schon makaber, dass Sie sich, die Sie
sich jahrzehntelang gegen diese zentrale Prifung
gewehrt haben, jetzt hier als Gralshiter dieses In-
struments hinstellen. Das ist schon spannend,
meine Damen und Herren.

(Beifall von der CDU)

Ich habe in der letzten Woche mit mindestens
25 Schulleitern von Gymnasien und auch Ge-
samtschulen gesprochen, unter anderem mit acht
hier in Dusseldorf. Ich habe eine Frage gestellt,
namlich nach der Ursache. Ich habe ubrigens
gestern auch einige Laien, die mit Besuchergrup-
pen hier im Hause waren, gefragt. Ich habe ge-
fragt: Kann mir bitte irgendjemand aus diesem
Kreise erklaren, warum eine Lehrperson, wenn sie
aus acht Aufgaben drei auswahlen kann und der
Meinung ist, dass die Oktaeder-Aufgabe schwer
I6sbar oder vielleicht auch nicht entsprechend
vorbereitet war, gerade diese Aufgabe wahlt? —
Ich habe von niemandem eine Antwort bekom-
men, meine Damen und Herren. Hier sollte man
wirklich erst einmal Ursachenforschung betreiben.

(Beifall von der CDU — Zuruf von Hannelore
Kraft [SPD])

Meine Damen und Herren, Sie wissen auch, was
Schulleiterin Frau Schmoll-Engels aus Odenthal
gesagt hat, die da zitiert wurde:

.FUr mich ist es unerklarlich, warum andere
Gymnasien derartige Ausfalle zu verzeichnen
haben. Die Art des Stoffes und der Aufgaben-
stellung waren vom Ministerium lange bekannt
gegeben worden.”

Diese Fakten sollten wir uns vor Augen halten,
damit wir zur Versachlichung kommen. Frau
Sommer hat das eben auch deutlich gemacht. Sie
haben ja eben den ,Kdélner Stadt-Anzeiger” so ge-
lobt. Wenn Herr Schleicher darin wiedergegeben
wird mit den Worten, dass in fast allen Landern
wie in den meisten OECD-Staaten Anlaufschwie-

rigkeiten festgestellt worden sind und dies nicht
ungewohnlich sei, dann ist es ein normaler Vor-
gang, dass dort auch einmal Differenzen auftau-
chen.

(Zuruf von Sylvia Léhrmann [GRUNE]))

— Frau Loéhrmann, es gibt keine Krise und kein
Chaos, wie Sie das hier darstellen. Es gibt nur ei-
ne Opposition, die gescheitert ist, meine Damen
und Herren,

(Beifall von CDU und FDP)

die abgewahlt und perspektivios ist. Sie nutzen
jede Gelegenheit, Probleme zu suchen. Das ist
zwar noch mdglich, aber wie Sie sie aufblahen, ist
auch den Schuilern gegentiber unverantwortlich.

(Zuruf von Rudiger Sagel [fraktionslos])

Meine Damen und Herren, diese billigen Attacken
auf Frau Sommer sind durchsichtig und mies. Sie
leistet gute Arbeit und hat unsere volle Unterstut-
zung.

(Beifall von CDU und FDP)

Ich sage das ganz deutlich. Und wenn man auf-
grund solcher Situationen, die bei Priifungen ganz
normal sind, Rucktrittsforderungen stellt,

(Zuruf von Marc Jan Eumann [SPD])

dann wéren Sie, Frau Schéfer, keine vier Wochen
im Amt gewesen. Das steht fest. — Herzlichen
Dank.

(Beifall von CDU und FDP)

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr
Kollege Recker. — Wiunscht noch jemand das
Wort? — Nein. Damit ist die Aktuelle Stunde be-
endet.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir
kommen zu:

2 Wohnraumférderung von Mietenstufen ent-
koppeln

Antrag
der Fraktion der SPD
Drucksache 14/6954

Ich er6ffne die Beratung und erteile fur die antrag-
stellende SPD-Fraktion dem Herrn Abgeordneten
Roken das Wort. Bitte schon.

Wolfgang Roken (SPD): Herr Prasident! Meine
Damen und Herren! Nach der desastrésen Woche
fir den Wohnungsmarkt in Nordrhein-Westfalen —
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Stichwort LEG-Verkauf an eine Heuschrecke
durch die CDU/FDP-Landesregierung — machen
wir heute erneut einen Vorschlag fiir die Wohnpo-
litik in Nordrhein-Westfalen, der zukunftsweisend
sein kann.

Meine Damen und Herren, die Landesregierung
selbst hat es festgestellt: Den einen Wohnungs-
markt in Nordrhein-Westfalen gibt es nicht mehr.
Es gibt viele Teilmarkte, die vollig unterschiedlich
funktionieren und die auch voéllig unterschiedlich
bewertet werden missen. Es gibt boomende Re-
gionen im Rheinland. Es gibt aber auch groR3e
Teile des Ruhrgebiets, die mit Uberalterten Be-
stdnden leben mussen. Es gibt Ballungskerne,
Ballungsrandzonen, landlichen Raum und solitare
Verdichtungsrdume.

Erster Befund: Es gibt in Nordrhein-Westfalen un-
terschiedliche Wohnungsmaérkte, die unterschied-
lichen Regeln folgen.

Schauen wir uns an, wie die Foérderung fur den
sozialen Wohnungsbau derzeit gestaltet ist. Uber
den Indikator Mietenstufen wird im Wesentlichen
festgelegt, wie hoch einerseits die Landesfoérde-
rung ist und andererseits die Miete, die im sozia-
len Wohnungsbau verlangt werden kann. Fur
hochpreisige Standorte wie beispielsweise Koln
gibt es noch einmal einen Aufschlag, um die ho-
heren Grundstuckskosten auszugleichen. Davon
abgesehen sind es die Mietenstufen, die einheit-
lich fur die ganze Stadt die Hohe der Forderung
festlegen.

Zweiter Befund also: Es gibt derzeit im Land eine
soziale Wohnraumforderung, die auf die speziel-
len Situationen in den unterschiedlichen Markten
eben nicht eingeht.

Eben dies wird zunehmend problematisch. Dies
sehen Ubrigens auch der Stadtetag und die Woh-
nungswirtschatft so.

Meine Damen und Herren, schauen wir uns ein-
mal an, wozu dies flhrt.

Da flieRen in groRem Umfang Mittel in die Speck-
gurtel der Ballungsrdume, weil hier einerseits das
Bauland gunstiger ist als in der Grof3stadt neben-
an und andererseits die Mietenstufen héher sind,
weswegen man nicht nur eine bessere Forderung
bekommt, sondern auch mehr Miete verlangen
kann.

Man kdnnte auch sagen: Hier macht die Landes-
regierung eine verkappte Politik fiir den landlichen
Raum. Damit fordert sie massiv Zersiedlung, und
das gegen all ihre eigenen Beschlisse. Hier pro-
duziert sie die Wohnungsmarktprobleme der
nachsten Jahre. Denn auch das von ihr okkupierte

Pestel-Gutachten stellt fest, dass fur Ein- und
Zweifamilienhduser in weniger gut erschlossenen
Regionen der Markt bald zusammenbrechen wird.

Da werden Wfa-Mittel am Ende des Jahres noch
nach dem Windhundverfahren verteilt, weil fir be-
stimmte Stadte die Férderkonditionen so unguinstig
sind, dass es sich tberhaupt nicht mehr lohnt zu
investieren. Wo landet das Geld dann wieder? — Es
landet dort, wo die Forderkonditionen am gulinstigs-
ten sind, und nicht dort, wo das Geld benétigt wird.

(Beifall von der SPD)

Meine Damen und Herren, hinzu kommt: Auf den
Kosten, die solche Vorhaben generieren, zum
Beispiel fir neue Infrastruktur, bleiben dann die
Kommunen sitzen. Einen vorhandenen OPNV als
Forderungsvoraussetzung haben Sie ja abge-
schafft, Herr Wittke, wahrscheinlich damit es dann
fur den landlichen Raum noch leichter wird, Mittel
abzurufen. In den Stadten hingegen uberaltern
Bestande, Quartiere und werden zum Teil sich
selbst Uberlassen.

Meine Damen und Herren, das kann niemand
wollen, auch nicht die Koalition aus Schwarz und
Gelb. Deswegen brauchen die Stadte dringend
Hilfe bei der Sanierung ihrer Wohnungsmarkte.
Dabei muss man zur Kenntnis nehmen, dass ein
gehoriger Anteil an Wohnungen in den Stadten ja
schon heute auf dem Markt nicht mehr vermittel-
bar ist. Deswegen so zu tun, als benétigten diese
Stadte keinen Neubau an Sozialwohnungen mehr,
ist unseres Erachtens unsachgeman.

Deshalb fordern wir Sie auf: Helfen Sie den
Kommunen dabei, ihre Wohnungsmaéarkte zu-
kunftsfahig zu machen! Es geht darum, sich die
Struktur vor Ort, die Nachfrage usw., genau anzu-
sehen, damit dann die groRte Effizienz in der
Wohnungsbauférderung erzielt wird.

Deswegen fordern wir Sie in unserem Antrag auf:
Entwickeln Sie ein neues Indikatorensystem fir
die soziale Wohnraumférderung!

Ich hoffe sehr, dass dieser in die Zukunft gerichte-
te Vorschlag breiten Konsens findet und nicht ein-
fach abgelehnt wird, weil er vom falschen An-
tragsteller kommt, namlich von der SPD.

(Beifall von der SPD)

Ich freue mich auf die Diskussion im Ausschuss. —
Danke.

(Beifall von der SPD)
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Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr
Kollege Roken. — Fiur die CDU-Fraktion hat Frau
Kollegin Riihl das Wort.

Elke Ruhl (CDU): Herr Prasident! Meine Damen
und Herren! Der Wohnungsmarkt in Nordrhein-
Westfalen kennt derzeit zwei Tendenzen. Wah-
rend in Wachstumsregionen, etwa entlang der
Rheinschiene, Wohnraum ein knappes Gut ist,
zeigen sich in anderen Regionen des Landes ent-
spannte Wohnungsmarkte mit einem Uberange-
bot an Wohnungen infolge von Abwanderungs-
tendenzen. Oder Arbeitslosigkeit und dadurch be-
dingt fehlende Kaufkraft lassen das Mietpreisni-
veau zum Teil ganz am unteren Ende der Skala
verharren.

Oft ist aufgrund der Bausubstanz und der Wohn-
qualitat ein sofortiges Handeln erforderlich. Kurz
gesagt: Hier will eigentlich niemand wohnen, und
wer irgendwie kann, versucht, in besseren Quar-
tieren unterzukommen.

Auch in den landlichen Rdumen zeigen sich man-
cherorts schon derartige Abwanderungstenden-
zen. Aber hier ist es eher der demografische
Wandel, sprich: die Uberalterung der Gesell-
schaft, der dazu fiihrt, dass in Teilen sogenannte
Leerraume entstehen.

Warum sage ich lhnen das? — Weil es aufzeigt,
dass auch in einer entspannten Lage durchaus
Handlungsbedarf entstehen kann. Das hat die
schwarz-gelbe Landesregierung gleich bei ihrem
Regierungsantritt vor drei Jahren erkannt und ge-
rade im Bereich Wohnungspolitik mit einigen
MaRnahmen eine Entschlackung der sozialen
Wohnraumférderung vorgenommen. Gleichzeitig
haben wir die Fordertatbestande tberarbeitet und
erweitert und natlrlich den Bedirfnissen ange-
passt.

Nennen will ich hier die Abschaffung der Fehlbe-
legungsabgabe und die Befreiung der Wohnraum-
forderung von der 400-gm-Regelung. Aul3erdem
wurde die Wohnraumférderung starker auf den
Bau von altengerechten Wohnungen ausgerichtet
und die Modernisierung von bestehenden Alten-
und Pflegeheimen zum Regelférderangebot ge-
macht. Auch die bindungsfreie Modernisierungs-
forderung ist als grol3er Erfolg zu werten. Sie wird
von alteren Menschen und auch von jungen Fami-
lien sehr gut angenommen. Stadtischer Wohn-
raum wird dadurch zunehmend attraktiver.

Dort, wo eine Modernisierung nicht mehr méglich
ist, wo die Wohnungen nicht mehr zu vermieten
sind, greifen die MaRnahmen des Stadtumbaus
West mit Abriss oder Riickbau und Sanierung auf

einem der Marktlage angepassten Niveau. Hierflr
gibt es Mittel vom Bund, teilweise aber auch Gel-
der aus der Wohnraumfdérderung, die fur die Auf-
bereitung von Brachflachen und fir wohnungs-
wirtschaftliche MaRnahmen des Stadtumbaus in
hoch verdichteten Wohnsiedlungen bereitgestellt
werden kdnnen.

Sie sehen, meine Damen und Herren von der an-
tragstellenden Fraktion, dass die Landesregierung
die sich wandelnden Anspriiche an eine effiziente
Wohnraumférderung erkannt und die Forderbe-
stimmungen schon langst angepasst hat.

Die Landesregierung hat deshalb dartber hinaus
eine Studie in Auftrag gegeben, welche die Ent-
wicklung der Wohnraumnachfrage bis zum Jahre
2025 untersucht hat, heruntergebrochen bis auf
KreisgrofRe. Bei der Vorstellung dieser Pestel-
Studie im November vergangenen Jahres hat das
Ministerium ausdrucklich darauf hingewiesen,
dass sie grundlich ausgewertet werden soll, um
dann Handlungsempfehlungen aussprechen zu
kénnen. Ich betone: grindlich. Schnellschiisse
sind namlich bei diesem Thema eher kontrapro-
duktiv, so wie Ihr Antrag, liebe Kolleginnen und
Kollegen von der SPD, der sich hdchst oberflach-
lich mit diesem sensiblen Thema auseinander-
setzt.

Sie legen keine konkreten Vorschlage fir solide,
belastbare Kriterien auf den Tisch. Auch die er-
neute Forderung nach einer Stiftung Wohnungs-
bau NRW ist kein geeignetes Mittel fiir die Unter-
stiitzung der Kommunen bei der Entwicklung von
Wohnraumkonzepten.

Angesichts der bereits bestehenden Forderwege
im Land halten wir eine solche Stiftung fiir tber-
flissig. Sie verursacht mehr Kosten und mehr BU-
rokratie. Die Mehraufwendungen missen im Ubri-
gen aus den Wfa-Uberschiissen finanziert wer-
den, mit Geld, das einer gut koordinierten Wohn-
raumforderung dann nicht mehr zur Verfiigung
stunde.

Lassen Sie mich noch kurz etwas zur Enquete-
kommission sagen, die Sie in Ihrem Antrag an-
sprechen: Es war die neue schwarz-gelbe Lan-
desregierung, die wesentliche Erkenntnisse aus
der Kommission ,Zukunft der Stadte* aufgriff und
umsetzte, und nicht die alte rot-griine, auch wenn
die Enquetekommission bereits im Jahre 2004 ih-
re Arbeit beendet hat.

Meine Damen und Herren, wie ich eingangs fest-
gestellt habe, muss das Thema Wohnraumférde-
rung grundlich und nicht schnell behandelt wer-
den. Um das zu gewabhrleisten, stimmen wir natir-
lich der Uberweisung des SPD-Antrages in den
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Ausschuss fiir Bauen und Verkehr zu. — Vielen
Dank.

(Beifall von CDU und FDP)

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau
Kollegin Rihl. — Fir die FDP-Fraktion erhalt Herr
Kollege Rasche das Wort.

Christof Rasche (FDP): Herr Prasident! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen
und Herren! Wir befassen uns heute durch den
vorliegenden Antrag der SPD-Fraktion mit der
Wohnraumforderung im Bereich des sozialen
Wohnungsbaues. Es ist unbestreitbar, dass die
regionalen Wohnungsmarkte auseinanderdriften.
Wachstumsrdume wie an der Rheinschiene ste-
hen zum Beispiel dem Ruhrgebiet mit hohen
Leerstdnden gegeniuber. Das Pestel-Gutachten,
das gerade schon Frau Rihl erwdhnte, das uns
seit Ende letzten Jahres vorliegt, beschreibt de-
tailliert die verschiedenen Wohnungsmarktszena-
rien in Nordrhein-Westfalen bis zum Jahre 2025.

Auf die unterschiedliche Entwicklung der jeweili-
gen regionalen Wohnungsmarkte muss reagiert
werden. Damit haben wir im Ubrigen bereits mit
dem diesjahrigen Wohnraumférderprogramm be-
gonnen. Weitere Moglichkeiten werden aktuell un-
tersucht. Uber die Ergebnisse dieser Untersu-
chung werden wir nach deren Vorlage beraten.

Die Enquetekommission ,Zukunft der Stadte* hat
viele Ziele und Vorschléage zur sozialen Wohn-
raumférderung erarbeitet. Eine Hauptaufgabe ist,
bezahlbaren und attraktiven Wohnraum auch fur
die einkommensschwachen Haushalte zu sichern.
Weitere Vorschlage sind die Beteiligung der
kommunalen Ebene und die Unterstitzung der
Eigentumsbildung junger Familien. Vor diesem
Hintergrund ist es zu begriif3en, dass sich eine
Vielzahl von Kommunen mit der Entwicklung von
wohnungspolitischen Handlungskonzepten be-
fasst.

Unsere Wohnungspolitik verfolgt also das Ziel des
Enquete-Berichts, denn sie verstérkt integrative
Forderstrategien, indem die kommunale Verant-
wortung in der sozialen Wohnraumférderung ge-
starkt wird.

Auch das andere von mir erwéhnte Ziel des En-
guete-Berichts wird von uns umgesetzt. Seit dem
Jahre 2007 férdern wir verstarkt die Eigentumsbil-
dung junger Familien mit wenig Eigenkapital
durch das Starterdarlehen, das noch einmal kréf-
tig aufgestockt worden ist.

Sie fordern in lhrem Antrag ein Férderprogramm,
das die Entwicklung kommunaler und regionaler
Wohnraumkonzepte unterstitzen soll. Zur Finan-
zierung schlagen Sie Mittel aus der Stiftung Woh-
nungsbau NRW vor. Meine Damen und Herren,
Sie wissen ganz genau, dass dies eine reine Luft-
nummer ist, weil diese Stiftung nicht existiert.
Deshalb muss man sich etwas anderes einfallen
lassen.

Ob die Orientierung der Wohnraumférderung an
den Mietstufen kinftig auch geeignet ist oder
durch andere, besser funktionierende Indikatoren
ersetzt werden sollte, wird die Untersuchung zei-
gen, deren Ergebnisse — ich sagte das bereits zu
Beginn meiner Rede — wir bei deren Vorlage de-
battieren werden. Unabhangig von lhrem Antrag
sind wir also bereits bei der Arbeit.

Ich freue mich auf die Beratungen im Ausschuss,
wo wir ausgiebig darlber sprechen werden, wel-
che weiteren Indikatoren fur die soziale Wohn-
raumforderung infrage kommen. — Herzlichen
Dank.

(Beifall von FDP und CDU)

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr
Kollege Rasche. — Fur die Fraktion Bund-
nis 90/Die Griinen erhélt der Abgeordnete Becker
das Wort.

Horst Becker (GRUNE): Herr Prasident! Meine
Damen und Herren! Im Gegensatz zu dem, was
die Rednerin und der Redner der Koalitionsfrakti-
onen vorgetragen haben, muss ich zunachst ein-
mal feststellen, dass seit September 2006 die Zu-
sténdigkeit fur die Wohnraumférderung und fir die
gesamte Wohnungspolitik bei den Landern liegt,
weil die Foderalismuskommission das so vorge-
schlagen hat, was dann auch durchgesetzt wor-
den ist.

Obwohl diese Zustandigkeit seit nahezu zwei Jah-
ren beim Land liegt, ist der zustandige Fachminis-
ter bisher faktisch sprachlos gewesen.

Auch die Hinweise auf das Pestel-Gutachten kon-
nen ja nicht daran vorbei weisen, dass bis auf funf
Anderungen des Wohnungsbauférderungsgeset-
zes, mit denen einzig und allein die Entnahmen
aus dem Wohnungsbaufoérderungsvermégen ge-
regelt worden sind, dieses Ministerium nichts ge-
tan hat.

Das jetzige System der Wohnungsbauférderung
ist auf die tatséchlichen Aufgaben der Zukunft
nicht ausgerichtet. Die entsprechenden Stichworte
wie demografischer Wandel, die soziale Spaltung
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der Stadte und Regionen und ein hoch differen-
zierter Wohnungsmarkt selbst innerhalb von
kommunalen Stadtgrenzen brauchen regionale
und kommunale Antworten.

Wir stellen fest, dass wir bereits im Marz 2008 mit
unserem Gesetzentwurf dazu ein Programm mit
Eckpunkten auf den Weg gebracht haben. Wir
haben an dieser Stelle einen nicht unwesentlichen
Punkt ins Gesprach gebracht, ndmlich die Forde-
rung nach Regionalisierung in der Wohnungsbau-
politik. Die Kommunen mussen namlich in die La-
ge versetzt werden, durch eine intensive stadte-
Ubergreifende Kooperation spezifische regionale
Lésungen fir den Wohnungsmarkt und die Woh-
nungsnachfrage zu finden. Ein Landesgesetz soll-
te hierzu die notwendigen Rahmenbedingungen
setzen und solche Kooperationen nicht nur for-
dern, sondern auch einfordern.

Der vorliegende SPD-Antrag enthalt im Wesentli-
chen die Forderung nach Abschaffung der Mie-
tenstufen und der Entwicklung eines neuen Indi-
katorensystems. Die beschriebenen Probleme
sind in der Tat bei der Forderung nach Mietenstu-
fen systemimmanent. Die Kolleginnen und Kolle-
gen lassen weitgehend offen, wie ein neues Sys-
tem aussehen konnte.

Ich will mich an dieser Stelle kurz fassen: Wenn
ein besseres System auf der Basis anderer Indi-
katoren denkbar ist, dann sollten wir dies intensiv
mit der Wohnungswirtschaft und den kommunalen
Spitzenverbéanden diskutieren, prifen und gege-
benenfalls umsetzen. Wir sind an dieser Stelle of-
fen fir eine Umsteuerung, wenn sich das als
sinnvoll erweist. Ich denke, das missen wir dann
auch gemeinsam uber vier Fraktionen hinweg of-
fen in den Fachausschiissen diskutieren.

Tatsache ist und bleibt: Wir brauchen ein Ministe-
rium, das nicht nur ankiindigt, dass es im August,
September eigene Vorstellungen vorlegt, wie die
Opposition das jetzt mit zwei Vorschlagen ge-
macht hat, sondern das jetzt — nach dem, was auf
das Land an Zustandigkeit Ubergegangen ist —
diese Gelegenheit nutzt und mit uns eine aktive
Wohnraumférderungspolitik auf den Weg bringt.

In diesem Zusammenhang lassen Sie mich noch —
auch wenn Sie es vielleicht nicht héren moégen —
zwei, drei Satze zur Gesamtsituation sagen: Wer
auf der einen Seite die LEG privatisiert, wer auf der
anderen Seite die Wohnraumférderung in den letz-
ten Jahren um dber 100 Millionen € geschwécht
hat, der muss jetzt aktive Schritte fiir eine ordent-
lich ausgerichtete Forderpolitik auf den Weg brin-
gen und darf sich nicht hinter dem Pestel-
Gutachten verstecken. — Schonen Dank.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr
Kollege Becker. — Fir die Landesregierung hat
jetzt Herr Minister Wittke das Wort.

Oliver Wittke, Minister fur Bauen und Verkehr:
Herr Prasident! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen!
Die SPD-Fraktion hat fiir die heutige Beratung ei-
nen Antrag vorgelegt, der sich auf die Empfehlun-
gen der Enquetekommission ,Zukunft der Stédte
in Nordrhein-Westfalen® beruft und in der Konse-
guenz auf eine stéarkere Regionalisierung der
Wohnraumférderpolitik zielt.

Wenn ich richtig informiert bin, haben Sozialde-
mokraten und die damalige Regierungskoalition
seinerzeit — in der Zeit Ihrer Regierungsverantwor-
tung in diesem Hohen Haus — nichts unternom-
men, um die Empfehlungen dieser Enquetekom-
mission umzusetzen. Das heil3t ja nicht, dass man
sich darum nicht kiimmern muss. Ich will das nur
der Vollstandigkeit halber an dieser Stelle festhal-
ten, damit nicht so getan wird, als gibe es einen
Bedarf erst seit dem Regierungswechsel.

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, wir werden im
Ausschuss fir Bauen und Verkehr noch ausrei-
chend Gelegenheit haben, eingehend Uber die
Fragen geeigneter Indikatoren fir die regionale
Staffelung von Forderkonditionen und fur die Ver-
teilung von Forderkontingenten sowie Uber die
Folgerungen aus den unterschiedlichen ortlichen
Wohnungsmarktsituationen und Perspektiven zu
diskutieren.

Gegenwartig sind bei der Férderung von Miet-
wohnraum die Foérderkonditionen nach der Zuord-
nung der Baugemeinden zu den Mietstufen nach
§ 8 Wohngeldgesetz gestaffelt. Die Zuordnung
der Gemeinden zu den Mietstufen richtet sich
nach statistisch erfassten Mieten der Wohngeld-
empfanger. Die regionale Staffelung der Forder-
konditionen zielt darauf, den unterschiedlichen In-
vestitionsbedingungen,  Kostenstrukturen und
Mietniveaus Rechnung zu tragen und dort Investi-
tionsimpulse zu setzen, wo preiswerter Mietwohn-
raum bendtigt wird. Dabei sind die Forderkonditi-
onen so zu bemessen, dass sie aus Sicht des In-
vestors die wirtschaftliche Belastung aus den mit
der Forderung verbundenen Mietpreis- und Bele-
gungsbindungen kompensieren.

In den Gemeinden, bei denen die Spanne zwi-
schen der ortlichen Marktmiete und der Bewilli-
gungsmiete der sozialen Wohnraumférderung
vergleichsweise grol3 ist, bedarf es zur Kompen-
sation einer hdheren Forderung als in den Ge-
meinden, die ein niedrigeres Mietniveau und eine
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geringe Differenz zwischen der Bewilligungsmiete
und der sozialen Wohnraumférderung und der 6rt-
lichen Marktmiete aufweisen. Allerdings gibt es
auch Grenzen fir die Aussagefahigkeit der Miet-
stufen als Indikator fir die Bemessung der For-
derkonditionen:

Erstens. Grundlage der Mietenstufen sind Mieten
der Wohngeldempféanger. Insofern beruhen sie
auf einer abnehmenden statistischen Basis.

Zweitens. Bevolkerungs- und Wohnungsmarkt-
entwicklungen in der Zukunft werden hierdurch zu
wenig abgebildet. Denn neuere Studien Uber die
Bevolkerungs- und Wohnungsmarktentwicklung in
unserem Land zeigen, dass die regionalen Méarkte
immer weiter auseinanderdriften und die Dispari-
taten auf den Wohnungsmérkten rapide zuneh-
men.

Aus diesem Grund haben wir ein Gutachten in
Auftrag gegeben, das alternative regionale Ab-
grenzungskriterien aufzeigen soll:

Dabei sollen erstens aktuelle Erkenntnisse uber
die Wohnungsmarktlage in Nordrhein-Westfalen
und die Perspektiven der Wohnungsmarktentwick-
lung einbezogen werden, damit die Forderung
besser als bisher auch die zukinftige Marktent-
wicklung beriicksichtigt.

Zweitens. Es sollen Vorschlage fur regionale Ab-
grenzungskriterien sowohl fur die Forderung von
Mietwohnungen als auch fir die Eigentumsférde-
rung entwickelt werden, die mdglichst auf landes-
weit verfligbaren statistischen Angaben ful3en.

Drittens. Wohnungsmarktabgrenzungen sollen
vorgenommen werden, die sich auch zur admi-
nistrativen Steuerung fur alle Landesteile eignen.

Die Ergebnisse dieses Gutachten sollen in die
Forderrichtlinien einflieBen und kinftig bei der
Aufstellung und Umsetzung des Wohnraumfor-
derprogramms berticksichtig werden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD-
Fraktion, was bedeutet das fir Ihren Antrag? Die
Antwort ist aus meiner Sicht relativ einfach. Dieser
Antrag ist Uberflissig, weil wir bereits einen gro-
3en Schritt weiter nach vorne getan haben.

Im Ubrigen unterstiitzt das Land die Kommunen
bei der Entwicklung kommunalpolitisch abge-
stimmter o6rtlicher Handlungskonzepte im Rahmen
des Wohnraumforderungsprogramms. Die Kom-
munen erhalten die Mdglichkeit, in Abstimmung
mit dem Ministerium fir Bauen und Verkehr von
den Forderrichtlinien abzuweichen, wenn dies aus
dem Zusammenhang eines solchen Handlungs-
konzepts abzuleiten ist.

Das Land halt bei der Férderung Mittel fur Kom-
munen mit wohnungspolitischen Handlungskon-
zepten vor, um deren Umsetzung und damit die
Ldsung der ortlichen und regionalen Wohnungs-
marktprobleme zu unterstitzen, und bietet zudem
Finanzierungssicherheit fir entsprechende Vor-
haben — auch Uber mehrere Programmjahre.

Die Festlegung der Foérderkonditionen ist und
bleibt jedoch eine Landesangelegenheit, da es
sich bei den Forderdarlehen um Landesmittel
handelt und aus Grunden der Gleichbehandlung
eine einheitliche Festlegung der Konditionen er-
forderlich ist. — Herzlichen Dank fur Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall von CDU und FDP)

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr
Minister. — Es gibt keine weiteren Wortmeldungen.
Ich schliel3e die Beratung.

Wir kommen zur Abstimmung. Der Altestenrat
empfiehlt die Uberweisung des Antrags Druck-
sache 14/6954 an den Ausschuss fir Bauen
und Verkehr. Die abschlieRende Beratung und
Abstimmung wird in diesem Ausschuss in offentli-
cher Sitzung erfolgen. Wer daftir ist, den bitte ich
um das Handzeichen. — Ist jemand dagegen? —
Enthaltungen? — Damit ist die Uberweisung ein-
stimmig beschlossen.

Wir kommen zu:

3 Jugend braucht sichere Perspektiven —
Pakt mit der Jugend gibt der Jugendpolitik
neue Impulse und fordert soziale Verant-
wortung junger Menschen

Antrag

der Fraktion der CDU und
der Fraktion der FDP
Drucksache 14/6968

Ich er6ffne die Beratung.

Fur die CDU-Fraktion hat der Abgeordnete Ten-
humberg das Wort.

Bernhard Tenhumberg (CDU): Herr Prasident!
Meine Damen und Herren! Die 15. Shell-
Jugendstudie aus dem Jahr 2006, in der 2.500
Jugendliche im Alter von zwolf bis 25 zu ihrer Le-
benssituation, ihren Glaubens- und Wertevorstel-
lungen und ihrer Vorstellung von Politik befragt
wurden, zeichnet das Bild einer pragmatischen
jungen Generation. Fur junge Leute gibt es heute
eine Vielzahl beruflicher Mdglichkeiten, und im
Bereich der Freizeit kdnnen Jugendliche aus ei-
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nem reichhaltigen Angebot verschiedener Optio-
nen schopfen. Junge Menschen suchen sich unter
diesen verschiedenen Optionen ihren eigenen in-
dividuellen Weg aus.

Die Landesregierung und die sie tragenden Koali-
tionsfraktionen setzen seit der Regierungsiber-
nahme einen zentralen politischen Schwerpunkt
im Bereich Bildung, Kinder, Jugend und Familie.
Nur wenn wir friihzeitig die richtigen Weichen ge-
stellt haben, kdnnen Kinder ihr gesamtes Entwick-
lungspotenzial freisetzen und ihre Lebenswin-
sche realisieren. Insbesondere die Kinder, die zu
Hause, in ihren Familien nicht die notwendige
Zuwendung und Férderung erhalten — aus wel-
chen Grinden auch immer —, wollen wir durch
geeignete MafRnahmen und individuelle Foérde-
rung erreichen.

(Beifall von Walter Kern [CDU])

An dieser Stelle darf man aber auch nicht verges-
sen, dass viele Familien in Nordrhein-Westfalen
ihren Erziehungsauftrag sehr ernst nehmen und
ihre Kinder sorgsam beim Ubergang in das Er-
wachsenenleben begleiten. Dabei ist die Erzie-
hung von Kindern keine einfache Aufgabe und
l[&uft auch nicht immer spannungsfrei ab.

Schliissel zum Erfolg ist die Bildung, wobei die
gute schulische Bildung eine wichtige Vorausset-
zung fur den weiteren Lebensweg darstellt. Aber
auch der non-formalen Bildung, die insbesondere
Uber die Jugendarbeit praktiziert und vermittelt
wird, kommt in diesem Zusammenhang eine sehr
grofRe Bedeutung zu.

Mit einer Vielzahl unterschiedlicher MaRnahmen
will die Landesregierung dazu beitragen, dass
junge Menschen ihre Chancen nutzen, ihre indivi-
duellen Starken erkennen und ihren eigenen Weg
erfolgreich gehen koénnen. Im Mittelpunkt steht
dabei eine bessere Forderung der Bildungschan-
cen, der kulturellen und sozialen Kompetenz so-
wie der Teilhabemdglichkeiten junger Menschen.
Bei den Bildungsangeboten setzen wir mit unter-
schiedlichen Aktivititen auf eine Verbesserung
des Angebots gerade fir benachteiligte Kinder
und Jugendliche.

Ich will an dieser Stelle nicht alle MalRnahmen
aufzahlen; Sie kénnen das unserem gut ausfor-
mulierten Antrag entnehmen.

Alle Mal3Bhahmen haben das gemeinsame Ziel, die
Startchancen von Kindern und Jugendlichen zu
verbessern. Zahlreiche Gutachten bestatigen un-
sere Auffassung, dass wir in diesem Bereich ver-
starkt tatig werden missen. Wir haben seit Beginn
der Regierungsiibernahme eine Politik fir Kinder,

Jugend und Familien auf den Weg gebracht und
damit fUr einen politischen Kurswechsel gesorgt.

(Beifall von der CDU)

Noch nie hat eine Landesregierung in Nordrhein-
Westfalen so viel Geld in die Hand genommen,
um die Chancen von Kindern und Jugendlichen
zu erhohen.

Auch der erst kirzlich abgeschlossene Pakt mit
der Jugend steht fur diesen Kurswechsel. Dieser
Pakt mit der Jugend wird von den fihrenden Ju-
gendverb&anden mit mehr als 270 Einzelverban-
den in Nordrhein-Westfalen sowie unserer Lan-
desregierung getragen. Minister Armin Laschet
und unser Ministerprasident Jirgen Rittgers ha-
ben ihn personlich unterzeichnet. Das zeigt die
Wertschéatzung.

Mit diesem Pakt werden wir mehr als ein Drittel
der Kinder und Jugendlichen in Nordrhein-
Westfalen direkt erreichen. Das ist ein toller Erfolg
und wird fur alle Beteiligten eine schone und inte-
ressante Herausforderung sein. Der Wert der in-
formellen und non-formalen Bildung wird dadurch
nochmals verdeutlicht. Der Pakt soll trotz der be-
grenzten Ressourcen zu einem Klima des Mitein-
anders fuhren, die Bildungsaktivitdten foérdern, ei-
ne bessere Integration von Migrationskindern tber
interkulturelle Arbeit gewahrleisten und unterstt-
zen sowie den Zusammenhalt der Generationen
fordern.

Mit verlasslicher und gebindelter Kraft kann die
Jugendarbeit den schwieriger werdenden Heraus-
forderungen gerecht werden. Deshalb begriif3en
wir die Zusage der Landesregierung, bis zum Jahr
2010 mindestens 80 Millionen € jahrlich zur Ver-
figung zu stellen. Das gibt Planungssicherheit
und ist verlasslich.

Ich habe Verstandnis dafir, wenn fur den Landes-
jugendplan weitere finanzielle Mittel eingefordert
werden. Auch ich wiinsche mir das nach wie vor.
Wir mussen dabei trotzdem die Gegebenheiten
akzeptieren und feststellen, dass aufgrund der
unverantwortlichen Verschuldungspolitik der ver-
gangenen Jahrzehnte die Konsolidierung des
Haushalts nicht nachrangig betrachtet werden
kann. Man darf nicht vergessen, dass wir mit die-
sem Konsolidierungskurs gerade fir junge Men-
schen in unserem Land neue Chancen flr eine
gute Zukunft schaffen.

(Beifall von der CDU)

Wir wollen den zuklnftigen Generationen wieder
Handlungsspielrdume geben.
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Der Pakt mit der Jugend erkennt dariber hinaus
die herausragende Bedeutung der Jugendarbeit
ausdriicklich an. Jugendarbeit ist ein eigenstandi-
ger Bereich der Bildungsarbeit. Schule kann Ju-
gendarbeit nicht ersetzen.

Mit der Bindelung der jugendpolitischen Aktivita-
ten in Nordrhein-Westfalen soll auch zum Aus-
druck gebracht werden, welchen Stellenwert die
Jugendarbeit fir uns hat. Jugendarbeit ertffnet
jungen Menschen jenen freien Raum, in welchem
sie auRerhalb ihrer Familie lernen kdnnen, Ver-
antwortung fir sich und andere zu Glbernehmen.

Mit dem Pakt mit der Jugend werden die jugend-
politischen Aktivitdten in Nordrhein-Westfalen
erstmals gebindelt. Auf dieser Grundlage wird
sich die Jugendarbeit positiv weiterentwickeln
koénnen. Das ist ein gutes Zeichen fir die Verban-
de und fur die Jugendlichen unseres Landes. —
Ich danke fiir die Aufmerksamkeit.

(Beifall von CDU und FDP)

Vizepréasident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr
Kollege Tenhumberg. — Fur die FDP-Fraktion
spricht Abgeordneter Lindner.

Christian Lindner (FDP): Herr Prasident! Meine
Damen und Herren! Es ist ein gutes, ein richtiges
und kein zuféllig gesendetes Signal,

(Andrea Asch [GRUNE]: Kein zufalliges? —
Wohl inszeniert!)

dass wir Uber dieses Papier parallel zum Kinder-
und Jugendhilfetag beraten. Denn wir wollen als
Koalition auch im Zusammenhang mit diesem An-
lass deutlich machen, welchen Stellenwert Kinder-
und Jugendpolitik in Nordrhein-Westfalen fir die
schwarz-gelbe Koalition hat.

Fir uns ist Kinder- und Jugendpolitik ein eigen-
standiges Sozialisationsfeld fir junge Menschen
neben der Bildung in Familie, Schule und Beruf.
Das ist deshalb wichtig zu betonen, weil die Vor-
gangerregierung Kinder- und Jugendarbeit nur als
Zulieferbetrieb fur die Schule verstanden hat. Sie
haben den Jugendbereich in das damalige
Schulministerium integriert — es ist dort zwischen
anderen Schulabteilungen plattgedriickt worden —,
und Sie haben im damaligen, in lhrem Kinder- und
Jugendhilfeplan die Mittel fir die offene Kinder-
und Jugendarbeit reduzieren wollen, um dafir
dann die Kooperationsmittel fir die Zusammenar-
beit Jugendhilfe und Schule zu verstarken. Da wa-
ren die Motive klar erkennbar.

Eine eigenstandige Jugendarbeit, die sich auf
Personlichkeitsbildung konzentriert, die nicht nur

einen Beitrag fur das schulische Lernen leistet,
sondern die auch einen Freizeitcharakter hat, hat-
ten Sie nicht im Sinn. Eine solche Schwerpunkt-
setzung, ein solches selbstbewusstes Feld Ju-
gendpolitik war nicht Ihre Sache.

Wir hingegen bekennen uns zu der Kinder- und
Jugendpolitik in dem Sinne, wie ich sie beschrie-
ben habe: ganzheitliche Persénlichkeitsbildung —
das Prinzip der Freiwilligkeit, der Verzicht auf
Leistungsfeststellung und die Teilhabe von Kin-
dern und Jugendlichen an der Gestaltung der An-
gebote.

Der Pakt mit der Jugend, den die Landesregie-
rung geschlossen hat, ist geeignet, hier einen
neuen Impuls zu geben, zum einen in fachlicher
Hinsicht, weil hier unterstrichen worden ist, von
welcher Wichtigkeit die Partizipation fur Kinder
und Jugendliche ist, nicht nur im Bereich der Ju-
gendverbandsarbeit, der offenen Jugendarbeit,
der kulturellen Jugendarbeit im engeren Sinne,
sondern auch in einem weiteren Sinne mit Blick
auf die Kommunalpolitik. Hier kénnen Kinder und
Jugendliche ihr Lebensumfeld ganz unmittelbar
mit gestalten. Beteiligung auf der kommunalen
Ebene kann Uberdies einen unverzichtbaren Bei-
trag zur politischen Bildung junger Menschen leis-
ten. Hier kdnnen sie erfahren, was politisch mog-
lich ist, aber auch mit welchen Dilemmata politi-
sches Handeln verbunden ist, wenn man sich et-
wa entscheiden muss zwischen zwei eigentlich
notwendigen und wiinschenswerten Projekten,
aber nur Geld fur eines zur Verfiigung steht.

(Andrea Asch [GRUNE]: Was hat das mit ei-
nem Pakt zu tun?)

Insofern setzt der Pakt mit der Jugend einen
Schwerpunkt bei der Partizipation von Kindern
und Jugendlichen — innerhalb der Jugendarbeit,
auch daruber hinaus. Wir haben als Koalitions-
fraktionen diesen Aspekt in unserem Forderungs-
teil ein weiteres Mal hervorgehoben.

Ein zweiter fachlicher Impuls, der aus meiner
Sicht notwendig ist, ist die Frage der Integration.
Hier hat insbesondere die offene Jugendarbeit in
vielen Kommunen einen Ankercharakter. Die Ein-
richtungen der offenen Jugendarbeit stellen haufig
genug das einzige nicht kommerzielle, sinnvolle
Freizeitangebot in einem Stadtteil oder in einer
Kommune dar, insbesondere auch im landlichen
Raum. Diese offene Kinder- und Jugendarbeit
muss gestarkt werden; das ist zweifelsohne rich-
tig. Im Hinblick auf die Integrationsbemihungen
ist die offene Jugendarbeit allerdings stark: Uber
40 % der Besucher von Jugendhausern und Ju-
gendtreffs haben Migrationshintergrund. Deshalb
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wird dort Begegnung gelebt, deshalb ist es dort
mdglich, auch aul3erhalb der Schule interkulturel-
len und interreligidsen Dialog zu erméglichen.

Wo wir noch einen gewissen Nachholbedarf se-
hen — gar nicht, weil die Bereitschaft nicht da wa-
re, aber weil noch die Gelegenheiten fehlen —, ist
im Bereich der Jugendverbandsarbeit. Hier stellen
wir fest, dass der Anteil von Kindern und Jugend-
lichen mit Migrationshintergrund in den Jugend-
verbéanden noch unterproportional ist; zumindest
entspricht er nicht ihrem Bevélkerungsanteil. Hier
wollen wir mit dem Pakt und dem hier vorgelegten
Antrag durchaus ein Signal der Ermunterung an
die Jugendverbande senden, sich in diesem Sin-
ne zu 6ffnen. Offnung heilt hier: offen zu sein fiir
neue Bedurfnisse, Winsche und Potenziale, die
Migranten einbringen, aber auch offen zu sein,
sich selbst aus diesem Dialog heraus als Jugend-
verband weiterzuentwickeln. — Das waren die
fachlichen Impulse, meine sehr verehrten Damen
und Herren.

Mit diesem Pakt mit der Jugend verbindet die
Landesregierung allerdings auch den Wunsch,
den Kinder- und Jugendférderplan in Zukunft fi-
nanziell besser auszustatten. Ich darf fir meine
Faktion sagen — Herr Kollege Tenhumberg hat
das ebenfalls gesagt —: Diesen Wunsch der Lan-
desregierung, den Kinder- und Jugendhilfeplan
des Landes mit 80 Millionen € auszustatten, wer-
den wir gerne unterstitzen. Wir werden ihn als
Haushaltsgesetzgeber erfillen. Wir halten das
auch fur erforderlich.

(Karl Schultheis [SPD]: Warum ist das vorher
gekirzt worden?)

— Das ist nicht geklrzt worden, verehrter Herr
Schultheis. Ich darf Sie gerne korrigieren. Ich fin-
de es gut, dass Sie, Herr Schultheis, als Nicht-
fachpolitiker an dieser Debatte teilnehmen und
sich auch einbringen wollen.

(Heiterkeit und Beifall von der CDU — Karl
Schultheis [SPD]: Ich kenne mich aus!)

Und wenn Sie die Gelegenheit nutzen, eine Nach-
frage zu stellen, dann will ich sie gerne beantwor-
ten.

Wir haben einen Kinder- und Jugendférderplan
von 75 Millionen € eingerichtet. 72 Millionen € war
die Summe, die Rot-Griun fir die Kinder- und Ju-
gendarbeit zuletzt im Doppelhaushalt 2004/2005
aufgewendet hat. Sie haben zwar fir nach der
Landtagswahl angekindigt, Sie wollten zuklinftig
96 Millionen € bereitstellen, aber geflossen ist
diese Summe nie. Insofern kann man redlicher-
weise nicht von einer Kirzung sprechen. Schon

im ersten schwarz-gelben Haushalt haben wir
3 Millionen € mehr bereitgestellt, als Sie zuletzt
verausgabt haben.

(Beifall von FDP und CDU)

Zum anderen will ich darauf hinweisen, dass wir
im Kinder- und Jugendforderplan 75 Millionen €
haben, daneben aber zwei Zusatzprogramme fir
Jugend in sozialen Brennpunkten und fir die Par-
tizipation — insbesondere von Kindern in der
Kommunalpolitik — eingerichtet haben. Beide zu-
sammen habe ein Volumen von etwa 5 Millio-
nen Euro. Das heil3t, dass wir jetzt bereits de fac-
to etwa 80 Millionen € fur Kinder- und Jugendar-
beit bereitgestellt haben. Wir filhren diese beiden
Sonderprogramme in den Kinder- und Forderplan
Uber, verbinden Sie bis zur nachsten Landtags-
wahl mit einer politischen Garantie und stellen si-
cher, dass in einem Haushaltsjahr nicht abgerufe-
ne Gelder im nachsten Haushaltsjahr zusatzlich
von den Zuwendungsempfangern beantragt wer-
den kénnen.

Vizeprasident Edgar Moron: Herr Kollege Lind-
ner, gestatten Sie eine Zwischenfrage von Herrn
Schultheis?

Christian Lindner (FDP): Sofort, Herr Prasident.
Noch ein Satz.

Damit steht unter dem Strich fur Kinder- und Ju-
gendarbeit in diesem Land wesentlich mehr als zu
Ihrer Verantwortungszeit zur Verfigung, obwohl
es weniger Kinder und Jugendliche gibt. Das
hei3t: Pro Kopf ist die Férderung wesentlich ver-
bessert im Vergleich zu dem, was Sie uns hinter-
lassen haben. Dieser Tatsache missen Sie sich
stellen, Herr Schultheis.

(Beifall von FDP und CDU)

Vizeprasident Edgar Moron: Bitte, Herr Schult-
heis.

Karl Schultheis (SPD): Herr Kollege Lindner, Sie
haben die fachpolitische Kompetenz der Kollegin-
nen und Kollegen angezweifelt. Ich moéchte Sie
bitten, zur Kenntnis zu nehmen und zu bestéatigen,
dass ich langjahriger Vorsitzender des Kinder-
und Jugendhilfeausschusses in der Stadt Aachen
gewesen bin.

(Zurufe von der CDU: Oh! — Wolfgang Jorg
[SPD]: Das waren Sie nicht!)

— Sehr erfolgreich sogar, wirde ich sagen. Neh-
men Sie das bitte zur Kenntnis!
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Vizeprasident Edgar Moron: Herr Kollege, das
war aber keine Frage.

Karl Schultheis (SPD): Doch, ich habe ihn ge-
fragt, ob er das zur Kenntnis nehmen méchte.

Vizeprasident Edgar Moron: Nein, nein, Sie ha-
ben ihn darum gebeten, das zur Kenntnis zu
nehmen. Sie haben ihn nicht gefragt, ob er das
zur Kenntnis nimmt.

(Lachen und Beifall von der CDU)

Christian Lindner (FDP): Es steht mir nicht zu,
den Prasidenten zu korrigieren, aber ich habe den
Schlenker schon verstanden, dass Herr
Schultheis gefragt hat, ob ich bereit bin, das zur
Kenntnis zu nehmen. Das indessen kann man
nicht mit einem kurzen Satz beantworten, Herr
Moron. Deshalb bitte ich Sie, mir noch einen Mo-
ment zu gestatten, das zu beantworten:

Lieber Herr Schultheis, ich habe groRen Respekt
davor, dass Sie sich als Kommunalpolitiker in der
Kinder- und Jugendhilfepolitik engagiert haben.
Das ist vollig klar. Aber man muss sehen, dass
Sie hier auf Landesebene als Sozialdemokratie
auch Mitverantwortung hatten. Ich stelle fest, dass
Sie den Kinder- und Jugendférderplan von einst-
mals deutlich Uber 100 Millionen € in seiner Hohe
immer weiter reduziert haben.

(Beifall von FDP und CDU)

Aber noch schwerer wiegt: Sie haben nicht nur die
Mittel reduziert, sondern Sie haben Burokratie ge-
schaffen, sodass die hauptamtlich Beschéftigten
nicht fir die Kinder- und Jugendarbeit zur Verfi-
gung gestanden haben, sondern Formulare aus-
fullen mussten. Sie haben dartiber hinaus inner-
halb des Kinder- und Jugendftrderplans einen
Schwerpunkt bei der schulbezogenen Jugendar-
beit gesetzt. Das war das, was ich eingangs kriti-
siert habe: Bei lhnen war Jugendarbeit Zulieferbe-
trieb fir Schule. Es war bei Ihnen nicht Uberall Ju-
gend drin, wo Jugend drauf stand. Das hat sich
bei uns vom Charakter und von der politischen
Zielsetzung her verandert.

(Vorsitz: Vizeprasident Oliver Keymis)

Deshalb: Dieser Pakt mit der Jugend ist ein Neu-
start und ein weiterer Impuls im Bereich der Ju-
gendhilfe. Wir senden ein kraftvolles Signal. Die
Koalitionsfraktionen werden die Landesregierung
weiter darin bestarken, Jugendliche dazu ermuti-
gen, sich zu engagieren, und Infrastruktur vorzu-
halten, die ihnen eine Betéatigung erlaubt. — Scho-
nen Dank fur Ihre Aufmerksamekeit.

(Beifall von FDP und CDU)

Vizeprasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Kollege Lindner. — Fiur die SPD-Fraktion spricht
jetzt Herr Kollege Haseloh.

Karl-Heinz Haseloh (SPD): Sehr geehrter Herr
Préasident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! ,Ju-
gend braucht sichere Perspektiven — Pakt mit der
Jugend ...“ — Sie haben gesagt, es seien gute Zei-
ten angebrochen. Das sehe ich nicht so. Es sind
fur Kinder und Jugendliche namlich keine guten
Zeiten angebrochen, auch in Nordrhein-Westfalen
nicht. Kinder- und Jugendpolitik hat es — das ist
wahr — immer schwer, wenn die Finanzen knapp
sind. Das ist in den Kommunen und letztlich auch
auf Landesebene so.

(Minister Armin Laschet: Es gibt doch mehr
Geld!)

— Mehr Geld? — Vielleicht in anderen Bereichen.
Wir haben in der Landespolitik ein Stiick weit eine
Krise zur Kenntnis zu nehmen.

Zur Erinnerung: Im Jahr 2004 haben 175.000 Un-
terschriften gereicht, damit Rot-Griin das neue
Jugendfordergesetz vorlegt und substantiell etwas
erreicht hat. Dieses Jugendférdergesetz umfasste
96 Millionen €. Diese 96 Millionen € wurden von
allen Fraktionen im Landtag — auch von CDU und
FDP — begrifit und gefordert. Herr Lindner war
einer der grofdten Forderer und hat gesagt, das
misse jetzt kommen.

538.000 Menschen haben 2006 die Volksinitiative
unterstitzt. Das sind nicht nur mehr Menschen,
als die FDP bei der Landtagswahl 2005 Stimmen
auf sich vereinen konnte, sondern das ist auch ein
Signal des Misstrauens gegenlber der Politik —
insbesondere auch gegeniber dieser Landesre-
gierung.

Was hatten die Verbande im Kopf? — Sie haben
gesagt, Anspruch und Wirklichkeit gingen bei die-
ser Landesregierung ziemlich weit auseinander.

(Beifall von der SPD)

Sie rufen das Jahr des Kindes aus, kiirzen aber
im Landesjugendplan. Sie fordern im Jahr 2004
mehr Geld fur den Landesjugendplan, um im Jahr
2006 zu sagen, mehr als 75 Millionen € brauche
der Kinder- und Jugendférderplan nicht.

Sie erklaren generell, Ihnen sei das Jugendfor-
dergesetz mit seinen Inhalten ganz wichtig. Im
gleichen Atemzug verweisen Sie aber darauf,
dass Sie insbesondere fiir Kinder im Schulbereich
etwas tun. Ich wiederhole den Vorwurf meiner



Landtag
Nordrhein-Westfalen

19.06.2008
Plenarprotokoll 14/95

Fraktion, dass Sie die Kinder- und Jugendpolitik
zugunsten der Schulpolitik vernachlassigen.

(Beifall von der SPD)

Durch die Politik der informellen und der nicht
formalen Bildung — man kann auch von auf3er-
schulischer Bildung sprechen — wird im Grunde
genommen ein anderer Schwerpunkt gesetzt.
Das, was Sie uns vorwerfen, Herr Lindner, wir
hatten durch die Struktur des Ministeriums ganz
andere Schwerpunkte gesetzt, trifft nicht zu.

(Christian Lindner [FDP]: Doch!)

Das Jugendfordergesetz ist ein Beispiel dafir,
dass wir es ernst gemeint haben. Wir haben die
Stimmen der Verbande gehort. Wir wollten mit
dem damaligen Landesjugendplan die Mittel fir
die Kooperation zwischen Schule und Jugendhilfe
sukzessive verstarken. Jugendarbeit sollte auf
gleicher Augenhthe mit Schule kooperieren und
nicht Zuliefererbetrieb sein. Wir wollten, dass die
Jugendarbeit einen anderen Stellenwert hat und
auf Augenhéhe mit Schule kommt.

Was aber haben Sie erreicht? — Wir befinden uns
immer noch auf Hilhneraugenhéhe.

(Widerspruch von CDU und FDP)

— Damit verkenne ich nicht die Realitat. Herr Ten-
humberg, es ist schén, dass Sie sich melden und
dass Sie jetzt nicht mehr hinauszulaufen brau-
chen, wenn es um Abstimmungen geht, und dass
Sie — sagen wir einmal so — den Landesjugend-
plan in den Vorwahlzeiten und sogar noch bis
zum Schluss, als Sie nicht mehr weiter konnten,
unterstitzt haben.

(Zuruf von Bernhard Tenhumberg [CDU])

Ich denke, in der Jugendarbeit gibt es noch eini-
ges zu tun. Wir sollten hier keine Veranstaltungen
wie ,Pakt mit der Jugend“ machen, wo es nur um
Worte geht.

Gestern — um aktuell darauf einzugehen — wurde
in Essen der europaweit grof3te Jugendkongress
eroffnet: der 13. Kinder- und Jugendhilfetag. Das,
wortber wir hier diskutieren, ist auch dort ein
zentrales Thema, namlich — das kann man auch
der Presse entnehmen — dass eine Verengung
der deutschen Bildungsdebatte auf Kindertages-
statten und Schulen stattfindet. Das ist eigentlich
der Vorwurf. — Bitte?

(Wolfgang Jorg [SPD]: Wir doch nicht!)

— Aber die Experten, die zum Kinder- und Ju-
gendhilfetag geladen sind, sagen, dass das
durchaus auch in Nordrhein-Westfalen der Fall ist.

Der Vorwurf der Experten lautet, dass wir die Ju-
gendarbeit nicht zur Abbaustelle machen dirfen.
Ein zentrales Risiko, zum PISA-Verlierer zu wer-
den, sei nicht die Schule, sondern die Alltagsbil-
dung: das, was in den Jugendverbanden usw. ge-
leistet wird. Probleme im Klassenraum hétten ihre
Wurzeln oft in den zerritteten Familienverhaltnis-
sen und in der Orientierungslosigkeit im Freizeit-
verhalten.

Ich denke, das missen wir in Zukunft viel stérker
wahrnehmen. Die Jugendarbeit erhalt aus meiner
Sicht zu wenig Geld. Es ist wichtig, dass wir den
Landesjugendplan noch einmal in den Blick neh-
men. Aus meiner Sicht machen Sie die Jugendar-
beit klein. Das halten wir fur falsch. Die Jugendar-
beit ist immer weniger ein eigenstandiges Politik-
feld. Sie verliert auch hier im Land.

Ich befiirchte, dass es trotz aller Umschichtungen
und Paktverkindigungen zu keiner spirbaren
Verbesserung der Jugendarbeit kommen wird. Bei
den Verbanden ist es in den vergangenen Jahren
in vielen Bereichen — das muss man sagen — zu
Entlassungen gekommen. Diese werden auch
durch den groRzligig inszenierten Pakt mit der
Jugend nicht korrigiert. Die Entlassungen — die
Anpassungen, die die Jugendverbande vorge-
nommen haben — werden {berhaupt nicht er-
wahnt.

Viele Projekte, bei denen man eigentlich genau
die Zielsetzungen dieses Paktes vor Augen hatte,
mussten aufgrund Ihres Regierungshandelns ge-
stoppt werden. Sie mussten gestoppt werden, weil
man Anpassungsprobleme hatte. Sie mussten
gestoppt werden, weil man das Personal im
Grunde nicht mehr vorhalten konnten. Wenn Sie
mit den Vertretern der Verbande reden, bekom-
men Sie schon mit, dass sie sich im Grunde ge-
nommen sehr anpassen mussten.

(Minister Armin Laschet: Wir hatten doch nur
75 Millionen €!)

—Ja, 75 Millionen €. Sie, CDU und FDP, haben
vorher versprochen, dass wir auf 96 Millionen €
gehen.

(Beifall von der SPD)

Aber Sie schaffen eine Planungssicherheit auf
niedrigem Niveau. Das ist das, was Sie den Men-
schen heute bieten. Auch im geplanten Doppel-
haushalt werden Sie das wohl festschreiben. Das
werden Sie dann auch noch feiern.

(Minister Armin Laschet: Was fir ein Dop-
pelhaushalt?)

— Der ist flir 2009/2010 geplant.
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(Minister Armin Laschet: Das ist mir neu! Wir
heilRen nicht Sozialdemokraten!)

Was wollen Sie mit dem vorliegenden Antrag be-
zwecken?

Unter Punkt 1 fordern Sie die Landesregierung
auf, Bildungsmdoglichkeiten im auBerschulischen
Bereich zu férdern. Unter Punkt 2 fordern Sie die
Partizipation von Kindern und Jugendlichen. Unter
Punkt 3 fordern Sie, das Zusammenspiel zwi-
schen Jugendhilfe und Schule zu verbessern. Un-
ter Punkt 4 fordern Sie, die soziale und kulturelle
Integration zu fordern, unter Punkt 5, kommunale
Aktivitaten zu fordern, und unter Punkt 6, einen
Bericht vorzulegen.

(Zuruf von der CDU: Sehr gut!)

In dem Pakt werden mit diesen sechs Forderun-
gen Mal3Bnahmen beschrieben, die seit vielen Jah-
ren im Kinder- und Jugendplan selbstverstandlich
sind. Das ist nichts Neues.

(Beifall von der SPD)

Das, was Sie hier vorlegen, ist eigentlich nur eine
neue Inszenierung. Die Eigenstéandigkeit und der
Bildungsanteil der Kinder- und Jugendarbeit sind
Ihnen fremd.

Das ist auch der Grund, weshalb Sie so ignorant
mit dem umgegangen sind, womit lhnen die
Volksinitiative 2006 entgegengetreten ist. Man
kann schon sagen: Wer diese 500.000 Unter-
schriften einfach nur zur Kenntnis nimmt, der ist
ignorant und merkt nicht, was draufen im Lande
mit der Jugendarbeit tatsachlich passiert.

(Beifall von Angela Tillmann [SPD] — Christi-
an Lindner [FDP]: Wie viele Millionen Men-
schen wollen, dass Herr Beck geht?)

— Bitte, wie war das?

(Christian Lindner [FDP]: Wie viele Millionen
Menschen wollen, dass Herr Beck nach
Rheinland-Pfalz zuriickgeht? — Gegenruf von
Wolfgang Joérg [SPD]: Wie viele Millionen
Menschen wollen die FDP nicht? Wie viele
Millionen Menschen wollen diese neoliberale
Ausrichtung nicht? — Weitere Zurufe von
SPD und FDP)

—Ja, ja. Wir sehen uns das in Ruhe an. Machen
Sie sich mal keine Gedanken, Herr Lindner! Die
Sozialdemokratie hat schon andere Zeiten uber-
lebt. Von daher bin ich ganz zuversichtlich.

(Beifall von der SPD)

Unser Ziel bleibt, die padagogische Fdérderung
von Kindern und Jugendlichen qualitativ weiterzu-

entwickeln. Ich bin wieder bei meinem Zentral-
punkt: Sie, CDU und FDP, damals noch in der
Opposition, haben am 28. Januar 2004 einen An-
trag in den Landtag eingebracht: ,Der Landtag
beschliel3t: Die Kirzungen im Landesjugendplan
werden in vollem Umfang zuriickgenommen.” Un-
terzeichnet: Jurgen Rittgers, Ingo Wolf.

Mit dem vorliegenden ,Pakt mit der Jugend” hét-
ten Sie die Mdglichkeit gehabt, die von Ihnen ein-
gefrorenen 79 Millionen € auf die geforderten
96 Millionen € zu erhdhen. Versprochen — gebro-
chen. Ich weil3, es gibt in lhren eigenen Fraktio-
nen eine ganze Reihe von Leuten, die das genau-
so sehen.

Meine Erwartung ist, dass Sie hier noch einmal
nachbessern. Wir werden jedenfalls stéandig dar-
auf achten, dass der ,Pakt mit der Jugend“ dann
auch mit Inhalten und materiell gefillt wird und
dass die 96 Millionen € irgendwann in den Lan-
desjugendplan hineinkommen. — Schénen Dank.

(Beifall von der SPD)

Vizeprasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Kollege Haseloh. — Fur die Fraktion Bind-
nis 90/Die Griinen spricht jetzt Frau Kollegin
Asch.

Andrea Asch (GRUNE): Herr Prasident! Meine
Damen und Herren! Ein Kompliment muss man
dieser Landesregierung ja machen: Sie versteht
es vortrefflich, sich zu inszenieren, sich offentlich
darzustellen und aus Nichts — aus keiner Sub-
stanz — viel Schaum zu schlagen. Mit dem ,Pakt
mit der Jugend“ haben wir ein weiteres Beispiel
fur die Selbstinszenierung der Landesregierung.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Nach dem Jahr des Kindes, nach der missgliick-
ten Jubelveranstaltung ,Forum fur Kinder* haben
wir jetzt also den ,Pakt mit der Jugend”.

Nachdem das bereits sehr offentlichkeitswirksam
abgefeiert wurde, missen nun auch wir uns im
Landtag mit diesem Thema auseinandersetzen.
Ein vierseitiger Antrag von CDU und FDP: So viel
zu schreiben, ohne irgendetwas Substanzielles zu
sagen, muss man erst einmal schaffen. Chapeau!

Bei diesem Pakt— das mussen wir hier feststel-
len — handelt es sich keineswegs um das, was wir
alle gemeinhin unter einem Pakt verstehen, ndm-
lich ein Bundnis, eine Verabredung, einen Vertrag
zwischen gleichberechtigten Partnern. Nein, die
Landesregierung ist ndmlich Finanzierer der Ju-
gendverbénde. Die Jugendverbande sind Mittel-
empfanger, und damit stehen sie in einem wei-
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testgehenden Abhé&ngigkeitsverhaltnis vom Land.
Insofern ist bereits die Bezeichnung ,Pakt mit der
Jugend" irrefiihrend, ziemlicher Quatsch. Sie ent-
spricht dem Sinn des Wortes Pakt in keiner Wei-
se. Nennen wir es also Moéchtegernpakt. Ich hatte
auch andere Assoziationen. Die will ich heute bei-
seite lassen, Herr Minister Laschet.

Ein Jahr lang hat die Landesregierung ge-
braucht — das muss man sich auch einmal auf der
Zunge zergehen lassen —, um die Jugendverban-
de Uberhaupt zu motivieren, sich auf so etwas
einzulassen. Sie hatten néamlich drei sehr gewich-
tige Vorbehalte.

Erstens haben die Jugendverb&nde natirlich den
Wortbruch von CDU und FDP beim Landesju-
gendplan im Kopf.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Ich méchte das noch einmal ganz klar sagen:
96 Millionen € waren in die Hand versprochen, fi-
nanziert wurden aber bis heute nur 75 Millionen €.
Das war und ist Betrug an jugendlichen Wébhlerin-
nen und Wahlern. Und das wird auch von keinem
Pakt der Welt repariert werden, meine Damen und
Herren.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Zweitens waren die Jugendverbande auch nicht
damit einverstanden, dass nun ohne Not ein neu-
es Etikett auf die ohnehin laufende Jugendarbeit
geklebt wird, nur damit Herr Armin Laschet einmal
als Jugendminister auch in der Presse vorkommt.
Genau das ist passiert: MaBhahmen, die ohnehin
geplant waren oder standig durchgefiihrt werden,
sind jetzt zu Bestandteilen diese Mdchtegernpakts
geworden. Andern tut sich gar nichts.

Drittens. Die Jugendverbande haben deutlich ge-
macht, dass sie mit ihrem Geldgeber nicht paktie-
ren, wenn sie weder inhaltlich noch materiell ir-
gendwie davon profitieren. Da hat die Landesre-
gierung einen Trick angewendet. Sie hat namlich
aus zwei vorhandenen Haushaltspositionen eine
gemacht und 80 Millionen ...

(Christian Lindner [FDP]: Drei! — Minister
Armin Laschet: Vier waren es!)

— Drei waren es sogar? Entschuldigung. — Was
aber bleibt, ist: Es gibt keinen Cent mehr. Es sind
nur Sonderprogramme jetzt zusammengefasst
worden: 75 plus 5 bleiben 80. Es gibt keinen Cent
mehr fir die Jugendarbeit. Das ist ein Taschen-
spielertrick, der hier vorgenommen wird. Substan-
tiell gibt es keine weiteren Mittel fiir die Jugendar-
beit.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Herr Lindner, Sie haben jetzt eine neue Rolle als
Kugelfanger. Ich habe eben schon gesagt, Sie
sind avanciert vom Bambi zum Kampfbambi. Jetzt
sind Sie Kugelfénger.

(Minister Armin Laschet: Selbst ernannt!)

Sie haben das eben anders dargestellt. Es bleibt
dabei: Es gibt keinen Cent mehr fiir die Jugendli-
chen. Ich muss Minister Laschet dennoch gratulie-
ren. Sie haben aufgrund des Paktes mit der Ju-
gend eine Reihe von Presseberichten gehabt.
Publicity haben Sie ziemlich billig bekommen,
kostenneutral sozusagen. Das machen Sie wirk-
lich gut.

Der Antrag ist insofern Bestandteil einer Gesamt-
dramaturgie, die geschickt gemacht ist. Aber sie
ist, wie gesagt, ziemlich billig. Sie fordern namlich
auch heute wieder in diesem Antrag — auf vier
Seiten substanzlos — die Landesregierung auf,
Dinge zu tun, die gerade in dem Pakt mit der Ju-
gend aufgeschrieben wurden, also eine reine
Wiederholung, eines reines Abschreiben. Dartber
hinaus sind sie parallel im Kinder- und Jugendfor-
derplan des Landes sowieso schon nachzulesen.

Ich kann Sie nur auffordern: Erwachen Sie aus
Ihrem Tiefschlaf und legen Sie vielleicht einmal
eine neue Platte auf! Denn es gibt einiges zu tun.

(Beifall von den GRUNEN)

Es gibt einiges zu tun in der Jugendarbeit in die-
sem Land. Ich habe da einige Vorschlage, was
Sie stattdessen machen kdnnten, gerne auch ge-
meinsam. Sie kénnen es von mir aus auch alleine
machen. Hauptsache, Sie machen mal etwas Ef-
fektives.

Da ware zum Ersten, dass Sie heute einen Ent-
wurf zur Anderung des Kinder- und Jugendférder-
gesetzes hatten einbringen kdnnen. Da kdnnen
Sie dann Inhalte und Zahlen korrigieren und 80
statt 75 Millionen € hineinschreiben.

Sie kénnten auch einmal in den Forderrichtlinien
zum Beispiel soziale Kriterien fur die offene Kin-
der- und Jugendarbeit vorsehen. Wir wissen doch,
dass die Mittel auf die sozialen Brennpunkte kon-
zentriert werden missen. Das schaffen Sie aber
nicht, weil die CDU-Abgeordneten aus dem landli-
chen Raum dann ein paar Euro Landesmittel her-
geben missten. Das wollen sie nicht. Somit geht
es weiter nur nach dem Giel3kannenprinzip. Die
Angesprochenen lachen schuldbewusst.

Und Sie missen, wenn Sie es mit der Ganztags-
schule ernst meinen, Konzepte fur die Zusam-



Landtag
Nordrhein-Westfalen

19.06.2008
Plenarprotokoll 14/95

menarbeit zwischen Schule und Jugendhilfe auf
den Tisch legen. Sonst drangen Sie die aul3er-
schulische Bildungsarbeit ins Abseits. Das mer-
ken Sie anscheinend gar nicht. Auf diesem Feld
kommt von lhnen rein gar nichts, sondern nur
substanzlose Antrage, die keiner braucht.

Angesichts der Notwendigkeit ist lhr Antrag ge-
nauso nutzlos wie der Mdchtegernpakt mit der
Jugend selbst. Mit beiden bleiben Sie ihrem Poli-
tikstil treu: Symbolpolitik statt Taten, schéne Wor-
te statt Inszenierungen, Show-Politik und Popu-
lismus statt substanzieller Jugendpolitik.

So mdchte ich abschliel3end einen friheren Ver-
bandsvertreter der Jugendverbande, der gerne
ungenannt bleiben will, zitieren.

(Ralf Witzel [FDP]: Ahal)

Er sagt: Dieser Pakt mit der Jugend ist die vorlaufi-
ge Bankrotterklarung der Jugendpolitik in NRW. —
Diesen Worten kann ich mich nur anschlieRen.
Dem ist nichts hinzuzuftigen.

(Beifall von den GRUNEN)

Vizepréasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau
Kollegin Asch. — Fir die Landesregierung spricht
jetzt Herr Minister Laschet.

Armin Laschet, Minister fir Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Herr Préasident! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Mit der Griindung des
Ministeriums fir Generationen hat die neue Lan-
desregierung vor knapp drei Jahren einen neuen
Weg beschritten. Es war genau der Weg, Kinder-
und Jugendpolitik als eigenstandiges Politikfeld
und nicht als Abteilung im Schulministerium anzu-
siedeln.

(Beifall von CDU, FDP und Reiner Priggen
[GRUNE])

Es war genau dieses Signal. Sie haben alles nur
unter dem Schulgesichtspunkt gesehen. Wir ha-
ben gesagt: Das ist ein eigenes Feld, was auch
einen eigenen Minister braucht, der vielleicht auch
einmal mit der Schulministerin rangelt, der sagt,
du musst die Jugendarbeit stéarker einbeziehen,
und der dann eine Kooperationsvereinbarung zu-
sammen mit der Schulministerin zustande ge-
bracht hat, die genau diese Eigenstandigkeit be-
tont hat.

Das ist ein neuer Politikstil, ein Wechsel in diesem
Feld, der mit dieser neuen Landesregierung ver-
bunden ist. Er begriindet sich darin, dass wir eine
immer alter werdende Gesellschaft sind und der
Anteil der Kinder und Jugendlichen an der Ge-

samtzahl der Bevdlkerung immer mehr abnimmt.
Deshalb ist Jugendpolitik heute ein wichtiges ei-
genstandiges Politikfeld.

Der ,Pakt mit der Jugend”, den wir am 4. Juni ge-
schlossen haben, will daher eine neue, unver-
wechselbare und vor allem hérbare Stimme sein.
Junge Menschen sollen mit entscheiden und Ver-
antwortung dbernehmen. Das ist, wenn Sie sich
da noch einmal die Zahlen vor Augen halten,
wichtig. Denn im Jahr 2015 — das ist nicht mehr
so lange hin — werden nur noch 19 % der Ge-
samtbevoélkerung unter 18 Jahren sein.

Das Bundnis wird getragen vom Landesjugend-
ring, der Arbeitsgemeinschaft ,Haus der offenen
Tar", der Landesvereinigung Kulturelle Jugendar-
beit Nordrhein-Westfalen, der Landesarbeitsge-
meinschaft Jugendsozialarbeit und dem Paritéti-
schen Jugendwerk in Nordrhein-Westfalen. Ins-
gesamt sind dort 270 Verbande, Trégergruppen
und Initiativen verbunden und erreichen mehr als
zwei Millionen Jugendliche in Nordrhein-
Westfalen.

(Beifall von der CDU)

Die Ziele, die mit diesem Pakt verbunden sind,
sind einerseits, den Blick von Gesellschaft und
Politik fur die Belange von Jugendlichen zu schér-
fen, die gesellschaftliche Teilhabe junger Men-
schen zu sichern und auszubauen, Benachteili-
gungen junger Menschen abzubauen, junge Men-
schen in ihren Entfaltungs- und Entwicklungsmég-
lichkeiten zu starken, ihnen neue Chancen zu er-
offnen und das Bewusstsein fur Europa und inter-
nationale Zusammenhange zu starken.

Der Pakt mit der Jugend ist deshalb so etwas wie
ein neuer Gesellschaftsvertrag, in dem gemein-
sames Handeln im Vordergrund steht. Dieser Pakt
ertffnet die Chance, Aktivitaten sowohl inhaltlich
als auch zeitlich zwischen den Akteuren abzu-
stimmen. Er erhoht die Transparenz, er erméglicht
zu wissen, was in anderen Teilen des Landes ge-
nau in der Jugendarbeit passiert, auch durch eine
neue Internetplattform, die von den Jugendlichen
schon sehr stark genutzt wird, wo jemand interak-
tiv neue ldeen beispielsweise in Bielefeld einge-
ben kann, die dann jemand in Aachen aufgreifen
kann. Das hat es in dieser Form bisher nicht ge-
geben, und das ermdglicht, Doppelarbeit zu ver-
hindern und Ressourcen zu konzentrieren.

Jugendarbeit ist eine Zukunftsinvestition, von der
die gesamte Gesellschaft profitiert. Deshalb sind
diese Mittel jetzt auf 80 Millionen € im Kinder- und
Jugendforderplan zusammengefasst worden. Das
ist im Landeshaushalt nicht mehr Geld. Das hat
auch niemand behauptet.
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(Zuruf von Andrea Asch [GRUNE])
— Nein, hat auch Herr Lindner nicht behauptet.

(Andrea Asch [GRUNE]: Ihr Pressesprecher
hat das behauptet!)

Es ist im Kinder- und Jugendférderplan mit den
Mechanismen, die er hat, mehr Geld, als es in
den letzten Jahren — auch in lhrer Amtszeit — ge-
geben hat. Sie reden ja immer tber 96 Millionen.

(Beifall von CDU und FDP)

Der kommunalpolitische Experte Karl Schultheis,
der als Vorsitzender des Jugendhilfeausschusses
die hochste Funktion innerhalb der Kommune in
seinem Leben erreicht hat,

(Zuruf von Angela Tillmann [SPD])

hat uns eben klarzumachen versucht, dass das
eine Kirzung war. Er hat dann die Frage gestellt,
warum eigentlich da gekirzt worden sei.

Wenn Sie die Jugendverbande fragen, dann ha-
ben die die Jahre 2003, 2004, 2005 als besonders
schwierige Jahre wahrgenommen. Als ich dieses
Amt angetreten habe, waren 75 Millionen € in die-
sem Etat,

(Andrea Asch [GRUNE]: 80 Millionen €!)

und wenn ich dieses Amt abgebe, sind
80 Millionen € in diesem Etat. Das ist mehr, als es
vorher gab.

(Beifall von der CDU)

Daran kann man mit allen arithmetischen Tricks
nichts andern. Es gibt mehr Geld.

Die Jugendverbdnde sagen noch ein Zweites,
wenn Sie heute mit denen reden. Die sagen, wir
kénnen uns ...

(Christian Lindner [FDP]: Willst du denn dein
Amt so bald schon abgeben?)

—Ja, wenn ich es abgebe, ist es vielleicht noch
hoéher. Das ist auch wabhr.

(Beifall von der CDU — Sylvia Léhrmann
[GRUNE]: Jetzt ein bisschen sortieren! —
Heiterkeit)

Also: Wenn Sie mit den Jugendverbanden heute
sprechen,

(Horst Becker [GRUNE]: Da gibt es Rechts-
mittel!)

sagen die lhnen: Wir hatten uns 96 Millionen €
gewunscht. Dafur haben wir auch eine Volksinitia-
tive gemacht. Das ist wahr.

(Andrea Asch [GRUNE]: Sie haben es ver-
sprochen!)

Aber wir haben zum ersten Mal seit Jahren die
Méoglichkeit, uns auf unsere Jugendarbeit zu kon-
zentrieren und nicht bei jeder Haushaltsberatung
durch die Génge des Landtags zu laufen und
Lobbyarbeit zu machen, um tberhaupt unser Geld
zu retten. Die wissen, sie haben funf Mal
75 Millionen € zugesagt bekommen. Die haben
sie jetzt — sogar erhdht auf 80 Millionen € erhdht —
in jeder Gré3enordnung erhalten.

(Zuruf von Horst Becker [GRUNE]))

Zweitens. Wir haben auch nicht den Trick ange-
wendet, den die alte Regierung gemacht hat: Am
Ende des Jahres wurde der Haushalt aufgestockt,
dann wurde das Geld nicht verausgabt, und dann
hat der Finanzminister es wieder eingesteckt.
Vielmehr haben wir, was mit Finanzministern gar
nicht einfach ist — die sehen das nicht so gerne —,
garantiert, dass auch das nicht verausgabte Geld
im nachsten Jahr verwendet werden kann, sodass
wirklich mindestens fiinf Mal 75 Millionen € ge-
flossen sind — und durch diese Erhéhung auf
80 Millionen € sogar mehr, als zu Beginn der
Wabhlperiode zugesagt worden ist.

(Beifall von der CDU)

Dann haben Sie, Herr Kollege, darauf hingewie-
sen — Sie haben das nicht namentlich zitiert, aber
die Andeutung war da —, dass immer mehr fir U3
und Institutionen und weniger fur die Jugendarbeit
ausgegeben wird. Das ist die Kritik des Deutschen
Jugendinstituts. — Wenn Sie aber genau hin-
schauen, sagt das Deutsche Jugendinstitut: Das
gilt fur ganz Deutschland, nur nicht fir Hessen
und Nordrhein-Westfalen.

(Beifall von der CDU)

Diesen Teil haben Sie verschwiegen. Das Deut-
sche Jugendinstitut lobt ausdriicklich das, was wir
im Gegensatz zu 14 anderen Bundesléndern an
Geld fir die Jugendarbeit bereitstellen. Und in
Hessen und Nordrhein-Westfalen regieren be-
kanntlich nicht Sozialdemokraten, sondern Christ-
demokraten.

(Angela Tillmann [SPD]: Ja, kommissarisch!
— Andrea Asch [GRUNE]: Da hat er was
nicht mitbekommen!)

Das ist die Analyse des Deutschen Jugendinsti-
tuts, die im Umfeld dieses Kinder und Jugendhilfe-
tags ...

(Zuruf von Andrea Asch [GRUNE])
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—In Hessen regiert meines Wissens eine christ-
demokratische Minderheitsregierung.

(Sylvia Lohrmann [GRUNE]: Geschiiftsfiih-
rend!)

— Geschéftsfuihrend oder nicht, Sie wéren ja froh,
wenn Sie Uberhaupt geschaftsfiihrend irgendwo in
der Landesregierung waren, Frau Léhrmann.

(Beifall von CDU und FDP — Sylvia Loéhr-
mann [GRUNE]: In zwei Landesregierungen
sind wir!)

Sie waren ja froh dartber.

(Ralf Witzel [FDP]: In zwei Stadten! — Sylvia
Lohrmann [GRUNE]: Aber wenn Sie da re-
gieren, ist es ein Land, oder was?)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, eine letzte Be-
merkung zu diesem Kinder- und Jugendhilfetag.
Genau das, was Sie eingefordert haben — das
werden Ihnen die Experten auch bestatigen, die
dort im Moment zusammensitzen —, ist die Politik
der Landesregierung von Nordrhein-Westfalen.
Ich habe das gestern vor dem Kinder- und Ju-
gendhilfetag ausdriicklich gesagt: Das ist ein ei-
genstandiges Politikfeld. Es gibt unterschiedliche
Lernorte in der Bildung. Es gibt nicht nur die
Schule. Ganztag ist ganz besonders gut, wenn er
die Jugendarbeit einbezieht. Wenn er musische,
kulturelle Bildung hineinnimmt, dann wird auch
der Ganztag besser.

Genau das ist die Politik, die Kollegin Sommer
und ich in Nordrhein-Westfalen praktizieren. Inso-
fern brauchen wir auch da keine Belehrungen.
Wichtig ist, dass Jugendarbeit vernetzt ist. Wir
wollen unter dem Stichwort ,Bildungslandschaf-
ten" systematisch die Voraussetzungen schaffen,
die erforderlich sind, die Arbeit der einzelnen Bil-
dungsakteure besser als bisher zu vernetzen.

Lassen Sie mich zu einem letzten Punkt Stellung
nehmen: die Partizipation. Ich habe das beschrie-
ben. Im Jahre 2015 werden nur noch 19 % der
Gesamtbevolkerung unter 18 Jahren sein. In einer
zunehmend alter werdenden Gesellschaft werden
die Alteren auch immer starker die Wahlen
bestimmen. Wenn ich irgendwann einmal im Ru-
hestand bin, stellen wir geburtenstarken Jahrgan-
ge die absolute Mehrheit. Uber 1,3 Millionen Men-
schen gehen dann jedes Jahr in den Ruhestand.
Das sind fitte, gesellschaftlich engagierte Leute.
Keine Regierung wird mehr Wahlen gewinnen,
ohne auf diese Klientel zu achten.

Deshalb ist es jetzt wichtig, junge Leute stark zu
machen, ihre eigenen Interessen zu artikulieren
und friih zu beginnen, Partizipation zu lernen:

(Beifall von Dr. Stefan Berger [CDU])

durch Jugendparlamente und viele andere Initiati-
ven, die Jugendlichen ermdglichen, sich einzu-
bringen. Vielleicht wird auch einmal bei einer
Kommunalwahl, wo Sechzehnjahrige wéhlen diir-
fen, nicht die geringste Wabhlbeteiligung bei den
Jugendlichen liegen, sondern die héchste,

(Beifall von Christian Lindner [FDP])

weil die Jugendlichen wissen: Wir haben nur eine
Chance, wenn wir abstimmen gehen und auch bei
Kommunalwahlen unser Votum abgeben. Dies zu
fordern ist ein weiterer Teil, der durch diesen Pakt
mit der Jugend eine besondere Bedeutung erhalt.

Die Jugend ist die Zukunft der Gesellschaft. Der
Antrag der Fraktionen von CDU und FDP gibt U-
ber den Pakt hinaus neue Impulse. Die gilt es bis
2010 umzusetzen. Wenn der Spielraum grof3er
ist, werden es wahrscheinlich noch mehr als
80 Millionen € sein — jedenfalls dann, wenn
Christdemokraten und Freie Demokraten weiter
regieren.

(Beifall von CDU und FDP)

Vizepréasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Minister Laschet. — Fiur die SPD-Fraktion spricht
der Kollege Jorg.

Wolfgang Jorg” (SPD): Herr Prasident! Meine
Damen und Herren! Der Minister hat gerade die
Partizipation von Jugendlichen ausgefihrt. Ich
mdchte an zwei Punkten klarmachen, wie wichtig
dieser Landesregierung unsere Jugend und ihre
Partizipation an gesellschaftlichen Entwicklungen
sind, namlich: so gut wie gar nicht.

Herr Minister, wenn Sie sagen, die Partizipation
und die Einbindung der Jugendlichen seien so
wichtig, warum schafft diese Landesregierung
dann die Drittelparitat in den Schulen ab? Erkla-
ren Sie mir das mal! Damit werden Jugendliche
an Verantwortung herangefuihrt. Sie schaffen das
ab. Das ist kein gutes Beispiel von lhnen, wenn
Sie zugleich mehr Partizipation fordern.

Wie viel Ihnen Jugendliche wert sind, kann man
ganz einfach am Haushalt ablesen. Es gibt Steu-
ermehreinnahmen von tber 10 Milliarden € — und
es flie3t nicht ein Cent zusétzlich in den Landes-
jugendplan. Das ist die Realitat. Das ist ungefahr
die Anerkennung, die Sie fir die Jugendarbeit in
diesem Land Ubrig haben.

(Widerspruch von Dr. Stefan Berger [CDU])

Jugend ist die Rushhour des Lebens. In der Zeit
werden Personlichkeiten gebildet, werden Vorbil-
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der sowie schulische und berufliche Orientierun-
gen gesucht, wachst die Mobilitat durch Moped
und Auto. Haufig kommt die erste Liebe dazu, die
gewissermaf3en ein bisschen Bodennebel verbrei-
tet. Letztendlich ist es fir die Jugendlichen in un-
serem Land aber eine fragile Lebenssituation, die
einer klaren Regel bedarf, sodass sie verlassliche
Partner finden. Das gilt nicht nur fur das Eltern-
haus, die Schule und Jugendeinrichtungen, son-
dern auch fur die Politik.

In Bezug auf Verlasslichkeit ist diese Landesre-
gierung derart unterbelichtet, meine Damen und
Herren! Ich modchte Ihnen das an einem Zitat
deutlich machen:

.In den Beratungen zum Doppelhaushalt
2004/05 hat die CDU-Landtagsfraktion noch in
der dritten Lesung ihre Forderungen aufrecht-
erhalten, die Kirzungen des Landesjugend-
plans in Ganze zuriickzunehmen.”

Das hat kein Geringerer geschrieben als der Mi-
nisterprasident Jirgen Rittgers — und zwar vor
der Wahl. Eine der ersten Regeln, die man als
Kind und als Jugendlicher im Umgang mit seinen
Freunden lernt, lautet: Versprochen ist verspro-
chen und wird — das weil3 von lhnen keiner — auch
nicht gebrochen. — Genau dieses Versprechen,
das der Ministerprasident persoénlich und schrift-
lich gegenliber den Landesverb&nden gegeben
hat, ist nicht eingehalten worden. Das sind keine
verlasslichen Partner. Das sind keine klaren Re-
geln.

Wir haben sicherlich — das will ich auch ganz
deutlich sagen — einen akzeptablen Integrations-
minister. Es gibt viele Anknipfungspunkte, und
ich scheue mich nicht, Sie in diesem Punkt zu lo-
ben. Wir haben einen schlechten Kinderminister,
aber vor allem haben wir gar keinen Jugendminis-
ter. Es gibt in dieser Landesregierung keine Lobby
fur die Jugend. Das ist eine Katastrophe.

Wir sehen, dass die Einrichtungen mit immer
mehr Burokratie Uberschittet werden. Der Ar-
beitskreis war in verschiedenen Einrichtungen un-
terwegs, wo Sozialarbeiter Kolleginnen und Kolle-
gen gesagt haben: 50 % der ihnen verbleibenden
Zeit mussen sie dafiur einsetzen, Foérdermittel zu
akquirieren und Burokratie abzuwalzen.

(Christian Lindner [FDP]: Das war einmal!)

— Diese 50 % sind Realitat! Ich nehme dich gerne
mal mit in die Einrichtungen, lieber Christian Lind-
ner!

(Christian Lindner [FDP]: Das wart ihr!)

Diese 50 % fehlen den Kolleginnen und Kollegen
bei ihrer Arbeit mit den Jugendlichen natirlich.

Das Prinzip Laschet, einen Pakt zu machen,
mochte ich Ihnen auch kurz erklaren: Er fordert
die Verbande und alle Akteure im haupt- und eh-
renamtlichen Bereich auf, inhaltliche und perso-
nelle Ressourcen zusammenzutragen. Das wird
hintereinandergeschrieben. Dann holt er den
Stempel heraus und unterschreibt. Das ist die Ar-
beitsaufteilung bei solchen Pakten.

Der Minister selber hat bei der Mitgliederver-
sammlung des Jugendrings im letzten Jahr — ich
glaube, sie war im Mai — gesagt:

,Natirlich ist so ein Pakt nicht ,aus den Armeln
zu schitteln’. Und natirlich geht es auch nicht
um Symbolpolitik.*

Herr Minister, dieser Pakt ist reine Symbolpolitik.
Sie haben nichts anderes gemacht als reine Sym-
bolpolitik. Es gibt keinen Cent mehr und keine
Bewegung in dieser Frage.

Aus dem Ministerium hore ich, dass Sie auch
noch einen Pakt fur die Familien planen. Wenn
der das gleiche Niveau hat wie der Pakt fiir die
Jugend, kann ich lhnen nur empfehlen: Planen
Sie doch mal einen Pakt mit den Weihnachts-
mannern! Substanziell kdme wahrscheinlich ge-
nau dasselbe heraus, was auch beim Pakt fur die
Jugend herauskommt, namlich nichts Neues. —
Danke schon.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Vizepréasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Kollege Jorg. — Fur die CDU-Fraktion hat Herr
Kollege Ratajczak das Wort.

Marc Ratajczak (CDU): Ach Herr Jorg, wo sind
wir hier gelandet?

Meine Damen und Herren! Sehr geehrter Herr
Prasident! Hoffentlich ist das Spiel der deutschen
Nationalmannschaft heute besser als das, was die
Opposition hier heute geboten hat.

(Beifall von der CDU)

Der Inhalt und der Anteil der sachlichen Ausei-
nandersetzung entsprechen heute dem Inhalt, der
auf einem Zettel eines Glickskekses steht. Der
Rest ist einfach Neid und Polemik. Das kdénnen
wir sicherlich nicht gebrauchen.

Zunachst mochte ich fur die CDU-Fraktion dem
Minister ganz herzlich fir diesen Pakt mit der Ju-
gend danken.
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Wir haben unsere Erfahrungen mit Verhandlun-
gen, Tragern und Unterschriften gemacht — oder
auch nicht. Herr Jérg hat das eben bemangelt.
Aber wir haben schlieBlich alle Unterschriften zu-
sammenbekommen; alle Verbadnde haben unter-
schrieben. Das kann nicht ganz so schlecht sein.

(Beifall von der CDU — Zuruf von Wolfgang
Jorg [SPD])

Ich darf den Vorsitzenden des Landesjugendrin-
ges zitieren, Herr Jorg: Der Tag der Unterzeich-
nung war ein guter Tag fur die Jugend in unserem
Land. — Ich meine, die Verbande haben so viel
Selbstbewusstsein, dass sie das mit Sicherheit
nicht so gesagt hatten, wenn es nicht so gewesen
ware.

(Beifall von der CDU)

Ich fuge personlich hinzu: Wenn der Pakt der Ju-
gend mit Leben gefillt und wirklich gut wird, wird
es noch ganz viele tolle Tage fir die Jugend in
unserem Land geben, meine Damen und Herren.

Sie haben die Finanzen angesprochen. Letztend-
lich sind Sie dafur verantwortlich — Herr Minister
und meine Vorredner haben das schon gesagt —,
dass es die 96 Millionen €, die es geben sollte
und Uber die vorher diskutiert worden ist, nicht
geben konnte. Sie haben nur 68 Millionen € ge-
habt, wir haben 80 Millionen € — das sind satte
12 Millionen € mehr.

Sie sagen immer, dass die zusatzlichen 4 Millio-
nen € schon immer da waren. Das waren sie
nicht. Wir haben sie extra eingefuihrt. Das hat es
vorher bei Ihnen nicht gegeben. Deshalb sollten
Sie sich, was die Finanzen angeht, eher bedeckt
halten, meine Damen und Herren von der Opposi-
tion.

Herr Haseloh, ich frage mich, wer Ihnen die Rede
geschrieben hat. Manchmal habe ich mich ge-
fragt, ob Sie Uberhaupt zum Thema geredet ha-
ben. Sie haben gesagt, dass Jugendpolitik nie
richtig Thema war, sondern immer nur Schulpoli-
tik. Wir haben fur die Kinder immerhin 250 Millio-
nen € mehr im Kindergartenbereich und Uber
700 Millionen € im Schulbereich bereitgestellt. Der
Pakt — das ist an dieser Stelle wichtig — verknupft
beides in idealer Weise. Das wird erstmalig in die-
sem Land gebiindelt, meine Damen und Herren.

Frau Asch, Sie haben gesagt, das, was wir mach-
ten, sei alles billige Polemik, viel Schaumschlage-
rei.

(Andrea Asch [GRUNE]: Ganz genau! So ist
es!)

Wenn es so einfach ware, warum haben Sie dann
nicht schon viel friiher selber einen solchen Pakt
mit den Jugendlichen geschlossen?

(Beifall von der CDU — Andrea Asch [GRU-
NE]: Weil wir das nicht konnten! Das ist
Schaumschlagerei!)

Ich wundere mich, dass das jetzt zum ersten Mal
passiert. Das hatten sie schon langst machen
kdnnen. Wenn Sie meinen, dass es keinen Inhalt
gegeben habe, hétten Sie es langst mit Inhalt ful-
len kdnnen. Es ist ganz billig, zu sagen, das sei
gar nichts, wahrend Sie vorher gar nichts in dieser
Sache auf die Reihe bekommen haben.

(Zuruf von Karl-Heinz Haseloh [SPD])

Herr Jorg, zur Partizipation von Jugendlichen: Na-
turlich gibt es einige Jugendparlamente bei uns in
Nordrhein-Westfalen; die tagen schon. Ich per-
sonlich wiinsche mir natirlich auch, dass sie zu-
kunftig mehr Entscheidungsmdglichkeiten haben.
Ich denke, der Jugendpakt wird auch das bringen.
Denn schlielich — das ist mir an dieser Stelle
ganz wichtig — sind es Leitplanken, die wir entwi-
ckelt haben. Ein Jugendpakt lebt von der Beteili-
gung aller.

(Zuruf von Wolfgang Jérg [SPD])

Es ist kein starrer, vollkommen festgelegter Pakt
wie ein lebloser Funf-Jahres-Plan, den Sozialisten
schon mal ganz gerne benutzen.

(Beifall von CDU und FDP — Lachen von der
SPD)

Unser Pakt soll leben. Unser Pakt lebt von neuen
Ideen und Aktionen. Er wird blihen. Die Jugend-
verbdnde werden ihre Starken dabei ideal ein-
bringen;

(Zuruf von Andrea Asch [GRUNE])

denn sie sind dynamisch und flexibel und machen
einen tollen Job — im Gegensatz zur Opposition in
diesem Haus, meine Damen und Herren.

Das Thema ,Keine Lobby fur diese Jugend” zeigt,
dass es in diesem Land eine sehr starke Lobby
fur die Jugendlichen gibt. Durch diesen Pakt wer-
den wir diese Lobby und die Interessen der Ju-
gendlichen weiter starken. Wir werden mit ihnen
auch weiterhin hervorragend zusammenarbeiten.

Letzter Punkt. Herr Jorg, Sie haben die Burokratie
angesprochen. Gerade dabei sollten Sie sich sehr
zurlickhalten. Wenn ich tberlege, wie reguliert die
Finanzierung im Kindergartenbereich war, wie vie-
le Antrage, wie viele Seiten die Jugendverbande
formulieren mussten, um ein paar Euro aus dem
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Landesjugendférderplan zu bekommen! Das ha-
ben wir alles dereguliert. Die Finanzierung ist jetzt
hervorragend, sowohl im Kindergartenbereich als
auch im Landesjugendforderplan.

(Widerspruch von Wolfgang Jorg [SPD])

So gesehen haben wir da im Vergleich zu vorher
sehr viel verbessert. Deshalb sollten Sie hier viel-
leicht nicht so grolRe Tone spucken. — Vielen
Dank.

(Beifall von CDU und FDP)

Vizepréasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Kollege Ratajczak. Mir liegen keine weiteren
Wortmeldungen vor. Damit sind wir am Ende der
Beratung.

Wir kommen zur Abstimmung. Der Altestenrat
empfiehlt die Uberweisung des Antrags Druck-
sache 14/6968 an den Ausschuss fir Generati-
onen, Familie und Integration — federfuhrend —
sowie an den Ausschuss fur Schule und Weiter-
bildung und den Ausschuss fur Frauenpolitik.
Die abschlieRende Beratung soll im federfihrenden
Ausschuss in offentlicher Sitzung erfolgen. Wer ist
fur die Uberweisung? — Wer ist dagegen? — Wer
enthalt sich? — Damit ist die Uberweisung des An-
trags einstimmig beschlossen.

Wir kommen zu:

4 Soziale Folgen explodierender Energie-
preise — Politik muss reagieren

Antrag
der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Drucksache 14/6958

Ich eroffne die Beratung und erteile dem Kollegen
Priggen von Bindnis 90/Die Grunen das Wort.

Reiner Priggen (GRUNE): Herr Prasident! Liebe
Kolleginnen, liebe Kollegen! Wir bringen heute ei-
nen Antrag zur Beratung ein, der in die Ausschis-
se Uberwiesen werden soll. Wir kiindigen gleich
an, dass wir dazu eine gréRere Anhérung bean-
tragen werden; denn ich glaube, dass uns das
Thema langer beschaftigt und dass es wichtig ist.
Der Antrag ist nicht so angelegt, dass er der Op-
position Recht gibt gegeniiber der Regierung, die
nicht handelt. Der Antrag ist vielmehr so angelegt,
dass er eine Reihe von Punkten beinhaltet, mit
denen wir uns alle befassen miissen.

Hintergrund dieses Antrags sind die dramatischen
Preissteigerungen, die wir erleben. Ich will als
Beispiel die Preissteigerung beim Ol anflhren,

weil sie auslésend ist. Die Rohdlpreise haben sich
verzehnfacht. Das haben wir in der Enquetekom-
mission begleitet. Der Olpreis liegt derzeit bei 139
bis 140 $ pro Barrel. Seriése Experten sagen vor-
aus, dass wir in diesem Jahr und in den nachsten
Jahren bei den Olpreisen die Marke von 150 bis
200 $ pro Barrel durchaus noch erreichen kénnen.

In der Folge — das ist die Ubliche Praxis — steigen
die Gaspreise, weil es eine Kopplung der Gas- an
die Olpreise gibt. Diese Koppelung ist nicht durch
irgendein Landes- oder Bundesgesetz gegeben.
Wir kénnen daran Uberhaupt nichts machen. Das
ist eine Ubliche Regelung in internationalen Vertra-
gen, die zwischen den Firmen abgeschlossen wer-
den und auf die wir keinerlei Einfluss haben. Ob es
uns besser ginge, wenn es die Kopplung nicht ga-
be, sei dahingestellt. In den USA sind die Gasprei-
se ohne Kopplung hoher als die Olpreise. — An die-
ser Stelle kbnnen wir also nicht reagieren.

Zunehmend tritt jetzt etwas ein, was sich im
nachsten Fruhjahr mit drastischen Preissteigerun-
gen beim Ol bemerkbar machen wird. Ich weise
darauf hin: Die Heizolpreise lagen im Jahr 2003
bei 34 Cent pro Liter Heizél. Funf Jahre spater
zahlt man, wenn man 3.000 | kauft — das war das
fruher Ubliche Gebinde fiir ein Einfamilienhaus —,
95 Cent pro Liter Heizdl. Das konnte man sich nie
vorstellen. Aber so sind die aktuellen Preise. Drei
bis sechs Monate spéater, also im November, wer-
den die Gaspreise auf diesem Niveau liegen. Die
Heizkostenabrechnungen im nachsten Méarz und
April werden, wenn der Winter tatsachlich harter
und kalter wird als die letzten drei warmen Winter,
brutal sein, denn die Preissteigerungen werden
fur einige Leute eine Verdopplung der Heizkosten
mit erheblichen Nachzahlungen bedeuten.

Wir mussen auch davon ausgehen, dass die E-
nergieversorger schon vorher die Abschlage ent-
sprechend erhthen werden. Das trifft zum einen
diejenigen, die staatliche Transferleistungen emp-
fangen und eh unter starken Heizkosten zu leiden
haben, es trifft zum anderen aber auch zuneh-
mend Familien mit Kindern, Alleinerziehende und
Rentner, die geringere Einkommen haben, die
nicht zu den Reichen gehdren, aber bisher keine
staatlichen Leistungen bekommen. Damit missen
wir uns befassen.

Darlber hinaus missen wir uns damit befassen,
dass die Kommunen, die ja die Warmkosten fir
diejenigen Ubernehmen missen, die Arbeitslo-
sengeld und Ahnliches bekommen, zusétzliche
Belastungen auf sich nehmen missen.

(Beifall von den GRUNEN)
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An dieser Stelle kommen wir mit billigem Popu-
lismus nach dem Motto ,Streicht die Okosteuer*
nicht weiter. Das ist Unfug. Hieriiber haben wir
schon ofters diskutiert. Nattrlich kann man dar-
Uber diskutieren, ob man Steueranteile senken
muss. In eines von zwei méglichen Modellen, die
man diskutieren muss, schreiben wir eine solche
Komponente hinein. Ein Wegfall der Okosteuer
wirde aber bedeuten, dass 18 Milliarden € weni-
ger in die Rentenkasse eingezahlt wirden. Dann
muss man einen entsprechenden Vorschlag ma-
chen, wie man das ausgleichen will. Der Anteil der
Okosteuer an den Energiesteuern ist seit 2002
nicht mehr erhéht worden. Das ist also nicht das
Problem.

Wir schlagen vor, anstatt mit billigem Populismus
vorzugehen, dariiber zu diskutieren, ob es sozial
gestaffelte Tarife oder eine differenzierte Steuer-
betrachtung geben kann. Nicht umsonst gibt es
bei der Mehrwertsteuer differenzierte Satze, zum
Beispiel auf Lebensmittel und Bilicher. Auf Le-
bensmittel wird nur ein Mehrwertsteuersatz von
7 % erhoben, weil wir genau wissen: Jeder
Mensch, ob arm oder reich, braucht Lebensmittel.
Bei anderen Gitern gibt es erhdohte Mehr-
wertsteuersétze. Wir meinen, dass es richtig wa-
re, zu Uberlegen, auch bei der Energie differen-
zierte Mehrwertsteuersatze einzufihren — nicht
pauschal, wie Herr Westerwelle das fordert —: fir
eine angemessene Menge an Energie, die man
zum Leben braucht, einen reduzierten Mehr-
wertsteuersatz vorzusehen, und die Menge, die
daruber hinausgeht, hdéher zu besteuern. Das ist
ein mogliches Modell. Das andere Modell ist das,
welches die Verbraucherzentrale vorgeschlagen
hat, ndmlich soziale Tarife einzufiihren.

Das Ziel ist nicht nur, denjenigen, die Sozialhilfe
oder Ahnliches beziehen, zu helfen, sondern das
Ziel ist auch, den Beziehern normaler Einkom-
men, denen, die nicht reich sind, eine etwas glins-
tigere Tarifstruktur zu Verfigung zu stellen, damit
diejenigen, die normal viel Geld verdienen, die
Leistungstrager, eine Chance haben, durch einen
sparsamen Umgang mit Energie ihre Kostenbe-
lastung ein Stiick weit zu minimieren.

(Beifall von den GRUNEN - Dietmar Brockes
[FDP]: Burokratisches Monster!)

— Herr Kollege Brockes, ich habe ja gesagt, dass
wir dazu eine gro3e Anhérung machen. Sie kon-
nen konstruktive Vorschlage, wie Sie es l6sen
wollen, einbringen. Ich habe Herrn Westerwelle
gehort, der fordert, die Energiesteuer pauschal zu
reduzieren. Dann mussen Sie aber auch erklaren,
wie Sie das gegenfinanzieren wollen. Birokratisch
ist ein differenziertes Mehrwertsteuermodell an

der Stelle nicht. Andere Sachen filhren zu mehr
Burokratie. Dartber kdnnen wir aber streiten. Das
ist ja der Wettbewerb in Konzepten.

Unabhéngig davon meine ich aber, dass es not-
wendig ist, sich mit bestimmten Zuspitzungen zu
befassen, die die armeren Menschen betreffen.
Die Regelsatze fur Sozialhilfeempféanger sind
nicht erhéht worden, sodass die Stromkosten —
nicht die Warmkosten — nicht aufgefangen werden
kénnen.

Der Eckregelsatz von Hartz-IV-Beziehern — ich
habe dies im Antrag aufgefuhrt — betragt 1,38 € im
Monat fur die Anschaffung von Kuhl- und Gefrier-
geraten. Das bedeutet, dass Sie mehr als
18 Jahre sparen, das Geld auf die Bank legen,
Zinsen verdienen missen, um sich einen neuen
energieeffizienten Kihlschrank kaufen zu kénnen.
18 Jahre fir die Anschaffung eines energieeffi-
zienten Kihlschranks zu sparen, das kann man —
das wissen wir alle — vernlnftigerweise nicht ma-
chen. Darum missen wir uns kimmern. Wir mis-
sen die Regelsatze, auch was den Strombezug
angeht, jedenfalls in gewissen Intervallen anpas-
sen. Wir kénnen das nicht konstant halten, tber
Jahre nicht erhéhen.

Ich weil3, dass das Wohngeld angepasst worden
ist. Das war richtig und Uberféallig. Nach acht Jah-
ren hat sich gezeigt, wie notwendig das war.
Wenn die Energiepreise so explodieren, dann
muss man da was machen.

(Beifall von den GRUNEN)

Ferner fordern wir in unserem Antrag, vollstandige
Strom- und Gassperren zu verbieten. Im letzten
Jahr ist 59.000 Haushalten der Strom abgestellt
worden. Ich habe neulich mit den Stadtwerken
Essen geredet. Die haben im Eingangsbereich
der Stadtwerke Essen wieder Automaten aufge-
stellt, wo Ratenzahler Bargeld einzahlen kénnen.

Es gibt viele hunderttausend Leute, die Raten fir
alte Energiekosten zahlen. Wir kénnen den Men-
schen — gerade, wenn der ndchste Winter hart
wird -nicht einfach Strom und Gas abstellen. Das
kann sich eine Gesellschaft nicht erlauben. In
Nachbarléandern, zum Beispiel in Belgien, gibt es
andere Modelle. Wir mussen uns fragen, ob wir
nicht auch zu solchen Regelungen kommen mius-
sen. Das heil3t nicht, dass wir jemandem, der E-
nergie verschwendet, diese kostenlos hinterher-
werfen. Aber Familien mit Kindern, Alteren, Al-
leinerziehenden Strom und Gas komplett abzu-
stellen, kann sich eine Gesellschaft nicht erlau-
ben.

(Beifall von den GRUNEN)
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SchlieB3lich fordern wir in unserem Antrag, Ener-
giesparziele fur Energieversorger festzulegen. Ich
meine, dass es spannend ist, zu gucken, was un-
ter sozialen Gesichtspunkten in anderen europai-
schen Landern lauft. Es gibt in européischen Lan-
dern sehr wohl Vorschriften flr Stromversorger,
Energie einzusparen, auch mit einem héheren An-
teil bei Haushalten mit niedrigem Einkommen.
Dieses Modell kann man sich einmal angucken.
Wir kénnen von anderen Landern Verninftiges
lernen.

Wir kénnen die Menschen mit diesen Problemen
nicht alleine lassen. Die letzten drei Winter waren
warm. Der nachste Winter wird mdglicherweise
kalter, und die Kosten explodieren. Vor dem Hin-
tergrund ist es absolut notwendig, dass wir uns
alle zusammen mit dem Thema befassen. Eine
Anhérung dazu und die weiteren Beratungen in
den Ausschiissen sind dafur geeignete Mittel. Wir
sollten, so weit wie moglich gemeinsam auf die
Situation politisch reagieren, damit die Menschen
wissen, dass hohere Kosten auf sie zukommen
und dass sie im nachsten Winter nicht alleine ge-
lassen werden. — Herzlichen Dank fur die Auf-
merksamekeit.

(Beifall von den GRUNEN)

Vizeprasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Kollege Priggen. — Fir die CDU-Fraktion spricht
Herr Kollege Weisbrich.

Christian Weisbrich (CDU): Herr Prasident! Lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Der Anteil der E-
nergiekosten am Nettoeinkommen ist fur Gering-
verdiener deutlich héher als fur Haushalte mit ho-
heren Einkommen. Die &rmsten 10 % aller Haus-
halte geben mehr als 9 % ihres Nettoeinkommens
fur ihre Haushaltsenergie aus; der Anteil bei den
einkommensstarksten Einkommen liegt bei etwa
3 %. Je geringer das Haushaltseinkommen ist,
desto hoher ist der Anteil der Ausgaben fir
Grundbedurfnisse wie Heizung und Strom. Ein
starker Anstieg der Ol- und Gaspreise sowie der
Strompreise trifft einkommensschwéchere Haus-
halte daher deutlich starker als den statistischen
Durchschnittshaushalt.

Zu diesem Ergebnis kam die Enquetekommission
~LAuswirkungen langerfristig stark steigender Prei-
se von Ol- und Gasimporten auf die Wirtschaft
und die Verbraucherinnen und Verbraucher in
NRW* in ihrem Bericht, der der Landtagspréasiden-
tin am 22. April ibergeben wurde.

Die Problembeschreibung im Antrag ist somit
grundsatzlich richtig. Wie so oft gilt allerdings

auch hier: Die Griinen stellen die richtigen Fra-
gen, aber geben die falschen Antworten.

(Beifall von Dietmar Brockes [FDP])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben uns in
der Bundesrepublik mit grollem Erfolg fir das
Ordnungsmodell der sozialen Marktwirtschaft ent-
schieden. Danach tberlassen wir die Preisbildung
dem Markt als Institution. Der Markt koordiniert
standig die millionenfachen Entscheidungen der
Teilnehmer am Wirtschaftskreislauf. Der Markt
macht die Kosten der Guter im Preis geltend. Er
Uberlasst den Konsumenten die Entscheidung
Uber die Verwendung der knappen Mittel und er-
legt ihnen gleichzeitig die Kosten ihrer Beschaf-
fung auf.

Der Markt bringt Uber den Preis die jeweilige
Knappheit der Giter zur Geltung. So bewegt er
Produzenten und Konsumenten zum haushélteri-
schen Umgang mit den Gitern und sorgt fur de-
ren grolRtmdogliche ©6konomische Nutzung. Der
Markt regt als Ort des Wettbewerbs die Produkti-
on der nachgefragten Guter an, weil er die 6ko-
nomisch ginstigere Lésung und die Suche nach
neuen, besseren Losungen belohnt.

Lieber Kollege Priggen, tun Sie mir einen Gefal-
len: Lassen Sie den Markt seine Funktion erfillen.

(Svenja Schulze [SPD]: Oh!)

Er l6st das Problem der Koordination, also der
Produktionsplanung, und der Knappheit der Mittel
sehr viel besser, als das jeder Politiker oder Funk-
tionar konnte.

(Beifall von CDU und FDP)

Die Gewahrleistung der sozialen Absicherung von
Bedurftigen ist keine Aufgabe der Institution
Markt. Sie ist aber natirlich zentraler Bestandteil
der sozialen Marktwirtschaft. Mit den Steuern aus
der im Marktprozess erzielten Wertschopfung
sorgt die Solidargemeinschaft dafir, dass nie-
mand durch den Rost fallt.

Deshalb ist die Einfihrung sozial vertraglicher
Strom- und Gastarife auf Unternehmensebene
ordnungspolitisch Unsinn. Wer will, dass Leistung
sich lohnt, muss Sozialtarife ablehnen. Es gibt
keinen Rabatt, der vorher nicht einkalkuliert war.
Sozialtarife wiirden wieder nur die ohnehin gebeu-
telte Mittelschicht zusétzlich belasten.

Der einzig saubere Weg zu sozialer Absicherung
geht Uber die Verwendung von Steuereinnahmen
und damit Uber die sachgerechte Anpassung bei-
spielsweise von Wohngeld und Regelleistungen
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nach dem Sozialgesetzbuch. Dariber muss man
in der aktuellen Situation sicher sprechen.

Ministerprasident Rittgers hat das mit Blick nach
Berlin und auf das Wohngeld bereits im Frihjahr
getan. Die ersten Erfolge sind auch schon zu ver-
zeichnen.

Ebenfalls im Mérz 2008 hat sich Wirtschaftsminis-
terin Thoben mit dem Thema ,Erschwerung von
Stromsperren gegen saumige Kunden“ befasst.
Das entsprechende Instrument ist ein durchaus
zweischneidiges Schwert, weil Energieabnehmer
auch nicht in die Verschuldung getrieben werden
darfen. Ich kdnnte mir vorstellen, dass in kriti-
schen Fallen die Installation von Vorkassezahlern
eine durchaus pfiffige Lésung ist. Das heif3t: an-
gemessene Ausstattung aus Steuermitteln, aber
gegeniber den Unternehmen Vorkassezahler.

Jetzt bleibt noch ein Antragspunkt: die Festlegung
verbindlicher Einsparziele fur Energieversorger.
Kollege Priggen, dazu kann ich nur Folgendes
sagen: Die Versorger sind durch das Auflagen-
biindel der Netzentgeltverordnung bereits genug
reguliert. Sie brauchen wirklich keine zusétzlichen
Kalkulationsvorschriften.

Etwas ganz anderes ist es, wenn die Versorger
freiwillig aufsuchende Energieberatung anbieten.
Das hilft den Kunden und schitzt die Unterneh-
men vor Zahlungsausféllen. Ich wirde den Unter-
nehmen durchaus raten, auf freiwilliger Basis sol-
che Angebote zu machen. Wir brauchen aber
nicht noch eine staatliche Vorschrift, nicht noch
mehr Géngelei.

Mein Fazit lautet: richtige Fragestellungen, falsche
Antworten. Die Anregung, eine grof3e Anhodrung
durchzufihren, finde ich gut. Das sollten wir tun.
Vielleicht bekommen wir dann ja bessere Antwor-
ten, als Sie sie in lhnrem Antrag gegeben haben. —
Schdnen Dank.

(Beifall von CDU und FDP)

Vizepréasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Kollege Weisbrich. — Fir die SPD spricht jetzt
Herr Leuchtenberg.

Uwe Leuchtenberg (SPD): Herr Prasident! Meine
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Stark steigende Energiepreise belasten alle
Bevodlkerungsschichten, insbesondere aber Fami-
lien und Haushalte mit geringem Einkommen. Zu-
nehmend werden die teilweise ungerechtfertigten
Preissteigerungen aber auch zu einer starken Be-
lastung fir die sogenannten Normalverdiener.

Bereits in der Enquetekommission ,Auswirkungen
langerfristig stark steigender Preise von Ol- und
Gasimporten auf die Wirtschaft und die Verbrau-
cherinnen und Verbraucher in NRW* haben wir
uns mit den hier drohenden sozialen Verwerfun-
gen beschaftigt.

Der Markt versagt an dieser Stelle. Das sehen wir
jeden Tag an der Tankstelle. Der Markt gibt hier
nicht die richtigen Antworten. Hier muss ein hand-
lungsfahiger Staat Antworten geben. Der Staat
muss Leitplanken setzen. Eine handlungsfahige
EU muss ebenfalls Leitplanken setzen.

In der aktuellen Debatte reden einige Energiekon-
zerne plétzlich davon, dass ein billiger Atomstrom-
tarif die Antwort auf steigende Energiepreise ist.
Dies zeigt doch, wie verlogen die gesamte Dis-
kussion gefiihrt wird.

(Beifall von Frank Sichau [SPD] — Zuruf von
Dietmar Brockes [FDP])

Entweder ist dieser Atomstrom wirklich preiswer-
ter, dann werden wir schon seit geraumer Zeit ab-
gezockt, oder es ist eine Quersubvention, und an-
dere Energieformen werden kiinstlich verteuert,
um Atomstrom salonféhig zu machen.

(Dietmar Brockes [FDP]: Es gibt doch nie-
mals 100 % Atomstrom!)

Meine Damen und Herren, stark steigende Ener-
giepreise treffen alle Menschen, aber besonders
diejenigen, die mit einem knappen Einkommen
auskommen mussen. Oft sind das Rentnerhaus-
halte oder Familien mit Kindern.

Die Grunen haben in ihrem Antrag ein wichtiges
Thema auf die heutige Tagesordnung gebracht.
Dies ist gut, weil wir uns die Lage auf den Ener-
giemarkten gemeinsam ansehen und im Interesse
der Menschen in Nordrhein-Westfalen gemeinsam
nach Lésungen suchen missen. Unsere Empfeh-
lungen aus der Enquetekommission missen so-
fort umgesetzt werden.

(Beifall von der SPD)

Ein Satz aus dem Antrag der Griinen ist mir aber
besonders wichtig:

.Steigende Energiepreise erfordern seriose Po-
litik statt billigem Populismus*.

(Zurufe von Christian Weisbrich [CDU] und
Dietmar Brockes [FDP])

Wir wissen allerdings, dass wir diese Problematik
auf Landesebene nur begrenzt |Idsen kénnen. Wir
brauchen Losungen auf Bundesebene und auf eu-
ropaischer Ebene.
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(Beifall von SPD und GRUNEN)

Es ist gut, dass wir diesen Antrag heute nicht ab-
schlieend beraten. Wir werden die Debatten im
Ausschuss brauchen, um die Details sachgerecht
zu besprechen. Wir werden auch externen Sach-
verstand hinzuziehen missen. Deshalb werden
wir im Ausschuss Sachverstandige zur Beratung
brauchen — Sachversténdige der Energieversor-
ger, der Verbraucherzentralen, der Schuldnerbe-
ratungen und der Wissenschaft.

Ich will hier nur kurz einige Eckpunkte nennen, die
fur uns wichtig sind.

Erstens. Aus unserer Sicht hat jeder Haushalt das
Recht auf ein Energie-Existenzminimum. Wir kdn-
nen uns nicht donnerstags hierhin stellen und
nach warmem Mittagessen fur alle rufen und dann
freitags Haushalten mit Kindern dieses warme
Mittagessen verwehren, indem wir Strom und Gas
sperren.

Damit dies allerdings kein Freifahrtschein fir E-
nergieverschwendung wird, sind intelligente Sys-
teme gefordert. Dies bedeutet: neue intelligente
Stromzahler. Dies bedeutet: noch mehr Energie-
beratung. Dies bedeutet: ein deutlich héheres En-
gagement der Energieerzeuger.

Zweitens: ,Privat vor Staat” ist hier keine Lésung.
Es kann nicht sein, dass derjenige, der sich eine
warme Wohnung nicht leisten kann, einen Pullo-
ver mehr anziehen soll oder eben frieren muss.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Hier ist der Staat gefordert. Er muss die Rahmen-
bedingungen schaffen, die eine Mindestversor-
gung mit Energie sicherstellen.

Deshalb missen wir gemeinsam Uber sozialver-
tragliche Strom- und Gastarife nachdenken. Dabei
missen wir die Energieerzeuger einbeziehen. Ei-
ne Pflicht flr die ortlichen Versorger, einen Sozial-
tarif in der Grundversorgung anzubieten, kénnte
zu Verdrangungseffekten fiihren, die kontrapro-
duktiv waren. Progressive Tarifmodelle kdnnen
jedoch eine Losung darstellen.

(Vorsitz: Vizeprasidentin Angela Freimuth)

Selbstverstandlich miissen die Regelsétze regel-
mafig Uberprift und, wenn notwendig, umgehend
angepasst werden.

Drittens: Eine klare Ansage an die FDP: Gegen
populistische Forderungen nach Senkung der O-
kosteuer, der EEG-Umlage oder der Mehr-
wertsteuer hilft ein Besuch an der nachsten Tank-
stelle. Dort stellen wir doch Folgendes fest:

(Dietmar Brockes [FDP]: Mehrwertsteuer!)

— Horen Sie doch zu! — Die gesamte Steuerbelas-
tung aus der Mineraldlsteuer betragt beim Diesel
derzeit 56 Cent und beim Normalbenzin 78 Cent.
Diese unterschiedliche Besteuerung flihrte in der
Vergangenheit dazu, dass Dieselkraftstoff ca.
20 Cent billiger war als Normalbenzin. Trotz die-
ser Steuerdifferenz von 22 Cent ist an der Tank-
stelle heute der Diesel genauso teuer wie Nor-
malbenzin oder teurer.

(Svenja Schulze [SPD]: Das kann Herr Bro-
ckes nicht wissen! — Minister Karl-Josef Lau-
mann: Warum nicht? — Svenja Schulze
[SPD]: Er hat kein Auto!)

Steuersenkungen kommen eben beim Verbrau-
cher nicht an. Die derzeitige Erfahrung bei Prei-
sen fur Normalbenzin und Diesel ist, dass die Mi-
neralélkonzerne unabhangig von den Steuersat-
zen die am Markt jeweils maximal erzielbaren
Preise durchsetzen: Diesel und Normalbenzin
sind gleich teuer. Die Steuerdifferenz senkt nicht
die Kosten fur den Autofahrer, sondern erhdht den
Gewinn der Konzerne. Gleiches befirchten wir bei
einer Mehrwertsteuersenkung. Auch differenzierte
Mehrwertsteuersatze bedeuten zunachst einen
burokratischen Mehraufwand mit ungewissem
Nutzen.

Viertens: Die Diskussion Uber Tarife darf nicht da-
zu fuhren, dass wir die wichtigste Stellschraube
gegen steigende Energiekosten vergessen. Wir
diskutieren viel Uber die Kosten flir einen Liter
Benzin, einen Liter Heizol oder eine Kilowattstun-
de Strom.

Fur die Menschen stehen andere Fragen im Vor-
dergrund. Sie lauten: Was kostet mich im Monat
der Weg zur Arbeit? Was kostet die Beheizung
der Wohnung? Und was kostet der Betrieb von
Kuhlschrank, Computer und Herd?

Dabei ist eines Kklar: Energie wird auf Dauer nicht
billiger. Deshalb wird das wichtigste Instrument
zur Bekdmpfung der sozialen Verwerfungen das
Einsparen von Energie sein.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Energiesparen bedeutet nicht zwangslaufig eine
schlechtere Lebensqualitat. Gerade im Energiebe-
reich sind Einsparungen moglich, die sogar die
Lebensqualitdt verbessern. Weniger Energie-
verbrauch gleich weniger Kosten gleich weniger
Belastung. Hier muss der Hebel angesetzt wer-
den.

Aber auch hier gilt: ,Privat vor Staat” ist keine L6-
sung. Beratung, Leitplanken und Hilfe bei der
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Umsetzung mussen organisiert werden. Wir mis-
sen die Menschen dabei unterstiitzen, Energie zu
sparen. Auch Menschen mit geringem Einkom-
men missen zum Beispiel den Kihlschrank mit
der Energieeffizienzklasse A++ auch kaufen kén-
nen. Es muss sich fur Vermieter und Mieter rech-
nen, in Warmedammung zu investieren.

Wir werden im kommenden Winter schnell und
unbirokratisch helfen missen. Die Preise laufen
davon. Der Markt regelt es nicht. Wir miissen die
Rahmenbedingungen schaffen, und die missen
vor allem auf Dauer wirken. Energie darf auf Dau-
er nicht subventioniert werden, schon gar nicht
zulasten der Kommunen, die von dieser Landes-
regierung schon genug gebeutelt werden. Energie
muss eingespart werden, aber Energie muss auch
eingespart werden kénnen. Nach Lésungen wer-
den wir gemeinsam im Ausschuss suchen. — Dan-
ke schon.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Herr Kollege Leuchtenberg. — Als nachster Red-
ner hat fir die Fraktion der FDP der Kollege Bro-
ckes das Wort. Bitte schon.

Dietmar Brockes” (FDP): Vielen Dank, Frau Pra-
sidentin! Meine Damen und Herren! Diese Show,
die hier vonseiten der Griinen geboten wird, ist
ehrlich gesagt an Zynismus und Ironie kaum noch
zu Uberbieten. Der kollektive Gedachtnisschwund,
den Sie nach dem Ende lhrer Regierungsbeteili-
gungen im Bund und in Nordrhein-Westfalen erlit-
ten haben, ist untbertrefflich. Aber wir werden Sie
und die Bevélkerung immer wieder daran erin-
nern, wer die hohen Energiepreise mal3geblich
mit verschuldet hat; denn das sind Sie und Ihre
Grunen-Kollegen, Herr Kollege Priggen.

Meine Damen und Herren, hierzu moéchte ich nur
einige Zahlen ins Gedachtnis rufen.

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Herr Kollege
Brockes.

Dietmar Brockes” (FDP): Ich habe gerade erst
mit meiner Rede begonnen und schon gibt es
Fragen?

Vizepréasidentin Angela Freimuth: Es gibt eine
Zwischenfrage des Kollegen Priggen. Wirden Sie
die zulassen?

Dietmar Brockes” (FDP): Bitte schon.

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Bitte, Herr
Kollege Priggen.

Reiner Priggen (GRUNE): Herr Kollege Brockes,
ich frage nur sofort, weil Sie mich angesprochen
hatten. Sind Sie bereit, Folgendes zur Kenntnis zu
nehmen?

Sie regieren drei Jahre, in denen sich der Olpreis
verdreifacht hat. Dafur konnten wir Griinen nichts.
Ich sage das, weil Sie immer die Steuertirade he-
ranziehen. Das ist wahrend Ihrer Regierungszeit
passiert, nicht vorher.

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Herr Kollege
Priggen, ich darf Sie auch bitten, das in einer Fra-
ge zu formulieren.

(Zuruf von der SPD: Das hat er doch ge-
macht!)

Dietmar Brockes” (FDP): Herr Kollege Priggen,
das zeigt, dass ich wieder genau Ihren Nerv ge-
troffen habe. Zu lhrer Frage werden Sie sicherlich
in meinen weiteren Ausfihrungen etwas verneh-
men. Deshalb ware es ab und zu besser, erst zu-
zuhdren und dann mit den Fragen zu beginnen.

Es gibt einige Punkte, die wir im Land leider gar
nicht beeinflussen kénnen wie den Preis an der
Tankstelle, der durch den Olpreis in Rotterdam,
aber auch durch andere Einfliisse bestimmt wird.

Meine Damen und Herren, die Belastungen der
Stromkunden durch Abgaben und Steuern hat
sich wahrend lhrer griinen Regierungszeit im
Bund verfunffacht, Herr Kollege Priggen. So zahlt
ein durchschnittlicher Haushalt heute einen
Staatsanteil von 40 % auf Strom.

Vizepréasidentin Angela Freimuth: Herr Kollege
Brockes, entschuldigen Sie, wenn ich noch einmal
unterbreche. Es gibt den Wunsch des Kollegen
Stinka, eine Zwischenfrage an Sie zu adressieren.

Dietmar Brockes” (FDP): Bitte, bitte. Ich denke,
dass ich dann gleich den gesamten Nachmittag
Uber reden darf. — Bitte, Herr Stinka.

André Stinka (SPD): Herr Kollege Brockes, Sie
hatten vorhin die Benzinpreise erwahnt. Wirden
Sie mir zustimmen, dass zuzeiten der Regierung
Helmut Kohls mit Ihrer Regierungsbeteiligung der
Benzinpreis auch fur Steuererh6hungen herhalten
musste, oder haben Sie das ebenso vergessen?

(Minister Karl-Josef Laumann: Das ist aber
lange herl!)
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Dietmar Brockes” (FDP): Herr Kollege Stinka,
das Problem ist, dass wahrend lhrer Regierungs-
zeit der Anteil der Steuern am Benzinpreis weit,
weit mehr gestiegen ist. Ich fiihre das gerne gleich
weiter aus. Wenn sich jetzt vielleicht der eine oder
andere Kollege etwas gedulden kénnte? Ich wer-
de auf die von Ihnen aufgeworfenen Fragen im
Laufe meiner Rede zu sprechen kommen.

Nehmen wir zum Beispiel den Erdgasverbrauch.
Die fiskalische Belastung auf Erdgas hat sich in
Ihrer rot-grinen Regierungszeit von 1998 bis
2005 nahezu verdoppelt.

Nehmen wir den Spritpreis: Der besteht inzwi-
schen sogar zu 60 % aus Steuern. Der maf3gebli-
che Teil wird vom Fiskus vorgegeben und nicht
Uber den Rohdlpreis in Rotterdam.

Meine Damen und Herren, wir erinnern uns doch
noch gut daran, wie im Marz 1998 5 Mark pro Li-
ter Benzin gefordert wurden und dies durch die
Einfuhrung der Okosteuer seitens der Griinen
auch forciert wurde. Jetzt liegen wir bei Uber
1,50 €, sprich 3 Mark. Der Staat kassiert vor allem
Uber die Mehrwertsteuer munter mit, weil er sogar
die Mineralolsteuer und die Okosteuer auch noch
besteuert, also Steuern auf Steuern erhebt.

Heute kann man auf der Homepage der Griinen-
Bundestagsfraktion zum Thema 5 Mark pro Liter
nachlesen — dort steht lapidar —: ein falsches Sym-
bol fur ein 6kologisch langfristig richtiges Ziel. —
Das macht doch deutlich, wie scheinheilig die De-
batte ist, die Sie hier fihren, Herr Kollege Priggen.
Sie wollen doch einen noch héheren Preis fir E-
nergie. Eigentlich missten Sie doch mit dem Er-
reichten zufrieden sein, dies feiern und noch weite-
re Preissteigerungen fordern, Herr Kollege Priggen.

Wahrscheinlich findet man in lhrem Antrag des-
halb auch keine Silbe zum Benzinpreis. Das ge-
hort aber auch zu einer Debatte Uber hohe Ener-
giepreise, meine Damen und Herren. Denn viele
Menschen sind auf das Auto angewiesen, um fir
ihr Einkommen selbst zu sorgen. Es kann nicht
sein, dass ein Grof3teil des verdienten Geldes di-
rekt fuir die Fahrkosten wieder draufgeht.

Es ist geradezu scheinheilig, wie Sie versuchen,
die Leute fur dumm zu verkaufen. Vor zwei Wo-
chen hat der Kollege Priggen sein Klimaschutz-
programm vorgelegt, das insbesondere einen
Ausbau der hoch subventionierten Windkraft pro-
pagiert. Sagen Sie bitte den Leuten da drauf3en
auch, dass dieser wirtschaftliche Wahnsinn be-
reits heute jedes Jahr 3,6 Milliarden € Mehrkosten
verursacht.

(Beifall von Ralf Witzel [FDP])

Die, meine Damen und Herren, zahlen die Verb-
raucherinnen und Verbraucher Uber die Strom-
rechnung.

(Ralf Witzel [FDP]: So ist das!)

Ganz zu schweigen von den unglaublichen Sub-
ventionen, die die Fotovoltaikindustrie auf Kosten
der Verbraucherinnen und Verbraucher erhélt.
Das tragt doch auch mafgeblich zu den hohen
Preisen bei.

Durch die Umsetzung lhres Klimakonzepts wiir-
den Familien in Nordrhein-Westfalen, Herr Kolle-
ge Priggen, durch weitere Kostensteigerungen
zusatzlich belastet. Die Forderungen, die Sie jetzt
auf den Tisch legen, um einkommensschwache
Familien zu entlasten, sind doch vor dem Hinter-
grund, dass Sie diese Preistreiberei zu einem we-
sentlichen Teil zu verantworten haben, vollig un-
glaubwiirdig.

(Beifall von Ralf Witzel [FDP])

Wer jetzt birokratische Monster und Eingriffe in
die Handlungen von privatwirtschaftlichen Ener-
gieversorgern konstruiert, um die Auswirkungen
eines eigenen verfehlten politischen Handelns zu
korrigieren, der kann nicht erwarten, ernst ge-
nommen zu werden und dafiir noch Zustimmung
zu erhalten.

Eigentlich haben Sie in Ihrem Antrag, Herr Kolle-
ge Priggen, die Problemstellung richtig erkannt.
Die Energiepreise steigen stark an, und zwar zu-
lasten von Familien und Arbeitsplatzen. Aber die
von lhnen vorgeschlagenen Lésungen lesen sich
wie Ideen aus einer Dimension fern der Realitat:
differenzierte Mehrwertsteuer nach Verbrauch ge-
staffelt, Pflicht der Energieversorger, progressive
Tarifmodelle anzubieten, Verbot von Strom- und
Gassperren und verbindliche Energiesparziele fur
Energieversorger festlegen. Damit wollen Sie Ihre
grundsatzlichen Fehler der Vergangenheit mit
weiteren Regeln wieder ausgleichen.

Meine Damen und Herren, wir brauchen aber ei-
nen ganz anderen Ansatz in der Energiepolitik als
den, den Sie hier propagieren. Mehr Burokratie
und mehr Vorschriften verursachen doch nur noch
hohere Preise fur die Verbraucherinnen und
Verbraucher.

(Beifall von Ralf Witzel [FDP])

Ein Eingriff in den Markt wéare deshalb kontrapro-
duktiv und kommt fur die FDP nicht infrage. Im
Gegenteil, wir brauchten mehr Liberalisierung und
mehr Wettbewerb auf dem Energiesektor, um die
Preise nachhaltig stabil zu halten.
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Meine Damen und Herren, natirlich haben wir
das Problem langst erkannt und haben dazu auch
eine Reihe von Vorschlagen gemacht, die an die
Wurzeln des Problems gehen und nicht nur an
den Symptomen ansetzen wie der Antrag der
Griinen. Deshalb mdéchte ich hier drei Punkte auf-
greifen.

Erstens. Die Energie- und Klimaschutzstrategie,
die die Landesregierung vor wenigen Wochen
vorgelegt hat, ist der richtige Weg. Diese beinhal-
tet ein ausgeglichenes MaRnahmenkonzept, das
den Anforderungen eines effektiven Klimaschut-
zes Rechnung tragt und auRerdem eine weitere
Verteuerung von Energie vermeidet.

Diese Debatte heute hier zeigt uns deutlich, dass
es keine Alternative zum Kraftwerkserneuerungs-
programm der Landesregierung gibt. Wir brau-
chen neue hocheffiziente Kohlekraftwerke, die
unsere Energieversorgung sicher und preiswert
gewabhrleisten und einen deutlichen Beitrag zum
Klimaschutz leisten.

Zweitens. In der Diskussion uber die sichere und
kostenglinstige Versorgung mit Energie muissen
endlich die ideologischen Scheuklappen abgelegt
werden.

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Herr Kollege
Brockes.

Dietmar Brockes” (FDP): Meine Damen und Her-
ren, der Ausstieg aus der friedlichen Nutzung der
CO,-freien Kernenergie muss endlich revidiert
werden.

(Beifall von Ralf Witzel [FDP])

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Herr Kollege
Brockes, gestatten Sie zunachst eine Zwischen-
frage von Herrn Stinka und im Anschluss eine
Zwischenfrage von Herrn Priggen?

Dietmar Brockes” (FDP): Wenn meine Redezeit
nicht weiterlauft, dann komme ich auch gerne wei-
teren Nachfragen nach.

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Bitte, Herr
Kollege Stinka.

André Stinka (SPD): Herr Brockes, Sie haben
gerade das ambitionierte Klimapaket der Landes-
regierung erwahnt. Sie hatten vorhin auch Ausfih-
rungen gemacht, dass die Windkraft ein hoch
subventionierter und im Grunde falscher Ansatz
sei. Wenn ich mich an das Klimaschutzpaket der
Landesregierung richtig erinnere, dann wird dort

von unausgeschopften Windkraftpotenzialen ge-
sprochen. Ich frage Sie: Wie ist das zusammenzu-
fuhren, wenn Sie einer Regierungsfraktion ange-
horen?

(Beifall von der SPD)

Dietmar Brockes” (FDP): Lieber Kollege Stinka,
sicherlich macht Windkraft in einigen Bereichen
Sinn,

(Zurufe von der SPD: Oh!)

aber nicht flachendeckend Uber das ganze Land,
wie Sie es in der Vergangenheit betrieben haben.
Deshalb setzen wir darauf, dass Windkraft dort
eingesetzt wird, wo es Sinn macht. Das ist nun
einmal in der Hauptsache in Klstenregionen der
Fall und weniger im Binnenland, wo die Windhof-
figkeit ganz einfach nicht so stark gegeben ist.

(Zuruf von der SPD: Wo ist die nordrhein-
westfalische Kistenlandschaft?)

Ich glaube, es war noch eine Zwischenfrage an-
gemeldet.

Vizeprésidentin Angela Freimuth: Ich lege die
Geschaftsordnung, wonach nicht mehr als zwei
Zwischenfragen im selben Zusammenhang zul&s-
sig sind, grof3ziigig aus. Herr Kollege Priggen, mit
dem Einverstdndnis des Redners. Bitte sehr.

Reiner Priggen (GRUNE): Frau Prasidentin, Herr
Kollege Brockes, herzlichen Dank. — Herr Bro-
ckes, Sie haben eben die Kernenergienutzung
angesprochen. Wir haben einen Antrag einge-
bracht, der sehr stark auf die sozialen Probleme
durch die Explosion bei den Ol- und Gaskosten
abhebt. Kénnen Sie mir einmal erklaren, wie fir
diejenigen, die im ndchsten Winter dramatische
Probleme damit haben werden, ihre Heizkosten-
rechnungen zu bezahlen, der Kernenergieaus-
stieg irgendeine Relevanz haben soll?

Dietmar Brockes” (FDP): Lieber Herr Kollege
Priggen, jetzt verkirzen Sie Ihren Antrag auf das
Warmethema. Das ist doch vdllig daneben.
Schauen Sie doch mal in lhren Antrag. Darin ist
doch genauso von dem Sektor Strom die Rede.
Auf diesem Sektor ist die CO,-freie Kernenergie in
diesem Land alternativlos.

(Beifall von Ralf Witzel [FDP])

Schauen Sie sich doch einfach einmal an, wie das
in unseren Nachbarlandern aussieht. Wir sind die
Einzigen weit und breit in Europa und sogar in der
gesamten Welt mit einem solch irrsinnigen Aus-
stiegsbeschluss. Deshalb schwimmen wir vollig
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neben der Realitat. Wie wollen wir denn die Kii-
maziele erreichen? Sollen wir das ganze Land fla-
chendeckend mit Windkraftanlagen zukleistern,
Herr Kollege Priggen? Und auch damit wirden wir
noch nicht einmal die 30 %, die die Kernenergie
fur die Grundlastversorgung sicherstellt, gewahr-
leisten,

(Beifall von Ralf Witzel [FDP])

geschweige denn, Energiesicherheit schaffen
kénnen.

Herr Kollege Priggen, ich habe es in der Vergan-
genheit schon haufiger gesagt: Sie haben bis heu-
te nicht erklart, wie Sie die Grundlastversorgung
ohne Kernenergie sicherstellen wollen. Das gilt
erst recht, wenn Sie, wie in Hessen geschehen,
gemeinsam mit der SPD — vermutlich wiirden Sie
es am liebsten mit der Linken machen —, sogar
den Ausstieg aus den Kohlekraftwerken voran-
treiben wollen. Dann wéaren 60 % der Grundlast-
versorgung weg. Ich frage mich, Herr Kollege
Priggen, wie Sie das auffangen wollen.

(Beifall von Ralf Witzel [FDP])

Ich mdchte fir die FDP-Fraktion aber noch einen
dritten Punkt hervorheben: Wir haben uns klar po-
sitioniert, wie wir kurzfristig Familien entlasten
wollen. Eine Absenkung des Mehrwertsteuersat-
zes fir Energie auf den verminderten Mehr-
wertsteuersatz halten wir fir sinnvoll. Wohnungen
zu heizen und Essen zuzubereiten soll dem glei-
chen Mehrwertsteuersatz unterliegen wie Le-
bensmittel. SchlieRlich missen die Birgerinnen
und Birger heizen und kochen kénnen. Alternativ
kann man die Okosteuer abschaffen. Auch eine
solche MalRnahme wirde die Birgerinnen und
Birger spirbar entlasten.

Ich komme zum Schluss: Zusammenfassend
mdchte ich noch einmal betonen, dass wir einen
angemessenen Energiemix wollen, wo regenera-
tive Energien genauso Platz haben wie Kernener-
gie und Kohlekraftwerke. Durch eine langfristig
angelegte Energiepolitik kénnen wir den Preis in
einem angemessenen Rahmen halten. Kurzfristig
mochten und mussen wir die Bulrgerinnen und
Burger entlasten, indem wir Uberbordende Steuer-
lasten herunterfahren. — Vielen Dank fir lhre Auf-
merksamekeit.

(Beifall von FDP und CDU)

Vizepréasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Herr Kollege Brockes. — Fir die Landesregierung
hat Frau Ministerin Thoben das Wort.

Christa Thoben, Ministerin fir Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Frau Prasidentin! Meine
sehr geehrten Damen und Herren! Die sozialen
Auswirkungen steigender Energiepreise beschéf-
tigen in vielfaltiger Weise Politik und Offentlichkeit
und auch uns in diesem Hause. Die Problematik
war Gegenstand der Kleinen Anfrage 2296 des
Abgeordneten Priggen vom 5. Februar 2008.

Bundesminister Gabriel und die SPD haben einen
Sozialtarif fir Arme bzw. einen Sozialabschlag
vom Strompreis gefordert. Aus einer Reihe von
Kommunen sind Vereinbarungen zwischen Ener-
gieversorgern und Sozialversicherungstragern zur
Vermeidung von Energiesperrungen bekannt. E-
benso werden sozial bedirftige Haushalte durch
Energiespar- und Schuldnerberatung unterstitzt.

Die Landesregierung nimmt die Auswirkungen
steigender Energiepreise auf einkommensschwa-
che Bevolkerungskreise sehr ernst. Das ist schon
in der Antwort auf die Kleine Anfrage zum Aus-
druck gekommen. Dies gilt im Ubrigen auch fir
die Auswirkungen auf die Wirtschaft insgesamt.

Es gilt aber hinsichtlich der sozialen Folgen: Die
finanzielle Sicherung der Energieversorgung ein-
kommensschwacher Haushalte ist nicht Aufgabe
des jeweiligen Energieversorgers, sondern ist
durch das System staatlicher Transferleistungen
zu regeln.

(Beifall von Christian Weisbrich [CDU])

Diese sind gegebenenfalls an die steigenden Be-
darfe anzupassen. Der rechtliche Rahmen daflr
steht im Sozialrecht zur Verfligung.

Leistungsempfanger nach dem SGB Il — Grundsi-
cherung fir Arbeitssuchende — erhalten Heizkos-
ten im Rahmen der Kosten fir Unterkunft und
Heizung. Diese Aufwendungen werden, wie Sie
wissen, in der tatséchlichen Hohe erstattet, soweit
sie angemessen sind. Das bedeutet, dass auch
die gestiegenen Heizkosten im Rahmen der An-
gemessenheit in tatsdchlicher Hohe zu tUberneh-
men sind. Die Hilfsbedurftigen bleiben somit eben
nicht auf Preiserh6hungen sitzen. Die kommuna-
len Leistungstrager sind verpflichtet, die Heizkos-
ten auch im Fall von deutlichen Preiserhfhungen
zu Ubernehmen.

Eines ist allerdings klar zu sagen: Eine Reduzie-
rung oder Pauschalierung der Aufwendungen fir
Heizkosten zulasten der Leistungsempfanger
scheidet aus. Sie entspricht nicht den gesetzli-
chen Vorschriften. Die Landesregierung achtet
auch im Rahmen ihrer Aufsichtsmittel nach dem
Ausfuhrungsgesetz zum SGB Il darauf, dass die
Vorschriften rechtskonform umgesetzt werden.
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Bei VerstdfRen werden Beanstandungen ausge-
sprochen und die zustéandigen Tréager aufgefor-
dert, ihre Entscheidungen zu tberprifen.

Der Arbeitsminister hat ferner eine Arbeitsgruppe
aus Vertretern von Kreisen und kreisfreien Stad-
ten sowie der Sozialgerichtsbarkeit eingesetzt, die
unter anderem zum Thema ,Kosten der Unter-
kunft und Heizung" eine Arbeitshilfe fur die Praxis
erarbeiten soll.

Noch einmal im Klartext: Heizkosten missen von
den Kommunen auch bei Preissteigerungen in
voller H6he Glbernommen werden, es sei denn, sie
waéren unangemessen hoch.

Nur die Kosten flr Strom und Warmwasser sind
vom Hilfebedrftigen aus der Regelleistung zu
bestreiten. Hierfur enthélt die Regelleistung einen
bestimmten Anteil.

Fur Empfanger von Leistungen der Grundsiche-
rung im Alter und bei Erwerbsunfahigkeit existie-
ren im Ubrigen vergleichbare Regelungen.

Es ist nun einmal so, dass Trager der Kosten fir
Unterkunft und Heizung die Kreise und kreisfreien
Stadte sind. An diesen Kosten beteiligt sich der
Bund mit einer vergleichsweise geringen Quote in
Hohe von 28,6 %. Daher trifft es leider zu, dass
eventuelle Kostensteigerungen durch erhdhte
Rohstoffpreise im Heizkostenbereich tberwiegend
zulasten der Kommunen gehen. Die durchschnitt-
lichen Kosten fur Unterkunft und Heizung haben
sich dabei von 278 € im Jahr 2006 auf 307 € im
Dezember 2007 erhoht.

Meine Damen und Herren, die Erhéhung von Re-
gelleistungen ist aber nicht das geeignete Instru-
ment, um gestiegene Energiekosten zu umgehen.
Sowohl im SGB Il als auch im SGB XIl werden die
Leistungen zum Lebensunterhalt grundsatzlich in
Form von Regelsatzen bzw. Regelleistungen er-
bracht. Damit sind alle Energiekosten, auch die
Anschaffungskosten fur Haushaltsgerate, durch
den Regelsatz oder die zusatzliche Ubernahme
von angemessenen Heizkosten grundsatzlich be-
darfsdeckend abgegolten. Im Ubrigen wird jetzt
zum 1. Juli die Regelleistung von 347 € auf 351 €
erhoht.

Im Antrag heif3t es weiter, dass Haushalte, die
Anspruch auf diese Leistungen haben, in der La-
ge sein mussten, energiesparende Haushaltsge-
rate mit den in den Regelsatzen enthaltenen Be-
tragen zu finanzieren. Auch hier muss man natir-
lich aufpassen, dass Haushalte mit Transferleis-
tungen nicht besser gestellt sind als andere
Haushalte mit niedrigem Einkommen.

Kernpunkt des Antrags ist die Einfuhrung soge-
nannter sozialvertraglicher Strom- und Gastarife.
Die Antragsteller wollen einkommensschwache
Haushalte durch eine progressive Tarifgestaltung
entlasten. lhre Vorschlage berucksichtigen nicht,
dass einkommensschwache Haushalte nicht not-
wendigerweise auch geringe Energieverbrauche
haben. Der Energieverbrauch hangt zum Beispiel
auch von der Zahl der kleinen Kinder oder ande-
ren Spezifika der Lebensumstande ab, die nicht
notwendig mit dem Einkommen korrelieren. So-
weit es um die Entlastung einkommensschwacher
Haushalte geht, sind diese Vorschlage deshalb
nicht sehr zielgenau.

Der Antragsteller selbst raumt ein, dass die vor-
geschlagenen Modelle auf ihre Vor- und Nachteile
bei der praktischen Umsetzung hin noch tberpriift
werden mussen.

Dies vorausgesetzt méchte ich zu den zwei Alter-
nativen Folgendes festhalten.

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Frau Minister,
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Frau Kolle-
gin Steffens?

Christa Thoben, Ministerin fur Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Bitte schon.

Barbara Steffens” (GRUNE): Frau Ministerin, ist
Ihnen klar, dass es sich bei den Stromtarifen, die
progressiv gedacht sind, um Pro-Kopf-Verbrauche
handelt? Eine Familie mit mehr Kindern hat nattr-
lich ein hoheres Strombudget als eine Familie oh-
ne Kinder. Es ist eine Pro-Kopf-Rechnung. Des-
wegen spielt es an der Stelle Uberhaupt keine
Rolle.

Christa Thoben, Ministerin fir Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Was spielt keine Rolle?

Barbara Steffens” (GRUNE): Es wird darauf ein-
gegangen, dass wir den Verbrauch pro Kopf ha-
ben. Sie haben eben in Ihrer Rede gesagt, dass
es Uberhaupt nicht um einkommensschwache
Familien ginge, weil denen dieses Modell nicht
gerecht wirde; eine Familie mit vielen Kindern
brauchte etwas anderes.

Bei diesem Modell aber geht es um den Pro-Kopf-
Verbrauch. Deswegen bekommt eine einkom-
mensschwache Familie mit vielen Kindern ein ho-
heres Budget an kostengiinstigem Strom als eine
einkommensschwache Familie ohne Kinder.

Christa Thoben, Ministerin fir Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Wir werden gerne auf die
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Details, die ich so im Einzelnen nicht im Kopf ha-
be, Frau Steffens, bei den weiteren Beratungen
noch einmal eingehen.

Mir geht es bei der Beurteilung des Antrages um
etwas anderes: Sie schlagen zum einen differen-
zierte Mehrwertsteuersatze fir den Energie-
verbrauch vor. Die Mehrwertbesteuerung muss
sich aber an EU-rechtlichen Vorgaben orientieren:
entweder erhdhter oder verminderter Steuersatz.
Eine davon abweichende, sich in irgendeiner Kur-
ve vollziehende Mehrwertsteuerbelastung ist
rechtlich nicht zul&ssig.

Sie haben zweitens vorgetragen: eine Kompensa-
tion der Steuerermafligung — mit der ja Ausfélle
verbunden sind — durch progressiv gestaffelte
Mehrwertsteuersatze. Das geht rechtlich nicht.
Darauf sollten wir nicht spekulieren.

Zum Sozialtarif im eigentlichen Sinn: Ein Vor-
schlag ist, ein sogenanntes Existenzminimum von
1.000 kWh pro Haushalt und Jahr kostenlos ab-
zugeben. Dieses sogenannte Existenzminimum
des Bundes der Energieverbraucher reicht fast an
den Durchschnittsverbrauch eines Haushalts her-
an, der fur drei Personen bei ca. 3.500 kWh liegt.
Wenn man von der merkwirdigen Begrifflichkeit
einmal absieht, kann ich mir beim besten Willen
nicht vorstellen, wie die Einnahmeverluste durch
eine einigermalen vernlnftige Preisgestaltung fur
die anderen Abnehmer ausgeglichen werden
kénnten.

Auch das Modell der Verbraucherzentrale, das
einen kostenlosen Strombezug fur 250 kWh pro
Jahr und Person vorsieht, scheint mir noch nicht
ausgereift zu sein.

Irgendwie mussen ja Sozialtarife subventioniert
werden. Hier liegen die Schwachen des Systems.
Es ist nicht einsichtig, wieso die Gesamtheit der
Energieverbraucher die Kosten fir diese sozialen
MaRnahmen zusatzlich tragen soll. Die finanziel-
len Schwierigkeiten eines Teils der Energie-
verbraucher sind den anderen Kunden némlich
nicht zuzurechnen.

Das mit den Vorstellungen der Verbraucherzent-
rale verbundene Umlagesystem uber die Netznut-
zungsentgelte erfordert den Aufbau einer weiteren
Verteilungsburokratie. Das entspricht nicht dem
Gedanken der Entburokratisierung.

Dann fordern Sie das vollstdndige Verbot von
Strom- und Gassperren. — Energieversorger ha-
ben wie alle Glaubiger ein Zuriickbehaltungsrecht
an ihren Leistungen, soweit die Gegenseite mit
ihren Zahlungen in Verzug ist. Dies ist in der
Stromgrundversorgungsverordnung und der Gas-

grundversorgungsverordnung konkretisiert. Der
Schutz besteht in der Form, dass Zahlungsruck-
stande mindestens 100 € betragen miissen, bevor
der Energieversorger tatig werden darf. Zu die-
sem Thema habe ich bereits im Plenum oder
auch in anderem Zusammenhang vorgetragen,
dass ich mir vorstellen kdnnte, diesen Betrag, den
Ruckstandsbetrag, vom dem ab der Energiever-
sorger dann wirklich intervenieren kann, zu erhé-
hen.

Als zielfuhrend zur Abwendung von Situationen, in
denen erhebliche Zahlungsriickstande gegeniiber
Energieversorgern entstehen kdnnen, sehe ich
Wege einer verbesserten Zusammenarbeit zwi-
schen Energieversorgung und 6ffentlichen Stellen
bei sich abzeichnenden Zahlungsproblemen. L&-
sungen sind zum Beispiel Prepaid-Zahler. Ent-
sprechende Aktivitaten auf lokaler Ebene werden
ebenso ausdriicklich begriuf3t wie die verstarkte
Unterstitzung einkommensschwacher Haushalte
bei Energiesparbemihungen.

Ich mdchte festhalten: Wir freuen uns dber alle
Aktivitaten von Kommunen, die den bewussten
und effizienten Umgang mit Energie bei Haushal-
ten zum Ziel haben.

Sie von den Grinen fordern jetzt die Festlegung
verbindlicher Einsparziele fur Energieversorger. —
Es gibt eine Vielzahl von Angeboten. Dartber
hinaus bieten die Landesregierung, die Verbrau-
cherzentralen und die Energieagentur intensive
und fur sozial Schwache auch kostenlose Bera-
tungsleistungen an. Ob wir da noch etwas ver-
starken kénnen, damit noch mehr von denen, die
es am dringendsten brauchen, die vorhandenen
Beratungsleistungen wirklich in Anspruch neh-
men, um sich durch Einsparungen ein Stiick von
der Energiekostenbelastung zu lésen, auch dar-
Uber kann man gerne streiten.

Eines muss ich Ihnen abschlieRend allerdings
noch vortragen: Die Grinen haben auch im Bun-
destag einen Antrag dazu gestellt. Dort heif3t es:

»S0zialtarife fir Strom und Gas sind hingegen
kein probates Mittel gegen Energiearmut. Sozi-
altarife stempeln die Betroffenen zu Kunden
zweiter Klasse ab und lassen andere Kostenbe-
lastungen, unter denen einkommensschwache
Haushalte leiden, wie zum Beispiel steigende
Lebensmittelpreise, unbertcksichtigt.”

Danke schon.
(Beifall von CDU und FDP)

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Frau Ministerin. — Als nachste Rednerin hat fur die
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Fraktion der SPD Kollegin Schulze das Wort. Bitte
schon, Frau Kollegin.

Svenja Schulze (SPD): Frau Prasidentin! Meine
Damen und Herren! Es ist wichtig, dass wir die
Diskussion Uber steigende Energiepreise fihren.
Es ist eine sehr wichtige Debatte, weil sie nicht
nur Leistungsempfanger betrifft, wie das mehrfach
gesagt wurde, sondern weil diese Debatte bei den
Normalverdienern angekommen ist. Frau Thoben,
Herr Brockes, die Normalverdiener sind es doch,
die jetzt unter den Energiepreisen leiden.

(Beifall von Uwe Leuchtenberg [SPD])

Es ist die ganz normale Floristin, die sich die E-
nergiekosten nicht mehr leisten kann.

(Dietmar Brockes [FDP]: Genau, Frau Schul-
ze, fur alle denken!)

— Zuhoren, Herr Brockes, hilft an dieser Stelle.

(Uwe Leuchtenberg [SPD]: Sie haben den
Antrag nicht gelesen, Herr Brockes!)

Also: Das Problem ist bei den Normalverdienern
angekommen. Dort missen wir etwas tun.

(Dietmar Brockes [FDP]: Fir alle senken!)

— Sie durfen gerne gleich noch mal reden. — Wir
mussen bei den Normalverdienern etwas tun,
damit sie weniger von der immer teureren Energie
verbrauchen. Dariiber lohnt sich der politische
Streit.

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Frau Kolle-
gin, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Frau
Kollegin Steffens?

Svenja Schulze (SPD): Frau Steffens, ja; ich
dachte, Herr Brockes. Der kann auch gerne fra-
gen.

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Bitte schon,
Frau Kollegin Steffens.

Barbara Steffens” (GRUNE): Frau Kollegin, ha-
ben Sie im Gegensatz zu Herrn Brockes, Herrn
Weisbrich und Frau Thoben verstanden, dass es
in dem Antrag nicht um einen Sozialtarif geht,
sondern dass diese 1.000 kWh je Haushaltsmit-
glied fir alle Menschen zu einem ginstigen Preis
zur Verflgung stehen, damit man nicht nur die
SGB ll-Haushalte, sondern alle Haushalte entlas-
tet?

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Svenja Schulze (SPD): Frau Steffens, vielen
Dank fur die Frage. Das ist im Antrag gut ausge-
fuhrt. Sie sprechen ja auch nicht von Sozialtarif,
sondern von einem Stromspatrtarif, der allen zugu-
te kommen wurde. Insofern hilft es, den Antrag zu
lesen, bevor man dazu spricht. Aber das ist hier
nicht immer méglich.

Vizepréasidentin Angela Freimuth: Frau Kolle-
gin.

Svenja Schulze (SPD): Jetzt méchte Herr Bro-
ckes.

Vizepréasidentin Angela Freimuth: Genau.
Svenja Schulze (SPD): Gerne doch.

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Das wird
freudig aufgenommen. Bitte schén, Herr Kollege
Brockes.

Dietmar Brockes” (FDP): Frau Kollegin Schulze,
wie grol3 wirden Sie den burokratischen Aufwand
einschatzen, um lhren gestaffelten Tarif zu erhe-
ben? Wie stellen Sie sich das Abrechnungsver-
fahren vor? Sind Sie nicht auch der Auffassung,
dass ein Senken der Mehrwertsteuer insgesamt
ein weitaus einfacheres und gtinstigeres Verfah-
ren ware?

Svenja Schulze (SPD): Herr Brockes, ganz herz-
lichen Dank fur diese interessante Frage. Mit Bu-
rokratie kennt sich die FDP sicherlich gut aus, weil
sie immer gut im Aufbau von Birokratie ist.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Die Frage beantworte ich Ihnen natirlich sehr
gerne.

(Dietmar Brockes [FDP]: Die Frage beant-
worten!)

—Ich mache das unheimlich gerne. — Die letzten
zwei Jahre sind die Energiepreise extrem gestie-
gen. Soweit ich weil3, gab es in den letzten zwei
Jahren keine Steuererhdhung.

(Beifall von Uwe Leuchtenberg [SPD])

Sie kdnnen also die gestiegenen Energiepreise
nicht mit Steuererhéhungen erklaren. Das ist kei-
ne Erklarung.

(Beifall von der SPD — Zuruf von Dietmar
Brockes [FDP])

Herr Brockes, lhre Diskussion tber die Steuern
zeigt doch nur, dass die FDP die einzige Partei in
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diesem Parlament ist, die auf die gestiegenen E-
nergiekosten dberhaupt keine Antwort hat, die
den Menschen hilft.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Sie haben keine einzige Antwort. Was Sie hier
tun, Herr Brockes, ist reines Nebelkerzenwerfen.

(Dietmar Brockes [FDP]: Nein! Sie sind noch
nicht mal in der Lage, meine Frage zu be-
antworten!)

Wir kiimmern uns um die Menschen, die Normal-
verdiener, die Leute, die hier sitzen und nicht
mehr mit den gestiegenen Energiekosten Kklar-
kommen.

(llka von Boeselager [CDU]: Dann sollten Sie
sagen, wie Sie es machen wirden!)

Um die Menschen geht es hier und nicht um
Steuersysteme, um neue FDP-Fantasien. Es geht
um den Normalverdiener und um das, was wir fir
ihn tun kdnnen. Sie haben keine Antworten dar-
auf.

(Beifall von Uwe Leuchtenberg [SPD] — Zuruf
von Dietmar Brockes [FDP]: Dann beantwor-
ten Sie doch mal meine Frage!)

—Ich habe lhre Frage beantwortet. Die Steuern
sind nicht das Problem. Herr Brockes, dann bin
ich auch mal ein bisschen fies: Sie kénnen nicht
wissen, wie die Preise im Moment an den Tank-
stellen aussehen.

(Beifall von der SPD)

Das hat Ihnen mein Kollege eben schon erlautert.
Sie wissen aber doch, dass der Dieselpreis ge-
nauso hoch ist wie der Normalbenzinpreis und
dass die Steuern deutlich niedriger sind. Das
koénnten Sie wissen, wenn Sie mal ein wenig Zei-
tung lesen wirden. Steuern helfen also in der
Diskussion Uiberhaupt nicht weiter.

(Beifall von Uwe Leuchtenberg [SPD])

Es muss darum gehen, von der Energie, die teuer
ist und teuer bleiben wird — das wissen wir doch
alle —, weniger zu bendtigen. Da hat die Bundes-
ebene gute Antworten gegeben. Die FDP lamen-
tiert laut, aber Antworten gibt sie nicht.

Ich méchte noch mit einem zweiten Marchen auf-
raumen, das in der Debatte immer wieder kam. Es
wurde gesagt: Der Markt regelt es schon. — Der
Markt regelt es bei der Energieversorgung eben
nicht, weil wir in diesem Bereich keinen Markt ha-
ben.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Es gibt viel zu wenig Stromanbieter auf dem
Markt. Deswegen ist dort kein Markt; da ist kein
Wettbewerb. Es kommt nicht das Beste fir die
Verbraucherinnen und Verbraucher heraus, son-
dern nur das Beste fur grof3e Unternehmen —
mehr nicht.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Deshalb ist es so wichtig, dass der Staat an die-
ser Stelle eingreift und den Markt Gberhaupt erst
mal ermdglicht, Herr Brockes, wenn Sie so auf
den Markt setzen; der Markt muss erst ermdglicht
werden. Daflir machen Sie genau die falsche Poli-
tik. Es ware wichtig, mehr Anbieter in den Markt
zu bekommen. Die Stadtwerke bieten sich dafir
an. Sie aber schwéchen die Stadtwerke, statt sie
zu starken.

(Beifall von der SPD)
Das ist genau die falsche Richtung.
(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP])

— Sie kdnnen gleich gerne noch mal reden. Es ist
wohl noch Zeit fur Sie tbrig.

Das ist genau die falsche Richtung. Wir missen
die Stadtwerke starken. Wir miissen mehr Anbie-
ter in den Markt bekommen, damit es fur die Verb-
raucherinnen und Verbraucher faire Preise geben
kann. Deshalb: mehr Wettbewerb, zum Beispiel
mehr Stadtwerke, die Strom einspeisen, und nicht
weniger, was Sie immer verfolgen.

AbschlieBend noch mal: |hre Diskussion um die
Mehrwertsteuer ist eine reine Nebelkerzendebat-
te. Das, was Sie machen, namlich Stadtwerke
schwachen und keine neuen Anbieter am Markt
zulassen, hilft den Verbraucherinnen und
Verbrauchern nicht. Wir missen eine Diskussion
dartiber fuhren, wie wir es schaffen, Energie ein-
zusparen, wie wir den Menschen helfen, weniger
von der teuren Energie zu verbrauchen. Darum
lohnt sich der Streit im Parlament. Vielleicht krie-
gen wir auch irgendwann einmal die FDP dazu,
dieses Problem wirklich zu verstehen. — Herzli-
chen Dank.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Frau Kollegin Schulze. — Als nachster Redner hat
fur die Fraktion der CDU der Kollege Lienenkam-
per das Wort. Bitte schon, Herr Kollege.

Lutz Lienenkdmper (CDU): Frau Prasidentin!
Meine sehr geehrten Damen und Herren Kolle-
gen! Es ist wie haufiger bei Antrdgen der Fraktion
Bindnis 90/Die Griinen: Die Analyse ist durchaus
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in Ordnung, die vorgeschlagenen Methoden sind
allerdings falsch.

Es ist unbestreitbar, dass die Energiepreise deut-
lich gestiegen sind, und auch ist richtig, dass E-
nergie voraussichtlich in Zukunft eher teurer wird
als billiger. Naturlich ist es ferner nicht von der
Hand zu weisen, dass dadurch die Bezieher nied-
riger Einkommen besonders belastet sind. Das ist
eine Frage der Mathematik. Allerdings bleibt es
dabei: Die Instrumente, die der Antrag zur Lésung
vorschlagt, sind nicht die richtigen. Christian
Weisbrich hat das eben zum Ausdruck gebracht:
Der Staat ist auch dort nicht die Losung.

(Beifall von der FDP)

Die soziale Marktwirtschaft ist die richtige Losung.
Daran halten wir unverandert fest. Ich muss das
nicht noch wiederholen.

Allerdings sage ich lhnen auch sehr deutlich, dass
nach meinem Daflrhalten eines der vdllig falsche
Weg ist: erst durch intensive steuerliche und ab-
gabentechnische Belastungen den Energiepreis
mit in die Hohe zu treiben und dann durch staatli-
che MalBhahmen zu begrenzen.

(Beifall von CDU und FDP)

Ich bin der Auffassung, dass der staatlich indu-
zierte Teil der Energiepreise im Interesse der
Verbraucherinnen und Verbraucher der kritischen
Uberpriifung bedarf. Ob ,Rasen fiir die Rente* auf
Dauer die richtige Losung ist, bedarf ebenfalls der
kritischen Uberpriifung.

Angesichts der jetzigen Preisentwicklung miissen
wir die Situation dringend ordnungspolitisch sau-
ber analysieren. Das betrifft auch das Problem der
Steuer auf die Steuern. Ich halte es ordnungspoli-
tisch fr schwierig und fragwiirdig, in erheblichem
Umfang Steuern auf die Steuer zu erheben. Diet-
mar Brockes hat das eben ausgefiihrt. Ich bin der
Auffassung, das bedarf ebenfalls der kritischen
Uberpriifung.

(Beifall von CDU und FDP — Soéren Link
[SPD]: Reden Sie doch mal mit Ihren Kolle-
gen in Berlin!)

Allerdings sage ich an die Adresse der grof3en
Energieversorger eines klipp und klar: Missbrauch
marktbeherrschender Stellungen darf es nicht ge-
ben. Wir haben daruber mehrfach gesprochen.
Ich sage das auch hier noch einmal und wieder-
hole es gerne: Ich wére froh, wenn in dem Bereich
die staatlichen Instrumente zum Eingriff eher aus-
geweitet als eingeschréankt wirden.

(Zustimmung von Uwe Leuchtenberg [SPD])

Wenn ich mir die Bilanzen der grof3en Energie-
versorger anschaue und die Energiepreise paral-
lel dazu angucke,

(Zustimmung von Uwe Leuchtenberg [SPD])

beschleicht mich jedenfalls der Verdacht, dass es
den groRen Energieversorgern tendenziell, um es
sehr diplomatisch zu formulieren, eher positiver
geht als negativer

(Allgemeiner Beifall)

und dass das Argument — das muss man ganz
deutlich sagen —: ,Wir brauchen das Geld schliel3-
lich, um Investitionen zu tatigen", teilweise richtig
ist, aber mein Gefiihl und auch die Bilanzanalyse,
wenn man sie sich genauer ansieht, mir auch sa-
gen, dass da im Moment mehr Uber hohe Ener-
giepreise angespart wird als zum Investieren not-
wendig ist. Ich appelliere deswegen auch an die
gro3en Energieversorger, die eigene Preispolitik
kritisch zu Uberprifen.

(Beifall von CDU und FDP)

Weiterhin kann als Teil der Lésung natirlich E-
nergieeinsparung in Betracht kommen. Das ist
eben schon erwahnt worden. Die Landesregie-
rung hat dazu Programme vorgeschlagen genau-
so wie die CDU-Fraktion; auch die Grinen haben
in ihrem Energiepapier dazu Ausfihrungen ge-
macht. Die Verbrauchermacht im Energiebereich
muss gestarkt werden, mehr Wettbewerb im E-
nergiebereich ist die richtige Losung.

Meine Damen und Herren, alles in allem fasse ich
das, wie man das bei mir in der EM-Zeit inzwi-
schen schon gewohnt ist, mit Fuf3ballerspriichen
zusammen. Ulli HoenelR hat gesagt: Ich glaube
nicht, dass wir das Spiel verloren hatten, wenn es
1:1 ausgegangen ware.

(Allgemeine Heiterkeit)

Oder Rolf Rissmann: Wenn wir nicht gewinnen,
dann treten wir ihnen wenigstens den Rasen ka-
putt. — Mein Gefihl sagt mir, meine Damen und
Herren von den Griinen: Mit diesem Antrag wer-
den Sie das Spiel verlieren. Der Anhérung stim-
men wir aber selbstverstandlich zu, und wir sagen
auch zu, dass wir die Erkenntnisse aus der Anho-
rung im Ausschuss intensiv miteinander beraten
werden. Das ist selbstverstéandlich.

(Barbara Steffens [GRUNE]: Das ist was
Neues!)

Trotzdem sagt mir mein Gefihl: untaugliche Me-
thoden. Sie werden das Spiel am Ende des Tages
verlieren. Ein bisschen erinnern Sie mich an den
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Spieler Gomez — einen Meter vor dem Tor. —
Herzlichen Dank.

(Beifall von CDU und FDP — Carina Godecke
[SPD]: Sie missen jetzt sagen: Ich habe fer-

tig!)

Vizepréasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Herr Kollege Lienenkamper. — Als néchster Red-
ner hat nun der fraktionslose Kollege Sagel das
Wort. Bitte schon, Herr Sagel.

Rudiger Sagel (fraktionslos): Frau Présidentin!
Sehr geehrte Damen und Herren! Energie ist teu-
er geworden. Die Lage ist deshalb fir viele Ge-
ringverdienende, Hartz-Empfangerinnen und -
Empfanger dramatisch geworden, aber auch fir
die Normalverdiener mindestens problematisch.

Es ist schon sehr verwunderlich, wenn die Griinen
im Landtag einen solchen Antrag stellen; denn
dieser Antrag greift einen Antrag der Linken im
Bundestag auf. Da gehort diese Debatte eigent-
lich auch hin. Sie sind ja nicht bereit, die notwen-
digen Konsequenzen zu ziehen. Sie missen in
Berlin gezogen werden; denn dort ist diese ganze
Problematik im Wesentlichen zu beschliel3en. Das
muss man so deutlich sagen. Der Landtag Nord-
rhein-Westfalen ist eigentlich die falsche Stelle,
die Energiepreise zu diskutieren. Das kann man
hier beraten, aber die Konsequenzen missen in
Berlin gezogen werden. Das ist der wesentliche
Punkt.

In Berlin hat aber — das hat die Ministerin eben
gesagt — die grine Bundestagsfraktion unter an-
derem Sozialtarife abgelehnt und ist auch nicht
bereit, die notwendigen Konsequenzen zu ziehen.
Die notwendigen Konsequenzen sind, dass die
Hartz-Gesetze weg missen, die Energiekonzerne
missen rekommunalisiert und vergesellschaftet
werden. Das sind die notwendigen Konsequen-
zen, die gezogen werden missen.

Ein Vorschlag, wie er hier auf dem Tisch liegt, der
systemkonform ist und nur die offentlichen Kas-
sen belastet, ohne an die Energiekonzerne he-
ranzugehen, ist keine wirkliche L6sung. Denn das
bedeutet in der Konsequenz nur, dass die Folge-
kosten wieder einmal sozialisiert und die Gewinne
der Energiekonzerne weiter privatisiert werden.

Die Liberalisierung im Bundestag ist auch von
Rot-Griin gemacht worden ist. Es gibt eine Menge
Griine — zu denen gehére auch ich —, die das da-
mals schon abgelehnt haben. Das hat dazu ge-
fuhrt, dass wir jetzt vier Energiekonzerne wie Be-
satzer haben, die sich die Republik aufgeteilt und

Monopole haben. Das ist die reale Situation. Die-
se Konzerne diktieren die Strompreise.

Es ist eine vdllig verfehlte Politik gemacht worden.
Das wird jetzt zwar alles beklagt; aber niemand ist
bereit, die Konsequenzen zu ziehen. Die Leute im
Land merken langst, was hier gespielt wird. Eine
Debatte, wie wir sie heute fuhren, ist eigentlich
nur eine Scheindebatte.

Die Mehrbelastung durch gestiegene Kosten fir
das Heizen, aber auch bei Strom und Sprit macht
mittlerweile einen Gegenwert von bis zu zwei Mo-
natsmieten im Jahr aus. Das heif3t fir viele private
Haushalte: Es geht ans Eingemachte. Seit Anfang
2004 stiegen die Strompreise um 25 %. Die Sprit-
und Erdgaspreise verteuerten sich um 35 %.
Heizol kostet gegenliiber 2004 mehr als das Dop-
pelte. 2008 missen Privathaushalte fir Strom,
Heizung und Sprit 16 Milliarden € mehr ausgeben
als noch vor vier Jahren, obwohl sie insgesamt
sparsamer mit Energie umgehen.

Doch es kommt noch dicker: Durch weiter stei-
gende Energiepreise kommt bis 2010 vermutlich
noch einmal die gleiche Summe dazu, und das
bei real sinkenden Léhnen. Das ist die Realitat.
Alle Fraktionen, die hier im Rund sitzen, haben
bei dieser Politik mitgemacht und sind bereit, wei-
ter mitzumachen, statt an die Kartelle der Strom-
konzerne heranzugehen, die diese Monopolwirt-
schaft betreiben.

Von daher ist Uberhaupt nicht absehbar, dass es
im Landtag irgendeine Losung geben kdnnte. Aus
meiner Sicht — das sind auch zentrale Forderun-
gen der Linken — muss es eine Wiedereinfihrung
der Strom- und Gaspreisaufsicht geben, die die
Bundesregierung im letzten Jahr — die SPD war
auch dabei — abgeschafft hat. Zu nennen ist die
Einfihrung von Verbraucherbeirdten, die Strom-
kundinnen und Stromkunden einen Einblick und
ein Mitspracherecht bei der Preisgestaltung ga-
rantieren. Das muss alles gemacht werden.

Meine Redezeit ist zu Ende. Ich mdchte noch den
Antrag stellen, dass der Antrag nicht nur in die
genannten Ausschisse, sondern zusatzlich auch
an den Haushalts- und Finanzausschuss uber-
wiesen wird. Hier geht es immerhin auch um fi-
nanzpolitische Aspekte. Vielleicht sind die Grinen
als Antragsteller bereit, das aufzugreifen. — Dan-
ke.

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Herr Kollege Sagel. — Als nachste Rednerin hat
nun Frau Ministerin Thoben das Wort fur die Lan-
desregierung. Bitte, Frau Ministerin.
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Christa Thoben, Ministerin fir Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Frau Prasidentin, ich moch-
te nur noch einmal auf einen Punkt eingehen: Im
Antrag der Grinen wird zum Aspekt der differen-
zierten Mehrwertsteuersatze der Eindruck er-
weckt, man kénnte abhéngig von der Verbrauchs-
menge unterschiedliche Mehrwertsteuersatze ein-
fuhren. Ich muss Sie darauf hinweisen, dass das
nach EU-Recht nicht geht. Entweder Sie arbeiten
mit einem halben Steuersatz, und zwar unabhan-
gig von der Menge, oder Sie nehmen den ganzen
Steuersatz. Wirde man den Steuersatz halbieren,
hatten wir Einnahmeverluste in Ho6he von
6 Milliarden €. Ich warte auf lhre Deckungsvor-
schlage.

(Sylvia Loéhrmann [GRUNE]: Da Kklatscht
noch nicht einmal die CDU! — Beifall von der
CDU)

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Frau Ministerin . — Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor,
sodass wir zur Abstimmung kommen kénnen:

Der Altestenrat empfiehlt die Uberweisung des
Antrags der Fraktion Bindnis 90/Die Griinen
Drucksache 14/6958 an den Ausschuss fir
Wirtschaft, Mittelstand und Energie — federfiih-
rend —, an den Ausschuss fir Arbeit, Gesund-
heit und Soziales sowie an den Ausschuss flr
Kommunalpolitik und Verwaltungsstrukturre-
form. Im federfuhrenden Ausschuss soll die ab-
schlieRende Beratung und Abstimmung in &ffentli-
cher Sitzung erfolgen.

Der Kollege Sagel hat dartiber hinaus beantragt,
den Antrag mitberatend auch an den Haushalts-
und Finanzausschuss zu Uberweisen.

(Sylvia Léhrmann [GRUNE]: Die antragstel-
lende Fraktion ist damit einverstanden!)

— Die antragstellende Fraktion ist damit einver-
standen.

Sind Sie mit der geénderten Uberweisungsempfeh-
lung einverstanden? — Gibt es Gegenstimmen? —
Enthaltungen? — Damit stelle ich die Zustimmung
aller Fraktionen fest.

Ich rufe auf

5 Nach Erdbebenkatastrophe unsere Part-
nerprovinz Sichuan beim Wiederaufbau un-
terstitzen
Betroffenen in der Erdbebenregion schnell
und unburokratisch helfen

Antrag

der Fraktion der CDU,

der Fraktion der SPD,

der Fraktion der FDP und

der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Drucksache 14/6956 — Neudruck

Ich er6ffne die Beratung. — Die Fraktionen haben
sich darauf verstandigt, dass der Kollege Harald
Schartau als Vorsitzender der Deutsch-Chinesi-
schen Parlamentariergruppe im Landtag als Red-
ner aller Fraktionen den Antrag begriindet. Herr
Kollege Schartau, ich gebe lhnen das Wort.

Harald Schartau (SPD): Frau Prasidentin! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Unsere Partnerprovinz
Sichuan wurde am 12. Mai vom schwersten Erd-
beben in der Geschichte Chinas erschittert. In
neun weiteren angrenzenden Provinzen wirkte
sich das Beben mit seinen Nachbeben katastro-
phal aus:

Fast 70.000 Tote sind zu beklagen. Uber 370.000
Menschen wurden verletzt. Mehr als 17.000 Men-
schen werden noch vermisst.

Das Ausmall der Zerstdrung ist unfassbar.
5 Millionen Obdachlose mussten mit Zelten ver-
sorgt werden. 7.000 Schulgebaude wurden zer-
Sstort.

Und das spielt sich in einer Region ab, die in Chi-
na alleine 20 Millionen Wanderarbeiter stellt, die
zumeist ihre Kinder bei den GroReltern zuriicklas-
sen. In vielen Fallen besteht jetzt grof3e Unsicher-
heit, was mit Eltern und Kindern ist.

China praktiziert seit einiger Zeit im familienpoliti-
schen Bereich zur Begrenzung des Bevolke-
rungswachstums die Ein-Kind-Politik. Viele Fami-
lien sind davon betroffen, dass genau dieses eine
Kind, ihr ganzer Stolz, bei dem Erdbeben sein Le-
ben verloren hat.

Von Anfang an bekam die Weltdffentlichkeit die
Auswirkungen des Bebens, die eingeleiteten Ret-
tungs- und HilfsmaRnahmen sowie das gesamte
Ausmalfli an Unterstitzung mit. Bundes- und Lan-
desregierung haben schnell erste Hilfsmafinah-
men auf den Weg gebracht.

Das Deutsche Rote Kreuz hat ein mobiles Kran-
kenhaus aufgebaut. Das Technische Hilfswerk hat
Trinkwasseraufbereitungsanlagen installiert. Die
in Sichuan tatigen deutschen Unternehmen haben
Sach- und Geldspenden in Hohe von 9 Millionen €
aufgebracht. Allein die Metro und ihre Tochter
Real haben 1.900 Zelte zur Verfigung gestellt.
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Die Landesregierung hat 750 dringend bendtigte
Zelte bereitgestellt.

Die Partnerschaft zwischen Sichuan und Nord-
rhein-Westfalen wahrt nun 20 Jahre. Viele aus
dem Parlament sind in dieser Zeit in Sichuan ge-
wesen. Das Land hat ein Stipendiatenprogramm
aufgelegt, an dem junge Chinesen im Umweltbe-
reich partizipieren kénnen.

Wahrend dieser Zeit sind viele Kontakte mit dieser
Provinz mit 90 Millionen Einwohnern, die, von der
Flache her gesehen, fast so grof3 ist wie Spanien,
vertieft worden. Diese agrarisch gepragte Provinz
ist allein sechsmal auf der UNESCO-Liste des
Weltkulturerbes vertreten. Der symboltréachtige
Pandabar hat in Sichuan sein Zuhause.

Neben der Landespartnerschaft mit der Provinz
gibt es Stadtepartnerschaften zwischen Bonn und
der Provinzhauptstadt Chengdu, zwischen Dis-
seldorf und der regierungsunmittelbaren, friher zu
Sichuan gehdrenden Stadt Chungking, der gréi-
ten Stadt der Welt, sowie zwischen dem Kreis
Siegen-Wittgenstein und der Stadt Deyang, die
fast unmittelbar im Epizentrum des Erdbebens
lag. Alle drei Kommunen haben schnell und unbi-
rokratisch Unterstlitzungsmafnahmen eingeleitet.

Auch in diesem Jahr waren bereits Mitglieder des
Landtags zu politischen Gesprachen in Chengdu,
der Hauptstadt Sichuans. Zuletzt, zwei Wochen
vor dem Erdbeben, war die Deutsch-Chinesische
Parlamentariergruppe dort.

Die personlichen Kontakte; das Wissen um eine
chinesische Provinz, deren Bevdlkerung in Génze
um Teilhabe am chinesischen Aufschwung be-
miht ist und aus der, wie gesagt, 20 Millionen
Wanderarbeiter stammen, die ihre Kinder zumeist
bei den Grol3eltern zurlicklassen: All das macht
neben der 6konomischen Bedeutung der Provinz
das Anliegen unseres gemeinsamen Antrags aus.

Es geht darum, beim Wiederaufbau einen aktiven
Beitrag zu leisten. Die Bundesregierung hat ange-
kindigt, acht Schulen bauen zu lassen. Es ware
gut, wenn das Land Nordrhein-Westfalen den Bau
oder die Ausstattung einer Schule in einem be-
sonders betroffenen Gebiet Sichuans schultern
kénnte.

Ich bin der Landesregierung sehr dankbar, dass
sie jetzt unmittelbar ein Spendenkonto eingerich-
tet hat, das es allen Sponsoren und denen, die
sich aktiv beteiligen wollen, erméglicht, einen fi-
nanziellen Beitrag zu leisten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren, Bertolt Brecht liel3 drei
Gotter nach Sichuan kommen, um den guten

Menschen zu finden. Lassen Sie uns mit dem
gemeinsamen Beschluss zusétzliche Hoffnung
nach Sichuan bringen, um gerade den Kindern
Mut fur das Leben nach der Katastrophe zu ge-
ben. — Herzlichen Dank.

(Lebhafter allgemeiner Beifall)

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Herr Kollege Schartau. — Die Fraktionen haben
sich auf direkte Abstimmung Uber diesen Antrag
verstandigt, sodass wir unmittelbar dazu kommen
kénnen. Ich lasse Uber den Inhalt des Antrags
Drucksache 14/6956 — Neudruck — abstimmen.
Wer den Inhalt des Antrags unterstiitzen mdchte,
moge das per Handzeichen signalisieren. — Ge-
genstimmen? — Enthaltungen? — Damit ist der An-
trag mit den Stimmen aller vier Fraktionen ange-
nommen.

(Allgemeiner Beifall)

Wir kommen zu:

6 Modellprojekt: Kinder gestalten aktiv ihre
Lebenswelt

Antrag

der Fraktion der CDU und

der Fraktion der FDP
Drucksache 14/6967 — Neudruck

Ich eréffne die Beratung und erteile fur die antrag-
stellende Fraktion der CDU Frau Kollegin Milz das
Wort. Bitte, Frau Kollegin.

Andrea Milz (CDU): Frau Présidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Was die Frage ,Ist man in
einem bestimmten Alter noch zu jung fur die De-
mokratie, oder ist man irgendwann zu alt fir De-
mokratie?* betrifft, bin ich persénlich, nachdem ich
zusammen mit einigen Kollegen aus der Fraktion
einen Kindergarten in Quickborn besucht habe, in
dem die Kinder tatsachlich aktiv ihre Lebenswelt
gestalten, zu der Auffassung gekommen, beides
mit Nein beantworten zu kénnen.

Dass die Beteiligung von Kindern mdéglich und er-
folgreich ist, zeigt in Schleswig-Holstein das Mo-
dellprojekt ,Kinderstube der Demokratie“. Durch
dieses Modellprojekt ist es in den Kindergarten,
die sich daran beteiligt haben, gelungen, die Par-
tizipation von Kindern taglich zu einer Selbstver-
standlichkeit werden zu lassen.

Jetzt kdnnen Sie natirlich fragen: Was genau
machen die Kinder da eigentlich? — Die Kinder
sagen in Quickborn nicht nur ihre Meinung, son-
dern sie wahlen zum Beispiel auch Delegierte. Sie



Landtag
Nordrhein-Westfalen

19.06.2008
Plenarprotokoll 14/95

haben einen Kinderrat. Sie verhandeln. Sie wagen
unterschiedliche Interessen ab. Sie lernen, zu
streiten und zu argumentieren. Sie wissen, was es
heil3t, zu verlieren und auch einmal zu gewinnen.
Das ist letztlich all das, was auch wir hier kennen-
lernen und jeden Tag wieder neu lernen missen.

Sie lernen aber auch, sich fiir andere einzusetzen
und Spielregeln einzuhalten — oder auch, dass es
mdglich ist, sie zu verandern. Sie gestalten ihren
Tagesablauf tatsachlich dort mit, wo das altersge-
recht moglich ist.

Wenn Sie Beispiele suchen, nenne ich Ihnen ein
ganz beeindruckendes: Es ging um eine Turnhalle.
Die Gruppen sollten sich eigentlich alle halbe Stunde
abwechseln. Die Kinder haben festgestellt — wenn
zum Beispiel die Jungen beim Bolzen waren —, dass
die halbe Stunde immer gerade erst angefangen hat-
te: Zeit ist ja relativ.

Nur: Nicht alle kénnen schreiben und lesen. Man
kann also nicht eine Tafel an die Wand hangen.
Da hat ein kleines dreijahriges Madchen gesagt:
Lasst uns doch eine Eieruhr bauen, in die so viel
Sand passt, dass es genau fur eine halbe Stunde
reicht. Wenn wir die drehen, und sie ist leer, dann
wissen wir, dass eine halbe Stunde vergangen ist.

Auf diese ldee waren wir Erwachsene natlrlich
nicht gekommen, weil uns andere Mdglichkeiten
zur Verfugung stehen. Mich hat dieses Beispiel so
fasziniert, weil es zeigt, dass fur Kinder tatsachlich
eine Mdglichkeit besteht, ihre Lebenswelt aktiv zu
gestalten.

Demokratie wird eben nicht erklart, sondern sie
wird durch praktisches Handeln verankert. Ich
denke, das brauchen wir, die wir in einem demo-
kratischen Gesellschaftssystem leben, dringend
fur unsere Zukunft.

Ich kann mir vorstellen, dass einige von |hnen
immer noch Bedenken haben und fragen: Ja, geht
das denn alles? Wo bleibt denn der Elternwille?
Der ist doch auch wichtig. — Ja klar, da kann ich
Willy Brandt zitieren. Er hat sehr schén dazu ge-
sagt: Die Demokratie darf nicht so weit gehen,
dass in der Familie daruber abgestimmt wird, wer
der Vater ist.

Das heif3t, ein Kaufvertrag fur eine neue Kiche
wird auch in Quickborn nicht von einem Vierjahri-
gen unterschrieben. Gesundes Essen als eine
Vorgabe der Eltern ist nattrlich nicht verhandel-
bar. Nach einer Abstimmung im Kinderrat wird
auch nicht festgelegt, dass der jahrliche Ausflug
ins Disneyland nach Los Angeles geht.

Das alles sind Rahmenbedingungen, die gesetzt
werden. Aber diese Rahmenbedingungen haben

wie immer keine Wirkung auf 100 %, sondern sie
setzen Mdoglichkeiten. Diese Mdglichkeiten zei-
gen, dass Kinder durch ihre Selbstbildung, indem
sie selbst gestalten, auch manchmal weiter kom-
men als durch das, was ihnen von oben vorgege-
ben wird.

Es kommt gerade fir die Erwachsenen zu span-
nenden Situationen, die auch nicht immer konflikt-
frei sind. Denn Erwachsene miissen Macht abge-
ben. Das ist nicht fiir jedermann so ganz einfach.
Das heifdt, sie mussen die Balance halten zwi-
schen Planung und Beteiligung, zwischen Pro-
zess- und Ergebnisorientierung. Und sie moderie-
ren natdrlich nach wie vor Kindergesprache, Kon-
flikte und diese Beteiligungsverfahren.

Um all diese Kompetenzen zu vermitteln, hat
Schleswig-Holstein im Rahmen dieses Projektes
zwei Jahre lang, von 2001 beginnend, kompakte
Fortbildungen mit Praxisbegleitung finanziert und
in diesen Modelleinrichtungen angeboten. Da
kommt es ganz erheblich darauf an, ob sich die
Erzieherinnen und Erzieher aktiv beteiligen wol-
len. Das heildt, es lebt von dem Mitmachen-
Wollen der Erwachsenen.

Das Ganze war aber so erfolgreich, dass das Fa-
milienministerium bis heute noch einmal 20 Multi-
plikatorinnen und Multiplikatoren ausgebildet hat.
Diese geben die Art Beteiligungskultur jetzt weiter,
die da entstanden ist. Wir fir Nordrhein-Westfalen
konnten es uns auch wiinschen, so etwas zu ha-
ben. Ich erwahne nur am Rande: In Detmold wird
es schon bald eine private Initiative mit einer Stif-
tung geben. Ich werde mir die im Juli noch an-
schauen, in der das schon ohne unser Zutun los-
geht.

Wir sollten aber als Land nicht nur Denkanstol3e,
sondern auch Geld geben. Das kdnnten wir tiber
den Partizipationstopf machen, den es im Genera-
tionen-Ministerium gibt. Dazu kénnen die Landes-
jugendamter eine Ausschreibung vornehmen, die
teilnehmenden Einrichtungen auswaéhlen und na-
turlich fachliche Unterstiitzung auch mithilfe von
Externen sichern.

Fur uns ist es auch ganz wichtig, dass ein Teil der
Mittel den Kindergarten uberlassen bleibt, damit sie
die Ideen der Kinder auch umsetzen kénnen. Ich
denke, wir alle kdnnen uns auf neue Erkenntnisse
und Madglichkeiten freuen. Und ich freue mich
schon auf die Diskussion im Fachausschuss. —
Danke.

(Beifall von der CDU)

Vizepréasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Frau Kollegin Milz. — Fir die weitere antragstel-
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lende Fraktion der FDP hat nun der Kollege Lind-
ner das Wort. Bitte schén, Herr Kollege.

(Vorsitz: Prasidentin Regina van Dinther)

Christian Lindner (FDP): Meine Damen Prasi-
dentinnen! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Bei
diesem Antrag geht es im weitesten Sinne um die
Personlichkeitsentwicklung von kleinen Men-
schen. Es geht darum, einen Beitrag zur Gestal-
tung der eigenen unmittelbaren Lebenswelt in
Kindertageseinrichtungen zu leisten. Die CDU-
Fraktion — ich will ganz klar sagen, dass die Anre-
gung aus der Union kam — hat sich kundig ge-
macht und hat ein Modellprojekt in Schleswig-
Holstein gesehen, von dem sie glaubt — und sie
hat uns davon tberzeugt —, dass es fiir Nordrhein-
Westfalen auch passend sein kénnte.

Ich halte es fiir gut und richtungweisend, in Kin-
dertageseinrichtungen demokratische Verfahren
einzuiiben. Das muss nicht immer in Form eines
Kinderrates sei, es muss nicht alles reprasentativ
sein; es gibt auch offene und projektbezogene
Formen, die in mancherlei Hinsicht vielleicht tber-
legen sein kénnen. Es geht nicht nur darum, im
Kindergarten Persdnlichkeitsentwicklung anzu-
stofRen, sondern es ist ein erster elementarer Bei-
trag zur politischen Bildung. Daran kann spéater im
Bereich der Grundschule, im Bereich der weiter-
fuhrenden Schulen, natirlich auch in der Kommu-
nalpolitik und der Jugendhilfe darlber hinaus an-
geknupft werden.

Wir sind gespannt darauf, wie die Landesregie-
rung die Aufforderung mit Leben fillt, dieses Mo-
dellprojekt in Nordrhein-Westfalen jetzt zu imple-
mentieren. Ich kann fir die FDP zusagen, dass
wir gerne auch als Haushaltsgesetzgeber mit
schauen wollen, wie wir ein solches Projekt finan-
zieren kdnnen. Vielleicht kann man hier und da
Gelder mobilisieren. Frau Milz hat den Partizipati-
onstopf genannt, der insgesamt sehr knapp ist. Er
ist im Ubrigen in Zukunft im Kinder- und Jugend-
forderplan. Vielleicht kann hieraus zumindest ein
Teil des Geldes entnommen werden. Es gibt pri-
vate Stiftungen, die sich im Bereich der Partizipa-
tion, im Bereich von Beteiligungsprojekten tum-
meln. Hier kdnnen moglicherweise das Netzwerk
des Hauses und beispielsweise die Bertelsmann
Stiftung bemuiht werden.

Es ist ein ganz spannendes Projekt, bei dem ich
um die Zustimmung bei allen Fraktionen nur wer-
ben kann. Wir jedenfalls haben uns gern von die-
sem Anliegen Uberzeugen lassen. — Schoénen
Dank.

(Beifall von FDP und CDU)

Prasidentin Regina van Dinther: Danke schon,
Herr Kollege Lindner. — Fir die SPD spricht die
Kollegin Hack.

Ingrid Hack (SPD): Frau Présidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Wir lesen im hier vorlie-
genden Antrag offenkundig ein weiteres Kapitel
aus der Geschichte ,Die CDU entdeckt ihre Kin-
der”. Oder hat die CDU nun gar gemeinsam mit
der FDP die Bedeutung von Teilhabe fur Kinder
und fUr unser Land entdeckt?

Wir kénnen uns wieder einmal wie bereits vor
zwei oder drei Wochen bei diesem Rundum-
schlagantrag ,Jedes Kind z&ahlt“ wundern. Die re-
gierungstragenden Fraktionen fordern, ein Mo-
dellprojekt zu initiieren. Und da, verehrte Kollegin-
nen und Kollegen, staunen wir erneut, hatten wir
doch gerade miuhsam lernen missen, dass, um
den Minister zu zitieren, die Zeit der Modelle in
NRW vorbei ist.

Ich erinnere an die zahlreichen wohlbegriindeten
Appelle, nicht nur der Opposition, die Sprach-
standserhebungen in Nordrhein-Westfalen zu-
nachst als Modell einzufiihren. Bei diesem weit-
aus umfassenderen Vorhaben haben Sie alle dies
vehement abgelehnt. Wir sind nach wie vor davon
Uberzeugt, dass die teils erheblichen Schwierig-
keiten fur Kinder, Eltern, Erzieherinnen und Lehr-
krafte mit dieser Sprachstandserhebung durch ei-
ne wie auch immer gestaltete Erprobungsphase
hatten zugunsten vor allem der Kinder minimiert
werden kdnnen. Wir fragen uns also: Wie kommt
es zu diesem Sinneswandel, was Modelle an-
geht?

Sehen Sie mdglicherweise, dass lhr Kinderbil-
dungsgesetz auch Nachbesserungsbedarf im
Hinblick auf das in ihm eben nicht formulierte
ganzheitliche Bildungsversténdnis hat? Auch die-
ses Thema, diese Anforderung ist in diesem Hau-
se hinreichend angesprochen worden. Und soll
das hier vorgeschlagene Modell nun reparieren,
was mit dem Bildungsbegriff des KiBiz versdumt
wurde? In § 13 nennt dieses Gesetz Punkte. In
Absatz 4 finden wir die Mitwirkungsrechte des
Kindes. Ja, aber Sie haben nicht die Bildungsver-
einbarung Nordrhein-Westfalen in Ihr Gesetz auf-
genommen und noch nicht einmal darauf Bezug
genommen.

Wir fragen uns: Was kommt denn dann als
Néachstes? Ein Modell zur Bewegung in Kinderta-
geseinrichtungen oder eines zu Natur und Um-
welt? Dann packt man eben alles, was das Ge-
setz nicht hergibt, in Modelle.
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(Minister Armin Laschet: Natirlich gibt es
das her!)

Das, verehrte Kolleginnen und Kollegen, zeichnet
in der Tat das Projekt aus, das Sie hier 1:1 uber-
tragen wollen. In Schleswig-Holstein war und ist
diese ,Kinderstube der Demokratie” ein Baustein,
ein Handlungsfeld des Kinder- und Jugend-
Aktionsplans, der insgesamt sechs Handlungsfel-
der umfasst, die alle einem Ziel dienen sollen:
Kindern und ihren Familien Perspektiven zu eroff-
nen. Die Bausteine erganzen einander und wer-
den nicht isoliert ohne sinnhafte Verbindung ins
Land gestellt.

Bei der Finanzplanung wird es dann ganz span-
nend. Dazu haben wir bei den Vorrednern schon
Dinge hdren kénnen. Das Modell soll aus dem Etat
des Ministeriums finanziert werden, wobei die — wie
Sie schreiben — mittelfristige Finanzplanung einzu-
halten ist.

Da fragen wir uns: Wer muss dann etwas abge-
ben? Wo wird denn umgeschichtet? — Die Kinder-
tageseinrichtungen oder vielleicht die Integration
oder vielleicht die Frauen? Warten wir es einmal
ab. Die Stellen, an denen Geld ausgegeben wer-
den muss, haben Sie ja ganz richtig beschrieben.

Umso mehr erstaunt uns dann wieder lhre fehlen-
de Stringenz, fehlen doch bereits jetzt die erfor-
derlichen Ressourcen fur die verpflichtende Fort-
bildung der Erzieherinnen im Kinderbildungsge-
setz. Sie werden uns auch erlautern missen, wie
sich diese lhre Forderung fir ein Teilhabe und
Mitwirkung férderndes Modell zu lhrer nach wie
vor bestehenden Ablehnung der Drittelparitat in
den Schulen verhélt. Nun sagen Sie bitte nicht:
Das ist etwas anderes.

(Christian Lindner [FDP]: Das ist etwas an-
deres!)

— Danke, Herr Lindner. Ich habe darauf gewartet.

Ein weiteres Instrument ist das Wahlalter mit 16
Jahren. Auch dies widerspricht unserer Auffas-
sung nach dem, was Sie hier vorschlagen.

Wenn Ihnen mehr Demokratie fur Kinder und Ju-
gendliche und mehr Demokratie in den Einrich-
tungen wichtig ist, dann nutzen und starken Sie
bitte alle Instrumente! Frau Milz, ich kann nur an-
fugen, Willy Brandt hat eben auch gesagt: ,Mehr
Demokratie wagen!“ Das war ja der Anfang der
Geschichte. — Vielen Dank.

(Beifall von der SPD)

Prasidentin Regina van Dinther: Danke schon,
Frau Hack. — Frau Asch spricht nun fiir die Frakti-
on Bindnis 90/Die Griinen.

Andrea Asch (GRUNE): Frau Prasidentin! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Es ist richtig: Partizipa-
tion ist der Schlissel zu Bildung und Demokratie.
Es ist wichtig, dass wir schon ganz friih — bei den
kleinen Kindern — anfangen, dass sie sich einiben
kénnen in Auseinandersetzungen, in Formulie-
rung eigener Interessen, in Interessenabwagun-
gen, in Schwerpunktsetzungen, welche Projekte
umgesetzt werden. All das férdert demokratisches
Bewusstsein. Insoweit ist es richtig, dass die Kin-
dertagesstatten demokratische Bildungsorte sind
und als solche auch genutzt werden.

(Beifall von den GRUNEN)

Ich bin sehr froh, dass Sie hier ein Anliegen, das
die rot-griine schleswig-holsteinische Landesre-
gierung 2001 ins Leben gerufen hat, aufnehmen,
loben und sozusagen hier zur Grundlage lhres
Antrags machen. Anne Littges war damals griine
Ministerin fur Justiz, Frauen, Jugend und Familie
und hat federfihrend das Modellprojekt ,Kinder-
stube der Demokratie” ins Leben gerufen. Dieses
Projekt ist jetzt weitergefuhrt und verstetigt wor-
den. Deswegen freue ich mich, dass Sie es hier
aufnehmen, es loben und mit Threm Antrag auch
noch adeln.

Eins muss ich aber dazusagen. Sie hatten die Ge-
legenheit, bei den Beratungen zum Kinderbil-
dungsgesetz, beim neuen Kindergartengesetz,
genau diese Anteile, die Sie jetzt als Modell imp-
lementieren wollen, direkt ins Gesetz zu schrei-
ben.

(Beifall von den GRUNEN)

Ich frage mich: Warum haben Sie diese Chance
nicht genutzt? Haben Sie schon vergessen, dass
wir gerade ein neues Gesetz verabschiedet ha-
ben?

(Zuruf von Sigrid Beer [GRUNE])

Wenn Sie wirklich ernsthaft diesen Ansatz wollen,
den wir richtig finden — Partizipation im Kindergar-
ten, Partizipation von Anfang an —, dann hétten
Sie das auch ins Gesetz hineinnehmen kdnnen.

(Minister Armin Laschet: Es steht drin! —
Walter Kern [CDU]: KiBiz § 13!)

Noch eins muss ich Ihnen sagen. Wir wissen,
wenn man die Partizipation, die Beteiligung, das
demokratische Bewusstsein von Kindern wecken
und fordern will, dann bedeutet es vor allem, dass
sich Erwachsene hinterfragen missen, wie viel
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sie von eigenen Entscheidungsbefugnissen abge-
ben wollen, wie viele Rechte sie bereit sind, tat-
sachlich den Kindern zu geben und ihnen zuzu-
gestehen. Das ist ein wesentlicher Punkt. Dort hat
auch dieses Projekt ganz wesentlich angesetzt,
namlich bei der Fortbildung der Erzieherinnen und
der Erzieher. Darum geht es.

(Walter Kern [CDU]: Richtig!)

Wie weit sind wir als Erwachsene bereit, den Kin-
dern tatséachlich Entscheidungsrollen zuzugeste-
hen?

Nun muss ich lhnen sagen, dass ich in dem, wie
Sie sich bisher zu Antragen, die von der Opposition
kamen — ich erwahne einen Antrag von mir 2006,
Kinderrechte in die Verfassung zu nehmen —, ne-
gativ verhalten haben, ...

(Christian Lindner [FDP]: Die Kinderrechte
sind in der Verfassung!)

— In der Landesverfassung sind sie. Da hat ja be-
merkenswerterweise damals auch die FDP, Herr
Lindner, zugestimmt. Ich frage mich, warum Sie
dann nicht meinem Antrag zugestimmt haben, das
auch in das Grundgesetz der Bundesrepublik
Deutschland zu tbernehmen und dort zu imple-
mentieren.

(Beifall von den GRUNEN — Zuruf von Chris-
tian Lindner [FDP])

Das passt nicht zusammen. Man muss bei den
Rechten von Kindern ansetzen. Man muss Kin-
dern Rechte zugestehen, und das fangt ganz
zentral im Grundgesetz an. Sie waren nicht bereit,
diese Kinderrechte da hineinzuschreiben.

Der zweite Punkt ist die Drittelparitat in Schulen.
Ich kann dieses Anliegen, das Sie hier formulie-
ren, nicht als ein ernsthaftes begreifen, wenn Sie
gleichzeitig die Mitwirkungsrechte der Kinder in
den Schulen derartig beschneiden, wie Sie das
mit der Drittelparitat gemacht haben.

(Beifall von den GRUNEN — Christian Lind-
ner [FDP]: Stimmt gar nicht!)

Das fuhrt alles, was Sie hier an schoner Rhetorik
produzieren, ad absurdum.

Das Dritte ist: Mit dem Kinderbildungsgesetz ha-
ben Sie die Beteiligungsrechte der Eltern, die ja
die Erziehungsbeauftragten sind und die ihre An-
liegen und die Interessen ihrer Kinder in den Ein-
richtungen vertreten, beschnitten. Mit dem KiBiz
sind die Elternmitwirkungsrechte in den Kinderta-
gesstatten verringert worden. Auch das passt
nicht mit diesem wohlfeil klingenden Antrag zu-
sammen.

Meine Damen und Herren, machen Sie lhre
Hausaufgaben an den Stellen, wo Sie Gesetze
machen, wo Sie wirklich eine gesetzliche Grund-
lage schaffen und Dinge grundlegend regeln kén-
nen, und stellen Sie hier keine Antrage auf Mo-
dellprojekte, die immer nur Teilbereiche regeln
kénnen! — Ich danke Ihnen.

(Beifall von den GRUNEN)

Prasidentin Regina van Dinther: Danke schon,
Frau Asch. — Als Né&chstes spricht Herr Minister
Laschet.

Armin Laschet’, Minister fir Generationen, Fa-
milie, Frauen und Integration: Frau Prasidentin!
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich begriiRe den
Vorschlag der Koalitionsfraktionen, das Thema
Partizipationsmdoglichkeiten in Kindertagesstatten
in den Blick zu nehmen.

Das Anliegen des Antrags ist erkennbar: Schon
im Kindergarten sollen Verhaltensweisen eingetibt
und praktiziert werden, die die Grundlage dafir
bilden, dass die Kinder spater bereit und befahigt
sind, selbst Verantwortung zu tbernehmen. Aller-
dings dirfen die Kinder dabei nicht Uberfordert
werden. Wenn es um die Gestaltung des Grup-
penraums, die Auswahl von Spielzeug oder um
andere konkrete Dinge geht, gibt es sicher Mog-
lichkeiten, Kinder mitreden und entscheiden zu
lassen.

Der Gedanke, Beteiligung in den Kindertagesein-
richtungen zu fordern, entspricht Ubrigens dem
KiBiz, auch wenn Frau Asch das gerade anders
beschrieben hat. Ihre Logik hat sich mir nicht ganz
erschlossen: Weil Elternrechte jetzt anders formu-
liert sind, gibt es keine Kinderrechte im KiBiz? So
haben Sie das am Ende begriindet.

(Andrea Asch [GRUNE]: Partizipation ist das
Thema, Herr Laschet!)

— Frau Abgeordnete Asch, in § 13 heil3t es, dass
die Kinder bei der Gestaltung des Alltags in der
Kindertageseinrichtung ihrem Alter und ihren Be-
dirfnissen entsprechend mitwirken sollen.

(Beifall von der CDU)

Das entspricht qualitativ exakt dem, was gefordert
wird.

(Widerspruch von Andrea Asch [GRUNE])

Die Hausaufgaben muss also nicht ich machen.
Wenn man hier spricht, muss man vorher im Ge-
setz nachschauen, ob dort nicht vielleicht schon
das steht, was man hier lautstark fordert.
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Das Gleiche gilt Gbrigens auch fir das, was Sie
gesagt haben, Frau Kollegin Hack. In § 26 ist Bil-
dung enthalten. Dort steht auch, dass die Bil-
dungsvereinbarung fortzuentwickeln ist.

(Vereinzelt Beifall von CDU und FDP)

In der Begrindung des Gesetzes, die auch fur die
Praxis in den Kindertagesstatten eine grof3e Be-
deutung hat, sind durchaus einige der Felder, die
Sie eben erwahnt haben, verankert.

Der Antrag fugt sich sehr gut in die Aktivitaten der
Landesregierung, Kinder und Jugendliche starker
an der Gestaltung des Gemeinwohls teilhaben zu
lassen. Dabei ist mir noch nicht ganz klar, was der
von mehreren Rednern erwdhnte Partizipations-
topf sein soll, der irgendwo im Ministerium herum-
steht und in den man wie in eine Lostrommel nur
hineingreifen muss.

(Lachen von der CDU)

Den haben wir mit der Haushaltsplanung 2009 in
den Kinder- und Jugendférderplan tbertragen.

(Zuruf von Walter Kern [CDU])

Insofern kann dieser Topf nicht fir Modellprojekte
in Kindertagesstatten genutzt werden. Die ldee,
dort einmal etwas zu versuchen, was vielleicht
auch andere ansteckt, ist ein richtiger Gedanke.

Frau Kollegin Hack, wir haben gesagt — Sie haben
mich eben auch zitiert —, dass wir bei zwei Dingen
keine Modellprojekte machen. Das eine ist die
Sprachférderung. Natlrlich kann man funf Jahre
lang testen, evaluieren und immer noch einen
Wissenschaftler damit beauftragen. Mein Gegen-
argument lautet: Wir haben keine Zeit zu verlie-
ren. Jeder Jahrgang von Kindern, der ohne
Sprachférderung in die Schule kommt, ist ein ver-
lorener Jahrgang.

(Beifall von der CDU)

Deshalb haben wir gesagt: Wir wollen keine neu-
en Modellprojekte.

Das andere sind die Familienzentren. Wir wollten
nicht mit viel Geld ein paar Modellprojekte ma-
chen, sondern haben alle Kindertagesstatten ein-
geladen, sich an diesem Projekt zu beteiligen.
Dadurch haben wir erreicht, dass es heute in der
gesamten Flache des Landes, in 180 Jugend-
amtsbezirken, Familienzentren gibt.

Aber dass man innovative Ideen in einzelnen Ein-
richtungen ausprobiert — das findet Ubrigens in
vielen Kindertagesstatten, zum Teil auch kommu-
nal gefordert, statt —, halte ich fiir einen guten Ge-
danken.

Ich erinnere auch daran, dass wir in 62 Stadten
und Gemeinden Kinder- und Jugendgremien ha-
ben und, Frau Présidentin, dass in der nachsten
Woche zum ersten Mal der Jugendlandtag zu-
sammenkommt.

(Beifall von Walter Kern [CDU])

Damit sendet auch der Landtag das Signal: Wir
wollen Kinder und Jugendliche aktiver in ihre Le-
benswelten einbeziehen.

Partizipation ist auch Bildung. Bildung ist bei Kin-
dern sehr haufig auch Selbstbildung. Dadurch,
dass sie sich beteiligen, lernen sie auch etwas fir
ihren eigenen Bildungsanspruch. Insofern ist es
ein richtiger Ansatz.

Wer sich beteiligen will, muss sich artikulieren.
Das ist der zweite Punkt, warum ich es schatze.
Es kann sogar ein Bestandteil der Sprachforde-
rung sein, dass ein Kind Formen finden muss, mit
denen es das ausdriicken kann, was es eigentlich
erreichen will. Insofern ist es auch dafir hilfreich.

SchlieB3lich merkt ein Kind mit Zuwanderungsge-
schichte, dass es in diesem Moment genauso ge-
fragt ist wie ein anderes Kind. Es ist also auch ein
Bestandteil der Integration, die so stattfinden
kann, dass jedes Kind in dieser Gruppe gleicher-
malen an Projekten mitwirken kann.

Insofern begriiRe ich den Antrag der Koalitions-
fraktionen und hoffe, dass wir das auch ohne den
omindsen Partizipationstopf einlésen kénnen.

(Beifall von CDU und FDP)

Prasidentin Regina van Dinther: Danke schon,
Herr Minister Laschet. — Meine Damen und Her-
ren, wir kommen zum Schluss der Beratung.

Der Altestenrat empfiehlt die Uberweisung des
Antrags Drucksache 14/6967 — Neudruck — an
den Ausschuss fur Generationen, Familie und
Integration — federfuhrend — sowie an den Aus-
schuss fir Frauenpolitik. Die abschlieRende Be-
ratung und Abstimmung soll im federfihrenden
Ausschuss in o6ffentlicher Sitzung erfolgen. Wer
damit einverstanden ist, den bitte ich um das
Handzeichen. — Wer ist dagegen? — Wer enthalt
sich? — Dann ist diese Uberweisungsempfehlung
einstimmig angenommen.

Ich rufe auf:

7 Haushaltsrechnung des Landes Nordrhein-
Westfalen fur das Rechnungsjahr 2005
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Antrag

der Landesregierung

auf Erteilung der Entlastung
nach § 114 LHO
Drucksache 14/3442

In Verbindung mit:

Jahresbericht 2007 des Landesrechnungs-
hofs Nordrhein-Westfalen tber das Ergeb-
nis der Prifungen im Geschéaftsjahr 2006

Unterrichtung
durch den Landesrechnungshof
Drucksache 14/4461

Beschlussempfehlung und Bericht
des Ausschusses

fur Haushaltskontrolle
Drucksache 14/6923

Ich 6ffne die Aussprache und gebe Herrn Hisken
von der CDU-Fraktion das Wort.

Wolfgang Husken (CDU): Frau Prasidentin! Lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Es ist gut und rich-
tig, dass der Landtag von Nordrhein-Westfalen
auch in dieser Wahlperiode einen eigenstandigen
Haushaltskontrollausschuss eingerichtet hat.

Ich halte es fur angemessen, dass wir heute die
Ergebnisse aus neun Monaten intensiver Bera-
tungen miteinander debattieren. Von September
2007 bis Juni 2008 hat der Ausschuss fur Haus-
haltskontrolle zu 30 Abschnitten des Jahresbe-
richts 2007 Beschlisse gefasst — nebenbei be-
merkt 18 mit den Stimmen aller vier im Landtag
vertretenen Fraktionen.

Fir diese weitgehende Einigkeit bedanke ich
mich. Ich werte sie zum jetzigen Zeitpunkt auch
als Signal, dass es mittlerweile allen im Landtag
vertretenen Fraktionen ein Anliegen ist, die Fehler
der Vergangenheit nicht mehr wiederholen zu wol-
len. Mit Spannung sehe ich daher den Beratungen
des Jahresberichts 2008 entgegen und frage
mich, ob wir diese Einigkeit auch weiterhin pfle-
gen kénnen.

Ich freue mich, dass der sparsame Umgang mit
Steuergeldern heute breitere parlamentarische
Aufmerksamkeit genielt, als dies noch in der ver-
gangenen Wahlperiode der Fall war. In den ver-
gangenen Wahlperioden war dieses Thema in
erster Linie eines der damaligen Opposition.

Seit dem Regierungswechsel im Jahre 2005 ist es
auch ein Thema der Regierung. Dem Vernehmen
nach sind mittlerweile Fragen des Haushaltsaus-
gleichs und des Schuldenabbaus auch fir die

Opposition ein Thema. Das ist erfreulich und
zugleich Uberraschend.

Das letzte Jahr hielt fir einen alten Hasen wie
mich immer noch Uberraschungen parat. Im
Rahmen der Debatte habe ich Uber einen unvor-
stellbaren Sachverhalt aus alten Zeiten gelernt,
dass man niemals davon ausgehen sollte, man
hatte schon alles gelesen und gesehen. Mehr als
deutlich wurde jedenfalls, dass man sich nicht als
Inkubator verfilzter Leuchttirme betéatigen sollte.
Oder, um es mit den Worten der verehrten Prasi-
dentin des Landesrechnungshofs, Frau Scholle,
zu sagen: Das tut man nicht!

Was man hingegen tun sollte, meine Damen und
Herren: Man sollte den Haushalt konsolidieren,
wie es die Landesregierung und die sie tragenden
Fraktionen seit dem Regierungswechsel tun. Ich
habe jingst eine Studie der UniCredit zu den Fi-
nanzen der deutschen Bundeslander gelesen.
Derzeit gunstig stellen sich danach die Schulden-
entwicklungen dar. Zehn Bundesléander konnten
ihre Schulden senken, wobei Nordrhein-Westfalen
bei der Geschwindigkeit einen Spitzenplatz ein-
nimmt. Bei einem Vergleich der jeweils ersten
Quartale 2007 und 2008 belegt Nordrhein-
Westfalen einen guten zweiten Platz im Feld.

Im Vergleich zu den westdeutschen Flachenlan-
dern nimmt Nordrhein-Westfalen sogar den Spit-
zenplatz ein, was sich beispielsweise an der Ent-
wicklung des Primérsaldos je Einwohner ablesen
lasst. Lag das Priméardefizit in Nordrhein-
Westfalen 2005 noch bei 125 € je Einwohner,
konnte durch einen konsequenten Sparkurs 2007
bereits ein Primariberschuss von 155 € je Ein-
wohner erwirtschaftet werden. Das entspricht ei-
ner Verbesserung von 280 € je Einwohner. Die
Ubrigen westdeutschen Flachenlander haben ih-
ren Priméarsaldo je Einwohner in derselben Zeit
nur um 226 € verbessern kdnnen.

Vergegenwartigt man sich zudem die Zufiihrung
zur Versorgungsricklage in Hohe von 925 Millio-
nen € im Jahr 2007, ergibt sich fir Nordrhein-
Westfalen sogar eine Verbesserung um 332 €.
Zutreffend ist in diesem Zusammenhang die Fest-
stellung des Landesrechnungshofs im vorange-
gangenen Jahresbericht 2006, dass eine ausrei-
chende Vorsorge fur die steigenden Pensionslas-
ten in der Vergangenheit straflich vernachlassigt
wurde.

Diese generationengerechte Vorsorge haben wir
in 2007 — ich erwahnte es bereits — nachgeholt.
Sie, und dafiir erwarte ich die Bestatigung durch
den Landesrechnungshof, ist der eigentliche
Grund fur den Anstieg der Personalausgaben
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2007 um die besagten 5,4 %. Ohne diese Mal3-
nahme wéren die Personalkosten lediglich um
0,45 % gestiegen.

Nordrhein-Westfalen — meine Damen und Herren,
damit komme ich zum Schluss — hat die Konsoli-
dierung des Haushalts trotz héherer Vorbelastun-
gen energischer betrieben als die Ubrigen west-
deutschen Flachenlander. Die genannten Zahlen
zeigen, dass wir auf dem richtigen Weg sind und
diesen weitergehen mussen.

Das geht nur mit einer guten Haushaltskontrolle.
Deswegen freue ich mich auf weitere anregende
Debatten und Beratungen im Haushaltskontroll-
ausschuss. — Danke schon.

(Beifall von der CDU)

Prasidentin Regina van Dinther: Danke schén,
Kollege Husken. — Fir die SPD spricht nun Herr
Gatter.

Stephan Gatter (SPD): Frau Prasidentin! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Am Beginn der Woche
fand eine Festveranstaltung zum 60-jahrigen Be-
stehen des Landesrechnungshofes Nordrhein-
Westfalen statt. Dazu moéchte ich der Prasidentin
des Landesrechnungshofes, Frau Scholle, von
dieser Stelle aus meine besten Winsche fir das
nachste Jahrzehnt aussprechen.

(Heiterkeit und Beifall von der SPD)

Ebenfalls beglickwiinschen méchte ich die Prasi-
dentin des Landesrechnungshofes dazu, dass
sich das Grof3e Kollegium des Landesrechnungs-
hofes entschieden hat, ab 2007 einen Ergebnis-
bericht fur Landtag, Landesregierung und vor al-
len Dingen fir die interessierte Offentlichkeit ab-
zufassen, der einen zusammenfassenden jahrli-
chen Uberblick tiber den Stand der Umsetzungen
der jeweiligen Prifungsfeststellungen des Lan-
desrechnungshofes und der daraus resultieren-
den Beschliisse des Haushaltskontrollausschus-
ses gibt.

Warum mir das wichtig ist, mdchte ich begriinden.
Damit ist das wichtige fehlende Mosaiksteinchen
hinzugekommen, namlich die Bilanzierung, wel-
che Vorschlage des Landesrechnungshofes und
des Haushaltskontrollausschusses von der Lan-
desregierung umgesetzt worden und welche uner-
ledigt geblieben sind. Dies zeichnet fiir die Offent-
lichkeit ein Gesamtbild Uber die Arbeit des Lan-
desrechnungshofes, des Haushaltskontrollaus-
schusses und der Landesregierung.

Aus der Arbeit des Haushaltskontrollausschusses
mit dem Jahresbericht 2007 des Landesrech-

nungshofes Uber das Ergebnis der Prifung des
Geschaftsjahres 2006 kann man berichten, dass
sie zum Uberwiegenden Teil unspektakular war.
Das hat der Kollege Husken schon dargestellt.
Die Regierung ist einsichtig. Die Vorschlage wer-
den umgesetzt. Die Fehler werden abgestellt.

Aber mit der Einsichtigkeit ist es nicht immer so.
Zum Beispiel in der Angelegenheit der Prifung
des IT-gestltzten Bezlugeverfahrens kam es zu
einer argerlichen Haltung des Finanzministeriums,
das aus ,arbeitsokonomischen Griinden* auf eine
Stellungnahme, die vom Landesrechnungshof ge-
fordert wurde, verzichtete.

(Hans-Willi Korfges [SPD]: Hort, hort!)

Dies lasst sich sicherlich nicht mit § 96 der Lan-
deshaushaltsordnung vereinbaren. Es kam zu ei-
ner recht heftigen Diskussion im Ausschuss.

Diese erleben wir ¢fters — gerade auch bei den
Féllen, die der Kollege Hiisken genannt hat: beim
Inkubator, beim Zentrum fir Turkeistudien und bei
neuen Fallen in diesem Jahr. Manchmal fragen
wir uns, ob die Antworten, die uns die Landesre-
gierung im Haushaltskontrollausschuss gibt, so
furchterlich ernst gemeint sind.

Wenn ich dartiber nachdenke, dass zum Beispiel
Briefe des Landesrechnungshofes in der Poststel-
le nicht an den Minister oder an den zusténdigen
Menschen, sondern an jemanden geleitet werden,
der sogar daran beteiligt gewesen ist, finde ich,
dass das ein etwas merkwirdiges Verfahren ist.
Aber dariiber kann man noch einmal in Ruhe re-
den.

Ich erwahne dies deswegen, weil ich die gestrige
offentliche Schelte des Finanzministers im Ple-
num gegeniber dem Landesrechnungshof recht
merkwurdig und seltsam fand. Ich kann nachvoll-
ziehen, dass Prifberichte des Landesrechnungs-
hofes nicht immer angenehm fur eine Regierung
sind. Aber sie sind notwendig und fir die interes-
sierte Offentlichkeit auch sehr wichtig.

Wie schon im Jahr zuvor hat der Landesrech-
nungshof im Jahresbericht 2007 kritisiert, dass die
Verschuldung des Landeshaushaltes weder ge-
stoppt wurde noch zurtickgefuhrt worden ist. — Zi-
tat aus der Pressemitteilung von Frau Prasidentin
Scholle vom 2. Juni 2008 anlasslich der Vorstel-
lung des Jahresberichtes 2007:

.Nach den fir das Haushaltsjahr 2007 verflg-
baren, vorlaufigen Daten ist die Nettokreditauf-
nahme zwar im Vergleich zu den Vorjahren
deutlich gesunken. Gleichwohl wurde nunmehr
mit 118,2 Milliarden € ein neuer Schulden-
hdchststand erreicht.”
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Fiur diese Aussage wurde sie gestern sehr deut-
lich und mehrmals vom Finanzminister in 6ffentli-
cher Sitzung kritisiert. Ich persénlich fand die Art
und Weise und den Inhalt der o6ffentlichen Zu-
rechtweisung des Landesrechnungshofs durch
den Finanzminister doch sehr ungewohnlich und
eigentlich auch sehr bedenklich.

(Beifall von der SPD)

Ich fand dies umso bemerkenswerter vor dem
Hintergrund, dass eigentlich der Landesrech-
nungshof fur den Finanzminister — auf jeden Fall
was das Finden von Einsparpotenzialen angeht —
ein Verblndeter sein sollte. Und mit Verblindeten
geht man eigentlich nicht so um.

Es zeigt sich, dass der Landesrechnungshof im
60. Jahr seines Bestehens die in der Verfassung
vorgesehene Unabhéangigkeit weiterhin zum Woh-
le des Landes nutzt und den Finger in die Wun-
den legt. Das haben auch wir erleben mussen, als
wir in der Regierung waren. Das fand die damali-
ge Opposition ganz toll. Ich kann mich an sehr
viele Sitzungen des Haushaltskontrollausschus-
ses von 2000 bis 2005 — damals habe ich ihm
auch schon angehért — erinnern. Jetzt habe ich
das Gefuhl, dass bei einigen Kollegen eine Am-
nesie eingesetzt hat. Die sehen den Landesrech-
nungshof heute etwas anders.

Zum Schluss: Beim Festakt zum 60. Bestehen
des Landesrechnungshofs in dieser Woche gléanz-
ten der Finanzminister und seine Staatssekretarin
durch Abwesenheit. Auch das fand ich sehr
merkwurdig.

(Gisela Walsken [SPD]: Peinlich!)

Lassen Sie mich eine letzte Frage stellen: Hat der
Landesrechnungshof mit seiner Kritik an der Lan-
desregierung so ins Schwarze getroffen? — Vielen
Dank.

(Beifall von der SPD)

Prasidentin Regina van Dinther: Danke schén,
Herr Gatter. — Fur die FDP spricht nun Herr Dr.
Romberg.

Dr. Stefan Romberg (FDP): Frau Préasidentin!
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Was brachte die
Arbeit des Landesrechnungshofes fir die Men-
schen in Nordrhein-Westfalen? — Das Ergebnis
der kassenmafligen Mehreinnahmen durch die
Prufung im Geschéftsjahr 2006 betrug ausweislich
des Berichts 211 Millionen €. Nicht enthalten sind
zahlreiche Einsparungen durch Veranderungen
nach Organisations- oder Systemuntersuchungen,
beispielsweise durch optimierte Verfahrensabléu-

fe oder Personaleinsparungen. Nicht zu verges-
sen sind auch viele Punkte, die aufgrund der Pru-
fungsfeststellungen des Landesrechnungshofes
von den betroffenen Ressorts sofort aufgegriffen
wurden und deshalb gar keinen Eingang in den
Jahresbericht gefunden haben.

Einen Zustand, in dem wir den Landesrechnungs-
hof nicht mehr brauchen, weil alle Verfahren auf
die wirtschaftlichste und beste Weise, ohne einen
Cent Steuermittel zu viel zu verausgaben, durch-
gefihrt werden, werden wir wohl nie erleben.
Gleichwohl hoffen wir, dass, ausgel6st durch die
Berichte des Landesrechnungshofes und bekraf-
tigt durch den Landtagsbeschluss, sich die Auf-
merksamkeit der Landesverwaltung zunehmend
insbesondere auf zwei Klassiker an Beanstan-
dungen richtet: Ich meine zum einen die Investiti-
onen, die zum Teil ohne ausreichende Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchung durchgefihrt werden, und
zum anderen, dass das Vergaberecht — wie in den
beschriebenen Fallen — oftmals nicht ausreichend
beachtet wurde. Dabei sollten gerade diese bei-
den Prinzipien Grundlage einer nach Recht und
Gesetz arbeitenden Verwaltung bei der Veraus-
gabung von Steuergeldern sein. Wenn es gelan-
ge, in dem Zusammenhang das Bewusstsein wei-
ter zu schérfen, wére bereits eine Menge erreicht.

Wie die Beitrage in dem Bericht, aber auch aktuel-
le Vorgange zeigen, ist der Schlussel zur Vermei-
dung dieser Probleme vor allem ein Plus an
Transparenz. Wenn die mittelbewirtschaftenden
Stellen offentlich Rechenschaft tber die veraus-
gabten Mittel abgeben miussten, ware der Anreiz
zu tadellosem Verhalten mit Sicherheit groRer.
Gleiches gilt fur eine deutlichere Haftung der Ent-
scheidungstrager und der Mittelverwender. Denn
es darf beim Umgang mit Haushaltsmitteln nie
vergessen werden, dass es sich um Steuergeld
handelt, Steuergeld, das der Staat hart arbeiten-
den Menschen abgenommen hat.

Das zeigt, dass wir den Haushaltskontrollaus-
schuss, aber auch den Landesrechnungshof si-
cher noch Uber Jahre brauchen, dass die Entwick-
lung hin zu mehr Transparenz und zu mehr Effi-
zienz aber auf dem passenden Weg ist, den wir in
diesem Parlament positiv begleiten werden. —
Danke schon.

(Beifall von FDP und CDU)
Prasidentin Regina van Dinther: Danke schon,

Herr Dr. Romberg. — Fur die Fraktion Bund-
nis 90/Die Griinen spricht nun Herr Remmel.

Johannes Remmel (GRUNE): Frau Prasidentin!
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr
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Kollege Romberg, ich glaube, das, was Sie zum
Schluss geéul3ert haben, war ein Versprecher. Ich
kann mir nicht vorstellen, dass es den Landes-
rechnungshof irgendwann einmal nicht mehr ge-
ben wird. Wir brauchen den Landesrechnungshof
nicht nur noch fir einen gewissen Zeitraum. Er ist
vielmehr Konstitut unserer Verfassung und unse-
res Staatswesens.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Er ist eine Institution, die dem Parlament zur Seite
steht, wenn es um die Kontrolle der Exekutive
geht.

Um unser Abstimmungsverhalten vorwegzuneh-
men: Wir werden der Beschlussempfehlung des
Ausschusses fir Haushaltskontrolle zustimmen
und der Landesregierung Entlastung erteilen. Al-
lerdings kénnen wir es lhnen nicht ersparen, auf
zwei wesentliche Punkte hinzuweisen, die der
Landesrechnungshof immer wieder anmahnt:

118 Milliarden € Schulden wird NRW am Ende
dieses Jahres haben. Auch im Jahre 2009 wird
sich diese Spirale leider weiter fortsetzen. Es
werden noch einmal 1,66 Milliarden € hinzukom-
men. Trotz aller Beteuerung hat die schwarz-
gelbe Landesregierung zu keiner Zeit einen nach-
haltigen Kurs der Konsolidierung der Landesfi-
nanzen eingeschlagen. Die Absenkung der Netto-
neuverschuldung von 6,6 Milliarden auf 1,8 Milli-
arden € ist aufgrund der dramatisch besseren
Einnahmebasis — das war bereits gestern Ge-
genstand der Diskussion — zustande gekommen
und der Verschiebung von Ausgabenlasten auf
die Schultern der Kommunen sowie den massiven
Einsparungen bei der Besoldung geschuldet.

Im néchsten Jahr werden Sie als Landesregierung
mindestens 43,3 Milliarden € einnehmen. Das
sind fast 10 Milliarden € mehr als im Jahre 2004.
Die Nettoneuverschuldung sinkt aber nur um
5 Milliarden €. So einfach, meine Damen und Her-
ren, kommen Sie nicht davon. Sie sparen zulasten
der Kommunen. Die haben in dem ganzen Zeit-
raum mindestens 1 Milliarde € zur Konsolidierung
beigetragen — Geld, das den Kommunen fehit.
Auch das Personal muss in gleichem Umfang fur
die Konsolidierung des Haushaltes herhalten.

10 Milliarden € mehr an Einnahmen — Sie hinge-
gen sprechen von Konsolidierung. Wir meinen,
Sie simulieren Konsolidierung. Das ist nicht die
Perspektive, die angemahnt ist, und nicht der
Weg, den wir eigentlich einschlagen sollten.

Da verwundert es schon, dass der Finanzminister —
heute ist er nicht hier — in der gestrigen Debatte
doch sehr diinnhautig und kleinlaut auf die Vorhal-

tungen des Landesrechnungshofs reagiert hat. Es
spricht nicht fir die Souveranitat der Landesregie-
rung, sich an Rechnungsgrundlagen abzuarbeiten,
anstatt auf die Kritik als solche einzugehen und
darauf auch entsprechend zu antworten.

Dabei haben Sie doch bis 2005, damals noch in
der Opposition, immer wieder gejubelt, als der
Landesrechnungshof bei dramatisch niedrigen
Steuereinnahmen auf die tatséchlich bedrohliche
Entwicklung hingewiesen hat. Jetzt, in den fetten
Jahren, wollen Sie als Landesregierung davon
nichts mehr wissen. Der Landesrechnungshof hat
Ihnen aber eindeutig ins Stammbuch geschrieben,
dass die Entwicklung standig neuer Hochststénde
bei der Gesamtverschuldung mit Sorge zu be-
trachten ist.

AuRBerdem stellt der Landesrechnungshof zu
Recht fest, dass die Situation bedrohlich ist, wenn
es nicht gelingt, in Zeiten guter Steuereinnahmen
die Gesamtverschuldung zurtickzufiihren. Bei den
Steuereinnahmen befinden wir uns zurzeit in einer
sonnigen Phase. In der Gesamtrechnung sind a-
ber keine Anstrengungen erkennbar, die Ver-
schuldung tatsachlich abzubauen. Das muss an
dieser Stelle auch thematisiert werden.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Ich will noch kurz den zweiten Aspekt anspre-
chen; er ist in der Debatte auch schon genannt
worden. Der Landesrechnungshof hat mehrfach
die Einrichtung von zentralen Vergabestellen ge-
fordert. Das war an verschiedenen Stellen Thema
der parlamentarischen Beratungen der letzten
beiden Jahre — auch jungst noch einmal. Wir mei-
nen, dass wir hier zu einer Gesamtsystematik
kommen sollten. Dass dies notwendig ist, stellen
wir an verschiedenen Stellen fest: ob beim Inku-
bator-Zentrum, beim eben genannten Zentrum fir
Turkeistudien oder auch bei den jingsten Diskus-
sionen Uber die Frage der Vergabe von Mitteln im
Umweltministerium. Hier brauchen wir nach unse-
rer Auffassung in der Tat eine Gesamtsystematik.

An dieser Stelle ist die Landesregierung insge-
samt gefordert. Im Bericht ist das Wirtschaftsmi-
nisterium ja noch einmal explizit genannt worden.
Es geht hier nicht darum, das eine gegen das an-
dere Ministerium auszuspielen. Wir sollten insge-
samt von der Landesregierung fordern, hier eine
neue Praxis einzurichten — die aber auch eine
gewisse Verbindlichkeit haben muss. Dabei muss
die anfordernde Stelle klar von der Stelle getrennt
werden, die dann den Auftrag vergibt. Ob eine
zentrale Vergabestelle das Richtige ist, wird man
diskutieren mussen. Auf jeden Fall sollte es aber
Kriterien geben, die fir die gesamte Landesregie-
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rung und fur alle Ministerien verbindlich sind, da-
mit die Diskussionen an dieser Stelle vereinheit-
licht werden kénnen und wir zu Ldsungen kom-
men, die insgesamt zur besseren Bewirtschaftung
der Finanzmittel beitragen.

(Beifall von Sigrid Beer [GRUNE]))

Wir mochten an dieser Stelle Frau Scholle, dem
GroRRen Kollegium und den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern des Landesrechnungshofs sehr herz-
lich fur die geleistete Arbeit danken. Wir als Par-
lamentarier winschen uns weiterhin eine solche
Unterstitzung und hoffen, dass lhre Vorschlage
und Hinweise hier auch in Zukunft eine besondere
Aufmerksamkeit finden werden. — Vielen Dank
und alles Gute fir die weitere Zusammenarbeit!

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Prasidentin Regina van Dinther: Danke schén,
Herr Remmel. — Fir die Landesregierung spricht
Frau Ministerin Thoben in Vertretung fir Herrn
Minister Linssen.

Christa Thoben, Ministerin fur Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Frau Prasidentin! Meine
sehr geehrten Damen und Herren! Nach Art. 86
Abs.1 Satz 1 der Landesverfassung und § 114
Abs. 1 Satz1l der Landeshaushaltsordnung hat
der Finanzminister dem Landtag uber alle Ein-
nahmen und Ausgaben im Laufe des nachsten
Haushaltsjahres zur Entlastung der Landesregie-
rung Rechnung zu legen.

Die Landeshaushaltsrechnung fiir das Rech-
nungsjahr 2005 wurde dem Landtag am
21. Dezember 2006 mit dem Antrag auf Erteilung
der Entlastung vorgelegt und zeitgleich an den
Landesrechnungshof Ubersandt. Die vorgelegte
Haushaltsrechnung enthélt die Einnahmen und
Ausgaben des Landes im Rechnungsjahr 2005
und die von der Verfassung vorgeschriebenen
Ubersichten uber das Vermégen und die Schul-
den des Landes. Die Haushaltsrechnung ist das
Abbild des Haushaltsplans, wie er sich nach Ab-
schluss der Bucher im Vollzug darstellt. Sie do-
kumentiert also, wie der beschlossene Haushalt
ausgefihrt wurde.

Der Landesrechnungshof hat in seinem Jahresbe-
richt 2007 bestatigt, dass die in der Haushalts-
rechnung und die in den Bichern aufgefiihrten
Betrage ubereinstimmen und die gepriften Ein-
nahmen und Ausgaben ordnungsgemald belegt
sind.

In seiner 66. Sitzung hat der Landtag am
22. August 2007 den Entlastungsantrag Drucksa-

che 14/3442 und die Unterrichtung durch den
Landesrechnungshof Drucksache 14/4461 an den
Ausschuss fur Haushaltskontrolle zur Beratung
Uberwiesen.

Der Ausschuss fur Haushaltskontrolle hat seine
Beratungen, die auf der Grundlage der Landes-
haushaltsrechnung 2005 und des Jahresberichts
2007 des Landesrechnungshofs erfolgten, nun-
mehr abgeschlossen. Mit Drucksache 14/6923
vom 4. Juni 2008 empfiehlt der Ausschuss ein-
stimmig, der Landesregierung fiir das Rechnungs-
jahr 2005 die Entlastung zu erteilen. Dartiber hin-
aus wird empfohlen, die vom Ausschuss festge-
stellten Sachverhalte, die Beschliisse Uber einzu-
leitende Maflnahmen und die daflr gesetzten
Termine sowie die ausgesprochenen Missbilli-
gungen gemdalR 8§ 114 der Landeshaushalts-
ordnung zu bestatigen.

Die Landesregierung wiederholt ihren Antrag auf
Entlastung und bittet Sie, den Beschlussempfeh-
lungen des Haushaltskontrollausschusses zu fol-
gen.

AbschlieRend mdéchte ich diese Gelegenheit nut-
zen, um mich beim Landesrechnungshof aus-
dricklich fur die im Jahresbericht 2007 enthalte-
nen konstruktiven Vorschlage zu bedanken. Ich
versichere lhnen, dass wir alle Vorschlage inten-
siv auf ihre Umsetzbarkeit priiffen werden. — Dan-
ke schon.

(Beifall von CDU und FDP)

Prasidentin Regina van Dinther: Herzlichen
Dank, Frau Ministerin Thoben. — Meine Damen
und Herren, dann kommen wir zum Schluss der
Beratung.

Wir stimmen ab. Erstens. Der Ausschuss flr
Haushaltskontrolle empfiehlt in Ziffer 1 der Be-
schlussempfehlung Drucksache 14/6923, die
festgestellten Sachverhalte, die Beschlisse uber
einzuleitende MafRnahmen und die dafur gesetz-
ten Termine sowie die ausgesprochenen Missbil-
ligungen gemafl § 114 der Landeshaushaltsord-
nung zu bestatigen. Wer dieser Beschlussemp-
fehlung zustimmen mdochte, den bitte ich um das
Handzeichen. — Wer ist dagegen? — Wer enthalt
sich? — Dann ist diese Beschlussempfehlung ein-
stimmig angenommen.

Zweitens. Der Ausschuss flir Haushaltskontrolle
empfiehlt in Ziffer 2 der Drucksache 14/6923, der
Landesregierung fir die Landeshaushaltsrech-
nung 2005 im Zusammenhang mit dem Jahresbe-
richt 2007 des Landesrechnungshofs Uber das
Ergebnis der Prufungen im Geschéftsjahr 2006
Drucksache 14/4461 gemald § 114 der Landes-
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haushaltsordnung in Verbindung mit Art. 86 der
Landesverfassung Entlastung zu erteilen. Wer
dieser Empfehlung folgen méchte, den bitte ich
um das Handzeichen. — Wer ist dagegen? — Wer
enthalt sich? — Damit ist die Empfehlung in Zif-
fer 2 der Drucksache 14/6923 angenommen und
der Landesregierung gemal § 114 der Landes-
haushaltsordnung in Verbindung mit Art. 86 der
Landesverfassung Entlastung erteilt.

Meine Damen und Herren, wir kommen dann zum
nachsten Tagesordnungspunkt:

8 Altersteilzeit auch weiterhin erméglichen —
Ubergange in den Ruhestand flexibilisieren

Eilantrag
der Fraktion der SPD
Drucksache 14/7014

EntschlieBungsantrag
der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Drucksache 14/7054

Die Fraktion der SPD hat diesen Eilantrag mit
Schreiben vom 16. Juni 2008 fristgerecht einge-
bracht.

Ich eroffne die Beratung und gebe Herrn Schmelt-
zer von der SPD-Fraktion das Wort.

Rainer Schmeltzer (SPD): Frau Présidentin! Lie-
be Kolleginnen, liebe Kollegen! Seit Beginn dieser
Woche sind die Streikmaflinahmen der 1G Metall
zur tariflichen Altersteilzeit in Nordrhein-Westfalen
angekommen. Insgesamt waren bisher rund
230.000 Kolleginnen und Kollegen an den bun-
desweiten Warnstreiks beteiligt, und das aus gu-
tem Grund.

Die Altersteilzeit in der derzeit giiltigen Form — mit
Forderung durch die Bundesagentur fir Arbeit —
ist bis 2009 befristet. Umso dringender benétigen
wir eine Antwort auf die Frage, mit welchen recht-
lichen und tariflichen Instrumenten wir den Uber-
gang vom Arbeitsleben in den Ruhestand erleich-
tern kénnen. Eine Antwort hierauf geben bereits
die Gewerkschaften, aber auch die SPD.

Zum jetzigen Zeitpunkt ist es arbeitsmarktpolitisch
sinnvoll, fir einen Uberschaubaren Zeitraum die
Forderung von Altersteilzeit durch die Bundes-
agentur fortzufihren. Deshalb ist es richtig und
begriRenswert, dass die Gewerkschaften be-
strebt sind, mit den Arbeitgebern tarifliche Mal3-
nahmen zu flexiblen Ubergangen in den Ruhe-
stand zu vereinbaren. Es obliegt dem Bundesge-
setzgeber, den entsprechenden Rahmen hierfir
zu schaffen.

Das Prasidium der SPD in Berlin hat am Montag
einen entsprechenden Beschluss dazu gefasst.
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die ein Ar-
beitsleben lang unter besonders harten Bedin-
gungen gearbeitet haben, die sich im wahrsten
Sinne des Wortes mit ihrer Arbeit kaputt malocht
haben, brauchen konkrete Mdglichkeiten, den Be-
rufsausstieg selbst zu bestimmen. Wir wollen
nicht, dass die Menschen krank in den Ruhestand
gehen mussen — krank deshalb, weil sich Politik
mdglichen Lésungen verweigert hat. Wir Sozial-
demokraten werden eine solche Politik definitiv
nicht mittragen.

Ideologische Reflexe wie das Totschlagargument
der Friahverrentung helfen den Menschen nicht
weiter. Wir reden hier nicht nur tGber Metallberufe.
Bei den geforderten Branchen der Altersteilzeit
liegt der 6ffentliche Dienst an der Spitze. Dies hat
ganz offensichtlich seine Berechtigung.

Das lasst sich auch daran erkennen, dass die un-
ter Rot-Grun eingefiihrte Altersteilzeit fur Lehre-
rinnen und Lehrer am Montag von Schulministerin
Sommer hier in Nordrhein-Westfalen verléangert
wurde. Also doch eine durchaus gute Regelung,
diese Altersteilzeit! Wie kann es dann sein, dass
dieses Instrument der Altersteilzeit in Nordrhein-
Westfalen von einer CDU-geflihrten Landesregie-
rung gerne angewandt wird, sich die gleiche CDU
aber auf Bundesebene mit allen Mitteln gegen die
Bedirfnisse der arbeitenden Menschen stellt? Hat
auch hier mal wieder der Arbeitsminister des ein-
wohnerreichsten Bundeslandes keinen Einfluss?
Oder hat die Schulministerin etwa ohne sein Wis-
sen gehandelt? War der Arbeitsminister nicht in
der Kabinettssitzung? Wo war der Finanzminis-
ter? — Sie waren alle da, und Sie alle haben dem
zugestimmt!

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, was fur Nord-
rhein-Westfalen gut ist, kann Deutschland nicht
schaden. Ruittgers und Laumann dirfen nicht nur
sozialpolitisches Reizgas verstromen; sie missen
da, wo die Menschen ihre Hilfe brauchen, han-
deln, zur Not auch gegen Parteifreundinnen und
Parteifreunde.

Dass das geht, hat die CSU diese Woche bewie-
sen. Der Vizechef der CSU-Arbeitnehmerbewe-
gung, Kobler, fordert die Weiterentwicklung der
Altersteilzeit. Er sagt, er verstehe nicht, dass die
Union eine Verlangerung der Altersteilzeitforde-
rung so konsequent ablehne.

Mit der Altersteilzeit existiert ein Instrument, das
einen gleitenden Ubergang aus dem Erwerbsle-
ben in den Ruhestand ermdéglicht, insbesondere
fur stark belastete Berufsgruppen. Fur einen be-
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fristeten Zeitraum bis 2015 soll die Férderung
durch die Bundesagentur fortgefihrt werden,
wenn ein Unternehmen freiwerdende Stellen mit
Ausbildungsabsolventen besetzt. Dies dient e-
benso als Briicke fiir die belasteten Alteren wie
auch fir die ausgebildeten Jungeren, die ansons-
ten keine dauerhaften Arbeitsvertrdge bekamen.
Damit sind auch diejenigen Ligen gestraft, die
glauben machen wollen, dass auf dem Riicken
der Altersteilzeit Stellen abgebaut werden sollen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, gestatten Sie mir
einige wenige Anmerkungen zum Entschlie-
Bungsantrag der Fraktion Biindnis 90/Die Grinen.

Ich sehe keine gegenteiligen Aussagen zu unse-
rem Eilantrag, der sich aus Geschaftsordnungs-
grunden ausschlief3lich mit der derzeitigen Situa-
tion der Altersteilzeit aufgrund der Streikmal3nah-
men beschéftigt. Bei den Themen Teilrente und
Insolvenzschutz sind die Griinen ganz nahe bei
den SPD-Positionen. Es ist richtig: Altersteilzeit ist
nur ein Baustein fiir den passgenauen Ubergang
in die Rente. Aber ich sehe nicht den Grund, Frau
Kollegin Steffens, warum Sie diese Teilaspekte in
einem Entschlielungsantrag zu einem begrinde-
ten Eilantrag einbringen. Das hatten Sie, meines
Erachtens, auch fristgerecht mit einem eigenstan-
digen Antrag tun kénnen. Das wird der Sache un-
seres Anliegens heute nicht gerecht. Gerne zu ei-
nem spateren Zeitpunkt wieder! Wir freuen uns
dann auch auf diese Diskussion. — Herzlichen
Dank.

(Beifall von der SPD — Barbara Steffens
[GRUNE]: Das erklare ich gleich!)

Prasidentin Regina van Dinther: Danke schén,
Herr Schmeltzer. — Fir die CDU-Fraktion spricht
der Kollege Henke.

Rudolf Henke (CDU): Frau Prasidentin! Verehrte
Damen, meine Herren! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Der Eilantrag der Fraktion der SPD will
die Verlangerung der heutigen Form staatlich ge-
forderter Altersteilzeit. Das ist der Inhalt des An-
trages. Es geht um die Verlangerung der Subven-
tionierung; es geht nicht um andere Aspekte des
flexiblen Ubergangs in den Ruhestand. Das ist der
Punkt, der als Einziger in diesem Antrag enthalten
ist, und genau das ist auch der Punkt, der als Ein-
ziger strittig ist.

Dazu sage ich: Natirlich sind wir dafir, die tarifli-
chen Madglichkeiten der Altersteilzeit zu erhalten.
Naturlich sind wir dafiir, mehr Weiterbildung und
Gesundheitsférderung flr junge und altere Arbeit-
nehmer zu foérdern. Naturlich ist das der Grund,
dass es in Nordrhein-Westfalen den Bildungs-

scheck gibt, der groRen Erfolg hat, den seit seiner
Einfihrung 150.000 in Anspruch genommen ha-
ben. Aber naturlich sind wir auch gegen einen
staatlichen Flankenschutz flir subventionierte
Frihverrentung. Denn der demografische Wandel,
den wir in Deutschland und in Nordrhein-
Westfalen erleben, fuhrt zu dramatischen Ver-
schiebungen in der Altersstruktur der Beschéaftig-
ten. Bereits bis 2015 wird mehr als jeder dritte
Erwerbstatige Uber 50 Jahre alt sein. Die Anzahl
der Erwerbsféhigen im Alter von Uber 50 Jahren
wird dann etwa doppelt so hoch sein wie die An-
zahl der Erwerbsfahigen im Alter zwischen 20 und
30 Jahren. Den Unternehmen wird es zunehmend
schwerer fallen, qualifizierte junge Mitarbeiter zu
gewinnen.

Es ist eine skandalése Altersdiskriminierung und
eine nahezu kaltschnduzige Arroganz, wie in
manchen Unternehmen jedem, der é&lter als
50 Jahre alt ist, die Chance auf Neueinstellung
und die Chance auf Beschaftigung verweigert
wird. Es ist ein diskriminierendes Vorurteil, wenn
behauptet wird, Innovationsbereitschaft und -
fahigkeit sei allein Sache der Jugend und altere
Jahrgange seien dazu nicht fahig.

Wir brauchen — da bin ich mit den Kollegen Post,
Droste, Kleff und anderen einig — eine Kombinati-
on aus Erfahrung und Lernbereitschaft.

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Da sind wir auch
einig!)

Denn nur die Kombination aller verfiigbaren Po-
tenziale bringt die Starken der Menschen zur Gel-
tung und macht Nordrhein-Westfalen als Arbeits-
platz zukunftsfest.

Wir brauchen also altersgerechte Arbeitsbedin-
gungen. Wir brauchen angepasste Arbeitszeitmo-
delle. Wir brauchen den flexiblen Ubergang in den
Rentenstand. Dieser flexible Ubergang soll nicht
nur unterhalb des gesetzlichen Renteneintrittsal-
ters, sondern auch oberhalb méglich sein.

AulRer der Weiterbildung gehért auch die Ge-
sundheitsférderung zu den Fihrungsaufgaben in
den Unternehmen.

In Skandinavien liegt die Zahl der Uber 55-
Jahrigen, die beschéftigt sind, inzwischen bei tGber
70 %, ohne dass die Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen dort vollig anders waren als hier. Wir ge-
hen jetzt auf etwa 50 % zu.

Damit auch wir wie Skandinavien dieses Ziel er-
reichen, muss Schluss damit sein, dass vor allem
groRe Unternehmen ihre Mitarbeiter auf Kosten
der sozialen Sicherungssysteme und des Steuer-
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zahlers so friih wie moglich in die Frihverrentung
drangen.

In einer solchen Situation ist dieser SPD-Antrag
einfach falsch. Denn wenn man dem Antrag fol-
gen wirde, dann wirde man die Aufrechterhal-
tung der heutigen Anreize fir systematische
Frihverrentung férdern,

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Nein!)

die, wie Sie zu Recht sagen, vor allem im 6ffentli-
chen Dienst und in gréReren Industriebetrieben
genutzt werden. Man wirde das Aufrechterhalten
von Mitnahmeeffekten bei der Wiederbesetzung
offener Stellen fordern. Man wirde allen nicht be-
gunstigten Arbeitnehmern zumuten, aus ihren Bei-
tragen in die Arbeitslosenkasse mitzufinanzieren,
dass eine kleine Minderheit, die nur halb arbeitet,
82 % ihres letzten Nettogehalts bekommt.

Naturlich sind die Gewerkschaften bereit, von sol-
chen Mdglichkeiten Gebrauch zu machen. Selbst-
verstandlich! Auch meine Gewerkschaft schlief3t
solche Tarifvertrdge ab und nutzt diese Mdglich-
keit, wo es sie gibt. Aber das ist doch nicht die
Frage. Die Frage ist doch, ob es richtig ist, diese
Mdoglichkeiten weiter in dieser Form aus den Mit-
teln der Arbeitslosenkasse oder dem Steuerauf-
kommen zu finanzieren.

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Der Bundesagen-
tur fur Arbeit, nicht der Arbeitslosenkasse!)

Es bleibt ja auch nach dem Auslaufen der Rege-
lung dabei, dass die Tarifvertragsparteien ihren
Gestaltungsspielraum nutzen kénnen,

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Der rechtliche
Rahmen muss doch stimmen!)

um altersgerechte Ubergénge zu vereinbaren. Es
bleibt dabei, dass die Aufstockung der Regelar-
beitsentgelte durch den Arbeitgeber fur die Al-
tersteilzeit um mindestens 20 % genutzt werden
kann. Es bleibt dabei, dass die Aufstockung der
Rentenversicherungsbeitrdge durch den Arbeit-
geber auf 80 % des Regelaltersentgelts, also
hdchstens 90 % der Beitragsbemessungsgrenze,
genutzt werden kann. Es bleibt bei der Steuer-
und damit Beitragsfreiheit der Aufstockungsbetra-
ge zum Arbeitsentgelt fir die Altersteilzeitarbeit
und die zusétzlichen Beitrdge zur Rentenversiche-
rung fir den Arbeitnehmer. Die Mdglichkeit, als
Tarifpartei Altersteilzeit zu vereinbaren, bleibt also
auch nach 2009 bestehen.

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Wir sprechen u-
ber den rechtlichen Rahmen!)

Aber wir stehen als CDU-Landtagsfraktion zu
dem, was Franz Mintefering am 12. Februar 2007
in der ,Rheinischen Post* als das Ergebnis einer
SPD-Klausur zu Fragen der alteren Generation in
Gelsenkirchen wie folgt zusammengefasst hat —
Zitat —

»An der klassischen’ Regelung der Altersteilzeit
mit durchschnittlich 70 % der friheren Nettobe-
ziige werde auch in Zukunft nicht gertttelt. Et-
wa zwei Drittel aller Vertrdge beruhten auf die-
ser Basis. Demgegenuiber solle die tUppige Al-
tersteilzeit mit Bezligen von 85 % oder mehr
nicht mehr vom Staat mitfinanziert werden."

Franz Muntefering hat dies damals so formuliert:
,Das werden wir uns in Zukunft nicht mehr leisten
kénnen.” Die Regelung werde auslaufen. — Den
Argumenten, die Franz Mintefering damals vor-
getragen hat, folgt auch die Unionsfraktion in Ber-
lin und folgen wir hier in dieser Abstimmung. Wir
folgen seiner damaligen Aussage: ,Wir haben
nicht vor, das Gesetz zu verlangern.”

Dem EntschlieBungsantrag der Fraktion Bund-
nis 90/Die Grunen, der wesentlich diskussionsfa-
higer ist, fehlt leider jede Aussage zu Anreizen fir
Altersteilzeitmodelle oberhalb des Renteneintritts-
alters und jede Antwort auf die Frage der Kombi-
nation von Teilrenten und Hinzuverdienstmdglich-
keiten.

Wir haben leider nicht die Méglichkeit, die legisla-
tive Zustandigkeit des Deutschen Bundestages zu
ersetzen. Wir sehen uns deswegen gezwungen,
den viel diskussionsfahigeren Antrag von Bund-
nis 90/Die Grunen hier in der Debatte abzulehnen.
Den SPD-Antrag werden wir hoffentlich gemein-
sam ablehnen. — Ich danke lhnen fur die Auf-
merksamekeit.

(Beifall von CDU und FDP — Rainer Schmelt-
zer [SPD]: Das ist hier kein Wunschkonzert!)

Prasidentin Regina van Dinther: Danke schon,
Herr Kollege Henke. — Herr Dr. Romberg hat nun
fur die FDP-Fraktion das Wort.

Dr. Stefan Romberg (FDP): Frau Prasidentin!
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Als das SPD-
Prasidium am Montag verkindete, die Ende 2009
auslaufende Regelung einer geférderten Al-
tersteilzeit bis 2015 verlangern zu wollen, liel3 das
Echo nicht lange auf sich warten. Heftige Kritik
kam vor allem vom Koalitionspartner im Bund, von
der CDU. Aber auch das Arbeitgeberlager war
erwartungsgeman emport.
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(Rainer Schmeltzer [SPD]: Erwartungsge-
maf! Genau!)

Sogar bei den Griinen regte sich Widerstand.

Erfreut Uber den Beistand der Sozialdemokraten
ist vor allem die IG Metall,

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Die CSU!)
die mit dem Instrument der Altersteilzeit

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Die CSU verges-
sen Sie bitte nicht!)

der Rente mit 67 den Kampf ansagen will. Leider
haben die beiden die Interessen der alteren Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer weit weniger
im Blick, als sie vorgeben.

Die ,Suddeutsche Zeitung“ bringt die Sache —
zumindest was die SPD angeht — auf den Punkt —:
Die SPD weil3 nicht, was sie will, und verwirrt so
Millionen alterer Arbeitnehmer. — So hiefld es in der
Uberschrift. In dem Artikel war dann zu lesen:

»Aber noch inkonsequenter als die SPD kann
man eigentlich kaum sein. ... Nachdem die
SPD die Rente mit 67 durchgesetzt hat, wére
es jetzt ihre Aufgabe, dafir zu sorgen, dass die
Menschen auch tatsachlich so lange arbeiten
kdnnen®.

Die SPD gefallt sich viel eher in der Rolle, die von
ihr verantworteten Beschliisse nach und nach zu
marginalisieren. Bei der Agenda 2010 ist sie
schon seit langerer Zeit dabei, kraftvoll zurtickzu-
rudern. Sozialdemokratische Entscheidungen ha-
ben inzwischen nur noch eine kurze Halbwertzeit,
wie das vorliegende Beispiel deutlich werden
lasst.

(Vorsitz: Vizeprasident Edgar Moron)

Leider findet ein Franz Muntefering, der sich sei-
nerzeit zu Recht Uber den Missbrauch der Al-
tersteilzeit aufgeregt hat, kein Gehér mehr. Selbst
sein Nachfolger als Bundesarbeitsminister, Olaf
Scholz, wetterte noch vor zwei Monaten 6ffentlich
gegen die Altersteilzeit. Die SPD spielt jetzt den
Wendehals und blamiert ihren eigenen Bundesar-
beitsminister.

(Rudolf Henke [CDU]: Sie laufen Lafontaine
und Gysi hinterher!)

— Was Herr Henke sagt, ist die Begriindung daftir.
(Unruhe von der SPD)

Die SPD lasst sich von den Linken immer weiter
treiben und ist nicht mehr standfest bei den eige-
nen Positionen, die sie iber Jahre vertreten hat.

Dass bei einem starren Renteneintritt mit
67 Jahren tatsachlich Harten entstehen, die es zu
mildern gilt, da sind wir doch bei lhnen. Ein groRRer
Teil der Menschen kann oder will eben nicht so
lange arbeiten. Hinzu kommt die Tatsache, dass
ohnehin nur 28 % der Gber 60-Jahrigen erwerbs-
tatig sind. Schon deshalb empfinden viele Birger
die Anhebung des Renteneintrittsalters als ver-
kappte Rentenkirzung.

Schade bloR3, dass der SPD das erst jetzt auffallt.

Es ist noch bedauerlicher, dass Sie ernsthaft
glauben, diesen Ungerechtigkeiten mit diesem
Griff in die arbeitsmarktpolitische Mottenkiste bei-
zukommen. lhre Vorschlage sind nichts anderes
als ein neuer Aufguss der Frihverrentungspraxis,
die Uber viele Jahre dazu beigetragen hat, dass
altere Arbeitnehmer sukzessive aus dem Arbeits-
leben hinausgedrangt wurden.

Schon alleine vor dem Hintergrund eines drohen-
den Fachkraftemangels in zahlreichen Branchen,
der sich weiter verstarken wird, zeigt sich die
Kurzsichtigkeit einer solchen Politik. Es wird also
seinen Grund haben, warum das Auslaufen der
Altersteilzeit bis 2009 Bestandteil des Koalitions-
vertrages der Bundesregierung ist.

Hinzu kommt, dass die Fruhverrentung dem Vor-
urteil gegentiber der Lern- und Leistungsfahigkeit
von alteren Mitarbeitern Vorschub geleistet hat.

Aus Sicht der FDP brauchen wir die Erfahrung der
Alteren in der Arbeitswelt dringend. Diese Bot-
schaft kommt allméhlich auch wieder bei den Be-
trieben an. Aber ein echter Mentalitatswechsel ist
eben noch lange nicht in Sicht. Als Beleg dafur
mag die Tatsache gelten, dass bislang erst jeder
funfte Betrieb in der Gesundheitsfiirsorge und
-vorsorge der Mitarbeiter engagiert ist.

Die FDP hat aus diesem Grund Vorschlage unter-
breitet, deren Ziel es ist, altere Mitarbeiter, wenn
sie es winschen, moglichst lange im Betrieb zu
halten und ihnen zugleich einen flexiblen Renten-
eintritt zu erméglichen, und zwar bereits ab dem
60. Lebensjahr. Dies soll aber nicht, wie die SPD
beabsichtigt, Uber die Subventionierung mit Mit-
teln der Bundesagentur fiir Arbeit geschehen.
Nach unserer Auffassung soll der flexible Renten-
eintritt dann moglich sein, wenn die Summe der
gesetzlichen, betrieblichen und privaten Altersvor-
sorgeanspriiche sowie anderer Einkiinfte der Ver-
sicherten ab dem Zeitpunkt des Renteneintritts
Uber dem Grundsicherungsniveau liegt.

AulRerdem machen wir uns fur eine Aufhebung
der Zuverdienstgrenzen stark. Gerade weil das
gesetzliche Rentenniveau in den kommenden
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Jahren weiter sinken wird, wird der Zuverdienst
neben dem Rentenbezug eine grdlRere Rolle spie-
len. Fir diesen Zuverdienst sollen nach unseren
Vorstellungen die Beitrdge zur Arbeitslosenversi-
cherung entfallen, was auch fir Betriebe ein gutes
Argument ist, altere Mitarbeiter einzustellen.

Den Antrag der SPD-Fraktion lehnen wir aus den
genannten Griinden ab. Er ist fur die Integration
Alterer ins Arbeitsleben kontraproduktiv. Der Ent-
schlieBungsantrag der Grinen ist sicher im An-
satz brauchbarer — das gilt auch hinsichtlich der
Kritik an der Verwendung von Geldern der Bun-
desagentur —, aber er stellt in den Details auch
keinen Durchbruch dar, weil die Forderungen zu
burokratisch und kleinteilig sind.

Vizepréasident Edgar Moron: Herr Dr. Romberg,
Ihre Redezeit ist beendet.

Dr. Stefan Romberg (FDP): Ich bin auch gerade
am Ende meiner Rede angekommen, Herr Prasi-
dent. — Ich bedanke mich fur die Aufmerksamkeit.

(Beifall von der FDP)

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr
Dr. Romberg. — Fur Bindnis 90/Die Grunen erhalt
Frau Abgeordnete Steffens das Wort.

Barbara Steffens’ (GRUNE): Herr Prasident!
Meine Damen und Herren! Herr Kollege Schmelt-
zer, Sie haben eben gefragt, warum wir diesen
EntschlielBungsantrag zu lhrem Eilantrag gestellt
haben. Wir haben ihn gestellt, weil wir mit den
Forderungen in lhrem Antrag in der verkirzten
Weise, wie sie darin enthalten sind, nicht Gberein-
stimmen. Ich gehe gleich darauf ein, fir welche
Punkte das gilt. Wir stimmen also so mit Ihnen
nicht berein.

Deswegen haben wir einen EntschlieRungsantrag
formuliert, der einen wesentlichen inhaltlichen Un-
terschied zu Ihrem Antrag aufweist, der aber auch
dartber hinausgeht, weil ich glaube, dass man
das Thema Altersteilzeit nicht verkiirzen kann auf
die Fragen ,Zuschuss der BA" und ,staatliche
Subventionierung®. Ich glaube vielmehr, dass wir
das sehr viel breiter diskutieren missen. Aus die-
sen dargestellten Grinden haben wir diesen Ent-
schliefungsantrag vorgelegt.

Ich will aber auf die Ausgangslage, Uber die wir
reden, zu sprechen kommen. Aus Sicht der be-
troffenen Beschaftigten ist es vollig verstandlich,
wenn diese sagen, sie wollten friih in Teilzeit oder
frGher in Rente gehen. Gerade vor dem Hinter-
grund der Erhdhung des Renteneintrittsalters

werden wir diese Debatte zunehmend bekommen,
weil viele Beschéftigte unter den gegebenen Ar-
beitsmarktbedingungen tberhaupt nicht das Ren-
teneintrittsalter erreichen kdnnen.

Es stellt sich aber die Frage, was sind im Sinne
der Beschaftigten brauchbare oder gute Ldsun-
gen. Dabei wiederum geht es darum, wie man
den flexibleren Ubergang besser gestalten kann.
Unter flexiblerem Ubergang in die Rente verste-
hen wir natirlich nicht die Blocklésung, bei der
man eine Zeit lang voll arbeitet und dann entspre-
chende Jahre friiher in Rente geht. Die Ubergan-
ge mussen viel mehr besser gestaltet werden. Die
Menschen missen auch im Sinne des Gesund-
heitsschutzes gleitende Uberginge angeboten
werden.

(Beifall von den GRUNEN)

Andererseits ist es fur die Falle, in denen es fir
die Betroffenen sinnvoll ist, friher in Rente zu ge-
hen, richtig, wenn diese Blocklésung bestehen
bleibt und steuerlich weiter anders behandelt wird
als das Einkommen, indem das, was an Beitrag
aufgestockt wird, steuer- und sozialabgabenfrei
ist. Das ist so, und das wird so bleiben.

Der Dreh- und Angelpunkt unseres Dissenses,
betrifft die Subvention durch die BA. Hier missen
wir herausfinden, was Sie eigentlich wollen. Bis-
her kann ein Unternehmen einfach einen Antrag
stellen und kundtun, mit den Beschaftigten eine
Altersteilzeitregelung praktizieren zu wollen. Dann
bekommt er die Zuschisse. Es wird nicht kontrol-
liert, ob der Arbeitsplatz hinterher wirklich einem
Erwerbslosen oder einem Auszubildenden zur
Verfugung gestellt wird.

Wenn wir uns ansehen, wer das nutzt, stellen wir
fest: 90 % nehmen Blocklésungen in Anspruch,
und es sind lUberwiegend Grol3betriebe, die das
nutzen, um dariber Personalabbau zu betreiben.
Das aber finde ich falsch,

(Beifall von den GRUNEN)

dass wir mit den Mitteln der Bundesagentur fir
Arbeit groBen Unternehmen den Personalabbau
subventionieren. Wenn es ein Instrument ware,
mit dem wir Erwerbslose in den Arbeitsmarkt ho-
len, wenn es ein Instrument wéare, mit dem wir
nicht den Personalabbau, sondern den Personal-
erhalt oder den -aufbau finanzieren, hatte ich kein
Problem mit dem Instrument.

In Ihrem Antrag steht aber lediglich: Wir wollen
eine Fortschreibung. —

Eine Fortschreibung der vorhandenen Regelun-
gen lehnen wir ab. Vielmehr sagen wir: Wir brau-
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chen mehr. Wir brauchen eine Weiterentwicklung
von Instrumenten, und wir brauchen etwas, bei
dem nicht unter dem Deckmantelchen der guten
Tat fir die Beschaftigten der Personalabbau mit
BA-Mitteln subventioniert wird.

Wenn wir uns die Summe anschauen, sind es im
Moment 1,5 Milliarden €, die an Finanzierungen
hineinflieBen. Insgesamt sind bundesweit 400.000
Menschen in Altersteilzeit. Davon bekommt nur
ein Drittel die Zuschiusse. Das heift, fur 133.000
Beschéftigte zahlt die BA 1,5 Milliarden € an Zu-
schussen — bei gleichzeitigem Personalabbau.
Das kann es nicht sein. Diese Mittel kbnnen wir
besser in den Arbeitsmarkt — auch zur Schaffung
von Arbeitspléatzen — investieren.

(Beifall von den GRUNEN)

Der letzte Punkt geht an die Adresse der Landes-
regierung und an die des Ministers. Herr Minister
Laumann, Sie sagen immer, Sie wollen, dass die
alteren Menschen im Arbeitsmarkt integriert blei-
ben, dass ihre Arbeitsfahigkeit erhalten wird. —
Das Instrument Altersteilzeit wird auch von der
Landesregierung genutzt, bei der die Schaffung
von Arbeitsplatzen nicht unbedingt an erster Stelle
steht.

Es ist ein Instrument, bei dem ich noch nicht ge-
hort habe, welche Angebote, welche Weiterent-
wicklungen, welche Initiativen aus Nordrhein-
Westfalen kommen. Ich habe auch noch nicht ge-
hort, wie man dieses Instrument positiv nutzen
kdénnte: Was machen wir mit den BA-Mitteln? In
welcher Form helfen wir den Menschen, damit sie
gerade bei der Verlangerung der Arbeitszeit,
wenn sie nicht mehr arbeitsfahig sind, friher in
Rente gehen kdnnen, ohne dass sie dann in die
Sozialhilfe fallen? Dazu habe ich von Ihnen noch
nichts gehdort. Das ist ein bisschen dunn. Ich wiir-
de mir winschen, dass vonseiten der Landesre-
gierung noch etwas kommt.

(Beifall von den GRUNEN)

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau
Kollegin Steffens. — Fir die Landesregierung hat
Herr Minister Laumann das Wort.

Karl-Josef Laumann, Minister fur Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Sehr geehrter Herr Prési-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich denke,
wir sind uns alle einig: Wir brauchen keine neue
Offensive fiir Altersteilzeit, sondern Chancen fr
Altere auf dem Arbeitsmarkt und eine Form der
Arbeit, damit die Menschen auch alterwerdend in
unserer Wirtschaft beschéaftigt bleiben.

Wir alle wissen, dass wir es der Wirtschaft in den
vergangenen zehn Jahren sehr leicht gemacht
haben, altere Arbeitnehmer zu entlassen. Dies ist
vom Staat in groRem Umfang gefdrdert worden.
Die Aufstockungen der Arbeitgeber waren steuer-
lich begunstigt— das bleibt auch so—, und die
Bundesagentur fir Arbeit hat unter bestimmten
Voraussetzungen eine Forderung von bis zu 20 %
erbracht.

Wir haben Gott sei Dank in den letzten Jahren er-
reicht, dass die Beschaftigungsquote der tUber 50-
Jéhrigen in diesem Land zugenommen hat. Wir
haben eine erfreuliche Entwicklung bei den Tarif-
vertragen. Tarifvertragsparteien machen sich zu-
nehmend Gedanken dariber, wie man flexiblere
Ubergéange in den Ruhestand organisieren kann.
Als ein Beispiel mdchte ich die Tarifpartner der
Chemie nennen, die einen Fonds haben, in den
ab dem Jahre 2010 300 € pro Beschéftigten ein-
gezahlt werden, um die Probleme in einer Bran-
che — ohne die Mittel der BA — zu lésen.

Deswegen muss man dem Antrag der SPD heute
die rote Karte zeigen. Er ist nicht mehr auf dem
Stand der Zeit. Denn selbst die tariflichen Ent-
wicklungen haben diesen Antrag schlicht und er-
greifend Uberholt. Was daran eilbedirftig ist, habe
ich erst recht nicht begriffen.

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Gucken Sie sich
an, was bei Metall lauft!)

Denn die Wahrheit ist, dass in Deutschland von
Uber 400.000 Arbeitnehmern, die zurzeit in Al-
tersteilzeit sind, nur gut 100.000 Uber die Bundes-
agentur fur Arbeit geférdert werden. Bei 300.000
findet also keine Foérderung durch die BA statt.
Das ist wohl der schlagende Beweis, dass die
Branchen sehr wohl Losungen finden, dies ohne
Hilfe der Bundesagentur fur Arbeit zu bewerkstel-
ligen.

Es ist auch nicht in Ordnung, wenn mit Beitrags-
mitteln von 26 Millionen Mitgliedern der Arbeitslo-
senversicherung nur gut 100.000 von einem In-
strument profitieren.

Stattdessen brauchen wir tarifliche Bemuhungen,
eine Veranderung im Rentenrecht, damit Teilren-
ten mithelfen, eine tarifliche L6ésung mdglich zu
machen.

Vor allen Dingen brauchen wir mehr Mittel far
Aus- und Weiterbildung statt Vorruhestand. Ge-
nau in diesem Punkt ist das Land Nordrhein-
Westfalen in Deutschland ein Vorbild. Wir haben
mit der Einfuhrung des Bildungsschecks eine
Chance eroffnet — bis jetzt haben 150.000 Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer davon Gebrauch
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gemacht —, sich beruflich weiterzubilden und so-
mit durch lebenslanges Lernen auf der H6he der
Zeit zu bleiben, um dem Arbeitsmarkt auch mit
zunehmendem Alter zur Verfiigung stehen zu
kénnen.

Auch die SPD in Nordrhein-Westfalen muss be-
greifen: Die Zeiten von Vorruhestandsregelungen
in Deutschland missen zu Ende gehen. Sie ge-
hen zu Ende. Wir brauchen die Menschen langer
im Erwerbsleben — auch wegen des Facharbei-
termangels. Es kann nicht sein, dass immer mehr
daruber geredet wird, die Grenzen fir Zuwande-
rung zu 6ffnen, aber gleichzeitig neue Vorruhe-
standsmodelle anvisiert werden.

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Wie sieht das mit
den Lehrern in Nordrhein-Westfalen aus?
Bilden die eine Ausnahme?)

Frau Steffens, wenn Sie fragen, was wir mit den
eingesparten Beitragsmitteln machen, sage ich
Ihnen: Das Beste ist, den Arbeitslosenversiche-
rungsbeitrag entsprechend abzusenken. Das Geld
ist am Besten beim Beitragszahler aufgehoben
und nicht in neuen Programmen.— Schodnen
Dank.

(Beifall von CDU und FDP)

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr
Minister Laumann. — Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor.

Wir kommen zur Abstimmung. Ich lasse erstens
Uber den Eilantrag Drucksache 14/7014 ab-
stimmen. Er ist direkt abzustimmen. Ich lasse also
Uber den Inhalt des Eilantrags der Fraktion der
SPD abstimmen. Wer fiir diesen Eilantrag ist, den
bitte ich ums Handzeichen. — Die SPD-Fraktion.
Wer ist dagegen? - CDU, FDP und Bind-
nis 90/Die Griinen. Damit ist der Eilantrag mit
Mehrheit abgelehnt.

Wir stimmen zweitens ab Uber den Entschlie-
Bungsantrag der Fraktion Bindnis 90/Die Gri-
nen Drucksache 14/7054. Wer fur diesen Ent-
schlieBungsantrag der Griinen ist, den bitte ich
um das Handzeichen. — Das ist die Fraktion Bind-
nis 90/Die Grinen. Wer ist dagegen? — Die Frak-
tionen von CDU und FDP. Wer enthélt sich? — Die
SPD-Fraktion. Damit ist dieser Entschlieungsan-
trag mit der Mehrheit der Stimmen des Hauses
abgelehnt.

Ich rufe auf:

9 Gesetz zur Abschaffung der Kopfnoten
(Gesetz zur Anderung des Schulgesetzes
NRW)

Gesetzentwurf
der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Drucksache 14/6157

Beschlussempfehlung und Bericht
des Ausschusses

fiir Schule und Weiterbildung
Drucksache 14/6977

zweite Lesung

Ich er6ffne die Beratung und erteile ...

(Sigrid Beer [GRUNE]: Herr Préasident, ich
bin hier!)

—Nach meiner Liste beginnt die CDU-Fraktion.
Das ist aber merkwirdig.

(Sigrid Beer [GRUNE]: Das ist ein Gesetz-
entwurf!)

Das ist eigentlich der Gesetzentwurf der Griinen. —
Also, dann machen wir es mal so, dann geben wir
Frau Beer das Recht, hier als Erste zu reden; da-
nach kommt die CDU-Fraktion an die Reihe.

(Beifall von den GRUNEN)

Frau Beer, Sie haben das Wort. Bitte schon.

Sigrid Beer (GRUNE): Herr Prasident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und
Herren! Frau Ministerin Sommer hat es ja immer
gerne, wenn ich eine Geschichte erzahle. Den
Gefallen will ich ihr natirlich dann auch tun. Ich
mdchte heute von einem meiner Lieblingscomics
erzahlen, den Sie sicherlich kennen durften. Der
geht namlich so: Wir befinden uns im Jahre
50 v. Chr. Ganz Gallien ist von den Rdmern be-
setzt... Ganz Gallien? Nein! Ein von unbeugsa-
men Galliern bevdlkertes Dorf hort nicht auf, dem
Eindringling Widerstand zu leisten.

Ich sage lhnen in Sachen Kopfnoten: Asterix lebt
in Nordrhein-Westfalen! Wir befinden uns drei
Jahre nach der Landtagswahl. Ganz NRW ist von
Kopfnoten besetzt... Ganz NRW? Nein, nicht
ganz NRW. Denn da gibt es diese kirchlichen Wi-
derstandsnester. Ich sage das heute allen Schiile-
rinnen, Eltern und Lehrkréften, die gegen die
Kopfnoten aufbegehrt haben, die Kopfnoten ab-
lehnen: Kirchliche Schulen haben sich in diesem
Land durchgesetzt. Die evangelischen Schulen
erteilen keine Kopfnoten; sie sind frei davon.

(Beifall von GRUNEN und SPD)
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Am 13. Juni erklarten die evangelischen Kirchen
in NRW: ,Vorerst keine Kopfnoten an evangeli-
schen Schulen®. Ich zitiere aus einer Presseerkla-
rung der evangelischen Kirchen:

.Eine entsprechende Verabredung trafen die
evangelischen Kirchen mit der Landesregie-
rung. Die Kirchen und das NRW-Schulministeri-
um wollten sich bei der Diskussion Uber das
Verhdltnis zwischen Kirche und Staat mit Blick
auf die konfessionellen Schulen mehr Zeit las-
sen, hiel? es zur Begrindung.*

Interessant! Diese Zeit hatten sich in der Tat alle
Schulen gewinscht. Sie aber sind zu diesem un-
sinnigen unpédagogischen Instrument zwangs-
verpflichtet worden.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Und weiter heil3t es, es werde zwar ,verbindliche
Rickmeldungen zum Arbeits- und Sozialverhalten
geben* — das finden wir auch gut so —, aber es
gibt eben — und das ist das Entscheidende — kei-
nen Kopfnotenzwang. Der Schulbelagerer Wi-
nands muss sich hinter den Ministeriumslimes zu-
rickziehen.

Dieser Umgang mit den Kirchen hort sich nun
ganz anders an als das, was auf meine Anfrage
vom 15. April 2008 hin in der Beantwortung von
der Landesregierung ausgefihrt worden ist. Ich
habe damals gefragt, wie viele Schulen trotz
Kopfnotenzwangs keine Kopfnoten vergeben. 15
seien dem Ministerium bekannt. Ich zitiere:

.Der Wille des Gesetzgebers und die mit Zu-
stimmung des zustédndigen Landtagsausschus-
ses erlassenen Ausbildungsordnungen sind
von allen Schulen zu beachten. Es gibt keine
rechtlich zuldssigen Griinde, davon abzuwei-
chen.”

Weiter heil3t es:

»LAuch Schulen in freier Tragerschaft sind aus-
dricklich auf die Rechtslage hingewiesen wor-
den.”

Und weiter heifl3t es:

.Die obere Schulaufsicht stellt gegebenenfalls
auch durch disziplinarrechtliche Maflinahmen
sicher, dass die gesetzlichen Vorgaben und
Ausbildungsordnungen befolgt werden.”

Jetzt backt das Ministerium kleine Brétchen. Und
wie heildt der Zaubertrank, der die Kkirchlichen
Schulen stark gemacht hat? — Rechtsgutachten.
Ein Rechtsgutachten, das in Génze, um das Ver-
haltnis von Staat und Kirche umfassend zu be-
leuchten, zwar erst zum Jahresende vorliegen

wird, das aber offensichtlich jetzt schon fiir den
Teilbereich Kopfnoten den evangelischen Schulen
den Riicken starkt und die Kopfnoteninvasion a la
Schulministerium verhindert.

(Beifall von GRUNEN und SPD — Minister
Karl-Josef Laumann: Kopfnoten sind eine
gute Sache!)

Das ist doch ganz klar: Noch eine offene Flanke in
der Schulpolitik mit einem offenen Konflikt mit den
evangelischen Kirchen in Sachen Kopfnoten, das
kann sich die angeschlagene Landesregierung
nicht erlauben.

(Zuruf von Minister Karl-Josef Laumann)

—Ja, Herr Minister Laumann, Sie hatten heute
Morgen dabei sein missen.

(Beifall von den GRUNEN)

Sie hatten ja leider nicht die Gelegenheit, das mit
anzuhoren. Lesen Sie bitte einmal nach.

Uber der Landesregierung schwebt das Damo-
kles-Schwert des Rechtsgutachtens, und das Mi-
nisterium ist eingeknickt. Die Wahrscheinlichkeit,
dass die freien Tréger gar nicht gezwungen wer-
den kdnnen, Kopfnoten zu geben, ist also relativ
grof3; nur der offene Konflikt ist von beiden Seiten
vermieden worden.

Ich darf dObrigens daran erinnern, dass Frau
Dr. Balbach von der Katholischen Elternschaft die
RechtmaRigkeit der Kopfnoten der Ministerin an-
gezweifelt und das schon im Januar vorgetragen
und uns allen schriftlich gegeben hat.

Aber der Abgesang auf die Kopfnoten hat ja
schon langst und weit vorher begonnen. Das Be-
grabnis erster Klasse ist gerade in Vorbereitung.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Der Damm ist schon langst gebrochen. Und was
den freien Trégern recht und billig ist, das sollten
Sie den offentlichen Schulen jetzt und gleich auch
zugestehen, bei denen Sie die Daumenschrauben
im letzten Jahr angesetzt haben, um die ungelieb-
ten, weil padagogisch unsinnig und rechtlich be-
denklichen Kopfnoten durchzudriicken.

Wenn nur ein Finkchen Wahrheit in lhrer Pres-
semitteilung Uber Eigenverantwortliche Schule
vom 17.Juni steckt, in der es heif3t, dass es
.mehr Freiraume fir innovative schulische Vorha-
ben® gibt, ,auch wenn sie zunéachst* — so das Mi-
nisterium wortlich — ,uber die bestehenden Aus-
bildungs- und Prifungsordnungen hinausgehen*
sollten, dann packen Sie hier und heute — wenn
Ihre Pressemitteilung auch nur im Ansatz wahr
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sein sollte — Ihre Kopfnoten ein, denn sonst spre-
chen Sie sich selbst Hohn.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Frau Ministerin, Sie wirden dann auch endlich
sinnvoll mit den 10.000 Unterschriften umgehen,
die die Landesschiilerinnenvertretung am Montag
zur Unterstiitzung ihrer Petition vorgelegt hat. Re-
agieren Sie angemessen darauf; dann wirden Sie
den weiteren rechtlichen Auseinandersetzungen
Uber Kopfnoten auf dem Abschlusszeugnis aus
dem Weg gehen.

Frau Ministerin, Sie haben genug Baustellen.
Raumen Sie eine konsequent und friihzeitig ab,
dann werden Sie nicht wieder fiinf Wochen spéater
von der Entwicklung eingeholt.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau
Beer. — Ich muss kurz einen Sachverhalt klarstel-
len. Es geht um die Reihenfolge der Redner. So
wie ich eben entschieden habe, entspricht es
nicht der Geschaftsordnung:

In der ersten Lesung zu einem Antrag oder Ge-
setzentwurf stellt die einbringende Fraktion den
ersten Redner. Bei der zweiten Lesung ist das
nicht der Fall. Dann geht es nach der GroR3e der
Fraktionen. Dann wéare zunachst Herr Ellinghaus
fur die CDU-Fraktion an der Reihe gewesen.

Aber Sie werden mir doch bitte zugestehen, dass
es gar nicht moglich gewesen ware, Frau Beer,
die schon hier vorne stand, zuriickzuschicken.

(Allgemeine Heiterkeit und Beifall)

Ich bitte darum, diese mildernden Umstande in
meinem Fall anzuerkennen.

(Beifall von den GRUNEN)
Herr Ellinghaus, Sie haben das Wort.

(Sigrid Beer [GRUNE]: Ich mache es gerne
noch einmal, Herr Préasident!)

Horst-Emil Ellinghaus (CDU): Herr Préasident!
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die
Reihenfolge der Redebeitrége ist fir mich nicht
ganz so mal3geblich. Viel wichtiger sind die Fak-
ten. Frau Beer, ich danke lhnen zunachst einmal
fur lhre Comiceinlage. Das war recht nett, und
zwar nicht nur die einleitenden Satze, sondern der
gesamte Vortrag.

Kommen wir jetzt zu den Sachverhalten: Dem
Gesetzentwurf der Fraktion Blndnis 90/Die Gri-
nen entnehme ich zunachst einmal, dass die Gri-

nen und wahrscheinlich auch die SPD eine
Ruckmeldung zum Arbeits- und Sozialverhalten
fur richtig halten.

(Sylvia Léhrmann [GRUNE]: Das haben wir
immer gesagt, Herr Ellinghaus! — Ute Scha-
fer [SPD]: Das haben wir betont!)

Das ist zunachst einmal erfreulich. Sie kritisieren
aber unsere Art und Weise der Rickmeldung.

(Ute Schéfer [SPD]: Stimmt!)

Uber die Textpassagen, in denen Sie das begriin-
den, habe ich gelegentlich doch recht gestaunt:

Erstens. Die Griinen prangern in ihrem Entwurf
die Ziffernnoten an und qualifizieren sie als pada-
gogisch unsinnig. — Ich méchte lhnen belegen,
warum ich die Abschaffung derselben fir unsinnig
halte.

Zunachst einmal halte ich Ziffernnoten fir durch-
aus allgemein verstandlich und ausreichend aus-
sagekraftig, und zwar sowohl fur Schuilerinnen
und Schiler als auch fir die Eltern, die bisher le-
diglich dGber den fachlichen Wissensstand ihrer
Kinder informiert wurden. Ziffernnoten sind etab-
liert und enthalten eine klare Aussage.

Gerne zitiere ich aus dem ,Kd&lner Stadt-Anzeiger*
vom 23. Januar 2008. Dort wurde die Frage ge-
stellt: Wirde nicht eine ausflihrliche, schriftliche
Beurteilung dem Einzelnen doch gerechter als ei-
ne Zeugnisnote? — Die Antwort: Vielleicht! Doch
diurften solche Gutachten — sollen sie denn fun-
diert sein — den einzelnen Lehrer oder die einzel-
ne Lehrerin noch mehr fordern. Und manchmal ist
eine klare Zensur wesentlich deutlicher als ein so
oder so interpretierbarer Text.

(Beifall von der CDU — Minister Karl-Josef
Laumann: So ist das!)

Auch die Landesvereinigung der Arbeitgeberver-
bande in Nordrhein-Westfalen stimmt dem recht
deutlich zu. Ich zitiere:

.In beschreibenden Aussagen kann vieles ver-
klausuliert oder sogar versteckt werden. Unter
Noten kann sich dagegen jeder etwas vorstel-
len und abschétzen, wie weit das Bildungs- und
Erziehungsziel erreicht worden ist.”

Zurtick zu lhrem Entwurf:

Zweitens. Sie behaupten — dartber habe ich auch
ziemlich gestaunt —, dass die Schulen weder Ar-
beits- noch Sozialverhalten vermitteln.

Ein Zitat aus lhrem Entwurf;



Landtag
Nordrhein-Westfalen

19.06.2008
Plenarprotokoll 14/95

(Der Abgeordnete wendet sich Sigrid Beer
[GRUNE] zu.)

Hallo?

(Sigrid Beer [GRUNE]: Den habe ich im
Kopf!)

— Wunderbar! Welches Zitat will ich denn jetzt
nennen?

(Heiterkeit)

»Zudem sollte grundsatzlich in der Schule nur
benotet werden, was dort auch gelehrt wird.“

Meine Damen und Herren, Frau Beer, seit jeher
ist es doch Aufgabe der Schulen, sowohl Bildung
als auch Erziehung zu vermitteln. Die einzigen,
bei denen das offenbar noch nicht ganz ange-
kommen ist, sind die Damen und Herren von der
Opposition.

(Minister Karl-Josef Laumann: Das merkt
man Ihnen auch an!)

Drittens. Sie behaupten dartber hinaus — das ist
schon ein starkes Stiick —, dass Lehrerinnen und
Lehrer fir die Vergabe von Kopfnoten Uberhaupt
nicht ausgebildet und deshalb auch nicht fahig
seien, ihre eigenen Schilerinnen und Schiler an-
gemessen zu bewerten. — Mit anderen Worten:
Sie sprechen den Padagogen jegliche Kompetenz
sowohl bei der Erziehungsarbeit, die sie zwei-
felsohne leisten missen, als auch bei der Ein-
schatzung der eigenen Schiiler ab. Das finde ich
schon ziemlich ungeheuerlich. Man koénnte fast
sagen, Sie diffamieren oder deklassieren die gan-
ze Berufsgruppe der Lehrerinnen und Lehrer.

(Zurufe von den GRUNEN: Oh!)

Meine Damen und Herren, die Schulen stéarken
neben fachlichen Fahigkeiten auch die sogenann-
ten Soft Skills und sollten diese Entwicklung in ei-
ner Bewertung festhalten kénnen. Fir die Schiler
kann dies spatestens beim Eintritt in den Arbeits-
markt entscheidend sein.

Hierzu ein Zitat aus der ,Westdeutschen Zeitung"“
vom 17. Januar 2008:

.Gegner der neuen Ziffernnoten wischen ein
Argument gerne als symbolischen Wert beisei-
te, ndmlich dass Schuler mit geringem Fach-
wissen durch Kopfnoten die Mdoglichkeit erhal-
ten, Eigenschaften zur Geltung zu bringen, die
sonst unberiicksichtigt bleiben.”

(Sigrid Beer [GRUNE]: Genau anders her-
um!)

— Frau Beer, ich sehe mit Freuden, dass Sie mir
immer Ofter zustimmen. — Das kann ich lhnen Ub-
rigens aus meiner langjahrigen Praxis von fast
dreiBig Jahren als Handwerksunternehmer an-
schaulich darstellen: Fur mich als Arbeitgeber war
die fachliche Note des Bewerbers in Geografie,
Englisch, Physik oder Musik nicht wirklich so ent-
scheidend als vielmehr, wie seine Leistungsbe-
reitschaft ist, seine Verantwortungsbereitschaft,
seine Zuverlassigkeit, seine Sorgfalt, seine Team-
fahigkeit, Belastbarkeit und Ahnliches.

Im Ubrigen sind meine Kollegen aus dem Hand-
werk, die Handwerkskammern, die Innungen, die
IHKs, Einzelhandelsverbande und die Mit-
telstandsvereinigung mit uns absolut einer Mei-
nung. Der Prasident der Bundesvereinigung der
Deutschen Arbeitgeberverbdnde, Dr. Dieter
Hundt, ist ebenfalls ein Befurworter der Kopfno-
ten. Er sagt in einem Interview im ,Express* vom
4. April 2008:

.Kopfnoten sind eine langjahrige Forderung der
Arbeitgeber. Fir die Betriebe sind nicht nur die
fachlichen Fahigkeiten, sondern immer mehr
auch die personlichen und die sozialen Kompe-
tenzen ihrer Mitarbeiter und Auszubildenden
wichtig. Die Kopfnoten dafiir kdnnen ein wichti-
ger Hinweis sein."

Im Ubrigen befirwortet auch die Landeseltern-
schaft der Realschulen ausdricklich die Kopfno-
ten.

Vizeprasident Edgar Moron: Herr Ellinghaus,
gestatten Sie eine Zwischenfrage von Herrn Prig-
gen?

Horst-Emil Ellinghaus (CDU): Nein, danke.
(Lachen bei der SPD)

Viertens. Sie behaupten — Zitat aus lhrem Ge-
setzentwurf — ,Schilerinnen und Schilern wird ein
Stempel aufgedriickt, der sie insbesondere auf
den Abschlusszeugnissen und den Zeugnissen,
die bei Bewerbungen eingereicht werden, ein Le-
ben lang begeleitet und gegebenenfalls stigmati-
siert.

Welch Horrorszenario!

Dass Sie, meine Damen und Herren von der Op-
position, hier von einer Brandmarkung der Schile-
rinnen und Schiler durch Kopfnoten auf den Ab-
schlusszeugnissen sprechen, zeigt in meinem
Augen nur eines: Sie gehen offenbar davon aus,
dass die Kopfnoten zu einem grof3en Teil unbe-
friedigend ausfallen. Ich bin wirklich erschiittert
Uber die schlechte Meinung, die Sie von unseren
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jungen Menschen haben. In Wirklichkeit ist im Ub-
rigen absolut das Gegenteil der Fall.

Auch die Behauptung, durch eine befriedigende
Kopfnote oder durch die aufgefihrten Fehlzeiten
auf dem Abschlusszeugnis werde jemand ein Le-
ben lang stigmatisiert, ist einfach absurd. Sie wis-
sen genauso gut wie ich, dass spatere Arbeits-
oder Weiterbildungszeugnisse das Schulzeugnis
irgendwann vollig ersetzen.

(Zuruf von Ute Schéfer [SPD])

Niemand wird demnach auf ewig durch diese Be-
notung gebrandmarkt — fiir die er im Ubrigen
selbst die Verantwortung tragt. Das muss man an
dieser Stelle auch einmal ganz deutlich sagen.
Kein Schiler wird daran gehindert, im Laufe eines
Halbjahres eine solche Note zu verbessern — kei-
ner.

(Beifall von der CDU)

Funftens erklaren Sie in Ihrem Gesetzentwurf
pauschal fiir alle Schulen, dass diese mit dem bii-
rokratischen Aufwand fir die Kopfnoten véllig G-
berfordert gewesen seien. Lassen Sie mich aus
meiner Heimatstadt Wuppertal kurz zwei Beispiele
nennen. An einer Offentlichen Gesamtschule in
Wuppertal gab es bei 1.200 Schilern lediglich ei-
nen einzigen Widerspruch. An einer anderen
Schule — 2.500 Schiler, Gymnasium und Real-
schule zusammen — gab es nur vier Widerspri-
che. Daran zeigt sich insbesondere, dass bei den
Kopfnoten tUberhaupt nur eine sehr geringe Zahl
von Einspriichen vorlag.

(Zurufe von SPD und Sigrid Beer [GRUNE])

Also héren Sie doch bitte auf mit Ihrer soziopada-
gogischen Panikmache!

(Beifall von der CDU)

Selbstverstandlich ist mit der Vergabe von sechs
Noten ein Mehraufwand an Arbeit verbunden. Ich
bin froh, dass Herr Priggen im Saal ist. Er sprach
heute Morgen schon von der Anzahl der Kopfno-
ten. Aber in den Schulen, in denen sich das Kol-
legium selbststandig und vor allem rechtzeitig auf
eine Handhabung geeinigt hat, ging der Prozess
reibungslos und ohne Unterrichtsausfall vonstat-
ten.

(Ute Schafer [SPD]: 1 Million Stunden brau-
chen sie!)

Nicht zuletzt — Frau Schéafer — haben Sie das bei
der Anhérung am 28. Mai von einem dort anwe-
senden Hauptschullehrer gehért. Er sagte unter
anderem, es habe Uberhaupt keine Diskussion

darliber gegeben, dass sie das vielleicht nicht
schaffen wirden oder damit Gberfordert seien.

Einige der Teilnehmer der Anhdrung haben aller-
dings geaul3ert, dass vier oder gar nur drei Noten —
jetzt komme ich zu lhnen, Herr Priggen —, kinftig
eventuell ausreichen kénnen. An dieser Stelle —
das wissen Sie alle — sind wir durchaus ge-
sprachsbereit.

(Sigrid Beer [GRUNE]: Seit wann denn?)

Dennoch haben wir gleichzeitig gesagt, dass wir
erst abwarten und die Ergebnisse einer Evaluie-
rung unterziehen, bevor wir uns hier entscheiden.

(Ute Schéfer [SPD]: Furchtbar!)

Anstatt also die Kopfnoten von Anfang an zu ver-
teufeln, sollten wir es begriiRen, dass Schulerin-
nen und Schiler mit einer hohen sozialen Kompe-
tenz und ehrenamtlichem Engagement endlich
ausreichend gewdrdigt werden und dass dies
auch auf dem Zeugnis dokumentiert werden kann.
Ich bin davon Uberzeugt, dass jeder Schiler, der
ein angemessenes Arbeits- und Sozialverhalten
an den Tag legt, eine Bewertung dieser Kompe-
tenzen nicht zu scheuen braucht.

(Zuruf von Ute Schéfer [SPD])

Bei Fachnoten regt sich auch niemand dartber
auf, wenn schlechte Beurteilungen — zum Beispiel
in Mathe oder Englisch — zu mehr Leistungen in
den jeweiligen Bereichen auffordern.

Kinder zu verantwortungsvollen Erwachsenen zu
erziehen ist doch letztlich Ziel und Notwendigkeit
unserer Gesellschaft. Ich bin der Ansicht, wer ei-
nerseits den Werteverfall anprangert und mehr
Erziehung fordert, darf andererseits unterstiutzen-
de Instrumente wie zum Beispiel die Kopfnoten
nicht ablehnen.

Zum Abschluss mdéchte ich noch ein Zitat von
Frau Dr. Martina Ernst, Geschéftsfilhrerin der
Vereinigung der Industrie- und Handelskammern
in NRW, bringen:

~Wer Kopfnoten als Machtinstrument brand-
markt oder sie zum Anlass fiir dustere Zu-
kunftsszenarien nimmt, der muss sein Bild von
Schule und seine Meinung zur heutigen Schi-
lergeneration hinterfragen.”

Ich fordere Sie hiermit also dringend auf, lhre Au-
Rerungen zu Schilerinnen und Schilern, aber
auch zu Lehrerinnen und Lehrern, denen Sie of-
fenbar jegliche padagogische Urteilsfahigkeit ab-
sprechen, ernsthaft zu hinterfragen.
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Wir werden der Beschlussempfehlung des Aus-
schusses folgen und Ihren Gesetzentwurf selbst-
verstandlich ablehnen. Von uns gibt es beim Ar-
beitsverhalten fiir die Sorgfalt und beim Sozial-
verhalten fir die Kooperationsféhigkeit fir Sie,
Grine und SPD, ein dickes Unbefriedigend. —
Herzlichen Dank.

(Beifall von der CDU — Sigrid Beer [GRUNE]:
Um Gottes willen!)

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr
Kollege Ellinghaus. — Fur die SPD-Fraktion erhalt
Frau Abgeordnete Hendricks das Wort.

Renate Hendricks (SPD): Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Prasident!
Liebe Zuschauer auf der Tribline! Heute Morgen
haben wir in diesem Plenum Uber das Chaos bei
den Zentralprifungen diskutiert. Heute Nachmit-
tag diskutieren wir Uber die Kopfnoten. Der Stress
fur Lehrer und Lehrerinnen sowie fur Schuler und
Schilerinnen geht also weiter.

Diesmal — bei den Kopfnoten — haben wir eine
ganz neue Perspektive. Herr Ellinghaus, es ist er-
staunlich, dass Sie heute gar nicht darauf einge-
gangen sind.

(Ute Schéfer [SPD]: Genau!)

Ich frage mich, wann Sie Ihre Rede geschrieben
haben. Die aktuelle Situation hat sich namlich
deutlich geéandert. Mit der evangelischen Kirche
gibt es aufgrund eines Gutachtens — das noch bis
Ende des Jahres aussteht — eine Vereinbarung,
die es den Schulen in evangelischer Tragerschaft
ermdglicht, weiterhin auf die Kopfnoten zu ver-
zichten.

Herr Ellinghaus, wo war in lhrer Rede die Replik
auf diese Entwicklung in Nordrhein-Westfalen?
Das habe ich tatsachlich vermisst. Oder hinken
Sie auch in diesem Fall wieder einmal der aktuel-
len Entwicklung hinterher?

(Beifall von der SPD)

Fur morgen ruft die Landesschilervertretung zu
einer GroRdemonstration gegen die Kopfnoten
auf, nachdem sie in dieser Woche dem Vizeprasi-
denten des Landtags eine Liste mit 10.000 Unter-
schriften fur die Abschaffung der Kopfnoten tber-
reicht hatte.

Derweil — Herr Ellinghaus, dafir sind Sie nun ein
gutes Beispiel — bekunden die Regierungsfraktio-
nen ihre Meinung, die Noten fiir das Arbeits- und
Sozialverhalten in der aktuellen Form bestehen zu
lassen. Von Einsicht keine Spur! Nicht der Pro-

test, nicht die Abmachung mit der Kirche: Einsicht
scheint bei Ihnen sozusagen nicht vorhanden zu
sein.

Ich weil3, Sie wollen den Evaluationsprozess ab-
warten. Das hat uns Frau Ministerin haufig genug
gesagt. Ich prognostiziere Ihnen, dass dieser Eva-
luationsprozess jetzt deutlich an Drive gewinnen
wird. Sie werden vom Evaluationsprozess Uber-
holt werden, weil Sie es nicht schaffen, vorher auf
die mahnenden und richtigen Worte der Offent-
lichkeit zu reagieren.

So wie andere Gesetze, das Online-Gesetz, das
Landespersonalratsgesetz, ist auch das Schulge-
setz rechtlich nicht haltbar. Wie viel Murks, meine
Damen und Herren von den Regierungsbanken,
wollen Sie eigentlich in diesem Land noch ma-
chen?

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Wann wird das Regierungshandeln endlich mit
der erforderlichen Professionalitit ausgestattet
sein? Wann kommen Sie endlich in der Wirklich-
keit an? Und wie viel Zeit zum Uben wollen Sie
eigentlich noch haben?

Mit der Einfihrung von sechs Verhaltensnoten
sind Sie Uber das Ziel hinausgeschossen. Sie ha-
ben die Demarkationslinie Ubertreten. Die Einfih-
rung von Kopfnoten hat in allen Bundeslandern zu
Protesten gefuihrt, in keinem Bundesland jedoch
zu so heftigen und so lang anhaltenden Protesten
wie in Nordrhein-Westfalen. Und das liegt an un-
terschiedlichen Griinden.

Erstens. Sie haben sechs Bewertungskategorien
eingefuhrt. Das ist — das hat die evangelische Kir-
che sehr deutlich gemacht — mit einer ethisch ver-
tretbaren und zu verantwortenden P&dagogik
nicht vereinbar. Die Landeskirchen haben ange-
mahnt, dass Schiler und Schiilerinnen eine un-
terstitzende und angemessene Ruckmeldung er-
halten missen. Und darin stimmen wir Gbrigens
mit den Landeskirchen lberein. Zeugnisse sind
namlich keine Disziplinierungsmaf3nahme, Herr
Ellinghaus, sondern sie sind Riickmeldungen tber
Leistungen, die Schuler erbracht haben.

(Horst-Emil Ellinghaus [CDU]: Eben!)

Sie erteilen Kopfnoten im dualen System bei jun-
gen Erwachsenen. Bei der letzten Lossprechung
konnte ich erfahren, dass 30-jahrige Menschen im
dualen System Kopfnoten erhalten, wenn sie da-
gegen nicht protestieren. Das, meine Damen und
Herren, sind junge Menschen, die so alt sind wie
die jungsten Abgeordneten in diesem Haus. Es
kdme doch niemand auf die Idee, unseren Abge-
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ordneten in diesem Haus Kopfnoten zu erteilen.
Oder irre ich mich da vielleicht?

(Zahlreiche Zurufe von allen Fraktionen)

Diese jungen Menschen bekommen zwar in der
Schule Kopfnoten, aber wenn sie dann in die Uni-
versitdt kommen, bekommen sie auch keine
mehr. Warum nehmen Sie hier diese Ungleichbe-
handlung vor? Und das Zeugnis der Reife, das die
Reife furs Leben dokumentieren soll, wird dann
auch noch mit Kopfnoten dekoriert.

(Dr. Stefan Berger [CDU]: Frau Nahles hat
sie nicht versetzt!)

Zweitens. Kopfnoten auf dem Abschlusszeugnis
gibt es in anderen Landern nicht. Ministerialbeam-
te aus anderen Landern haben nur ein verstand-
nisloses Kopfschitteln fir das tbrig, was zurzeit
in Nordrhein-Westfalen passiert. Selbst in den
Landern Bayern und Baden-Wurttemberg versteht
man nicht, warum man in Nordrhein-Westfalen so
weit Uber das Ziel hinausgeschossen ist. Denn
anders als in NRW weil3 man in den Ubrigen Bun-
deslandern, dass Zeugnisse Dokumente sind, die
einen Menschen ein Leben lang begleiten. Mo-
mentaufnahmen eines pubertdaren Entwicklungs-
abschnitts gehoren eben nicht auf ein Dokument
mit lebenslanger Wirkung. Aber genau das ma-
chen Sie in diesem Land hier.

Meine Damen und Herren, dabei sind wir in der
Einschatzung, dass wir jungen Menschen Rulck-
meldungen fur ihr Verhalten geben missen, gar
nicht auseinander. Das wollen wir auch. Aber es
geht wieder einmal nicht um das Ob, sondern es
geht um das Wie, wie Sie das durchfuhren. Las-
sen Sie mich an dieser Stelle das Biindnis fir Er-
ziehung ansprechen, das Gabriele Behler in Nord-
rhein-Westfalen lange vor lhrer Zeit auf den Weg
gebracht hat, das mit Partnern aus gesellschatftli-
chen Gruppen, Kirchen und Verbanden, Elternver-
tretungen gemeinsam in der Verantwortung fur die
junge Generation angelegt war und eine Sensibili-
sierung fur die Entwicklung der jungen Menschen
auch im Sozialverhalten dokumentieren sollte.

Feedback-Meldungen, meine Damen und Herren,
sind wichtig fur die Entwicklung von Menschen,
Ubrigens auch fur die Entwicklung von Regierun-
gen. Allerdings habe ich das Gefihl, dass die
Feedback-Meldungen von uns an Sie keinen Wi-
derhall finden.

(Dr. Gerhard Papke [FDP]: Woran das wohl
liegt!

—Ja, es gibt immer zwei Teile, Herr Papke. Wenn
Sie auf der einen Position sitzen und wir auf der
anderen, dann sollten Sie vorsichtig sein bei der

Frage, woran es liegt. Sie sind immer zumindest
zu 50 % beteiligt.

Meine Damen und Herren, es ist ein Irrtum zu
glauben, man kdnne lber Kopfnoten junge Men-
schen erziehen. Erziehung bedeutet Vorbild, Bei-
spiel, Lernanldsse und -gelegenheiten, Beziehun-
gen und Empathie.

Meine fiinf Kinder haben sich auf jeden Fall nicht
Uber Kopfnoten motivieren lassen, sondern (ber
andere Formen von Ansprache. Ich kann lhnen
sagen: Auch ohne Kopfnoten ist aus allen meinen
Kindern etwas geworden. Ich wisste Ubrigens
nicht, warum es der nachfolgenden Generation
nicht auch so gehen sollte.

(Horst-Emil Ellinghaus [CDU]: Aus meinen
auch mit Kopfnoten!)

— Wunderbar. Das ist ein wunderbares Beispiel,
Herr Ellinghaus, dass wir die Kopfnoten gar nicht
brauchen.

Erziehung erfordert Zeit, Engagement und ein
Klima der zugewandten und fordernden Padago-
gik. Dazu gibt es geeignete Mittel. Die Kopfnoten
gehdren nicht dazu. Warum Schulen bewdahrte
Verfahren nicht mehr anwenden dirfen, selbst-
standige Schulen ihre Rickmeldungsmodalitaten
verdndern und stattdessen auf ein Schablonen-
muster setzen missen, das bleibt in den Tiefen
des Ministeriums verborgen.

Die Beweggrunde fur die Kopfnoten scheinen ei-
ner Padagogik von vorgestern entlehnt fur eine
Generation von morgen, mit Politikern von heute,
deren Weitblick in der Tat nicht nur in der Schul-
politik nicht gerade den Erfordernissen der Zeit
entspricht.

Wie, Frau Ministerin Sommer, bewerten Sie die
Abmachung mit den Kirchen? Wie geht es fur die
Schulerinnen und Schiler der 6ffentlichen Schu-
len weiter? Dirfen die Schiler mit dem Abschluss
und Abgangszeugnis aus dem Jahre 2008 darauf
hoffen, dass sie demnéchst die Kopfnoten auf
diesen Zeugnissen geldscht bekommen? Darauf,
Frau Ministerin Sommer, hétte ich gerne eine
Antwort. Ansonsten bin ich ganz gespannt, wie
Sie gleich zu der aktuellen Situation in Nordrhein-
Westfalen ihre Einlassung an dieser Stelle vortra-
gen. — Ich bedanke mich.

(Beifall von SPD und GRUNEN)
Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau

Hendricks. — Fir die FDP-Fraktion hat Frau Pie-
per-von Heiden das Wort. Bitte schon.
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Ingrid Pieper-von Heiden (FDP): Herr Prasident!
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist schon be-
zeichnend, dass selbst Frau Beer, die uns alle mit
Dauereinlassungen uber Kopfnoten in der Ver-
gangenheit begliickt hat, im letzten Schulaus-
schuss Uber den Gesetzentwurf gar nicht mehr
diskutieren wollte, bestimmt nicht, weil sie plotz-
lich den Sinn verstanden héatte oder

(Sigrid Beer [GRUNE]: Das ist ja wohl un-
glaublich!)

verstehen wollen wiirde, Frau Beer, sondern viel-
leicht, weil Ihnen inzwischen neue Themen zur
Skandalisierung eingefallen waren.

(Beifall von Ralf Witzel [FDP])

Aber da ist nun auch die Luft raus. Nun sprechen
Sie eben wieder zu Kopfnoten.

Die FDP-Position ist bekannt und unverandert.
Wir stehen zu den Kopfnoten und halten auch zu-
kiinftig an diesem sinnvollen Instrument fest.

(Zuruf von Sigrid Beer [GRUNE))

Da koénnen sich SPD und Grine auf den Kopf
stellen und noch so viele Busse fiir Schiilervertre-
ter und SPD-Funktiondre in Personalunion char-
tern, wie sie wollen. Nicht jeder, der hier vorgibt,
die Interessen vermeintlicher Mehrheiten zu ver-
treten, tut dies auch.

Selbstverstandlich gibt es auch Kritik an den
Kopfnoten. Das ist vollig unbestritten. Aber ich
denke, es gibt Kritik, die ist inhaltlich gerechtfer-
tigt, und es gibt eine Kritik, die sich aus generel-
lem Unwillen speist. Dazu zahlt etwa die grund-
satzliche Aussage, die Vergabe der Kopfnoten
wirde zusatzliche Arbeit bedeuten. Und wenn
Frau Schafer immer wieder auch in der Offentlich-
keit von 1 Million Lehrerstunden spricht, dann fra-
ge ich mich ...

(Ute Schéfer [SPD]: Unterrichtsstunden!)

—ja, Unterrichtsstunden —, wie so etwas zustande
kommen soll. Stellen Sie es sich so vor, dass sich
irgendwann am Ende des Jahres die Lehrer hin-
setzen und sagen: ,Jetzt denken wir mal Uber
Kopfnoten nach. Wie ist der eigentlich so?"?

(Sigrid Beer [GRUNE]: Dafir ist ein ganzer
Tag unterrichtsfrei!)

So etwas passiert doch jeden Tag und dauerhaft
im Unterricht. Da kennen doch unsere Lehrerin-
nen und Lehrer ihre Schilerinnen und Schiler
und wissen,

(Zuruf von Ute Schéfer [SPD])

wo sie ihre Schwachen haben und wo ihre Stér-
ken liegen,

(Zuruf von Ute Schéfer [SPD])

wo noch Entwicklungspotenzial ist und wo man
sagen kann, das ist alles in Ordnung. Das ist doch
keine Angelegenheit einer Lehrerkonferenz allein
vor den Zeugnissen.

(Ute Schéfer [SPD]: Aber Sie haben 1 Million
Stunden ausfallen lassen!)

Dass man sich kurz abstimmt, ist vollig klar. Ich
kann noch nachvollziehen, dass es Zeit kostet,
wenn eine Lehrerin, ein Lehrer gerade erst drei,
vier Wochen in einer Klasse unterrichtet.

(Ute Schafer [SPD]: Wie kann das denn pas-
sieren?)

— Darum geht es doch gar nicht, Frau Schafer. Es
geht einfach darum, dass das eine Beobach-
tungsangelegenheit Uber ein halbes oder ganzes
Schuljahr ist und man das dann auch wei3. Da
setze ich schon voraus, dass Lehrerinnen und
Lehrer ihre Schilerinnen und Schuler kennen.

(Zuruf von Carina Godecke [SPD])

In der Zeit, als ich in den Elterngremien einer
Schule war,

(Zuruf von Sigrid Beer [GRUNE])

war es durchaus so, dass alle Lehrer sehr gut Be-
scheid wussten, was mit den Kindern los war, wo
sie Unterstltzung brauchten und wo man ganz
klar den Eltern sagen musste, dass das und das
passieren muss. Das kleiden wir jetzt eben in die
Kopfnoten.

Vizeprasident Edgar Moron: Frau Pieper-von
Heiden, gestatten Sie eine Zwischenfrage von
Frau Schéafer?

Ingrid Pieper-von Heiden (FDP): Frau Schéfer,
bitte schon.

Ute Schéafer (SPD): Frau Pieper-von Heiden, ist
Ihnen bekannt, dass jenseits der Uberlegung, ob
Lehrer ein halbes Jahr dariber nachdenken kon-
nen, welche Kopfnote sie vergeben, es einen Er-
lass — einen Eilerlass — des Ministeriums kurz vor
Weihnachten gegeben hat, der festgestellt hat,
dass jede Schule zwei Unterrichtstage nutzen
kann,

(Ralf Witzel [FDP]: Kann!)

—kann, ja —, um die Kopfnotendiskussion in der
Schule zu klaren, und dass das in toto 1 Million
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Stunden Unterrichtsausfall fir die Schulen Nord-
rhein-Westfalens in diesem Schuljahr bedeutet?

Ingrid Pieper-von Heiden (FDP): Freuen Sie sich
mal nicht zu frih, Frau Schéfer. Das wird keine
Dauereinrichtung.

(Ute Schéafer [SPD]: Das ist eine prazise
Antwort!)

Wenn ein neues Instrument eingefiihrt wird, ist
vollig klar — das ist auch eine vernunftige unburo-
kratische Entscheidung —, dann zu sagen: Wir hel-
fen den Schulen.

(Ute Schafer [SPD]: Danke! 1 Million!)

—Ja, es gibt viele Schulen, Frau Schéfer, die sol-
che Probleme nicht kennen, die ihre Schilerinnen
und Schiler das ganze Jahr hindurch beobach-
ten.

(Ute Schafer [SPD]: Das tun sie alle!)

Dann ist vollig klar, was am Ende auf dem Papier
steht. Das sind Gott sei Dank die allermeisten
Schulen in unserem Lande.

(Beifall von FDP und CDU)

AuRerdem mdchte ich sagen: In diesem Zusam-
menhang ist das doch eine Investition in Arbeits-
zeit — wenn es denn so ware —, die sich lohnt.
Denn Kopfnoten sind nicht irgendein Beiwerk,
sondern Kopfnoten sind ganz klar ein Instrument,
das notwendig ist, um im weiteren Leben beste-
hen zu kénnen,

(Carina Godecke [SPD]: Nein!)

um das Berufsleben meistern zu kdnnen. Das ist
doch vollig klar. Da ist es wichtig, dass man
puinktlich ist. Da ist es wichtig, dass man eine ge-
wisse Disziplin hat, da ist es wichtig, wie man
strukturiert mit seiner Arbeit umgeht, da ist es
auch wichtig, seine Arbeitszeit einschatzen zu
kénnen — all diese Dinge.

(Zuruf von Ute Schéafer [SPD])

Das muss man in der Schule lernen. Wenn Sie
dann sagen, es darf nur benotet werden, was man
auch in Schulen lernt — du lieber Himmel, es ware
ja schlimm, wenn man nicht Sozial- und Arbeits-
verhalten in der Schule lernen wiirde. Dann wirde
die Schule aber an den Bedurfnissen des Lebens
total vorbeigehen. Das tun unsere Schulen Gott
sei Dank nicht, Frau Schéafer.

(Beifall von FDP und CDU)

Also: Diese Zeitinvestition lohnt sich fur die Schi-
lerinnen und Schiiler allemal. Genau darum muss

es uns auch gehen: das Beste fir die Schiler zu
erreichen.

Die Kopfnoten sind ein wichtiges Instrument zur
Unterstlitzung und zur Orientierung fur Schiiler,
Lehrkrafte und Eltern, und sie bereiten friihzeitig
auf die Erwartungen des zukinftigen beruflichen
Lebens vor. Sie dienen als Rickmeldung. Sie
konnen auch der Anlass fir ein Korrektiv sein,
dass ein Schiler auch einmal dartiber nachdenkt:
Wie wirke ich auf mein Umfeld? Wie wirkt sich
mein Verhalten Uberhaupt aus?

(Zuruf von Frank Sichau [SPD])

Das ist doch voéllig klar, das ist auch Uberall im
Leben so. Wenn Sie sagen, die Kopfnoten beglei-
ten einen Schiler ein Leben lang:

(Ute Schafer [SPD]: Ja!)

Ja, die Deutschnote, die Mathenote oder die Erd-
kundenote stehen nun einmal auch auf dem
Zeugnis. Wollen Sie die alle ausradieren? Das
wollen wir definitiv nicht.

(Carina Godecke [SPD]. Frau Pieper-von
Heiden, jetzt reicht es aber mit dem BIl6d-
sinn! — Zuruf von Ute Schéafer [SPD])

— Nein, das will ich in aller Klarheit sagen. Es ist
doch vdllig klar, dass so etwas benotet werden
muss.

Seit geraumer Zeit, Frau Schéafer — weil Sie sich
am meisten aufregen, spreche ich Sie direkt an —,
sind diese weichen Kompetenzen genauso wich-
tig wie die fachliche Kompetenz.

Sie wissen auch, dass wir immer wieder dartber
diskutiert haben und dass wir es auch in der An-
hoérung gehdrt haben, wie viel Wert Ausbildungs-
betriebe auf diese Fahigkeiten legen. Das war
auch mit — nicht der einzige Grund — ein Grund
dafir, dass so viele Jugendliche keinen Ausbil-
dungsplatz bekommen haben. Nicht nur deshalb,
weil diese ohnehin schon knapp waren, sondern
eben auch, weil gewisse Anforderungen nicht
mehr erflllt wurden, da in der Vergangenheit in
den Schulen darauf nicht allzu viel Wert gelegt
worden war. Das muissen wir doch wieder andern.
Das ist einfach wichtig.

Naturlich darf die Investition an Zeit nicht Uber-
borden. Deswegen streben wir auch an, dass die
Anzahl der Kopfnoten reduziert wird, dass wir da
vollige Klarheit und Transparenz hineinbringen
und unzweifelhaft sagen, was mit den Kopfnoten
im Einzelnen bewertet werden soll. Das ist doch
vollig klar. Aber wir sollten nicht alles vorwegneh-
men. Es ist klar gesagt worden: Es wird erst eva-
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luiert — das ist Ubrigens das richtige und vernunfti-
ge Verfahren —, und dann schauen wir, was wir
machen.

(Zuruf von Sigrid Beer [GRUNE))

— Das wird schon kommen, Frau Beer. Sie sind
jetzt wahnsinnig ungeduldig und machen auch al-
les wieder mit Zwischenrufen. Aber warten Sie
einfach ab. Wir werden schon dazu kommen,
dass wir eine wirklich vernlnftige, akzeptable,
tragfahige Lésung fur alle finden,

(Sigrid Beer [GRUNE]: Sie haben keine ver-
ninftige Losung!)

ohne auf die Wirksamkeit, auf die Aussagekraft
der kunftigen Kopfnoten zu verzichten oder sie
infrage zu stellen. Kopfnoten sind nun einmal ein
Instrument der Bewertung. Und FDP und CDU
stehen fest und unverrickbar zu diesem Instru-
ment.

(Zuruf von Sigrid Beer [GRUNE))

Egal, wie viele Zwischenfragen Sie hier stellen,
egal, wie viele Zwischenrufe Sie tatigen — so ma-
chen wir es. Das nehmen Sie bitte einfach zur
Kenntnis. Wir sind von der Wirksamkeit der Kopf-
noten Uberzeugt.

(Zuruf von Sigrid Beer [GRUNE])

All denjenigen, die spater im Leben mit den Schu-
lerinnen und Schilern zu tun haben, ist véllig klar,
dass das erforderlich ist. Daran besteht tiberhaupt
kein Zweifel,

(Zuruf von Carina Godecke [SPD])

da kénnen Sie sich wehren und protestieren, wie
Sie wollen.

Im Ubrigen, Frau Gédecke, finde ich die Art und
die Anzahl der Zwischenrufe heute Morgen —
auch gerade wieder in der Aktuellen Stunde — in-
teressant. Das zeigt mir eigentlich: So ganz schief
kdnnen wir bei diesen Themen nicht liegen.

(Reiner Priggen [GRUNE]: Doch! — Zuruf von
Sigrid Beer [GRUNE]))

Denn sonst wirden Sie sich ganz brésig und be-
ruhigt in Ihren Stihlen zuriicklehnen und aus Ihrer
Sicht zufrieden mit der Regierung sein. Aber lhre
Reaktion zeigt uns, dass wir genau die richtigen
Themen anpacken. Dazu zahlen die Kopfnoten.
Wir mussen es mit einer Uberschaubaren Zahl an
Kopfnoten gut, transparent und vernlnftig gestal-
ten.

(Ute Schafer [SPD]: Schon wieder ein Expe-
riment auf dem Ricken der Kinder!)

Das werden wir tun, sobald die Evaluation vor-
liegt. — Danke schon.

(Beifall von FDP und CDU — Zurufe von SPD
und GRUNEN)

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau
Kollegin Pieper-von Heiden. — Fir die Landesre-
gierung hat die Schulministerin, Frau Sommer,
das Wort.

Barbara Sommer, Ministerin fir Schule und Wei-
terbildung: Sehr verehrter Herr Préasident! Meine
Damen und Herren! Seit vielen Monaten debattie-
ren wir Uber Noten zum Arbeits- und Sozialverhal-
ten. Auf viele verschiedene Mindliche und auch
schriftliche Anfragen hin haben wir die Einzelhei-
ten des Verfahrens immer wieder geklart und sei-
ne Auswertung erlautert. In einer dreistiindigen
Anhdrung zum Thema haben sich zehn Sachver-
standige gedulRert. Also auf ein Neues!

Ich habe mir Ihren Gesetzentwurf genau angese-
hen und ebenso die vielen Anfragen der letzten
Monate zum Thema. Es ist offensichtlich, dass
aus allem ein gleicher Geist spricht. Allein die
Wortwahl ist verraterisch: Disziplinierungsinstru-
ment, lebenslange Stigmatisierung und Selekti-
onskriterien, um nur ein paar Begriffe zu nennen.

(Sigrid Beer [GRUNE]: Korrekt wiedergege-
ben!)

Das Vokabular scheint eher einer padagogischen
Folterkammer zu entstammen, meine Damen und
Herren, als einer padagogischen Intention.

(Beifall von CDU und FDP)

Sehr verehrte Frau Beer, die Schule, die ich ken-
ne, ist eine andere. Was fiir Erfahrungen schlep-
pen Sie mit sich herum, wenn Sie glauben, dass
sich Kinder und Jugendliche grundsétzlich
daneben benehmen, sodass sie keine Chance
haben, sich durch ihr Verhalten und ihren Ar-
beitseifer auszuzeichnen? Sie sprechen unseren
Lehrerinnen und Lehrern sogar die Fahigkeit ab,
Uberhaupt das Arbeits- und Sozialverhalten beur-
teilen zu kénnen.

(Zuruf von Sigrid Beer [GRUNE]))

Fur Sie kommt eine Bewertung einem personli-
chen Racheakt gleich. Haben Sie Lehrer so er-
lebt?

Die Landesregierung sieht die Schilerinnen und
Schiler ebenso wie die Lehrkréfte, die sie unter-
richten, anders. Wir gehen davon aus, dass das
Verhalten und die Arbeitsbereitschaft unserer
Kinder und Jugendlichen in aller Regel gut sind.
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Wir sind der Auffassung, dass die Lehrerinnen
und Lehrer ihnen mit gesunder Autoritat, viel Ver-
antwortungsbewusstsein und Zuneigung begeg-
nen.

Wir sind davon (berzeugt, dass Lehrerinnen und
Lehrer Profis sind, die Noten nicht leichtfertig ver-
geben. Das haben Sie bei der Fachbenotung nicht
getan, das werden Sie auch beim Arbeits- und
Sozialverhalten nicht tun. Welcher padagogisch
geschulte erwachsene Akademiker hegt denn Ra-
chegelliste gegeniuber einem Jugendlichen?

(Zurufe von der SPD)

Die Noten zum Arbeits- und Sozialverhalten sind
eine gute Mdglichkeit, um Qualitdten zu dokumen-
tieren, die fur die Zukunft unentbehrlich sind. Wir
wollen, dass Kinder und Jugendliche auf ihre Fa-
higkeit, miteinander umzugehen, und auf ihre
Leistungsbereitschaft stolz sein kénnen. Deswe-
gen bleiben wir dabei: Ruckmeldungen zum Ar-
beits- und Sozialverhalten gehdren wesentlich
zum Erziehungsauftrag der Schule.

Diesen Erziehungsauftrag haben Lehrerinnen und
Lehrer schon immer wahrgenommen. Dafir sind
sie ausgebildet. Die Noten zum Arbeits- und Sozi-
alverhalten machen das Verfahren lediglich trans-
parenter und verlasslicher.

Vizeprasident Edgar Moron: Frau Ministerin,
gestatten Sie eine Zwischenfrage von Frau
Hendricks?

Barbara Sommer, Ministerin fir Schule und Wei-
terbildung: Nein, das mdchte ich nicht.

(Ute Schéafer [SPD]: Das wére auch das ers-
te Mall)

Die Anhorung der Sachverstandigen vor drei Wo-
chen hat deutlich gemacht, was ich lhnen immer
wieder gesagt habe: Schulen sind mit der Noten-
vergabe zum Arbeits- und Sozialverhalten kei-
neswegs Uberfordert. Sowohl die Eltern als auch
die Ausbildungsbetriebe wollen diese klare Form
der Ruckmeldung.

(Beifall von der CDU - Sylvia Léhrmann
[GRUNE]: 10.000 Unterschriften!)

Noch im vergangenen Monat hat die Kreishand-
werkerschaft Diisseldorf geschrieben und fir die
Wiedereinfiihrung der Noten fiir das Arbeits- und
Sozialverhalten gedankt.

(Ute Schéafer [SPD]: Sagen Sie auch noch
etwas zu den Kirchen?)

Ich zitiere aus dem Schreiben des Vorstands:

.Gerade in Handwerksbetrieben werden diese
Tugenden, die durch die Kopfnoten bewertet
werden, als besonders wichtig angesehen.”

Wer einen Auszubildenden anstellt, muss wissen,
ob er sich auf ihn oder sie verlassen kann. Auch
davon hangt der Ruf und im Ernstfall sogar die
Existenz des Betriebes ab. Es ist legitim, dass Be-
triebe dartiber eine Einschatzung der Schule er-
warten. Fir sie ist das genauso wichtig wie die
Kompetenz im fachlichen Bereich.

Genau darin besteht die Chance fir die Schile-
rinnen und Schiiler, die ein ,Sehr gut* in Deutsch,
Mathematik oder Englisch nicht erreichen. Die
Fachnote sagt nichts darliber aus, ob sie sich im
Beruf oder im Studium tberdurchschnittlich enga-
gieren, ob sie zuverlassig und teamfahig sind.

Der Gesetzentwurf der Fraktion Bindnis 90/Die
Grinen will, dass diese wesentlichen Qualitaten
nicht mehr auf Zeugnissen dokumentiert werden.
Dabei sind es doch auch diese Qualitaten, die mit
dartiber entscheiden, ob jemand eine Lehrstelle
bzw. einen Arbeitsplatz bekommt.

Die Sachverstéandigen der Ausbildungsbetriebe
haben sehr deutlich gemacht, dass Schulzeugnis-
se nach der Berufswahl eine kurze Lebensdauer
haben. Beurteilungen der laufenden Arbeit und
Fortbildung werden schnell viel wichtiger. Von le-
benslanger Stigmatisierung zu sprechen ist blan-
ker Unsinn.

(Ute Schéafer [SPD]: Sprechen Sie mal mit
den Kirchen, Frau Ministerin!)

Die Betriebe wollen eine erste klare und eindeuti-
ge Einschatzung Uber jemanden, den sie nicht
kennen, die sie durch die Noten zum Arbeits- und
Sozialverhalten und durch die Angabe von unent-
schuldigten Fehlzeiten auf den Abschlusszeug-
nissen bekommen. Ausbildungsbetriebe wollen
wissen, wer sich einsetzt und wer mitgearbeitet
hat. Wer das verweigert, will nicht, dass mehr Ju-
gendliche in Ausbildung kommen.

(Lebhafter Widerspruch von der SPD)

Meine Damen und Herren, uns ist die Zukunft un-
serer Kinder und Jugendlichen wichtig. Wir
verbauen ihnen keine Mdglichkeit, ihre fachlichen
und personlichen Qualitaten nachweisbar zu zei-
gen. Wir ermutigen sie im Arbeits- und Sozialver-
halten ebenso wie in den einzelnen Unterrichtsfa-
chern, ihr Bestes zu geben.

In diesen Tagen werden die Noten zum Arbeits-
und Sozialverhalten zum zweiten Mal vergeben.
Schon nach dem ersten Durchgang will es die
Fraktion Bundnis 90/Die Grunen per Gesetz ab-
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schaffen. Das ist anscheinend ihre Vorstellung
von zukunftsfahiger Schulentwicklung. Aber wir
machen das nicht. Nattrlich muss geprift werden,
ob sich das bestehende Vergabeverfahren fir alle
Schulformen bewéhrt.

(Sylvia Léhrmann [GRUNE]: Vergabeverfah-
ren fir Kopfnoten?)

Genau das werden wir, wie seit Langem ange-
kindigt, nach dem Ende des Schuljahres tun. Wir
beziehen selbstverstandlich auch die kritischen
Stimmen in unsere Uberlegungen ein. Eine Ab-
schaffung der Noten zum Arbeits- und Sozialver-
halten steht aber im Interesse unserer Schiulerin-
nen und Schuler nicht zur Debatte.

Erlauben Sie mir am Schluss noch einige Worte:
Liebe Frau Beer, liebe protestantische Schwester,

(Sigrid Beer [GRUNE] winkt der Rednerin
Zu.)

waren Sie heute Morgen in der Andacht gewesen
und hatten Sie das Vorgesprach dazu gehort, hat-
ten Sie vernommen, wie vorsichtig auch die evan-
gelische Kirche gerade mit der von lhnen ange-
schnittenen Thematik umgeht.

(Beifall von CDU und FDP - Sigrid Beer
[GRUNE]: Wir haben Fakten in diesem
Land!)

Ich beende lhre Geschichte von Asterix und Obe-
lix damit: Im Rheinland gibt es sechs kleine Aste-
rixe, in Westfalen keine! Also machen wir kein
grof3es Geschrei darum. — Danke.

(Beifall von CDU und FDP — Zuruf von Sigrid
Beer [GRUNE])

Vizeprasident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau
Ministerin. — Jetzt hat fir die SPD-Fraktion der
Abgeordnete Gro3e Bromer das Wort.

Wolfgang Grof3e Bromer (SPD): Herr Prasident!
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr
Prasident, ich habe vorab eine Mitteilung zu ma-
chen. Es ware schdn, wenn sie nicht auf meine
Redezeit angerechnet wiirde. Ich méchte als Be-
richterstatter zur Beschlussempfehlung und zum
Bericht, der lhnen vorliegt und der gleich Grund-
lage unserer Beschlussfassung werden wird, et-
was anmerken.

Es hat sich ein Fehler eingeschlichen. Dieser Feh-
ler ist mir leider erst vor einer halben Stunde auf-
gefallen. Bei dem Punkt C — Beratung des An-
trags — ist in der Beschlussempfehlung eine fal-
sche Auflistung der Expertinnen und Experten
enthalten, ndmlich die Liste der Sachversténdigen

zu einer Anhérung, die spater stattgefunden hat.
Der Bezug auf das Ausschussprotokoll 14/672 ist
falsch. Richtigerweise muss es das Ausschuss-
protokoll 14/665 sein.

Ich glaube — dartber haben wir heute Morgen ge-
sprochen —, dass man durchaus Fehler machen
darf. Ich entschuldige mich ausdriicklich bei lhnen
dafir, dass Ihnen nicht rechtzeitig ein Neudruck
zur Verfigung gestellt werden kann. Aber ich
denke, dass die Sachverstéandigenliste fur unsere
Beschlussfassung im Anschluss an die nun fol-
gende Debatte nicht ausschlaggebend sein wird.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Ich danke dem Herrn Prasidenten fir das Anhal-
ten der Redezeit.

(Vorsitz: Vizeprasident Oliver Keymis)

Meine Damen und Herren, wir haben in der
durchgefiihrten Anho6rung, auf die sich einige
Rednerinnen und Redner im Vorfeld schon bezo-
gen haben, die ganze Bandbreite der Kritik erfah-
ren. Ich mochte einige Kritikpunkte kurz in Erinne-
rung rufen.

Die Experten haben das Chaos bei der Durchfih-
rung der Notengebung kritisiert. Damit ist nicht nur
der zeitliche Aspekt gemeint, der schon ange-
sprochen worden ist. In einer Art Nothandlung
wurde par ordre du mufti den Schulen die Mittei-
lung gemacht: lhr dirft Unterrichtszeit fir diese
Konferenzen zur Verfligung stellen. Das hat nach
den Verbandsmitteilungen zu einem Verlust von
Uber einer Million Unterrichtsstunden gefihrt.

Es gab auch ein Chaos bei der Durchfiihrung,
namlich bei der Einschatzung der Wertigkeit. Das
hat zum Beispiel dazu gefiihrt, dass grundséatzlich
in Dortmund die Note Zwei und in KoIn die Note
Eins gegeben wurde. Das zeigt die Aussagekraft
dieser Benotung, die landesweit stattfindet.

An dieser Anhérung hat — ich beziehe mich noch
einmal darauf — die evangelische Kirche nicht teil-
genommen. Trotz der Benennung als Expertin hat
sie mit dem Hinweis abgesagt, sie habe ein
Rechtsgutachten in Auftrag gegeben. Die Tatsa-
che, dass eine Kirche ein Rechtsgutachten zu den
Kopfnoten in Auftrag gegeben hat, macht schon
deutlich, welche rechtlichen Bedenken mit dem
vorliegenden Schulgesetz verknupft sind.

Ich rufe die rechtlichen Bedenken in Erinnerung:
Das Verhalten volljghriger Schilerinnen und
Schiler soll mit Ziffernoten bewertet werden. Bei
der dualen Ausbildung bekommen Schiilerinnen
und Schiler auf der einen Seite ein Zeugnis mit
Ziffernoten, die ihr Verhalten beschreiben sollen.
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Auf der anderen Seite sind solche Formulierungen
im arbeitsrechtlichen Bereich rechtlich gar nicht
zulassig. Dort sind nur allgemeine Formulierungen
mdglich. Sie missen sich aber trotzdem mit dem
oOffentlich-rechtlichen Ausbildungszeugnis weiter-
hin bewerben.

Die Unrevidierbarkeit der Noten auf Abschluss-
zeugnissen ist ein zweiter Punkt, der rechtlich be-
denklich ist. Ich rufe in Erinnerung, dass im Bun-
desland Bayern solche moglichen Negativbeno-
tungen in Abschlusszeugnissen ausdriicklich nicht
erlaubt sind.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Das ist eine richtige Entscheidung. Sie nehmen
sich ja haufiger ein Beispiel am Bundesland Bay-
ern. Vielleicht sollten Sie dem auch folgen.

Die padagogischen Bedenken sind ebenfalls an-
gesprochen worden, namlich insbesondere die
Frage, welchen Stellenwert beispielsweise die
Beurteilung der Sorgfalt bei den Kopfnoten hat,
wenn diese Beféhigung zur sorgfaltigen Arbeit
zwangslaufig an anderer Stelle schon in die
Fachnote eingeflossen ist. Das heif3t: Die Tren-
nung der Bewertung bei Fachnoten und Kopfno-
ten ist vollig ungeklart, insbesondere wenn man
sie auf das Kriterienraster bezieht, das Sie den
Schulen in lhren Handreichungen zur Verfligung
gestellt haben. Es bedarf dringend der Uberarbei-
tung, wenn es uberhaupt noch weiter verwendet
werden sollte.

AuBerdem ist die Schlussfolgerung véllig fehlge-
schlagen, wie die Ursachen von Fehlverhalten
bekampft werden. Die Schiler bekommen die No-
te. Sie gehen mit der Note nach Hause. Die
Zeugnisse werden bei den Eltern gezeigt. Dann
gibt es noch irgendwann einen Elternsprechtag.
Aber die Ursachenbekdmpfung hat im Unterricht
Uberhaupt keine Relevanz bezogen auf die Kopf-
noten.

Die Einzigen, die sich positiv zu den Kopfnoten
gedullert haben, waren die Arbeitgeberverbande
wie die Handwerkskammern. Der Kollege Elling-
haus hat eben aus Arbeitgebersicht deutlich ge-
macht, wie wichtig diese Kopfnoten aus seiner
Perspektive sind.

Es muss ganz deutlich gemacht werden, mit
welch naivem Anspruch dabei eigentlich vorge-
gangen und die Relevanz der Kopfnoten fiir ein
Einstellungsverfahren zugrunde gelegt wird.

(Zurufe von der CDU: Ohl)

Die Aussage, die auch eben noch einmal deutlich
gemacht worden ist, dass Noten wie in Geogra-

phie oder in Geschichte wenig relevant sind, aber
die Kopfnoten grol3e Relevanz besitzen, ist be-
zeichnend und entlarvend, denn die Kopfnoten
dienen offensichtlich nur dazu, eine schnellstmdg-
liche Auswahl in Bewerbungsverfahren durchzu-
fuhren.

(Beifall von der SPD)

Ich frage mich allen Ernstes: Welcher Hand-
werksbetrieb ist eigentlich nicht in der Lage, in-
nerhalb der Probezeit beim Auszubildenden ge-
nau die Faktoren festzustellen, die angeblich vor-
her durch Kopfnotenverfahren auf dem Zeugnis
dokumentiert sind?

Letzter Punkt, und da wird es mal wieder peinlich
fur die Landesregierung.

(Unruhe)

— Vielleicht héren die Abgeordneten der Regie-
rungskoalition aufmerksam zu, weil sie angespro-
chen sind.

(Beifall von der SPD — Wolfgang Schmitz
[CDU]: Oberlehrer! — Weitere Zurufe von
CDU und FDP)

Es war wieder einmal bezeichnend, dass direkt
nach den ersten Protesten gegen die Kopfnoten
die ersten Fluchtreaktionen stattgefunden haben.
Man distanzierte sich, an erster Stelle seitens der
FDP. Dann wurde die Evaluation in Aussicht ge-
stellt: Wir Gberprifen das alles noch einmal. Dann
schauen wir, wie viele Kopfnoten wir eigentlich
brauchen. — Das war die Kernaussage.

Jetzt frage ich mich vor dem Hintergrund der Tat-
sache, dass die Schilerinnen und Schiler an
Schulen in evangelischer Trégerschaft keine
Kopfnoten erhalten, die Schilerinnen und Schiiler
von offentlichen Schulen dennoch an diesem Ex-
periment weiter teilnehmen missen, bis die Lan-
desregierung ihre Evaluation abgeschlossen hat
oder die Regierungskoalition zu einer Meinungs-
bildung gekommen ist, was dort eigentlich statt-
findet. Es findet in diesem Lande ein flachende-
ckendes Experiment auf dem Rucken der Kinder
mit  Alleinstellungsmerkmal  in Nordrhein-
Westfalen statt.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Die Vermeidung des drohenden Gesichtsverlusts
ist dieser Landesregierung in diesem Fall wichti-
ger als unsere Kinder. — Ich danke lhnen.

(Beifall von SPD und GRUNEN)
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Vizepréasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Kollege GroRRe Bromer. — Fur die CDU-Fraktion
hat Herr Kollege Recker das Wort.

Bernhard Recker (CDU): Herr Prasident! Meine
Damen und Herren! Ich habe fast 18 Jahre lang
Klassen von Hauptschulen unterrichtet, Uberwie-
gend die Abschlussklassen 10a und 10b, und
kann lhnen sagen: Viele dieser jungen Menschen,
die nicht Uberbegabt waren, haben alleine des-
halb eine Chance bekommen, weil sie Qualitaten
genau in dem Bereich hatten. Diese héatten sonst
nie die Mdoglichkeit gehabt, einen Ausbildungs-
platz zu bekommen.

(Beifall von CDU und FDP)

Wenn eine Lehrperson den jungen Menschen
nicht aufzeigen kann, wo zum Beispiel im Arbeits-
und Sozialverhalten Defizite sind, sodass diese
absolut keine Konsequenzen haben, dann dirfen
wir uns Uber manche Entwicklungen in der Ge-
sellschaft heute nicht mehr wundern. Das haben
Sie mit verursacht.

(Beifall von CDU und FDP)

Wenn Schule auf das Leben vorbereiten soll,
dann gehdrt nicht nur fachliches Wissen dazu,
sondern auch die Erziehung der jungen Men-
schen. Zum Leben gehort eben auch das Rust-
zeug, in einem Betrieb und in einem Unternehmen
zu bestehen.

Junge Menschen brauchen Freiraum, aber sie
brauchen auch Grenzen. Um in genau diesem
Abwagungsprozess ein Miteinander verninftig zu
entwickeln, bedirfen wir der Kopfnoten. Darum
sagen wir Ja, und wir stehen dazu. — Ich danke
Ihnen.

(Beifall von CDU und FDP)

Vizepréasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Kollege Recker. — Fir die Griinen hat sich noch
einmal Frau Beer gemeldet.

Sigrid Beer (GRUNE): Sehr geehrter Herr Préasi-
dent! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bin der
Kollegin Pieper-von Heiden fir ihren Beitrag sehr
dankbar. Diesen Beitrag werde ich an die Schulen
im Land schicken. Das reicht fur die Kabarettvor-
stellungen der néchsten drei Jahre. Man muss
das nur vorlesen, dann hat man Spal} in allen
Gremien.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Das war wirklich unterirdisch und zeigt, wie viel
Ahnung Sie von Schule haben.

Ich mochte lhnen eines vorrechnen — da kann das
Matheabitur auch nicht klappen, wenn Sie so we-
nig Anwendungsbezug in der Rechnerei haben —:
Wenn sich die Lehrer in einer Schule mit 600
Schilern uber die Kopfnoten verstandigen sollen
und es wird pro Schiler nur eine Minute dafirr an-
gesetzt, dann brauchen die Lehrer 600 Minuten.
Der Tag ist dann hindiber. So wenig Zeit ist fur
dieses ,wertvolle Instrument* Gberhaupt noch Ub-

rig.
(Beifall von den GRUNEN)

Was haben Sie im Land angerichtet? — Wir haben
regionale Kopfnotenkartelle: ,Sehr gut* in Kéln,
,Gut" in Dortmund, das ist die unterschiedliche
Landschaft. Wir haben Pauschalnoten in den
Schulen.

(Sylvia Léhrmann [GRUNE]: Einheitsnoten!)

Das ist Ihre individuelle Férderung. Einheitsnoten
haben Sie in diesem Land provoziert. Es gibt kei-
ne einheitliche Auslegung der Handreichung. Die-
se Kopfnoten sind das Papier nicht wert, auf dem
sie stehen. Sie haben den Lehrerinnen und Leh-
rern einen Barendienst erwiesen, die mit dem An-
spruch dort herangehen, den Sie hier so prokla-
mieren.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Darlber hinaus schaffen Sie eine Zweiklassenge-
sellschaft; die missen sie abschaffen. Sie halten
den o6ffentlichen Schulen dauernd das Vorbild der
privaten Schulen vor. Jetzt haben sich die evan-
gelischen Schulen zu Recht dieses Privileg erstrit-
ten, keine Kopfnoten zu vergeben. Das soll allen
Schulen zur Verfugung gestellt werden, denn
sonst sind sie weiterhin im Kopfnotenzwang. Das
ist eine Zweiklassengesellschaft. Schilerinnen
und Schuler an offentlichen Schulen dirfen nicht
benachteiligt werden. Es muss jetzt eine Losung
her. Die kbnnen Sie heute schaffen. Ansonsten
haben Sie den nachsten Rechtshandel am Hals.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Vizeprasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau
Kollegin Beer. — Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor, sodass die Beratung beendet ist.

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuss fir
Schule und Weiterbildung empfiehlt in der Be-
schlussempfehlung Drucksache 14/6977, den
Gesetzentwurf Drucksache 14/6157 abzulehnen.
Wer ist dafir, diese Beschlussempfehlung anzu-
nehmen und den Gesetzentwurf abzulehnen? —
CDU und FDP. Wer ist dagegen? — SPD und Gri-
ne. Wer enthélt sich der Stimme? — Damit ist mit
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den Stimmen der Koalitionsfraktionen die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses angenom-
men und der Gesetzentwurf abgelehnt.

Ich rufe auf:

10 Mehr Studierende brauchen mehr studen-
tischen Wohnraum — Ausbau von studenti-
schem Wohnraum und energetisches Sa-
nierungsprogramm koppeln

Antrag
der Fraktion der SPD
Drucksache 14/6951

Ich er6ffne die Beratung und erteile fir die antrag-
stellende Fraktion Herrn Kollegen Stinka das
Wort.

André Stinka (SPD): Sehr geehrter Herr Prasi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Werte Da-
men und Herren! Die Universitdten und Fach-
hochschulen haben unlangst Alarm geschlagen.
Die geburtenstarken Jahrgange und der doppelte
Abiturientenjahrgang werden daflir sorgen, dass
Horsale, Bibliotheken und Seminarrdume in weni-
gen Jahren aus den N&hten platzen. Die Heraus-
forderungen fur die Kapazitdten an den Hoch-
schulen sind benannt.

Daneben wird zugleich auch der Bedarf an Wohn-
raum steigen. In Nordrhein-Westfalen leben zwar
relativ viele Studentinnen und Studenten im Hotel
Mama. Die Motive dafur liegen auch nahe. Es
sind zum einen die hohen Kosten, die mit dem
Mieten einer eigenen Wohnung verbunden sind,
zum anderen aber auch die Problemlagen im Be-
reich der Energie. Ein Drittel seiner Mittel muss
ein Student ausgeben, um sich eine Unterkunft zu
besorgen.

Eine glnstige Variante fur das studentische Dach
Uber dem Kopf stellt das Wohnheim dar. 10 % der
Studierenden in Nordrhein-Westfalen leben in ei-
nem solchen Wohnheim. Kosten entstehen auch
dort. Vor allem die Energiekosten sind nicht von
Pappe. Die Gebaude sind zum Teil in einem
schlechten energetischen Zustand, was vor dem
Hintergrund der Einfilhrung des Energiepasses in
den nachsten Wochen sicherlich noch einmal
deutlich gemacht wird.

Die logische Folgerung kann fiir uns Sozialdemo-
kraten nur lauten, nicht nur in Studienplatze zu
investieren, sondern auch in die wirtschaftliche
und soziale Infrastruktur. Dazu fordert unsere
Fraktion die Landesregierung auf; denn nur so
werden die Voraussetzungen geschaffen, dass

ein Studium ordentlich begonnen, verninftig ver-
laufen und auch erfolgreich abgeschlossen wer-
den kann.

Nach einer konservativen Rechnung unsererseits
brauchen die Hochschulstandorte schon bei der
Realisierung des ersten Hochschulpakts bis zu
3.000 zusatzliche Wohnheimplatze. Wie hat die
Landesregierung bisher darauf reagiert? Leider
Fehlanzeige!

Deshalb erneuern wir in unserem vorliegenden
Antrag die Forderung, insbesondere im Bestand
an Wohnhéusern wie bei den Hochschulen ein
energetisches Sanierungsprogramm durchzufiih-
ren und dadurch sowohl die Standards zu erho-
hen als auch die energetische Qualitat zu verbes-
sern. So wird auch Freiraum fiir nétige Investitio-
nen in die von uns beantragten zusétzlichen
Wohnraumplatze geschaffen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Mittel dazu sind
vorhanden. Beim BLB steht ein Sanierungspro-
gramm an. Im Gegensatz zu lhrer Kritik in der zu-
letzt noch zu diesem Thema geflhrten Debatte
lasst sich erkennen, dass BLB und Wfa unseren
Vorschlag, den Vorschlag der SPD-Fraktion, deut-
lich begrifR3en.

Wir wissen, dass Sie unseren Vorschlag ableh-
nen, fordern Sie aber auf, auf die Meinung der
Fachleute der Wfa und des BLB zu hdoren, sie sich
zu eigen zu machen und sich dieser Sanierungs-
aufgabe zu stellen, damit zukinftig insoweit ein
ordentliches Studium geleistet werden kann. —
Schénen Dank.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Vizeprasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Kollege Stinka. — Fur die CDU-Fraktion hat Herr
Kollege Dr. Berger das Wort.

Dr. Stefan Berger (CDU): Herr Prasident! Meine
Damen und Herren! Herr Stinka, wenn ich Sie
richtig verstanden habe, konstatiert die SPD zur
Wohnsituation von Studierenden, dass in Nord-
rhein-Westfalen mit 27 % uberdurchschnittlich vie-
le Studentinnen und Studenten im Haushalt der
Eltern wohnen — 4 % mehr als auf der Bundes-
ebene, schreiben Sie. Den Grund daflir haben Sie
schnell ausgemacht: Die Mietausgaben fir Stu-
dentinnen und Studenten sind zu hoch.

Deswegen fordert die SPD, wenn ich Sie weiter
richtig verstanden habe, zuséatzliche Wohnungen
fur Studierende. Dazu soll nun die Landesregie-
rung ein Programm zur Neuschaffung bzw. Sanie-
rung von studentischem Wohnraum auflegen.
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Dazu stelle ich zunachst einmal ganz grundsétz-
lich fest, dass der Sanierungs- und Renovie-
rungsbedarf bei vielen Wohnheimen — und {bri-
gens auch bei Hochschulgebauden —nicht vom
Himmel gefallen ist. Sie mussen sich schon immer
wieder die Frage gefallen lassen: Wo waren Sie
denn mit vorausschauenden Konzepten, als Sie
die Verantwortung hatten?

(Karl Schultheis [SPD]: Der BLB!)

39 Jahre zuschauen und im 42. Jahr kritisieren —
das glaubt Ihnen drau3en kein Mensch, Herr Stin-
ka und Herr Schultheis.

Die Situation auf dem studentischen Wohnungs-
markt gestaltet sich etwas differenzierter als im
Antrag dargestellt. Die Lage ist regional sehr un-
terschiedlich. In vielen Regionen kann man ent-
gegen der immer gleichen schwarzmalerischen
Behauptungen der SPD schnell und problemlos
preisgunstigen Wohnraum erhalten — insbesonde-
re in Randlagen. Ich komme vom Niederrhein und
kann Ihnen sagen, dass sich im Umland der
Fachhochschule Niederrhein oder auch hier im
Grof3raum Dusseldorf ein erheblicher Bestand an
leer stehenden Wohnungen zu Mietpreisen findet,
die deutlich unter dem von lhnen beklagten Ni-
veau liegen.

(Zuruf von Karl Schultheis [SPD])

Da muss man den regionalen Gegebenheiten
Rechnung tragen.

Tatsache ist auRerdem — das verschweigen Sie
auch —, dass es in Nordrhein-Westfalen aufgrund
unserer Hochschuldichte — Herr Schultheis, wie
Sie wissen, haben wir die dichteste Hochschul-
landschaft in ganz Europa; Sie haben uns leider
nicht die beste hinterlassen; das werden wir aber
andern —,

(Reinhard Jung [SPD]: Klar werden Sie das
andern! Sie schlieBen ja ein paar Hochschu-
len!)

der guten Verkehrsverbindungen und der Semes-
tertickets viele Studierende gibt, die ganz bewusst
zwischen Elternhaus und Hochschule pendeln.
Das ist insbesondere im Ruhrgebiet der Fall, wo
eine Universitat neben der anderen liegt. Warum
sollte es auch nicht so sein?

Daher werden Sie sicher verstehen, dass wir
staatlichen Eingriffen skeptisch gegeniiberstehen.

(Karl Schultheis [SPD]: Dann wiirde ich nach
Hause gehen!)

Die Steuerung von oben — ich erinnere an den al-
ten sozialdemokratischen Glauben an den starken

Staat, der alle Einzelheiten steuern will — hat noch
nie funktioniert. Die Menschen vor Ort wissen es
meist besser als der Ministerialbeamte in Dissel-
dorf.

(André Stinka [SPD]: Sagen Sie das einmal
Ihrem Minister!)

— Deswegen haben wir ja ein Hochschulfreiheits-
gesetz aufgelegt, das genau diesem Gedanken
Rechnung tragt.

Die Landesregierung hat die Herausforderungen
der steigenden Studierendenzahlen, denen Sie
sich nie gewidmet haben, langst erkannt und sich
mit ihren Planen zur Entwicklung der Hochschul-
landschaft in NRW bis 2020 der Bearbeitung die-
ses Themas gewidmet. Das haben auch die Aus-
fuhrungen von Minister Pinkwart zur Zukunft der
Hochschulen in Nordrhein-Westfalen und zu den
Planen zur Schaffung von 11.000 zuséatzlichen
Studienplatzen am 4. Juni 2008 hier im Plenum
deutlich gezeigt.

Damit will ich es an dieser Stelle bewenden las-
sen. Wir haben ja noch grof3e Ereignisse vor uns.
Gleich spielt unsere Nationalmannschaft. lhre An-
trage erinnern mich an die Spielweise von wichti-
gen Spielern unserer DFB-Auswahl. Da gibt es
durchaus Parallelen. Sie haben durchaus Talent;
das will ich Ihnen zugestehen. Zu Beginn spielen
Sie ganz gefallig. Aber wenn lhnen ein Meter vor
dem Tor der Ball auf den Ful3 kommt, passiert Ih-
nen dasselbe wie dem Spieler Mario Gomez beim
Spiel gegen Osterreich. Sie wissen, was dort pas-
siert ist.

Es gibt nur einen entscheidenden Unterschied:
Mario Gomez spielt in einer Mannschaft, die am
Ende gewinnt. — Damit wollen wir diese Rede be-
enden und diesen Antrag ad acta legen. — Vielen
Dank.

(Beifall von CDU und FDP)

Vizeprasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Kollege Dr. Berger. — Fur die FDP-Fraktion hat
jetzt Herr Kollege Lindner das Wort.

Christian Lindner (FDP): Herr Prasident! Meine
sehr geehrten Damen und Herren! Wie so oft ver-
fahrt die SPD nach dem Prinzip ,Alter Wein, neue
Schlauche®. Denn zum wiederholten Male erreicht
diesen Landtag ein Anliegen, das Sie schon eini-
ge wenige Monate zuvor zum Gegenstand von
Parlamentsberatungen gemacht haben. Vor nicht
ganz funf Monaten haben Sie das Papier ,Neue
Energie fur unsere Hochschulen* vorgelegt. Letzt-
lich geht der Antrag, den Sie jetzt hier einbringen,
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in die gleiche Stol¥richtung, lediglich erganzt um
die Studentenwohnheime. Deshalb will ich meine
Ausfiihrungen hier auch relativ knapp halten.

Wir haben uns namlich bereits im Januar uber
das, was hier geplant ist, ausgetauscht, um die
energetische Modernisierung des Hochschulbaus
voranzutreiben. Damals hat lhnen die Landesre-
gierung auch entsprechende MalRnahmen darge-
legt, die zumindest ich noch gut erinnere.

Nun haben Sie die Studentenwohnheime zum
Thema gemacht. Da gilt es zunachst einmal, Sie
darauf hinzuweisen, dass Sie auf Seite 2 eine
ganzlich unrichtige Feststellung treffen, wenn Sie
sagen, dass mit dem Landeshaushalt 2007 die
Forderung studentischen Wohnraums eingestellt
worden sei. Das ist falsch.

Richtig ist hingegen, dass das Investitionspro-
gramm eingestellt worden ist, aber, wie Sie ei-
gentlich auch aus den Beratungen im Fachaus-
schuss wissen mdissten, das Innovationsministe-
rium mit Zinshilfen den Neubau und die Sanierung
von studentischem Wohnraum weiterhin unter-
stutzt, und das auch in einer beachtlichen Gro-
Renordnung. Der Minister hat diese gewiss besser
im Kopf als ich. Ich erinnere mich nur, dass es ei-
ne beachtliche GréRenordnung im Millionenbe-
reich war, die das Land nach wie vor aufwendet,
um Uber Zinshilfen die Modernisierung und Neu-
erstellung studentischen Wohnraums zu stiitzen.

Des Weiteren ist lhnen hier im Zuge der Unter-
richtung zur Entwicklung der Hochschullandschaft
in NRW bis 2020 dargelegt worden, dass die Lan-
desregierung beabsichtigt, dem Parlament ein
Konzept vorzulegen, mit dem nicht nur die Hoch-
schulen saniert werden, sondern in dem auch der
studentische Wohnraum Erwéhnung finden wird.
Insofern sollten Sie sich einfach noch etwas ge-
dulden. Das Konzept ist bereits angekiindigt wor-
den, auch in seiner Konkretisierung. Es wurde
nicht nur gesagt, dass es kommt, sondern auch,
dass es eine Konkretisierung geben wird.

Insofern muss ich feststellen, dass lhr Antrag nur
ein Aufguss fruherer Initiativen zum energieeffi-
zienten Bauen im Hochschulbereich ist. Es ist fast
schon ein bisschen dreist, dass Sie Beratungen
zu anderen Gegenstanden, die Sie selbst auf die
Tagesordnung gebracht haben, fir neuerliche Ini-
tiativen nicht auswerten, sondern uns immer mit
den gleichen Argumenten beschéftigen. Ich fande
es gut, wenn Sie zumindest die vorhergehende
Diskussion zur Kenntnis genommen hatten und
das in Ihren Antrdgen auch darlegen wiirden.

Dieser Antrag — das muss ich lhnen leider pro-
phezeien — wird in diesem Haus aus diesen
Griunden keine Mehrheit finden. — Vielen Dank.

(Beifall von FDP und CDU)

Vizeprasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Lindner. — Fur die Fraktion Bindnis 90/Die Gri-
nen spricht Frau Dr. Seidl.

Dr. Ruth Seidl (GRUNE): Herr Prasident! Liebe
Kolleginnen, liebe Kollegen! Herr Lindner, es geht
ja nicht nur um die energetische Sanierung von
Gebauden. Ich glaube, Sie haben den Antrag der
SPD-Fraktion noch gar nicht richtig gelesen. Es
geht vor allen Dingen um den studentischen
Wohnraum.

(Christian Lindner [FDP]: Das habe ich doch
gesagt! Haben Sie nicht zugehort?)

Mehr Studierende brauchen mehr studentischen
Wohnraum. Das ist eine einfache Rechnung, so
einfach, dass Sie eigentlich jedem von uns und
auch Ihnen einleuchten miisste.

(Beifall von GRUNEN und SPD — Christian
Lindner [FDP]: Ich habe auf die Unterrich-
tung Bezug genommen!)

Nun lasst sich sicher wieder trefflich dartber strei-
ten, was denn die Ursachen dafiir sind, dass in
NRW Uberdurchschnittlich viele Studierende bei
den Eltern wohnen, wie dies auch im SPD-Antrag
mit den Zahlen der Sozialerhebung belegt wird.
Es lasst sich auch gegebenenfalls dartiber strei-
ten, ob sie dies freiwillig tun, weil es so schén be-
guem ist, oder ob sie durch die Uberdurchschnitt-
lich hohen Kosten in Stadten wie Kéln und an-
derswo dazu gezwungen werden.

Feststellen méchte ich in diesem Zusammenhang
aber, dass das nicht gewollt sein kann, vor allen
Dingen dann, wenn wir Ziele hochhalten wie stu-
dentische Mobilitat, Elternunabhéangigkeit in finan-
zieller Sicht oder den internationalen Austausch.

Eines wollen wir doch einmal festhalten, auch
wenn Sie das vielleicht nicht so gerne héren, liebe
Kolleginnen und Kollegen von der ,Privat vor
Staat“-Koalition. Es gibt eben eine o&ffentliche
Verantwortung fur Bildung, auch fur Hochschulbil-
dung. Diese Verantwortung umfasst nicht nur die
Hochschulen und ihre Ausstattung selbst, sondern
auch das Umfeld, die Infrastruktur, die notwendig
ist, damit junge Menschen schnell, zielgerichtet
und erfolgreich studieren kénnen.

Dazu gehért — Herr Stinka, da haben Sie voll-
kommen Recht — auch der studentische Wohn-
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raum — bezahlbar, angemessen ausgestattet usw.
Dass Wohnraum heutzutage auch energetisch op-
timiert sein muss, darlber sollten wir eigentlich
gar nicht mehr reden missen. Fir uns Grine ist
das eh eine Selbstverstandlichkeit.

Zu dieser Infrastruktur gehort aber noch mehr.
Dazu gehoren Kinderbetreuungs- und Beratungs-
angebote. Dazu gehort ein gesundes und bezahl-
bares Mensaessen. Dazu gehdren letztendlich
auch Sport- und Freizeiteinrichtungen fir Studie-
rende.

In vielen dieser Bereiche leisten die Studenten-
werke eine unverzichtbare Arbeit, aber leider in
den letzten Jahren, was man jetzt doch noch ein-
mal betonen muss, unter immer schlechteren
Rahmenbedingungen; denn Sie haben gekirzt.

Deshalb verwundert es mich schon, dass lhr An-
trag, lieber Herr Stinka, zwar die Kiirzung bzw. die
Abschaffung der Mittel fur studentischen Woh-
nungsbau durch diese Landesregierung benennt,
nicht aber ausdricklich fordert, diese Mittel wieder
zur Verflgung zu stellen. Das ware doch das
Mindeste, was man hier fordern misste. Vielleicht
haben Sie das aber auch mit lhren Forderungen
unter den Punkten 1 und 5 so gemeint.

Mein Fazit also: Wir unterstitzen das Anliegen
dieses Antrags, aber wir wirden uns winschen,
dass wir im Rahmen der Debatte im Ausschuss
dazu kommen, ihn um einige Aspekte zu erwei-
tern, moglicherweise auf der Grundlage eines
gemeinsamen Antrags.

Denn es ist klar: Die Rechnung, so einfach sie ist,
ist in jedem Falle richtig: NRW braucht mehr Stu-
dierende, und mehr Studierende brauchen eben
mehr studentischen Wohnraum. — Vielen Dank.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Vizepréasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau
Dr. Seidl. — Fir die Landesregierung spricht jetzt
Herr Minister Dr. Pinkwart.

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister fir Innova-
tion, Wissenschaft, Forschung und Technologie:
Herr Prasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Es ist vollig unbestritten, dass die soziale
und wirtschaftliche Infrastruktur des Studiums ein
bedeutsamer Faktor fir die erfolgreiche Durchfiih-
rung desselben ist. Im Hinblick auf die steigenden
Studierendenzahlen werden wir in Zukunft auch
mehr Wohnheimplatze schaffen, die wir bei riick-
laufigem Bedarf einer anderen Nutzung zuflihren
wollen.

Deshalb hat die Landesregierung auch nicht die
Férderung des studentischen Wohnraums einge-
stellt, wie hier insinuiert worden ist, sondern von
einer Forderung mit Investitionszuschissen auf
eine Darlehensforderung umgestellt. Dazu hat sie
eine Uber die NRW.BANK laufende Schulden-
diensthilfe fir Neubau und Sanierung von Studen-
tenwohnheimen, das sogenannte Forderpro-
gramm  Studentenwohnraumbau, eingerichtet.
2007 wurden damit zunachst zwei Pilotprojekte
durchgefiihrt. Fur das Jahr 2008 betragt der
Haushaltsansatz 2.249.000 €. Dieser Betrag ist
auch in der mittelfristigen Finanzplanung bis zum
Jahr 2011 veranschlagt. Damit kénnte ein Kredit-
volumen von rund 10 Millionen € pro Jahr ange-
schoben werden.

Darliber hinaus bedarf es keines gesonderten
neuen Programms fir den Neubau und die Sanie-
rung von studentischem Wohnraum. Auch die
Frage einer anderweitigen Nutzung von studenti-
schem Wohnraum nach Rickgang der Studieren-
denzahlen wird bei den jetzt anstehenden Neu-
bauten bereits bericksichtigt.

Zur Umsetzung von hochsten Standards der E-
nergieeffizienz und zum Einsatz regenerativer
Energien darf ich die Beratungen zum Antrag der
Fraktion der SPD mit dem Titel ,Neue Energie fir
unsere Hochschulen® in Erinnerung rufen. Dieses
Handlungsfeld ist von der Landesregierung er-
kannt, wie seinerzeit schon dargestellt worden ist.
Es wurde und wird weiterhin aktiv angegangen.

So haben wir im letzten Jahr ein energiepoliti-
sches Konzept fir Nordrhein-Westfalen vorgelegt.
Es setzt sich aus den aktuellen energiepolitischen
Bausteinen der Energieeffizienzoffensive Nord-
rhein-Westfalen, dem NRW-Konzept Erneuerbare
Energien, der Biomassestrategie Nordrhein-
Westfalen sowie dem Konzept Energieforschung
NRW zusammen.

Die Landesregierung will auch bei der Mobilisie-
rung von Energieeffizienzpotenzialen eine Vorbild-
funktion wahrnehmen. Die Landesregierung be-
kennt sich nicht nur zu energieeffizienten Kriterien
bei Bau, Umbau und Sanierung der Hochschul-
bauten. Vielmehr wendet sie diese bereits an oder
hat die Anwendung bereits initiiert.

Darliber hinaus haben das MBV und das MIWFT
kirzlich verabredet, noch im Jahr 2008 zwei Neu-
bauten von Studentenwohnheimen als Modellpro-
jekte zu starten, die aus Mitteln des Wohnraum-
forderungsprogramms des MBV gefordert werden
sollen.

Sehr geehrte Damen und Herren, wir alle wissen,
dass die Hochschulgebaude in Nordrhein-
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Westfalen einen grof3en Sanierungs- und Moder-
nisierungsbedarf aufweisen, dessen Uberwindung
fur die zukunftsorientierte Positionierung und Pro-
filierung der Hochschulen von hoher Bedeutung
ist. Die Landesregierung hat den Landtag daher
am 4. Juni — das heil3t, erst vor wenigen Tagen —
Uber ihren Beschluss zur Entwicklung der Hoch-
schullandschaft in Nordrhein-Westfalen bis zum
Jahre 2020 unterrichtet und dabei ein Maf3nah-
menpaket angekindigt, das auch den Sanie-
rungs- und Modernisierungsbedarf an den Hoch-
schulen inklusive des Studentenwohnungsbaus
aufgreift, sodass alle hier im Antrag angesproche-
nen Punkte langst erledigt sind. — Ich bedanke
mich herzlich.

(Beifall von CDU und FDP)

Vizeprasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Minister Dr. Pinkwart. — Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor. Ich schliel3e die Beratung.

Wir kommen zur Abstimmung. Der Altestenrat emp-
fiehlt die Uberweisung des Antrags Drucksa-
che 14/6951 an den Ausschuss fur Innovation,
Wissenschaft, Forschung und Technologie — fe-
derfihrend —, den Ausschuss fir Bauen und Ver-
kehr sowie den Ausschuss fur Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie. Die abschlieRende Beratung
und Abstimmung soll im federfiihrenden Ausschuss
in offentlicher Sitzung erfolgen. Wer ist fiir diese U-
berweisung? — Wer ist dagegen? — Wer enthalt
sich? — Damit ist die Uberweisungsempfehlung ein-
stimmig angenommen.

Wir kommen zu:

11 Teilabschlussbericht des Parlamentarischen
Untersuchungsausschusses |

gemaf § 25 UAG

zu dem Auftrag

des Landtags Nordrhein-Westfalen
vom 20. Mérz 2007

Drucksache 14/4011

Drucksache 14/6900

Ich er6ffne die Beratung und erteile zunachst dem
Vorsitzenden des Untersuchungsausschusses,
Herrn Schmitz, fir eine zusatzliche mindliche Be-
richterstattung das Wort. Bitte schon, Herr Kollege
Schmitz.

Wolfgang Schmitz (CDU): Sehr geehrter Herr
Prasident! Sehr geehrte Damen und Herren! Lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Am 11. November
2006 toteten drei jugendliche Gefangene in der

Justizvollzugsanstalt Siegburg auf schreckliche
Weise einen Zellengenossen. Das Landgericht
Bonn hat die gestandigen Tater zu Freiheitsstra-
fen von zehn, 14 und 15 Jahren verurteilt. Aus
den Urteilsgrinden ergibt sich minutids die Lei-
densgeschichte des Opfers. Das hat uns alle tief
beruhrt. In Gedanken sind wir — ich darf da sicher
fur alle Kolleginnen und Kollegen des Ausschus-
ses sprechen — deshalb bei der Familie des Op-
fers und fahlen mit ihr.

Ich kann mich noch gut daran erinnern, wie uns
diese Brutalitdt, begangen von drei jungen Man-
nern, erschreckt hat. Wie konnte es dazu kom-
men? Was war in der Jugendhaftanstalt in Sieg-
burg passiert? Aber ebenso wichtig ist die Frage:
In welchen gesellschaftlichen Rahmenbedingun-
gen waren die Téater aufgewachsen? Spiegelt sich
in dem schrecklichen Vorfall vom 11. November
2006 eine gesellschaftliche Wirklichkeit? Warum
hatten offensichtlich alle Erziehungsmodelle und
Erziehungshilfen versagt? Welche MalRnahmen
sind notwendig, um Gewalt in- und aul3erhalb der
Haftanstalten zu bekampfen?

Einen Teilaspekt dieser Uberlegungen hat der
Landtag auf Antrag der Kolleginnen und Kollegen
der SPD vom 20. Marz 2007 aufgegriffen. Er hat
die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses
beschlossen, der sich in einem ersten Teil mit
Missstanden und Mangeln der Justizvollzugsan-
stalt Siegburg, den organisatorischen und tatsach-
lichen Verhaltnissen im Justizvollzug Nordrhein-
Westfalen und den Reaktionen des Justizressorts
befassen sollte.

Zu diesem ersten Teil des Untersuchungsauftrags
hat der Untersuchungsausschuss seine Beweis-
aufnahme beendet und den lhnen vorliegenden
Teilabschlussbericht gefertigt, der sich eingehend
mit dem Phanomen der Gewalt in Jugendhaftan-
stalten, der Haftplatzsituation, der Personalaus-
stattung und den auf jugendliche Strafgefangene
abgestimmten Erziehungs- und Behandlungs-
mafinahmen auseinandersetzt.

Es entspricht der politischen Natur des Untersu-
chungsverfahrens, dass die tatséchlichen Fest-
stellungen des Berichtes eine unterschiedliche
Bewertung erfahren. Hierauf mdchte ich als zur
Neutralitét verpflichteter Vorsitzender nicht weiter
eingehen. Wichtig ist mir aber, die Tatigkeit des
Ausschusses darzustellen, um deutlich zu ma-
chen, in welchem Umfang und in welchem Zeit-
rahmen der Ausschuss gearbeitet hat.

Nachdem der Landtag die Mitglieder des Untersu-
chungsausschusses in der Plenarsitzung am
30. April 2007 bestimmt hatte, konstituierte sich
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der Ausschuss in seiner ersten Sitzung bereits am
16. Mai 2007. In dieser Sitzung verabschiedete
der Ausschuss sofort ein anspruchsvolles Be-
weispaket, das neben einer umfangreichen Zeu-
genliste die Anforderung von ca. 500 Akten aus
der Staatskanzlei, dem Innenministerium, dem
Justizministerium, dem Landesjustizvollzugsamt,
der Justizvollzugsanstalt Siegburg, der Staatsan-
waltschaft Bonn und des Landgerichtes Bonn zum
Gegenstand hatte. Alle beteiligten Institutionen
lieferten die angeforderten Akten binnen der ihnen
gesetzten Frist von vier Wochen.

Die danach beginnende Sommerpause konnten
die wissenschaftlichen Mitarbeiter nutzen, die Ak-
tenbestande zu sichten, zu strukturieren und fr
die weitere Beweisaufnahme aufzuarbeiten.

Unmittelbar nach der Sommerpause begann der
Ausschuss seine Beweisaufnahme am 20. August
2007 mit der ersten Ortsbesichtigung der Justiz-
vollzugsanstalt in Siegburg.

Vom 31. August 2007 bis zum 10. Mé&rz 2008 ver-
nahm der Ausschuss insgesamt 32 Zeugen, um
die ihm vom Plenum vorgegebenen Untersu-
chungsfragen beantworten zu kénnen.

Der Ausschuss hat daher binnen zehn Monaten
und zehn Tagen 500 Akten gesichtet und ausge-
wertet, 32 Zeugen befragt, die Justizvollzugsan-
stalt Siegburg aufgesucht und in insgesamt
24 Sitzungen knapp 100 Stunden getagt.

Auf dieser Grundlage wurde der Entwurf eines
Teilabschlussberichtes erstellt, der, ergdnzt um
die teilweise differenzierenden Bewertungen der
Fraktionen, im Wesentlichen unverandert verab-
schiedet wurde. Der Ausschuss hat damit in kur-
zer Zeit ein enormes Arbeitspensum absolviert.

Das ware nicht moglich gewesen ohne einen rei-
bungslos arbeitenden Stenografischen Dienst.
Mein aufrichtiger Dank gilt deshalb allen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern des Stenografischen
Dienstes und ganz besonders Frau Niemeyer, die
uns von der ersten Minute an zuverlassig begleitet
hat.

(Beifall von der FDP)

—Ja, das ist schon einen Applaus wert. In welcher
Zeit die Protokolle gefertigt wurden, das war
schon phantastisch.

(Allgemeiner Beifall)

Mein Dank gilt des Weiteren meinem Ausschuss-
biro mit Frau Basfeld und Frau Peters, die die Ak-
ten verwalteten, die Schreibarbeiten erledigten
und die Einsicht in vertrauliche Akten gewahrleis-

teten, Herrn Arnold, der auf alle organisatorischen
Fragen die richtige Antwort fand und seine lang-
jahrige Erfahrung im Bereich der Vollzugskom-
mission einbrachte, und Herrn Dr. Jurgeleit, der
die Akten aufarbeitete, rechtliche Zweifelsfragen
klarte und den Berichtsentwurf erstellte.

Die im Teilabschlussbericht niedergelegten Er-
gebnisse zu den Untersuchungsfragen, die ich Ih-
nen zur Kenntnisnahme anempfehle, geben aber
nur ein unvollstandiges Bild tUber die von uns ge-
wonnenen Erkenntnisse wieder. Zwei Aspekte
sind fir mich von ganz besonderer Bedeutung:

Erstens. Wir haben viele Zeugen vernommen, die
seit Jahren im allgemeinen Vollzugsdienst, in den
Fachdiensten der Justizvollzugsanstalten, als
Personalrdte und in den Aufsichtsbehdrden tétig
sind. Es war beeindruckend, dem personlichen
Zeugnis und der allgemeinen Schilderung der Ar-
beit vor Ort das uber die reine Pflichterflllung hi-
nausgehende besondere Engagement der Be-
diensteten entnehmen zu kénnen. Die persdnliche
Betroffenheit Gber den schrecklichen Vorfall und
die Selbstzweifel waren foérmlich zu greifen. Ich
mdchte es deshalb ganz deutlich formulieren: Die
Frauen und Manner, die im Strafvollzug tatig sind
und sich in besonderer Weise engagieren, verdie-
nen nicht, an den Pranger gestellt zu werden,
sondern verdienen unseren Respekt, unsere Soli-
daritat und unsere Hilfe.

(Allgemeiner Beifall)

Zweitens. Die Herausforderungen im Strafvollzug
sind in den letzten Jahren erheblich gestiegen.
Die ungehemmte Gewaltbereitschaft eines Teils
der Jugendlichen nimmt ebenso zu wie die Dro-
genbelastung. Der Migrationshintergrund der Ju-
gendgefangenen umfasst ca. 40 Nationen. Kultur-
techniken wie Lesen, Schreiben und Rechnen
sind oft unterentwickelt. Die Bediensteten des
Vollzuges finden damit eine nur schwer zu meis-
ternde Situation vor, deren Ursachen allgemein-
gesellschaftlicher Natur sind.

Bereits in der Debatte um die Einsetzung des Un-
tersuchungsausschusses am 28. Marz 2007 hat-
ten Redner von CDU, FDP und Biindnis 90/Die
Grinen gefordert, statt eines Untersuchungsaus-
schusses eine Enquetekommission einzusetzen,
die sich grundlegend mit dem Problem der Gewalt
beschéftigt. Ich begriRe es deshalb sehr, dass
der Untersuchungsausschuss einstimmig be-
schlossen hat, das Plenum des Landtags zu bit-
ten, den Ausschuss von weiteren Untersuchungen
nach Ziffer 1l. 5 des Einsetzungsbeschlusses zu
entbinden. In Verbindung mit der Einsetzung einer
Enquetekommission zum Thema Praventionspoli-
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tik, die wir unter dem néchsten Tagesordnungs-
punkt diskutieren werden, ist das der richtige
Weg, um nachhaltig der Jugendgewalt allgemein
und im Justizvollzug im Besonderen entgegenzu-
wirken.

(Beifall von den GRUNEN)

Ich kann deshalb nur beflirworten, der Bitte des
Untersuchungsausschusses zu entsprechen. —
Ich danke lhnen fir lhre Aufmerksamkeit.

(Allgemeiner Beifall)

Vizeprasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Kollege Schmitz. — Uns liegen weitere Wortmel-
dungen vor. Fiur die CDU-Fraktion ist Herr Kollege
Giebels an der Reihe. Bitte schon, Herr Kollege.

Harald Giebels (CDU): Herr Prasident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ein Parlamentarischer Un-
tersuchungsausschuss ist in der politischen Aus-
einandersetzung ein klassisches Kampfinstrument
der Opposition.

(Johannes Remmel [GRUNE]: Ein Instru-
ment des Parlaments!)

Nach dem abscheulichen und unbegreiflichen
Verbrechen in der JVA Siegburg witterte die SPD-
Oppositionsfraktion eine Chance, die Justizminis-
terin stirzen zu kdnnen. Skandalés und auch wi-
derlich wurde diese Wunschvorstellung der SPD-
Fraktion von deren stellvertretendem Fraktions-
vorsitzenden Jager auf die Spitze getrieben, als er
die Losung ausgab, die Ministerin zu grillen.

Schon bald forderte die SPD-Fraktion den Ruick-
tritt der Justizministerin. Die Fraktion Blnd-
nis 90/Die Griinen erklarte sich oppositionspflicht-
gemal gleichlautend.

Nach Abschluss der Beratungen im Untersu-
chungsausschuss ist heute klar: Die SPD ist klag-
lich gescheitert, denn das Ergebnis des Untersu-
chungsausschusses ist — das sehen bis auf die
Mitglieder der SPD-Fraktion alle Mitglieder des
Untersuchungsausschusses so —, dass keine per-
sonliche Verantwortung der Regierungsmitglieder
im Justizressort besteht.

Um es ganz deutlich zu sagen: Wer wie Sie, Herr
Kollege Stotko, in den letzten Tagen in den Me-
dien verbreitet, dass die Justizministerin die Ver-
antwortung fir den Tod von Hermann H. trage,
negiert wider besseres Wissen sowie unverant-
wortlich die Tatsachen und tberschreitet zugleich
die zulassigen Grenzen einer fairen politischen
Auseinandersetzung.

(Beifall von der CDU)

Selbst Ihr frGherer SPD-Minister Gerhards hat in
seiner Vernehmung ausdricklich betont — das ha-
ben wir alle mitbekommen —, dass es fur das, was
in Siegburg geschehen ist, eine persénliche Ver-
antwortung eines Ministers nicht geben kann. Fir
den Tod des Gefangenen Hermann H. sind alleine
die zwischenzeitlich verurteilten Straftater verant-
wortlich. Ursachen fiir allgemeine Fehlentwicklun-
gen im Jugendstrafvollzug sind allesamt unter der
SPD-Regierung und -Fuhrung vor 2005 gesetzt
worden.

Die Mitglieder der CDU-Fraktion haben sich en-
gagiert und kompetent in die Arbeit des Untersu-
chungsausschusses eingebracht. Der Untersu-
chungsausschuss hat Gelegenheit gegeben, den
Jugendstrafvollzug erstmalig in unserem Bundes-
land auf der parlamentarischen Ebene umfassend
zu durchleuchten. Hierzu haben die Fraktionen
von CDU, FDP und Bundnis 90/Die Griinen wich-
tige Beitrage geleistet.

Die SPD-Fraktion wehrte sich vehement gegen
eine Untersuchung der langerfristigen Entwicklung
des Jugendstrafvollzuges in Nordrhein-Westfalen.
Kein Wunder, wenn man feststellen muss, dass
der rechtspolitische Sprecher der SPD-Fraktion,
der Kollege Sichau, bereits 1997 als Vorsitzender
der Vollzugskommission den seinerzeitigen SPD-
Justizminister ausfuhrlich tUber die Situation in der
JVA Siegburg informiert und vergeblich um Abhil-
fe gebeten hatte!

Auch in dem sachlich und differenziert gehaltenen
Sondervotum der Oppositionsfraktion Bindnis
90/Die Grunen heil3t es hierzu: Es kdnne nicht
festgestellt werden, dass die Art und Weise der
Amtsausiibung von Justizministerin ~ Muller-
Piepenkoétter im Vorfeld der Tat vom 11.11.2006
kausal gewesen sei fur die Tatgeschehnisse. —
Folgerichtig wird von Bindnis 90/Die Grinen die
seinerzeitige Rucktrittsforderung nach Abschluss
der Untersuchung nicht mehr aufrechterhalten.

Die Untersuchung des Parlamentarischen Unter-
suchungsausschusses hat gezeigt, dass sich
Méngel im Strafvollzug tber Jahre entwickeln und
diese nicht innerhalb von ein oder zwei Jahren im
Hauruckverfahren beseitigt werden kodnnen. Als
wesentliche Probleme haben sich Uberbelegung
und Personalmangel herausgestellt. Beide Prob-
leme resultieren aus jahrelangem von Desinteres-
se am Strafvollzug getragenem, fehlerhaftem Re-
gierungshandeln vor dem Wechsel im Mai 2005.

(Beifall von CDU und FDP — Frank Sichau
[SPD]: Nein!)

Hierfur gibt es zwei Kronzeugen, die nicht im Ver-
dacht stehen, unsere Auffassung aus parteipoliti-
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schen Erwagungen zu stitzen. Zum einen hatte
der vorherige SPD-Justizminister Gerhards in
achtenswerter Offenheit in seiner Zeugenverneh-
mung angegeben, der Strafvollzug habe sich be-
reits bei seiner Amtsiibernahme von seinem SPD-
Vorganger Dieckmann in einer schwierigen Situa-
tion befunden und sei nicht in einem besonders
guten Zustand gewesen. Es sei seit Jahren nicht
ganz einfach gewesen, den séchlichen, baulichen,
aber auch den personellen Bedarf so zu befriedi-
gen, wie es ndtig gewesen ware.

Meine Damen und Herren, das ist nhoch schénge-
farbt ausgedriickt. Am Ende der sozialdemokrati-
schen Regierung im Jahr 2005 haben in Nord-
rhein-Westfalen weit tber 1.000 Haftplatze ge-
fehlt. Die Stellen im allgemeinen Vollzugsdienst,
der bekanntlich die Hauptlast der Arbeit mit Straf-
gefangenen zu tragen hat, sind von 2003 bis Mitte
2005 um 13 % von ca. 6.350 auf 5.550 reduziert
worden. Sowohl fir die Schaffung zusétzlicher
Haftplatze durch Neubau als auch fiur das Wirk-
samwerden von Neueinstellungen im allgemeinen
Vollzugsdienst sind aber — und das hat die Be-
weisaufnahme eindrucksvoll bestatigt — jedenfalls
drei Jahre erforderlich.

Wenn Sie, meine Damen und Herren von der
SPD, in lhrem Minderheitenvotum pauschal und
ohne jede nachvollziehbare Begriindung behaup-
ten, die Verantwortung fiur fehlende Haftplatze
und fehlendes Personal im November 2004 trage
allein die amtierende Justizministerin, zeigt das
nur, dass Sie weder rechnen kdnnen noch in der
Lage sind, allgemein bekannten Wahrheiten ins
Auge zu sehen und sich lhrer Verantwortung zu
stellen.

(Peter Biesenbach [CDU]: Sehr richtig!)

Damit auch Sie es verstehen, will ich es noch
einmal deutlich sagen: Um im November 2006
genugend Haftplatze und ausreichend Personal -
auch in der Justizvollzugsanstalt Siegburg — zu
haben, hatten Sie, meine Damen und Herren von
der SPD, noch wahrend Ihrer Regierungszeit
Baumalnahmen fur ausreichend zuséatzliche
Haftplatze beginnen und auch zusatzliche Beam-
tenanwarter einstellen missen. Beides haben Sie
nicht getan.

Der zweite Kronzeuge fur das Desinteresse der
friheren sozialdemokratischen Landesregierung
am Strafvollzug und damit auch am Jugendstraf-
vollzug — auch in Siegburg — sitzt in unseren Rei-
hen: Herr Kollege Sichau. Er war damals der ein-
same Rufer in den Reihen der regierenden SPD.
Er hat schon mit seinem Bericht vom 20. August
1997 als Vorsitzender der Vollzugskommission

die mangelnde Personalausstattung und den
Mischvollzug in der JVA Siegburg mit deutlichen
Worten gerugt und auf Abhilfe gedréngt. Sehen
Sie sich diesen Bericht, der damals an das von
der SPD gefuhrte Ministerium gegangen ist, noch
einmal an! Darin heil3t es, dass die Angestellten
dort so viele Uberstunden vor sich her geschoben
haben — es waren Uber 15.000 —, dass diese um-
gerechnet 13 Stellen in der JVA entsprochen hét-
ten, und dass weiterhin drei Stellen im Behand-
lungsvollzug fehlten. AuRerdem heil3t es wdrtlich
in dem Bericht: Selbst die vom Vollzugsamt zuge-
standene Notdienstpostenplanung sei unterschrit-
ten. — Der Kollege Sichau hatte schon am
5. Dezember 2006 in der Vollzugskommission
ganz offen erklart, man habe damals mit dem Mi-
nisterium Uber diesen Bericht gesprochen, aber
im Nachgang sei eben nichts geschehen.

Meine Damen und Herren, der friihere Minister
Gerhards hat auch ausgesagt, man sei lange Zeit
nur begrenzt in der Lage gewesen, tberhaupt Er-
kenntnisse dariber zu bekommen, wo die einzel-
nen Probleme im Strafvollzug des Landes gele-
gen hétten. Man habe im Ministerium versucht —
ich betone: versucht —, den Sachstand systema-
tisch zu erheben und zu Analysen zu kommen,
bevor man an die Umsetzung gehe.

Dies vorausgesetzt, bleibt festzuhalten, dass die
einzig nennenswerte MalRBnahme des friheren
SPD-Justizministers zur Problembehebung im
Strafvollzug des Landes erst im April 2005 und
damit zweieinhalb Jahre nach seinem Amtsantritt
erfolgte, indem er die Leitung der Strafvollzugsab-
teilung im Justizministerium anderte. Andere wirk-
same MalRBhahmen gab es nicht.

Genau das, was der damalige SPD-Minister als
richtig erkannt, aber ohne Erfolg nur versucht hat,
hat die amtierende CDU-Justizministerin zlgig
und erfolgreich umgesetzt. Sie hat das Problem
der Gewalt im Strafvollzug innerhalb des ersten
halben Jahres ihrer Amtszeit aufgegriffen und
entsprechende Arbeitsauftrage erteilt. Diese sind
dann zugig umgesetzt worden und haben zur Vor-
lage der aussagekraftigen Studie des Kriminologi-
schen Dienstes im Dezember 2006 gefiihrt.

Es ist schon mehr als erstaunlich, wie die SPD in
ihrem Minderheitenvotum genau das ausblendet.
Die amtierende CDU-Justizministerin hat in weni-
ger als 18 Monaten geschafft, wozu ihr SPD-
Vorganger eingestandenermallen (ber zweiein-
halb Jahre nicht in der Lage war.

(Beifall von CDU und FDP)

Meine Damen und Herren von der SPD, Sie bes-
tatigen durch lhr Minderheitenvotum, dass Sie in
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den vielen Jahren lhrer Regierungsverantwortung
vor Juni 2005 gegen erkennbare Fehlentwicklun-
gen im Strafvollzug wider besseres Wissen nichts
unternommen haben. Auch im Parlamentarischen
Untersuchungsausschuss waren Sie an umfas-
sender Ursachenaufklarung oder Problemerken-
nung erkennbar nicht interessiert.

39 Jahre Verantwortung fur den Strafvollzug des
Landes kann man aber nicht so einfach ver-
schweigen. Alleine das qualifiziert Ihr Minderhei-
tenvotum als einseitigen, aber auch misslungenen
Versuch, die ausgewogenen und den gesamten
Untersuchungszeitraum abdeckenden Darstellun-
gen des Berichtes anzugreifen.

Dariiber hinaus schlagen Sie in lhrem Minderhei-
tenvotum, obwohl ein Parlamentarischer Untersu-
chungsausschuss hierfiir nicht zustandig ist, unter
dem Deckmantel angeblich mangelnder Ausbil-
dung und ohne sachliche Begrindung auf die Be-
amten des allgemeinen Vollzugsdienstes ein, die
von der konkreten Belegung bis zur Vitalkontrolle
vieles falsch gemacht haben sollen.

Meine Damen und Herren von der SPD, Sie wis-
sen ganz genau, dass das Ergebnis der staats-
anwaltschaftlichen Ermittlungen ein vollstéandig
anderes ist. Statt die Vollzugsbeamten zu priigeln,
weil Sie die Ministerin nicht treffen kdnnen, sollten
Sie sich an die eigene Brust packen und sich da-
zu bekennen, dass Sie den allgemeinen Voll-
zugsdienst in der Vergangenheit haben ausbluten
lassen.

(Beifall von CDU und FDP)

Wir hingegen haben nach der Regierungsuber-
nahme 2005 den von lhnen vorgenommenen Stel-
lenabbau beendet, Neueinstellungen vorgenom-
men und insbesondere 330 Nachwuchskrafte rek-
rutiert.

Meine Damen und Herren von der SPD, abschlie-
Bend ist festzuhalten: Auch dieser Versuch, einen
Minister der Regierung Rittgers zu stirzen, ist
gescheitert. Sie haben es bei Frau Miller-
Piepenkotter versucht, Sie haben es bei Minister
Uhlenberg versucht, Sie versuchen es zurzeit bei
Ministerin Sommer. Sie haben es nicht geschafft,
und Sie werden es nicht schaffen. Diese Regie-
rung und die sie tragenden Landtagsfraktionen
werden weiterhin erfolgreich arbeiten. — Vielen
Dank.

(Beifall von CDU und FDP)
Vizepréasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr

Kollege Giebels. — Fir die SPD-Fraktion hat jetzt
Herr Kollege Stotko das Wort.

Thomas Stotko (SPD): Werter Prasident! Werte
Kolleginnen und Kollegen! Einiges in Ihrem Wort-
beitrag, Herr Kollege Giebels, ist es nicht wert,
dass ich darauf eingehe,

(Beifall von Frank Sichau [SPD])

aber ich muss es zumindest bei zwei Punkten tun.
Sie sagen, die SPD prigele auf Justizwachtmeis-
ter ein. In einer Debatte um den Foltermord in
Siegburg gebrauchen Sie das Wort ,priigeln“. Das
finde ich schon mehr als peinlich und diesem Par-
lament nicht angemessen, Herr Kollege Giebels.
Das sage ich Ihnen ganz deutlich.

(Beifall von der SPD)

Alles Weitere ertibrigt sich. Wenn man unser Vo-
tum liest, sieht man, warum Sie fasch liegen.

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, die Ge-
schichte, um die es geht, ist klar. Ein junger Mann
ist in Haft. Es handelt sich um eine mehrfach be-
legte Zelle. Dieser junge Mann wird stundenlang
gequélt. Nach stundenlangen Qualen tritt sein Tod
ein. Ein breites Entsetzen im ganzen Lande. Es
wird eine Kommission eingesetzt, an deren Ende
das Ergebnis steht: Maximal die Zweierbelegung
einer Zelle ist richtig.

Das ist nicht der Fall Siegburg im November
2006. Das ist der Fall Ichtershausen in Thiringen
im Jahre 2001. Funf Jahre vor dem Foltermord in
Siegburg

(Dr. Robert Orth [FDP]: Vier Jahre vor dem
Regierungswechsell)

gibt es in Thiringen ein Ergebnis, das besagt:
Zweierbelegung ist ausreichend.

(Zuruf von Dr. Stefan Berger [CDU]: Was hat
die SPD gemacht? Nichts!)

Frau Ministerin, Sie haben im Januar 2006 Ihr
Haus gefragt: Was kann man tun? — Ich frage
mich, warum es lhnen nicht gelungen ist, diese
Erkenntnisse aus Thiringen zu verwerten und
zum Schutz von Hermann H. zu benutzen.

(Zurufe von der CDU — Unruhe)
Dann wirde Hermann noch leben.
(Beifall von Frank Sichau [SPD])

Was aber ist das Ergebnis dieses Untersu-
chungsausschusses, das Ergebnis von 25 Sitzun-
gen in 14 Monaten mit 32 vernommenen Zeugen
und dber 500 Akten? In einer langen Kette von
Versaumnissen und Versagen tragen Sie, Frau
Ministerin, wegen des Organisationsversagens
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Ihres Hauses die volle Verantwortung fir den
grausamen Foltermord von Siegburg.

Sie haben Recht, Herr Giebels, das ist das Er-
gebnis der SPD- Landtagsfraktion. Und das ist
auch die Meinung der Menschen in diesem Land.
Denn die fragen sich bis heute: Wie konnte es zu
diesem Foltermord in Siegburg kommen? — Sie
fragen sich erst recht: Warum tragt niemand — gar
niemand — in diesem Land die Verantwortung fir
diese grausame Tat? — Das ist bis heute nicht be-
antwortet.

(Beifall von der SPD)

Aber, Frau Ministerin, das Volk muss flihlen, dass
Verantwortung tbernommen wird. Was aber fuhlt
das Volk? Was flihlen die Menschen, die sich seit
mehr als anderthalb Jahren mit diesem Folter-
mord beschéftigen?

Wie muss sich der Vater von Hermann fiihlen,
wenn er heute erfahrt, dass im Ministerium ein
Vorschlag vorlag, Siegburg nicht nur zu entlasten,
die dortige Uberbelegung von 120 % im Jugend-
bereich und von 113 % fiur die gesamte JVA ab-
zubauen, sondern Siegburg sogar in eine reine
Jugendanstalt umzuwidmen? Das haben Sie heu-
te gemacht, das wurde aber damals mit einem
Anruf aus Ihrem Ministerbiro fir die jungen Men-
schen in Siegburg abgelehnt.

(Beifall von Frank Sichau [SPD] — Dr. Stefan
Berger [CDU]: Das ist unerhort! Wieder eine
Falschaussage!)

Wie missen sich Verwandte und Freunde von
Hermann fihlen, wenn sie erfahren, dass diese
Justizministerin bereits acht Monate vor dem Tod
von Hermann einer Richterin mitteilt, dass die
Mehrfachbelegung in Haftraumen eine Gefahren-
zone darstellt. Das ist Ihr Begriff gewesen, Frau
Ministerin; Sie haben das einer Richterin ge-
schrieben. In dieser Gefahrenzone ist Hermann H.
umgekommen.

Was fuhlt die Mutter von Hermann, wenn sie er-
fahren muss, dass ein Mitarbeiter des Landesjus-
tizvollzugsamtes, also einer Organisation, die aus
dem Justizbereich kommt, vom Frihjahr bis zum
Herbst 2006 durch nordrhein-westfalische Justiz-
vollzugsanstalten fahrt und dort vor Mehrfachbe-
legung warnt, Ilhnen im Ministerium dieses be-
kannt ist, jedoch niemand in Ihrem Hause handelt
und die jungen Menschen davor schiitzt?

Was sagt der Bruder von Hermann, wenn er er-
fahrt, dass Sie im Januar 2006, als Sie gefragt
hatten, ob die Tater-Opfer-Erkennung funktionie-
re, einfach blind geglaubt haben, es gehe, dass
Hermann dann mit zwei Gewaltverbrechern zu-

sammengelegt und von diesen spater gefoltert
und ermordet wird? Sie haben nicht nachgefragt.
Sie haben die Information so akzeptiert, wie sie
gekommen ist.

Wie fuhlen sich die Mitarbeiter in lhrem Hause,
wenn sie im Untersuchungsausschuss auf die
Fragen ...

(Zuruf von Ministerin Roswitha Mauller-Pie-
penkotter)

— Sie glauben, die fuhlen sich gut. Das glaube ich
gern; das wurde ich an lhrer Stelle auch glau-
ben. — Was fiihlen die Mitarbeiter, wenn Sie im
Untersuchungsausschuss sagen: ,Ja, die Verant-
wortung tragt die JVA, die Justizvollzugsanstalt*?
Auf die néchste Frage sagen Sie: dann eben das
Landesjustizvollzugsamt. — Am Schluss sagen
Sie: die Mitarbeiter Ihres Ministeriums. — In kei-
nem Fall haben die Menschen in diesem Land
gehdrt, dass auch die Ministerin fir das, was hier
geschehen ist, die Verantwortung tragt.

Am Schluss frage ich mich: Was muss Hermann
gefiihlt haben, als er in dieser Gefahrenzone lag,
schwer misshandelt den Rufknopf driicken konn-
te, hoffte gerettet zu werden — und niemand kam?
Wie schwer war sein Kérper schon gekennzeich-
net, als durch den Larm der Qualen die Wacht-
meister in die Zelle kamen, aber keine Vitalkon-
trolle durchfihrten und ihm die letzte Chance
nahmen, sein Leben noch zu retten?

Und dann fragen wir uns alle: Frau Ministerin, wie
mussen Sie sich eigentlich fuhlen, wenn lhnen Ih-
re eigene Kommission attestiert, in Siegburg gebe
es eine unfahige JVA-Leitung? Und was denken
Sie, wenn Sie heute sehen, wie einfach es gewe-
sen ware, das Leben von Hermann zu retten?

Darauf erwarten die Menschen in Nordrhein-
Westfalen eine Antwort von lhnen. Denn nichts, a-
ber auch gar nichts hat in Ihrem Laden funktioniert:
unmenschliche Haftbedingungen in mit Mébeln voll-
gepfropften 15-m2-Zellen — das OLG Hamm sagt es
Ihnen heute noch —, keine Tater-Opfer-Erkennung,
keine Rufknopfiiberprifung, keine Vitalkontrolle, ei-
ne miserable JVA-Leitung, ein Landesjustizvollzug-
samt, das vor Mehrfachbelegung in den JVA warnt,
und eine Ministerin, der eine Richterin von einer Ge-
fahrenzone berichtet, die aber weiterhin, von Méarz
bis November, Hunderte von jungen Gefangenen
genau in diese Gefahrenzone schickt, bis dann das
passiert, was passieren musste.

Und dann, erst dann haben Sie reagiert. Dann
geht alles ganz schnell: keine Mehrfachbelegung,
Kontrollen, Tater-Opfer-Erkennung und ein Ju-
gendstrafvollzugsgesetz.
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14 Monate Arbeit des Unersuchungsausschusses
machen eines klar: Alles Schuld der Vorgénger!,
und: Ich habe doch gehandelt! — Die Wahrheit ist
offenkundig, Frau Ministerin. Sie tragen personlich
und politisch die Verantwortung fir den Tod eines
jungen Gefangenen in staatlicher Obhut. In einem
solchen Fall muss die zustandige Ministerin aul3er
der personlichen Verantwortung auch die politi-
sche ubernehmen. Wenn etwas passiert, was sol-
che Dimensionen hat, eine solche Einmaligkeit im
Land Nordrhein-Westfalen, dann muss der Minis-
ter im Namen seines gesamten Verantwortungs-
bereiches zuricktreten.

Jetzt ist klar: Sie selbst, Frau Ministerin, wussten
frihzeitig Uber die Gefahrenzone Bescheid, und
Uber einen Zeitraum von acht Monaten -
5.856 Stunden lang — hatten Sie die Gelegenheit,
etwas zu tun.

(Dr. Stefan Berger [CDU]: Sie blenden lhre
Verantwortung aus!)

Hermann H. hatte nur zwolf Stunden Zeit, die
Qualen an seinem Kdérper zu erdulden.

(Vorsitz: Vizeprasidentin Angela Freimuth)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn eine Minis-
terin eine falsche Entscheidung trifft, eine Situati-
on nicht richtig einschéatzt, dann muss sie dafir
einstehen. Es ist eines der ungeschriebenen Ge-
setze des Parlamentarismus, dass von Ministern
die Verantwortung fiir alle Vorgange in ihren Res-
sorts Ubernommen wird. Denn Minister und Minis-
terinnen reprasentieren nicht nur die Institutionen,
sondern sie verkorpern sie auch. Es bedarf eines
symbolischen Akts der Reinigung, nachdem das
Vertrauen in die Justiz beschadigt ist.

Dazu will ich den Ministerprasidenten aufrufen —
wenn er es heute wichtig genug gefunden hatte,
bei dieser Diskussion dabei zu sein. Stattdessen
hoére ich aus der Union, Sie wiirden nicht stlirzen,
Frau Ministerin. Ich kann nicht beurteilen, ob Sie
stirzen oder nicht, aber Sie werden nicht mehr
dieselbe sein. Ein Sturz ohne Riicktritt ist es, der
lhnen droht.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Herr Kollege Stotko. — Als nachster Redner hat fiir
die FDP-Fraktion der Kollege Dr. Orth das Wort.
Bitte schon, Herr Kollege.

Dr. Robert Orth” (FDP): Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich
mochte vorausschicken, dass ich es sehr tragisch
finde, was passiert ist, und es bedauere, dass so

etwas im Vollzug leider nicht ganz zu verhindern
ist, so wie Selbstmorde nicht ganz zu verhindern
sind, so wie andere, ungliickliche Umstande nicht
zu verhindern sind. Das mdchte ich vorausschi-
cken, weil das auch das ist, was bei mir als Er-
gebnis des PUA vordringlich hangen bleibt.

Aber, lieber Herr Stotko, man musste sich eben
fast zwingen, keine Zurufe zu tatigen.

(Zustimmung von der CDU)

Was Sie eben abgelassen haben, war eine Un-
verschamtheit ohnegleichen.

(Beifall von FDP und CDU)

Zum einen sagen Sie, hier nimmt jemand das
Wort vom Prigeln in den Mund, und zum anderen
sagte Ihr Kollege Jager in dem Zusammenhang
im Rechtsausschuss: Wir wollen die Ministerin
grillen sehen! — Was ist denn das fiir eine Diktion?
— Da miussten Sie mal schreien! Das ist ja wohl
ekelig und absolut unangemessen!

(Beifall von FDP und CDU)

Und wenn Sie auf Ichtershausen im Jahre 2001
zu sprechen kommen: Sie wissen hoffentlich, wer
da regiert hat. Oder kénnen Sie sich nicht erin-
nern? — Das sind schon mehrere Jahrzehnte
SPD-Regierung hinter uns. Und dann kam Ich-
tershausen. Ichtershausen liegt — fur die Leute,
die zuhdren — nicht in Nordrhein-Westfalen, son-
dern in Thiringen. In Thiringen gab es einen Vor-
fall, der dort als Verschlusssache behandelt wur-
de. Es gab lediglich einzelne Verlautbarungen,
dass es so etwas gegeben hatte, aber keinen
Vorgang dazu hier im Ministerium. Dann sollten
Sie mir einmal erklaren, wieso ...

(Zuruf von Thomas Stotko [SPD])

— Aber selbst wenn man es im nordrhein-
westfalischen Justizministerium schon im Jahr
2001 gewusst hatte, warum hat denn dann Herr
Dieckmann nicht gehandelt, warum hat Herr Ger-
hards nicht gehandelt und warum sollte ausge-
rechnet die jetzige Justizministerin handeln —

(Beifall von FDP und CDU)
aufgrund eines Vorgangs, der Jahre zuriickliegt?

(Thomas Stotko [SPD]: Weil Sie danach ge-
fragt haben!)

Ich meine, Sie sollten sich ein bisschen mehr an
die Jahreszahlen erinnern, bevor Sie so etwas in
die Welt posaunen.

(Frank Sichau [SPD]: Man sollte doch keine
Untersuchung in Auftrag geben, wenn das
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Ergebnis schon klar ist! — Weitere Zurufe von
der SPD)

Dann sagten Sie eben: Die Verantwortung fur das
konkrete Tatgeschehen tragt die Ministerin. — Ja,
haben Sie denn das Urteil nicht gelesen? — Meiner
Erinnerung nach sind Menschen verurteilt worden,
weil sie eine Tat begangen haben, fir die sie ver-
antwortlich waren. Das ist eine Ungeheuerlichkeit,
der Ministerin zu unterstellen, dass sie die Verant-
wortung dafir tragt. Sie ist doch nicht die Taterin.
Die Tater sitzen hinter Schloss und Riegel — und
das ist gut so, meine Damen und Herren.

(Beifall von FDP und CDU)

Dann sagen Sie: Man hatte Siegburg doch entlas-
ten kdnnen. — Ja, hatte man? — Wenn man entlas-
ten will, hat man woanders eine Belastung. Und
so hat man — das haben die Ergebnisse jedenfalls
fr mich gezeigt — im Ministerium besprochen und
abgewogen, wo es Sinn macht, die Belegung
rauf- und wo es Sinn macht, sie runter zu fahren.
Man hat damals entschieden, die Verteilung aktu-
ell nicht zu andern.

Beschlossen hat man aber einen Anbau fir die
JVA Heinsberg. Sie missen Sie sich also einmal
klarmachen, was getan wurde: Es wurde ent-
schieden, mehr Haftplatze zu schaffen. Denn es
ndtzt nichts — diese Mdoglichkeit hatte die SPD
wahrscheinlich ins Auge gefasst —, die Leute in
Gefangenentransportern von A nach B zu fahren
und ansonsten nichts an der Situation zu &ndern.
Denn was ware das Ergebnis einer solchen L6-
sung gewesen? — Sie hatten Siegburg entlastet
und Wuppertal belastet, meine Damen und Her-
ren. Das ist Augenwischerei. Einen Bustourismus
fur Gefangene brauchen wir jedenfalls nicht.

Dann haben Sie hier mehrmals Zitate gebracht,
beispielsweise, es ware flegelhaftes Verhalten at-
testiert worden, es ware blind geglaubt worden,
Mitarbeiter des Hauses hatten etwas gesagt. —
Das ist das ,Modell Stotko", das wir aus dem Aus-
schuss kennen: Sie zitieren mit Fundstellen, die
es nicht gibt, zitieren Ausziige oder sagen gar
nicht erst, wo etwas stehen kénnte.

Meine Damen und Herren in der Offentlichkeit,
lassen Sie sich von so etwas nicht in die Irre fiih-
ren! Das ist eine Zitierweise auf dem Niveau eines
Vorstadtanwalts, aber jedenfalls nicht eines Par-
lamentes wiirdig ist.

(Beifall von FDP und CDU)

Was hat die Landesregierung unternommen, mei-
ne Damen und Herren? — Die Justizministerin hat
schon lange vor dem Vorfall in Siegburg das Ge-
waltgutachten in Auftrag gegeben. Das haben Sie

in lhrem langlichen Vortrag gar nicht erwahnt. Wa-
rum, haben Sie, wenn Sie sich fair mit Situationen
auseinandersetzen, nicht ein Wort dartber verlo-
ren, dass die Ministerin mit der zunehmenden
Gewalt — einer Situation, die sie vorgefunden und
von Herrn Gerhards ibernommen hat — nicht zu-
frieden war, ein Gutachten in Auftrag gegeben
hat, um zu erforschen, worauf die Gewalt beruht?
Dariiber haben Sie kein Wort verloren.

Ich will es an dieser Stelle aber tun, weil ich finde,
dass das zu einer fairen Auseinandersetzung ge-
hort. Ich will der Ministerin ausdrtcklich daftr
danken, dass sie das schon lange vor Siegburg
auf den Weg gebracht hat.

(Beifall von der CDU)

Dann haben Sie wieder einmal unterschlagen,
dass die kw-Vermerke von lhrem Herrn Gerhards
ausgebracht und von unserer Ministerin gestri-
chen wurden. Es ist einfach unglaublich, wie der
ehemalige Justizminister Gerhards im Untersu-
chungsausschuss davon gesprochen hat, die Zu-
stande im Strafvollzug seien ganz schlimm gewe-
sen, aber man hatte Uberstunden abbauen miis-
sen. Er hat sich jedenfalls ganz anders eingelas-
sen, als er das fruher im Ausschuss getan hat.
Das weil3 nicht nur der Kollege Sichau, sondern
das wissen andere auch. Der wahre Ubeltater —
wenn wir denn einen haben — ist in meinen Augen
der ehemalige Justizminister Gerhards. An den
sollten Sie lhre Sonntagsreden richten, lieber Herr
Stotko.

(Beifall von der CDU)

Wenn wir uns Uberlegen, wie die Arbeit im Aus-
schuss gelaufen ist, mdchte ich mich am Ende fur
die sachliche Arbeit des Kollegen Groth ganz
herzlich bedanken. Der Kollege Groth hat von An-
fang an das in den Vordergrund gestellt, was
wichtig ist. Es geht ndmlich um die Frage, wie wir
nach vorn blicken kénnen. Was kénnen, was
missen wir im Strafvollzug dndern? Was kdnnen
wir in Zukunft besser machen? Er hat diese Fra-
gen gestellt, anstatt wie die SPD eine Scheinzu-
standigkeit/Scheinverantwortlichkeit zu konstruie-
ren, was ich unertréglich finde.

Fordern Sie Herrn Gerhards auf, seine Minister-
pension zuriickzugeben. Das ware das Verninf-
tigste, was Sie machen kdnnen. — Herzlichen
Dank.

(Beifall von FDP und CDU)
Vizepréasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,

Herr Kollege Dr. Orth. — Ich darf nun fur die Frak-
tion Bindnis 90/Die Grinen Frau Kollegin Lohr-
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mann das Wort geben. Bitte schon, Frau Loéhr-
mann.

Sylvia Léhrmann” (GRUNE): Schonen Dank,
Frau Prasidentin. Liebe Kolleginnen und Kollegen,
ich mochte kurz erklaren, warum ich hier vorne
stehe und nicht der Kollege Groth, damit Sie das
einordnen kdnnen. Wie einige wissen, sind der
Kollege Groth und seine Familie in freudiger Er-
wartung von Nachwuchs. Der Herr Kollege Groth
ist heute als werdender Vater gefragt. Ich hoffe,
dass ich in lhrer aller Namen gute Winsche aus-
richten kann. Diese Information einfach nur vor-
neweg.

(Allgemeiner Beifall)

Meine Damen und Herren, die Debatte zeigt, was
wir im Grunde von Anfang an beflirchtet haben,
dass es namlich zu einer sehr stark schwarz-weifd
gefarbten Auseinandersetzung kommt, einem
Schlagabtausch, der der Sache und dem schreck-
lichen Anlass, den wir alle bedauern, nicht gerecht
wird. Ich habe schon bei anderer Gelegenheit zu
dieser Fragestellung gesprochen.

(Beifall von Monika Diiker [GRUNE])

Wir haben es heute wieder gemerkt. Das ist be-
dauerlich und nicht sachdienlich.

Herr Giebels, nach lhrem Beitrag sehe ich auch
keinen Anlass, sich selbstzufrieden zu geben und
in Triumphgeheul dariiber auszubrechen, was die
eine Regierung gemacht hat und die andere nicht.
Dazu und zur Schwarz-WeiR-Malerei besteht auf
keiner Seite ein Anlass.

Deswegen mochte ich gleich zu Beginn sagen,
was unsere Fraktion ausdricklich begrif3t: dass
es Uber den Umweg des Parlamentarischen Un-
tersuchungsausschusses gelungen ist, mit dem
heutigen Tage eine Enquetekommission einzu-
setzen, in der wir Vorschlage fiir eine effektive
Praventionspolitik in Nordrhein-Westfalen erarbei-
ten und hoffentlich auch beschlieRen werden. Der
Umweg Uber den PUA war offensichtlich notwen-
dig. Ich danke der SPD ausdrucklich dafir, dass
sie seinerzeit fur die Einsetzung dieses Parlamen-
tarischen Untersuchungsausschusses gesorgt
hat, den wir mitgetragen haben, obwohl wir einen
anderen Vorschlag unterbreitet hatten.

Meine Damen und Herren, ich bin fest davon u-
berzeugt: Nur wenn wir erkennbare Mangel sofort
beseitigen und uns gleichzeitig mit den Fragen
der Entstehung und der Eindammung jugendlicher
Gewalt und Kriminalitat beschaftigen, nur dann
werden wir unserer parlamentarischen Gesamt-
verantwortung fir das Tatgeschehen von Sieg-

burg in vollem Male gerecht. Das kann nur gelin-
gen, wenn wir uns fir diese Herkules-Aufgabe
gemeinsame, von allen Fraktionen getragene Zie-
le setzen und auf gegenseitige parteitaktische
Schuldzuweisungen verzichten.

Meine Damen und Herren, damit bin ich beim
Thema ,Teilschlussbericht* und komme zu den
Méangeln und Missstanden in der JVA Siegburg.
Das, was sich — um es gleich vorneweg zu sagen —
im Laufe der Untersuchungstatigkeit an Missstan-
den und Mangeln im Jugendstrafvollzugswesen in
NRW offenbarte, hat mich und uns alle beriihrt. Es
sollte unser aller Verantwortungsgefuhl als Politiker
wecken. Ich hoffe und gehe davon aus, dass ich
hier fur uns alle spreche.

Weil sie in der Debatte alle schon Erwahnung
fanden, erlaube ich mir beziglich der Hauptman-
gel einen Schnelldurchlauf: Jahrelange Uberbele-
gung bei chronischem Personalmangel im Allge-
meinen Vollzugsdienst und beim Sozialdienst so-
wie ein hoher Krankenstand tberfordern das Voll-
zugspersonal. Bei den jungen Gefangenen fihren
diese Missstande zu uberlangen Einschlusszei-
ten, gerade auch an Wochenende, sowie zu ei-
nem eklatanten Mangel an psychosozialer
Betreuung, an Sport- und Ausbildungsmdéglichkei-
ten.

Wenn ein sogenannter Fernsehvollzug in Sieg-
burg allgegenwartig war, Anti-Gewalttrainings und
Ahnliches mangels Personals nicht angeboten
wurden, verwundert es nicht, dass die Gewalt un-
ter den Gefangenen nicht systematisch abgebaut
werden konnte. Im Gegenteil!

Was uns stark beunruhigt, ist, dass sich das Sys-
tem Strafvollzug offensichtlich zu groRen Teilen
mit diesen Missstanden abgefunden hat. Ich sage
ausdricklich ,System®, damit klar wird: Es geht
nicht darum, Einzelnen Schuld zuzuweisen, son-
dern darum, dass das System diese Verhaltens-
weisen bedingt, dass man sich damit fast zwangs-
laufig und systembedingt einrichtet.

Tatkraft und ideenreiches Engagement fir ein Ab-
stellen der seit vielen Jahren bekannten Miss-
sténde sind nur vereinzelt aufgeblitzt. Aber auch
das ist vorhanden und tritt dann zum Glick sehr
kraftvoll und bestimmt in Erscheinung.

Dass diese Missstande schnellstens abgestellt
gehdren, ist Konsens im Hause. Davon gehe ich
aus.

Auch wenn es niemals eine Garantie daftir geben
kann, dass Gewaltvorfalle in Haftanstalten unter
den Gefangenen mit letzter Sicherheit ausge-
schlossen werden kénnen, sind die Politik und alle
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staatlichen Organe in NRW in der Pflicht, das ih-
nen Mdgliche zu leisten, um die Voraussetzungen
fur einen erziehenden und resozialisierenden Ju-
gendstrafvollzug standig zu verbessern.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD,
Rucktrittsforderungen sind zwar manchmal ge-
rechtfertigt, aber in diesem Falle unseres Erach-
tens nicht mehr angebracht.

Wir jedenfalls sehen uns nach den umfangreichen
Untersuchungen des Ausschusses nicht dazu in
der Lage, einzelne der festgestellten Missstande
und Mangel als allein urséchlich fur die Ermor-
dung des jungen Haftlings am 11. November 2006
zu bestimmen. Dies wirde die vielschichtige Wirk-
lichkeit grob und fahrlassig vereinfachen; denn die
Unzulanglichkeiten sind viel zu komplex und mit-
einander verwoben. Den Problemen sowie den
politischen und gesellschaftlichen Rahmenbedin-
gungen, unter denen der Jugendstrafvollzug in
NRW stattfindet, wiirde das nicht gerecht werden
kénnen.

Ohne die Ministerin von ihrer politischen Verant-
wortung befreien zu wollen, missen wir daher
feststellen, dass die Art und Weise ihrer
Amtsausiibung im Vorfeld der Tat fir die Tatge-
schehnisse am 11. November 2006 nicht kausal
war. Der Ministerin kann somit eine personliche
Mitschuld an dem Geschehen nicht vorgeworfen
werden.

Von unserer am Anfang gedulRerten Kritik daran,
wie die Ministerin im Zusammenhang mit der Tat
agiert hat, haben wir allerdings ausdricklich
nichts zurtickzunehmen. Das sage ich auch an
dieser Stelle ausdricklich.

Selbstverstandlich bleibt die politische Gesamt-
verantwortung fir die Vorfalle an das Amt der Jus-
tizministerin gebunden; denn das Opfer wurde un-
ter der Obhut des Staates gefoltert und getotet,
und die Tater wurden erst in der Justizvollzugsan-
stalt Siegburg zu Mérdern.

Unsere differenzierte Sicht der Dinge haben wir in
einem Sondervotum dokumentiert.

Auch wenn wir mit der politischen Bewertung der
Untersuchungsergebnisse mit der Regierungs-
mehrheit ausdricklich nicht konform gehen, be-
gruRen wir es, dass auch die Regierungsfraktio-
nen in ihrem Teilabschlussbericht zu den Ge-
schehnissen in der JVA Siegburg eine Vielzahl
von Mangeln und Missstanden festgestellt und
niedergeschrieben haben. Diese Feststellungen
sind mit unseren zum Teil deckungsgleich. Das
mochte ich hervorheben.

Mit der Drucksache 14/6900 liegen die Ergebnis-
se der Ermittlungen des Untersuchungsausschus-
ses zu den unhaltbaren Zustanden in der JVA
Siegburg auf dem Tisch. Dahinter kann auch die
jetzige Regierung nicht mehr zuriick, egal, welche
Schuldzuschreibungen an die Vorgangerregierung
der CDU/FDP-Regierung vorgenommen werden.

Wir werden die jetzige Regierung fortwahrend mit
ihrem Mehrheitsbericht konfrontieren, wenn die
Reformiberlegungen nicht entsprechend in die
Tat umgesetzt werden.

Ich bin mir sicher, dass die Mangel, die in Sieg-
burg vorherrschten, auch in anderen Haftanstalten
zu ahnlichen Problemen fiihrten — und weiterhin
fuhren werden, wenn nicht wirksam gegengesteu-
ert wird. Deshalb missen die Zustande in unseren
Haftanstalten insgesamt weiter verbessert wer-
den.

Dafur bekdmen die Frau Ministerin und welche
Mehrheit auch immer in diesem Hause von uns
jede Unterstiitzung. — Herzlichen Dank.

(Beifall von GRUNEN und FDP)

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Frau Kollegin Lohrmann. — Als néchster Redner
hat Herr Kollege Jager fur die SPD-Fraktion das
Wort. In der Zeit, bis er am Rednerpult steht,
mdchte ich allerdings im Namen des gesamten
Hauses dem Kollegen Groth und der werdenden
Mutter alles Gute wiinschen.

(Allgemeiner Beifall)

Herr Kollege Jager.

Ralf Jager (SPD): Herr Dr. Orth, Sie haben sich
schon einmal, zusammen mit Herrn Giebels, bei
Herrn Stotko und mir entschuldigen missen. Herr
Giebels, wie ich feststelle, haben Sie das nur
halbherzig getan.

(Zuruf von Harald Giebels [CDU])

Herr Dr. Orth, ich fordere Sie als Vorsitzenden
des Rechtsausschusses auf, mir den Protokoll-
auszug vorzuzeigen, in dem festgehalten ist, dass
ich von ,grillen“ gesprochen habe, oder sich ein
zweites Mal bei mir zu entschuldigen. Ich bin be-
reit, das anzunehmen. Doch die Stelle werden Sie
mir zeigen, Herr Dr. Orth.

(Zuruf von Dr. Robert Orth [FDP])

Sehr geehrte Damen und Herren, Hermann ist
Uber Stunden gefoltert und letztendlich ermordet
worden. Die drei Tater wurden vor Gericht gestellt
und zu langjahrigen Haftstrafen verurteilt.
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Dieser Mord geschah allerdings nicht irgendwo an
einem anonymen Ort — in irgendeinem Keller, ei-
ner Wohnung oder sonst wo. Dieser Mord ge-
schah zu einem Zeitpunkt, als sich Hermann in
der Obhut des Staates befand. Zum Zeitpunkt des
Mordes war er Insasse einer nordrhein-westfali-
schen Justizvollzugsanstalt, namlich der JVA
Siegburg.

In der Urteilsbegriindung fur diese drei Tater wird,
wie ich finde, relativ kihl juristisch dargelegt, wie
Hermann iber Stunden bestialisch gefoltert, ge-
demitigt und sexuell missbraucht wurde. Am En-
de, jedes Lebenswillens beraubt, fleht er seine
Peiniger an, das Martyrium durch seinen Tod zu
beenden.

Das ist in der Urteilsbegriindung relativ kiihl juris-
tisch formuliert. Ich gestehe, es war fur mich —
und, ich glaube, auch fiir viele andere in diesem
Untersuchungsausschuss — das Furchtbarste,
womit ich mich in den acht Jahren meiner Abge-
ordnetentatigkeit in diesem Hause habe ausei-
nandersetzen missen.

In derselben Urteilsbegriindung fiihrt der Richter
aus, die Tat sei durch die Haftumstande beguns-
tigt worden. Die Haftumsténde in einer NRW-JVA
haben diese stundenlange Folter und die an-
schlieRende Ermordung begunstigt.

Hermann war 20 Jahre alt, drogenkrank und saf}
ein, weil er einen Kaugummiautomaten aufgebro-
chen hatte und nicht zu den angeordneten Sozial-
stunden angetreten war. Er war psychisch und
physisch labil, so etwas wie ein Weichei in den
Augen derer, die in der Geféngnishierarchie oben
stehen — ein sogenannter Opfertyp.

Nachdem er zuvor in einer Einzel- bzw. in einer
Zweimannzelle untergebracht war, wurde er trotz-
dem mit drei weiteren Gefangenen eingeschlos-
sen, von denen mindestens zwei als Gewalttater
bekannt waren.

15 m?, vier Insassen, ein Opfertyp, mindestens
zwei Gewalttater und 23 Stunden sich selbst Uber-
lassen: Diese Haftbedingungen und diese Kons-
tellation, diese enge Mehrfachbelegung haben
den Foltermord beglinstigt, vielleicht sogar erst
moglich gemacht.

Diese Haftbedingungen sind eine Gefahrenzone.
Gefahrenzone — das ist nicht unsere Formulie-
rung. Das ist die Formulierung der amtierenden
Justizministerin des Landes Nordrhein-Westfalen.
Sie wusste um das Gefahrenpotenzial. Sie wusste
es nicht nur vor dem Mord, sondern hat dartber
auch mit anderen gesprochen und, wie wir inzwi-
schen wissen, auch geschrieben, ubrigens belegt

durch ein Schreiben, das nicht den Ubersandten
Akten an den Untersuchungsausschuss beigeflgt
war, sondern erst auf unsere Anforderungen hin in
einem sachfremden Ordner auftauchte — vor dem
Mord geschrieben.

Opfer und Tater in einem Raum mit 15 m®, sich
selbst Uberlassen, wird als Gefahrenzone be-
zeichnet. Frau Muller-Piepenkétter, funf Tage
nach dem Foltermord an Hermann haben Sie die
Ihnen bekannte gefahrliche Mehrfachunterbrin-
gung, diese Gefahrenzone, per Erlass untersagt —
nach dem Foltermord an Hermann, Frau Miiller-
Piepenkdtter.

Trotz Wissens nicht zu handeln, erst nach dem
Tod von Hermann etwas zu unternehmen und
nicht vor seinem Tod, Frau Miller-Piepenkétter:
Das ist Ihre personliche, das ist lhre politische
Verantwortung — eine Verantwortung, bei der Sie
sich konsequent weigern, sich ihr zu stellen, so
wie Sie sich heute weigern, Verantwortung zu
zeigen und an dieser Plenardebatte teilzunehmen.

Nach der Tat wurde vieles angekindigt, halbher-
zige Versprechungen wurden gemacht. Von all
dem sagt der Personalrat: Nichts ist umgesetzt.

Egal, Frau Mdller-Piepenkdtter, ob die Vertreter
von CDU und FDP wie Herr Giebels und Herr
Dr. Orth versuchen, durch Beschimpfen der Op-
position von lhrer persodnlichen politischen Ver-
antwortung abzulenken: lhre Amtszeit, Frau Mul-
ler-Piepenkotter, egal, wie lange sie noch dauern
mag, wird fiir immer in der Offentlichkeit mit Ihrem
Versaumnis, Ihrem Nichthandeln und Ihrer Weige-
rung, Verantwortung zu Ubernehmen, in Verbin-
dung gebracht.

(Beifall von der SPD)

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Herr Kollege Jager. — Als nachster Redner hat
sich fur die Fraktion der CDU noch einmal der
Kollege Giebels zu Wort gemeldet, was er hiermit
auch bekommt. Bitte schon, Herr Kollege.

Harald Giebels (CDU): Frau Prasidentin! Meine
Damen und Herren! Ich méchte kurz noch zwei
Punkte ansprechen.

Hier soll nicht unterschlagen werden — meine Kol-
legen von der SPD, Herr Stotko und Herr Jager,
Sie wissen es ganz genau —, dass Hermann H.
am Freitag vor der Tat, wenige Stunden vor der
Tat in einem Gesprach mit der Sozialarbeiterin auf
die Frage, ob er in eine andere Zelle verlegt wer-
den mochte, dies mit dem Hinweis abgelehnt hat,
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er fuhle sich in dieser Zelle mit diesen Zellenge-
nossen ,wohl".

(Ralf Jager [SPD]: Herr Giebels, was sagt
das denn aus? — Weitere Zurufe von der
SPD)

Auch das gehért zur Wahrheit. Weil Sie so etwas
hier nicht einbringen, verfalschen Sie schon den
Blick auf die Tatsachen,

(Beifall von der CDU)

um es ganz deutlich zu sagen. Wenn Sie, Sie bei-
de, wiederholt den Versuch unternehmen, die Mi-
nisterin der personlichen Verantwortung zu be-
zichtigen, also einer strafrechtlichen Verantwor-
tung — denn nur das kann eine persoénliche Ver-
antwortung sein —, dann ist das ein unglaublicher
Vorgang. Sie wissen, dass das vélliger Unsinn ist.
Deshalb sollten Sie es unterlassen, damit man Sie
auch in Zukunft ernst nehmen kann.

(Beifall von der CDU)

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Herr Kollege
Giebels, der Herr Kollege Jager hatte sich fir eine
Zwischenfrage gemeldet. — Meine Damen und
Herren, weitere Wortmeldungen liegen mir zu die-
sem Tagesordnungspunkt nicht vor.

Damit komme ich zur Abstimmung. Der Parlamen-
tarische Untersuchungsausschuss | empfiehlt in
der Beschlussempfehlung in Drucksache
14/6900, den Teilabschlussbericht zur Kenntnis zu
nehmen. Ich lasse zunachst Uber die Empfehlung
abstimmen. Wer dieser Empfehlung zustimmen
mochte, den bitte ich, die Hand aufzuzeigen. — Ge-
genstimmen? — Enthaltungen? — Damit ist diese
Empfehlung mit den Stimmen aller Fraktionen an-
genommen und der Bericht zur Kenntnis genom-
men.

Die im Parlamentarischen Untersuchungsaus-
schuss vertretenen Fraktionen sind weiterhin ein-
vernehmlich Ubereingekommen, dass es sinnvoll
sei, das grundlegende Problem der Gewaltpra-
vention im Rahmen einer Enquetekommission zu
erdrtern und somit auf die weiteren Untersuchun-
gen nach 1.5 des Einsetzungsbeschlusses ent-
sprechend zu verzichten.

Sie bitten deshalb vor dem Hintergrund der Einset-
zung der Enquetekommission Ill den Landtag um
Entbindung von den weiteren Untersuchungen zu
II.5 des Einsetzungsbeschlusses. Deswegen stim-
men wir auch dartiber ab, und zwar Uber die Fest-
stellung: Die Mitglieder des Parlamentarischen Un-
tersuchungsausschusses | werden von den weite-
ren Untersuchungen zu Abschnitt 11.5 des Einset-

zungsbeschlusses entbunden. Wer dieser Feststel-
lung zustimmen mdchte, den bitte ich, mit der Hand
aufzuzeigen. — Gegenstimmen? — Enthaltungen? —
Dann ist auch diese Empfehlung angenommen und
der Auftrag des Parlamentarischen Untersu-
chungsausschusses insgesamt erledigt.

Ich darf im Namen des Hohen Hauses allen Mit-
gliedern des Parlamentarischen Untersuchungs-
ausschusses sowie auch allen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern fur ihre engagierte Arbeit, die in
einem sehr umfangreichen Werk dokumentiert
wurde, herzlich danken.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe
Kolleginnen und Kollegen, damit sind wir am Ende
des Tagesordnungspunktes 11.

Ich rufe auf:

12 Einrichtung einer Enquetekommission zur
Erarbeitung von Vorschlagen fir eine ef-
fektive Praventionspolitik in Nordrhein-
Westfalen

Antrag

der Fraktion der CDU,

der Fraktion der SPD,

der Fraktion der FDP und

der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Drucksache 14/6965

Ich erdffne die Beratung und erteile fur die Frakti-
on der CDU dem Kollegen Biesenbach das Wort.
Bitte schon, Herr Kollege.

Peter Biesenbach (CDU): Frau Prasidentin! Lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Nach dem person-
lich bedauernswerten Schicksal, das dem Parla-
mentarischen Untersuchungsausschuss zugrunde
lag, wollen wir jetzt den Blick nach vorne richten.

Wir haben gerade den Parlamentarischen Unter-
suchungsausschuss von einer Aufgabe entbun-
den, die sicher zu seiner gehorte. Es zahlt zu ei-
ner der angenehmen Aufgaben, die der PUA (brig
gelassen hat, jetzt gemeinsam — deswegen dieser
gemeinsame Antrag heute — zu fragen: Was kon-
nen wir in Nordrhein-Westfalen tun, um Gewalt
und auch Kriminalitat von Jugendlichen zu verhin-
dern, zu vermeiden oder soweit wie mdglich zu
verhindern oder zu vermeiden?

Das ist kein Phanomen, das jetzt speziell aus dem
Untersuchungsauftrag abgeleitet ist. Wir haben
schon zu unterschiedlichen Zeiten heftig Uber die
Formen debattiert und wie wir darauf reagieren
sollen. Es war auch richtig, diese Frage vom Un-
tersuchungsauftrag zu l6sen; denn die Justiz taugt
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nicht dazu, Gewalt und Kriminalitat von Jugendli-
chen zu bearbeiten.

Wenn die Justiz zum Zuge kommt, sind wir am
Ende der Kette. Wir wollen aber nicht ans Ende
der Kette, wir wollen an den Anfang. Wir wollen
Jugendgewalt und Jugendkriminalitat soweit wie
mdglich vermeiden.

Dazu hat diese Koalition in den drei Jahren, in
denen sie die Regierung stellt, schon sehr erfolg-
reich beachtliche Schritte unternommen. Ich will
diese Schritte nicht alle aufzdhlen; sie sind alle
bekannt und hier auch standig Gegenstand der
parlamentarischen Diskussion.

(Frank Sichau [SPD]: Von der Arbeitsgruppe
haben wir schon lange nichts mehr gehdrt!)

— Herr Sichau, Sie sollten mich doch deshalb nicht
provozieren, weil ich gezielt auf die Ausflihrungen
Ihrer Kollegen vorher nicht eingegangen bin. Ich
will auch gar nicht die Erinnerungslicken erwah-
nen. Auch wenn sich Herr Jager nicht einmal dar-
an erinnert, was ich ihm vorgeworfen habe, wirde
ich darlber nicht reden. Wenn es darum geht,
sich zu erinnern, was man eigentlich wissen
misste, will ich Herrn Stotko auch nicht vorhalten,
dass er in ganz anderen Zusammenhangen seine
Probleme hatte.

Ich will es nicht weiter vertiefen. Aber horen Sie
auf zu provozieren; denn sonst bekommen Sie die
Wahrheit hier doch noch einmal um die Ohren
gehauen.

(Ralf Jager [SPD]: Ja, machen Sie doch!)

— Herr Jager, soll ich anfangen? Wollen Sie es ho-
ren?

(Zuruf von Ralf Jager [SPD])

Das mit dem Grillen, lieber Herr Jager; habe ich
Ihnen hier in der Debatte schon vorgeworfen.
Dariliber haben Sie dann einige Wochen intensiv
geschwiegen, und das war gut so.

(Ralf Jager [SPD]: H&?)

Wir kénnen jetzt — das war der Gedanke, das war
unser Angebot — losgeldst von all den Streitigkei-
ten versuchen, uns gemeinsam darum zu bemu-
hen, strukturelle Risikofaktoren fur Jugenddelin-
guenz zu erkennen und auch Programme zu er-
arbeiten, die Risikofaktoren moglicherweise zu
beseitigen.

Wir bieten unsere Enquetekommission auch ger-
ne an, um herauszufinden: Wie kénnen beste-
hende und neue MaRRnahmen der Strafe und der
Erziehung optimiert und angeboten werden? All

das soll Aufgabe der neuen Enquetekommission
sein.

Sie soll uns strukturelle Risikofaktoren aufzeigen
und detailliert analysieren, wobei zwischen den
unterschiedlichen Bedingungen des Aufwachsens
fur Madchen und Jungen zu differenzieren ist.

Sie soll Mal3Bnahmen aufzeigen, die geeignet sind,
diesen Risikofaktoren entgegenzuwirken. Sie soll
dem Landtag konkrete umsetzbare Vorschlage
unterbreiten, wie Rahmenbedingungen und Un-
terstitzungssysteme ausgestaltet werden koénnen,
um der Delinquenz von Kindern und Jugendlichen
moglichst frith zu begegnen.

Sie soll auch die bestehenden staatlichen Erzie-
hungs- und StrafmaBnahmen daraufhin untersu-
chen, inwieweit sie helfen, inwieweit sie Erfolg
haben und inwieweit sie moglicherweise zu opti-
mieren sind.

Und sie soll eine Konzeption neuer Erziehungs-
und mdglicherweise auch Besserungsmalnah-
men fur strafféllig gewordene Jugendliche und
Heranwachsende aufzeigen.

Das ist ein umfangreicher Auftrag. Und diejeni-
gen, die in dieser Enquetekommission mitarbeiten
werden, sind mutig, deshalb mutig, weil sie im
Grunde nur ein Jahr Zeit haben. Dieses Jahr wird
angefillt sein, und trotzdem sind wir ganz zuver-
sichtlich, dass wir ein Stuick weiterkommen. Denn
an dem Interesse an dieser Kommission gab es
relativ schnell iberhaupt keine Zweifel. Das macht
Mut, darauf zu hoffen, dass so engagiert gearbei-
tet wird, dass gute Ergebnisse dabei herauskom-
men.

In diesem Sinne schon jetzt viel Glick und gute
Arbeit fur die Enquetekommission!

(Beifall von CDU und FDP)

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Herr Kollege Biesenbach. — Als nachster Redner
hat fir die Fraktion der SPD Herr Kollege Tons
das Wort. Bitte schén, Herr Kollege.

Markus Tons (SPD): Frau Présidentin! Meine
Damen und Herren! Mit der Einrichtung der En-
guetekommission zur Erarbeitung von Vorschla-
gen fir eine effektive Préaventionspolitik der Ju-
genddelinquenz hat sich der Landtag eine an-
spruchsvolle Aufgabe gestellt.

Nicht erst seit den grauenhaften Geschehnissen
in der JVA Siegburg, aus deren Aufarbeitung
letztendlich der heutige Beschluss zur Einsetzung
der Enquetekommission entstanden ist, ist die
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Diskussion um Jugendkriminalitat und Jugendge-
walt wieder verstarkt in den Fokus der Offentlich-
keit geraten.

Ich mdchte zu Beginn ein bisschen Verwunderung
dartber ausdricken, dass Sie, Herr Biesenbach,
an dieser Stelle unnétige Schérfe in diese Diskus-
sion bringen.

(Ralf Jager [SPD]: Er hat Kokolores erzahilt,
um es auf den Punkt zu bringen!)

—Ja, das kann man so sagen, Herr Jager.

Sie haben von Chancen gesprochen und nutzen
diese Debatte um die Enquetekommission, in der
es um Konsens geht, den wir gemeinsam errei-
chen wollen, zu einer unnétigen Scharfe.

Spektakulare Einzelfalle wie der Uberfall auf einen
Rentner in der Minchener U-Bahn erschittern
uns alle immer wieder. Die teilweise mehr als
ausufernden Berichterstattungen solcher Vorfalle
in den Medien und leider auch die Instrumentali-
sierung fur bestimmte politische Ziele tragen ihr
Ubriges dazu bei, insgesamt ein Klima zu schaf-
fen, das den Menschen im Land Angst macht, das
Verunsicherung hervorruft und den gesellschattli-
chen Frieden stért. Wir wissen aber alle: Angst
und Emotionen sind keine guten Ratgeber flr
verantwortungsvolle Politik. Deshalb ist es richtig,
wenn sich der Landtag den Fragen der Ursachen
und der Pravention von Jugendgewalt und Krimi-
nalitdt gewissenhaft und ernsthaft und etwas au-
Rerhalb des hektischen Tagesbetriebs widmet.

Meine Damen und Herren, diese Enquetekom-
mission wird nicht bei null anfangen. Uberall im
Land hat sich in den letzten 20 Jahren ein dichtes
Netzwerk von PraventionsmalRnahmen gebildet,
getragen von hoch engagierten und professionel-
len Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus allen
Bereichen — aus der Jugendhilfe, der Justiz, den
Schulen, bei den freien Tragern und natirlich der
Polizei. Trotz all dieser Bemihungen wissen wir
aber auch, dass weiterhin Handlungsbedarf be-
steht. Die Zahlen der Kriminalstatistik sprechen
fur sich. Es gibt nichts, was nicht noch verbessert
und optimiert werden kann.

Die Pravention von Kinder- und Jugendkriminalitét
ist eine Querschnittsaufgabe. Sie umfasst die so-
ziale Frage, bildungspolitische Fragen, die Frage
nach Mediennutzung und Medienkompetenz,
nach der Integration von jungen Migrantinnen und
Migranten, gesundheitspolitische Fragen und Fra-
gen des Ausbildungsmarktes. All diese Aspekte
missen wir genau betrachten, wenn wir dem Auf-
trag gerecht werden wollen, Vorschlage zu unter-
breiten, wie wir die Préaventionsarbeit in Nord-

rhein-Westfalen auf eine neue Qualitatsstufe stel-
len kénnen. Die Arbeit der Enquetekommission
wird also zunachst in einer Art Bestandsaufnahme
bestehen: Wie genau abgestimmt sind unsere
Angebote zur Praventionsarbeit?

Aus vielfaltigen Untersuchungen wissen wir um
die Heterogenitat der Ursachen fur Jugenddelin-
guenz. Umso wichtiger ist es, so friih wie méglich
zu erkennen, wo Jugendliche drohen durch straf-
falliges Verhalten nicht nur sich, sondern der Ge-
sellschaft insgesamt dauerhaft zu schaden. Nach
unserer Uberzeugung dirfen kriminelle Karrieren
erst gar nicht beginnen. Der Jugendkriminalitat
wirksam vorzubeugen bedeutet, Kinder und Ju-
gendliche zu starken, zu férdern und zu erziehen.

Ich glaube, es steht aulBer Frage, dass wir uns
Uber die Fraktionsgrenzen hinweg einig sind, Pra-
vention vor Strafe zu stellen. Aber auch die beste
Praventionsarbeit kann versagen. Ziel muss es
daher sein, bereits strafféllig gewordene Jugendli-
che davor zu bewahren, eine kriminelle Karriere
weiterzuftihren. Jugendhilfe, Justiz und Polizei ar-
beiten auf diesem Feld immer enger zusammen.
Ich will nur das Stichwort Diversionsverfahren
nennen. In manchen Kommunen werden Fallkon-
ferenzen fur Mehrfachtater mit allen beteiligten In-
stitutionen durchgefuhrt.

Es gilt zu prifen, ob und in welcher Form das
Land die Rahmenbedingungen &andern und
verbessern kann. Dazu z&hlt sicherlich auch die
Frage nach einer zeitnahen Sanktionierung von
Straftaten, in welcher Form auch immer. Auch
wird zu untersuchen sein, ob die Form des Ju-
gendstrafvollzugs den Zielen der Resozialisierung
und der Wiedereingliederung in die Gesellschaft
genigt. Mir und meiner Fraktion scheint hier drin-
gender Handlungsbedarf zu liegen.

Meine Damen und Herren, etwas bissig hat ein-
mal Manfred Rommel Uber die Jugendarbeit ge-
sagt:

Jm Namen des Fortschritts unternommener
Versuch, durch Einsatz von Steuermitteln die
Schaden abzumildern, welche durch die im
Namen des Fortschritts erfolgte Auflosung fami-
ligrer, sozialer und ethischer Bindungen ent-
standen sind.”

(Das Ende der Redezeit wird signalisiert.)
— Ich komme zum Ende.

Gleiches lasst sich auch trefflich Gber den Charak-
ter der Praventionsarbeit sagen.

Meine Fraktion und ich freuen uns, dieses wichti-
ge Thema uber die Fraktionsgrenzen hinweg
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grundlegend zu bearbeiten. Ich bin Gberzeugt da-
von, dass die Mitglieder der Kommission bei aller
Unterschiedlichkeit der Ansétze eine erfolgreiche
Arbeit leisten werden, die wichtige Impulse fiur die
Weiterentwicklung der Praventionsarbeit in Nord-
rhein-Westfalen geben kann. Darum ein herzli-
ches Gluckauf!

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Vizepréasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Herr Kollege Tons. — Als nachster Redner hat fir
die FDP-Fraktion der Kollege Engel das Wort. Bit-
te schon, Herr Kollege.

Horst Engel (FDP): Frau Préasidentin! Meine sehr
verehrten Damen und Herren! Gewalt von und
zwischen Kindern und Jugendlichen hat in den
vergangenen Jahren eine zunehmende 6ffentliche
und mediale Aufmerksamkeit erfahren. Dabei geht
es nicht nur um die in diesem Zusammenhang
vielfach konstatierte gestiegene Brutalitdt im
Rahmen gewalttatiger Ubergriffe oder um deren
zumindest statistisch zu beobachtenden Anstieg,
sondern auch um die Frage, was unsere Gesell-
schaft tun kann, ja zu tun Uberhaupt in der Lage
ist, um diesem Phanomen Herr zu werden.

Eine einheitliche und strukturell einfache Antwort
auf diese Frage kann es nicht geben. Zu viel-
schichtig ist die Phdnomenologie der auftretenden
Vorfélle, ihres jeweiligen gesellschaftlichen, sozia-
len, entwicklungsphysiologischen oder auch kultu-
rellen Hintergrundes, um lediglich einige der
denkbaren Ursachen zu benennen.

Der Landtag hat soeben den Parlamentarischen
Untersuchungsausschuss zum sogenannten Fol-
termord von Siegburg von seiner Arbeit entbun-
den und seinen Abschlussbericht entgegenge-
nommen. Der Ausschussvorsitzende Schmitz hat
eindrucksvoll aus der Arbeit des PUA berichtet.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dieser
Foltermord stellte letztlich — das hat der Ab-
schlussberichte des PUA gezeigt — nur das trauri-
ge Ende einer Entwicklung dar, die sowohl Opfer
als auch Tater in eine Spirale aus Hoffnungslosig-
keit, zunehmender Verrohung, Gefihlskalte und
schliellich gleichsam Entmenschlichung verstrickt
hat. Dies gilt zumindest fiir die Tater.

Die Enquetekommission bietet die Maoglichkeit,
bereits die Anfange einer solchen Entwicklung in
den Blick zu nehmen und effektive Strategien zu
deren Vermeidung zu erarbeiten. Die FDP-
Fraktion begrufRt daher die Einsetzung dieser
Kommission ausdricklich.

Um es zu verdeutlichen: Der PUA hat im Laufe
seiner Vernehmung auch einen Zeugen angehort,
der ehemals Insasse der JVA Siegburg war. Die-
ser Zeuge hatte eine lange kriminelle Karriere hin-
ter sich, obgleich er gerade erst dem Jugendalter
entwachsen war. Ausweislich Seite 77 des Teil-
abschlussberichtes zum Parlamentarischen Un-
tersuchungsausschuss | sal3 dieser Zeuge unter
anderem wegen Raubes und Diebstahls in sage
und schreibe 336 Fallen ein. Das ist eine Zahl, de-
ren Dimension erst die Alltdglichkeit von Gewalt
und Kriminalitdt im Leben dieses einen jungen
Menschen plastisch vor Augen fiihrt.

Zudem gibt es Falle, in denen strafunmiindige
Kinder schon im Alter von acht, elf, zwdlf oder
13 Jahren dutzend-, wenn nicht sogar fast hun-
dertfach auffallig geworden sind. Die Strafunmin-
digkeit kann sich in solchen Fallen sogar als Ma-
kel erweisen, wenn auf die Vorfélle hin behordlich
nichts veranlasst wird, sondern die Kinder einfach
zu ihren Eltern oder anderen Angehérigen in die
gleichen, mitunter massiv unginstigen Rahmen-
bedingungen zuriickgeschickt werden, die lhre
Delinquenz verursacht haben.

Kein Mensch wird kriminell geboren. Kein Kind
wird geboren, um nachtaktiv im Grof3stadt-
dschungel unterwegs zu sein. Ich erinnere an die
13. Legislaturperiode, in der wir unter dem Stich-
wort Klaukids-Szene in Koln diese Phéanomene
bis hin zum sogenannten Drehtireffekt diskutiert
haben.

Die Aufgabe, die Ursachen, die die vorgenannten
Ph&nomene entstehen lassen und zu begiinstigen
vermogen, zu identifizieren und damit das Abglei-
ten junger Menschen in die Delinquenz zumindest
in einer Vielzahl von Fallen zu verhindern, konnte
eine solche Enquetekommission leisten. Wir be-
grifRen die Einsetzung einer solchen Kommission
und freuen uns auf die Arbeit. — Herzlichen Dank.

(Beifall von der FDP)

Vizepréasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Herr Kollege Engel. — Fur die Fraktion Bund-
nis 90/Die Griunen spricht Frau Kollegin L6hr-
mann. Bitte schon, Frau Kollegin.

Sylvia Lohrmann” (GRUNE): Frau Prasidentin!
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen
und Herren! Dieser von allen Fraktionen unter-
stitzte Antrag ertffnet uns neue Wege, wie wir
politisch mit einem wirklich wichtigen Thema um-
gehen und wie wir es anpacken kdénnen.

Wie kann es gelingen, dass mdglichst viele junge
Menschen ihre Kompetenzen und Fahigkeiten
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entfalten und dass das Aufwachsen so gestaltet
wird, dass sie es hinbekommen, ihr Leben straffrei
innerhalb unserer Gesellschaft zu fiihren? Diese
Kernfrage wurde von allen Vorrednern formuliert.
Wie verhalten wir uns gegeniiber Jugendlichen,
die auf die schiefe Bahn geraten sind und die sich
dann — warum auch immer — flr eine kriminelle
Karriere oder fir die Fortsetzung einer kriminellen
Karriere entscheiden?

Dass wir uns gemeinsam diesen gesellschaftspo-
litischen Fragen stellen, ist bislang unseres Wis-
sens einmalig in der Bundesrepublik und kdnnte
auch fir andere Parlamente in Deutschland ein
Zeichen setzen. In der gemeinsam beantragten
Enquetekommission wenden wir uns den Bedin-
gungen zu, unter denen Madchen und Jungen
heutzutage in unserem Land aufwachsen.

Ziel ist es unter anderem, verbindlich zu bestim-
men, mit welchen strukturellen Hirden Kinder und
Jugendliche wéahrend ihres Aufwachsens konfron-
tiert werden und welche dieser Hirden Jugend-
kriminalitat férdern kénnen. Ich bin sehr froh, dass
es nach der Untersuchungsarbeit im PUA zu der
Enquetekommission kommt und dass alle Land-
tagsfraktionen dieses Vorhaben positiv unterstit-
zen.

Wir haben bei unseren Auseinandersetzungen mit
dem sogenannten Foltermord fraktionsiibergrei-
fend feststellen missen, dass das Thema Ju-
gendgewalt viel grundsétzlicher angegangen wer-
den muss, als es in einem Parlamentarischen Un-
tersuchungsausschuss maoglich ist. Dabei sind wir
zu dem Schluss gekommen: Dieses Thema ge-
hort auf die Agenda der politischen Diskussion,
und zwar in einem Forum, in dem auf3erhalb der
tagespolitischen Auseinandersetzungen fraktions-
Ubergreifend und umfassend nach Ldsungsmdg-
lichkeiten gesucht werden kann.

Denn spéatestens nach der schrecklichen Tat in
der Siegburger JVA darf dieses Thema kein
Randthema mehr bleiben. So haben wir uns daftr
entschieden zu untersuchen, wie die Rahmenbe-
dingungen und Unterstiitzungssysteme ausgestal-
tet werden konnen, um Straftaten von Kindern
und Jugendlichen méglichst frih begegnen zu
kénnen.

Dass die Pravention der wichtigste Bereich ist,
daruber sind wir uns offensichtlich auch schon zu
Beginn dieser Arbeit einig; das ist sehr schén. Wir
wollen damit einen Beitrag leisten, dass sich un-
sere Gesellschaft in NRW aufgrund der Enquete-
arbeit mit dem Thema o6ffentlich auseinandersetzt.
Neben der Beschaftigung mit den strukturellen Ri-
sikofaktoren wird sich die Kommission auch um

Mdglichkeiten kiimmern, wie Mal3Bnahmen der Er-
ziehung und Strafe delinquenter Jugendlicher
besser ausgestaltet werden kénnen.

Meine Damen und Herren, die im gemeinsamen
Antrag formulierten Ziele stellen eine extrem gro-
Be Herausforderung fur die Kommission dar. Ich
bin aber Uberzeugt, dass die Kommission der
Aufgabe gerecht werden kann, wenn sich die Mit-
glieder fraktionsubergreifend fur eine zielfuhrende
Arbeitsweise entscheiden, die von gegenseitiger
Wertschéatzung getragen ist. Das winsche ich der
Kommission. Nur so sind die grundlegenden Wei-
chenstellungen fir eine zukunftsweisende und er-
folgreiche Praventionspolitik in NRW zu erzielen.

Ich wiinsche der Kommission flir ihre Arbeit viel
Erfolg. — Herzlichen Dank.

(Allgemeiner Beifall)

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Frau Kollegin Lohrmann. — Als nachste Rednerin
hat fur die Landesregierung Frau Ministerin Mil-
ler-Piepenkotter das Wort. Bitte schon, Frau Mi-
nisterin.

Roswitha Miller-Piepenkdtter, Justizministerin:
Frau Prasidentin! Meine sehr geehrten Damen
und Herren Abgeordnete! Die Einrichtung einer
Enquetekommission ist ureigene Angelegenheit
des Parlaments, die durch die Regierung nicht zu
bewerten ist. Erlauben Sie mir trotzdem, meine
Freude und meinen Dank fir diesen besonders
wertvollen Beitrag zur Jugendkriminalitatspraven-
tion und -bek&mpfung zum Ausdruck zu bringen.

Die Bewadltigung alarmierender Erscheinungen
der Jugendgewalt und Intensivkriminalitat ist eines
der zentralen kriminalpolitischen Anliegen, denen
die Landesregierung in Nordrhein-Westfalen seit
Beginn der Legislaturperiode einen Schwerpunkt
ihrer Aufmerksamkeit widmet. Im Zentrum stehen
Konzepte fur den Umgang mit Jugendkriminalitét.
Dabei wird uns nur eine breite gesellschaftliche
Diskussion mit praventiven Ansatzen in die Lage
versetzen, der zunehmenden Kriminalitat eines
Teils unserer Jugend Herr zu werden.

Vor diesem Hintergrund hat die Landesregierung
mit Beschluss vom 28. Méarz 2006 eine interminis-
terielle Arbeitsgruppe unter Federfihrung des
Justizministeriums und des Ministeriums fur Ge-
nerationen, Familie, Frauen und Integration einge-
richtet. Aufgabe dieser Arbeitsgruppe ist es, einen
gemeinsam getragenen Katalog praventiv wirken-
der MaRnahmen zu entwickeln, die dazu beitra-
gen, der Kinder- und Jugendkriminalitat zu be-
gegnen.
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Die IMAG hat hierzu das 20-Punkte-Programm
.otopp der Kinder- und Jugendkriminalitat” erar-
beitet. Am 7. November 2006 wurde das Pro-
gramm im Kabinett beschlossen. Ich méchte bei-
spielhaft einige Punkte nennen: die Intensivierung
der Arbeit mit gefahrdeten Jugendlichen, Friher-
kennung sowie Abbau von Gewalt in Schule und
Familie, Aufbau und Weiterentwicklung von Fami-
lienzentren oder auch die Verhinderung von Tat-
gelegenheiten durch stadtebauliche Malinahmen.

Mir als Justizministerin obliegen im Bereich der
tertiaren Kriminalprévention besonders die Projek-
te ,Gelbe Karte", ,Staatsanwalt vor Ort* sowie die
sogenannten Intensivtaterprojekte und die ambu-
lante intensive Bewé&hrungshilfe. Ziel der Projekte
ist es, schnelle erzieherische Reaktionen zu er-
mdoglichen und junge Kriminalitatseinsteiger frih-
zeitig abzufangen.

Meine Damen und Herren, wir brauchen Uber die-
sen MaRRhahmenkatalog hinaus eine gesamtge-
sellschaftliche Diskussion, die an den familidren
und gesellschaftlichen Ursachen der Jugendkri-
minalitdt ansetzt und versucht, diese zu beheben.

Unsere Jugend ist und bleibt das wertvollste Kapi-
tal fur die Zukunft unserer Gesellschaft. Das Hi-
neinwachsen junger Menschen in solidarische
Gesellschaftsformen, das Erlernen sozialen Ver-
haltens und das Erfahren emotionaler Stabilitat
sind Grundvoraussetzungen fiir Selbstbeherr-
schung, Frustrationstoleranz und Durchhaltever-
mdgen sowie Selbstwertgefiihl. Das muss der
junge Mensch in Familie, Kindergarten, Schule
lernen. Dazu bedarf es der Diskussion.

Meine Damen und Herren, ich danke der Fraktion
Bindnis 90/Die Grinen, die mit langem Atem die-
se Initiative verfolgt und schlie3lich zum Erfolg ge-
fuhrt hat, und der Fraktion der CDU, die die ihr
zustehende Enquete fur dieses Thema zur Verfi-
gung stellt. Ich danke allen Fraktionen fir den
fraktionsuibergreifenden Antrag zur Einrichtung
dieser Enquetekommission zur Erarbeitung von
Vorschlagen fur eine effektive Préventionspolitik
in NRW, denn ich bin mir sicher, dass — ich zitiere
Ihren Einsetzungsantrag — ,von lhrer Arbeit eine
wertebildende Orientierung fir die Gesellschaft
des Landes Nordrhein-Westfalen ausgehen
kann“. Daflr wiinsche ich der Enquetekommission
viel Erfolg.

(Beifall von CDU, FDP und GRUNEN)

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Frau Ministerin Muller-Piepenkétter. — Meine sehr
verehrten Damen und Herren, weitere Wortmel-
dungen liegen mir nicht vor, sodass wir am

Schluss der Beratung sind und zur Abstimmung
kommen kdnnen.

Die antragstellenden Fraktionen haben direkte
Abstimmung beantragt. Wer diesem Antrag zu-
stimmen mdchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Gegenstimmen? — Stimmenthaltungen? —
Dann ist mit Zustimmung aller vier Fraktionen der
Antrag Drucksache 14/6995 angenommen und
die Basis fur die Enquetekommission gelegt.

Ich rufe auf:

13 Keine gemeinsame Abhdrzentrale fur Poli-
zei und Geheimdienste in KoIn

Antrag
der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Drucksache 14/6959

EntschlieBungsantrag
der Fraktion der CDU und
der Fraktion der FDP
Drucksache 14/7056

Ich erdffne die Beratung und erteile fur die Frakti-
on Bundnis 90/Die Griuinen der Frau Kollegin Du-
ker das Wort. Bitte schdn, Frau Kollegin.

Monika Diiker” (GRUNE): Frau Prasidentin! Lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Mit unserem Antrag
wollen wir heute auf eine Mallnhahme des Bundes
hinweisen. Es geht um die Einrichtung einer neu-
en Abhorinfrastruktur des Bundes mit seinen Be-
hérden Bundeskriminalamt, Bundespolizei und
Bundesamt fiir Verfassungsschutz, die in Kéln
zentralisiert werden sollen. Es soll ein Service-
und Kompetenzzentrum beim Bundesverwal-
tungsamt in Kdln eingerichtet werden, wo die Te-
lekommunikationstiberwachungseinrichtungen
des Bundes zusammengefiihrt werden sollen.
Das heift, hier soll aus Koln die Uberwachung
von Mobil- und Festnetztelefonie, E-Mail-Verkehr
etc. stattfinden.

Die Neuerung, die dies beinhaltet, ist, dass hier
zusammengefuhrt wird, was aus unserer Sicht
nicht zusammengehort, namlich Abhéreinrichtun-
gen der Polizei und Abhdreinrichtungen der Nach-
richtendienste. Wir haben in Deutschland aus gu-
tem Grund das verfassungsrechtlich festgelegte
Trennungsgebot, denn Polizei und Nachrichten-
dienste sollen nicht im Sinne einer geheimen
Staatspolizei zusammenarbeiten. Das ist auch gut
So.

In einem Konzeptpapier des Bundes wird deutlich,
was das Vorbild des Bundesinnenministers ist.
Das Vorbild ist die National Security Agency in
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den USA, die mit 38.000 Mitarbeiter einer der
groRten Abhdrzentralen der Welt darstellt, oder
das Government Communications Headquarters
in England, ebenso eine Zusammenfihrung. Ge-
nau das ist es: In diesen Landern handelt es sich
nicht um ein technisches Hilfswerk oder ein Tech-
nik-Pool, sondern in England und in Amerika —
das sind wohl die Vorbilder von Herrn Schauble —
finden Abhéren und Auswertung statt.

Das, was angeblich getrennt bleiben soll — das will
man uns weismachen —, wird da zusammenge-
fuhrt und ist im Ubrigen hoch umstritten. Etliche
Skandale begleiten die Geschichte dieser Mam-
mutabhoérzentralen. Trotz allen Beteuerungen zum
Bekenntnis zum Trennungsgebot beim Bund blei-
ben angesichts der schwierigen Kontrollmdglich-
keiten solcher Behorden starke Bedenken bei den
Datenschiitzern. Niemand ist beruhigt.

Hinzu kommt fir uns: Es ist ein Baustein eines
bedenklichen Umbaus unserer Sicherheitsarchi-
tektur in Deutschland, der von mehr Zentralitat,
weniger Transparenz und vor allem von weniger
Kontrollmdglichkeiten gekennzeichnet ist. Wir se-
hen bei all diesen sicherheitspolitischen Struktur-
maflinahmen, auch was das BKA-Gesetz und an-
dere angeht, die Gefahr, dass einem rechtsstaat-
liches Gleichgewicht, dass Eingriffsbefugnissen
eine sehr effiziente Kontrolle gegenubersteht.
Dieses Check and Balance System unseres
Rechtsstaats gerat ins Wanken.

(Beifall von den GRUNEN)

Diese Behorde ist ein Baustein davon. Deswegen
stimmen wir ausnahmsweise unserem Innenmi-
nister einmal zu. Wir finden, wenn er sich schon
einmal als Burgerrechtler outet, dann sollte das
auch vom Parlament gewdirdigt werden. Er sagt
im ,Kdlner Stadt-Anzeiger*:

Der Aufbau einer Abhdérzentrale fiir Polizei und
Geheimdienste widerspricht dem strikten Tren-
nungsgebot zwischen Polizei und Verfassungs-
schutz. Wir halten das nicht fur effektiv.

(Ralf Witzel [FDP]: Richtig!)

Bravo! Gut gebrillt, Herr Innenminister! Wir méch-
ten dieses heute wirdigen und dem durch das
Parlament zustimmen. Wir bedauern sehr, dass
es um Sie sehr einsam wird; denn nach dem Ent-
schlieBungsantrag von CDU und FDP folgen |h-
nen lhre Truppen im Parlament nicht. CDU und
FDP haben ausweislich des EntschlieBungsan-
trags grof3tes Vertrauen in Herrn Schauble. Sie
geben ihm Vertrauensvorschuss dahin gehend,
dass es bei allem, was da in Koln passiert, wohl
schon zum Besten steht. Das tut uns sehr leid.

Sie haben hier aber die Opposition an lhrer Seite,
Herr Innenminister. Wir unterstitzen Sie bei die-
ser Haltung ausdrtcklich.

(Beifall von den GRUNEN)

Vizepréasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Frau Kollegin Duker. — Als nachster Redner hat
fur die Fraktion der CDU der Kollege Kress das
Wort. Bitte schon, Herr Kollege.

Karl Kress (CDU): Frau Prasidentin! Meine sehr
geehrten Kolleginnen und Kollegen! Wir haben
sowohl in den Innenminister Schauble als auch in
den Innenminister Wolf grof3tes Vertrauen. Die
Zusammenarbeit ist auf3erordentlich gut. Diese
gute Zusammenarbeit ist die Basis unseres Ver-
trauens — und umgekehrt.

Frau Duker, ich danke Ihnen ausdricklich fur Ih-
ren Hinweis. Offensichtlich haben Sie alles das,
was an dieser Stelle vorgegeben worden ist,
falsch verstanden. Aber Sie wollen es ja auch so
verstehen. Ich meine, der Grundsatz gilt: Neue
Technologien missen Uberall dazu fihren, dass
man Ressourcen biindelt. — Es macht doch auch
keinen Sinn, wenn jede Behoérde eigene techni-
sche Anlagen und eigene Methoden entwickelt.
Wir missen die vorhandenen sicherheitsbehdrdli-
chen Kompetenzen zusammenfihren, weiterent-
wickeln und — was wichtig ist — zukunftsfahig ma-
chen.

Das wissen Sie als Antragsteller natirlich auch.
Sie verfolgen mit lhrem Antrag ja auch ein ande-
res Ziel. Sie wollen versuchen, Differenzen zwi-
schen den Koalitionsfraktionen zu konstruieren.
Das haben Sie mit lThrem Wortbeitrag nochmals
bestatigt, Frau Duker.

Wie bei vielen vorherigen Versuchen gleicher Art
wird lhnen das auch heute nicht gelingen. Dass
es auf der sachlichen Ebene keinerlei Differenzen
zwischen den Koalitionsfraktionen gibt, haben wir
mit unserem gemeinsamen Entschlieungsantrag
deutlich gemacht. Da kann man auch nichts hin-
eininterpretieren. Er ist so deutlich formuliert, dass
er die von lhnen getroffene Aussage eigentlich
nicht zulasst.

Frau Duker, aufgrund diverser Anfragen und An-
trage der Bundestagsfraktion Bindnis 90/Die
Grinen haben Sie doch auch alle offenen Fragen
sehr detailliert beantwortet bekommen. So hat die
Bundesregierung schon am 11. Marz dieses Jah-
res lhre kritischen Anmerkungen und Beflirchtun-
gen zum geplanten Service- und Kompetenzzent-
rum fir die Telekommunikationstiberwachung ab-
solut widerlegt.
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Die Zusammenarbeit und die damit einhergehen-
de Kompetenzsteigerung werden sich ausschliel3-
lich auf die technischen Leistungen beziehen. Die
Bindelung des technisch-wissenschaftlichen
Fachpersonals in dem sehr dynamisch wachsen-
den Entwicklungsfeld der Uberwachungstechnik
ist plausibel und auch dringend erforderlich. Der
Grundgedanke der Zusammenfassung in einer
Service- und Kompetenzstelle beruht darauf,
technische Neuerungen zu optimieren und Syner-
gieeffekte als reiner IT-Dienstleister, also in einem
Technikpool ohne eigensténdige Befugnisse in
der Auswertung, zu biindeln.

Gerne verweise ich auf die Ausfihrungen des
Bundestagsabgeordneten Dieter Wiefelspltz, der
sich vehement fur die schnelle Einfihrung des
Kompetenzzentrums einsetzt und fordert — ich zi-
tiere ihn inhaltlich —:

Wir mussen technisch endlich auf die Héhe der
Zeit kommen und auf diesem fiir uns alle wichti-
gen Sektor besser werden. Es ist doch nicht hin-
zunehmen, dass wir im Bereich der Entwicklung
der Telekommunikationsiiberwachungstechnik an
verschiedenen Stellen nebeneinander forschen
und arbeiten und andere Entwicklungskapazitaten
nicht biindeln.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, fir uns,
die CDU-Fraktion, steht fest, dass an dem Prinzip
der organisatorischen Trennung von Polizei und
Nachrichtendiensten unumstoflich festgehalten
wird. Wir wollen, dass die inhaltliche Auswertung
erfasster Daten durch die jeweiligen Spezialisten
ausschlief3lich in den einzelnen Fachbehdrden er-
folgt. Das unterstreichen wir mit unserem Ent-
schliefungsantrag noch einmal.

Ich kann lThnen nur empfehlen, diesem Entschlie-
Bungsantrag zuzustimmen, weil er sachlich ge-
rechtfertigt ist, die Position der Koalition wider-
spiegelt und nicht wie der sehr provozierende An-
trag der Fraktion Bindnis 90/Die Grinen Miss-
trauen séat. Diesen Antrag werden wir ablehnen. —
Ich danke Ihnen fur Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall von CDU und FDP)

Vizepréasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Herr Kollege Kress. — Als nachster Redner hat die
fur Fraktion der SPD der Kollege Dr. Rudolph das
Wort. Bitte schon, Herr Kollege.

Dr. Karsten Rudolph (SPD): Frau Préasidentin!
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zwar sind wir
jetzt schon in der Vorberichtserstattungszeit des
vor uns liegenden Fuf3ballspiels. Gleichwohl ist
das Thema, das wir heute behandeln, wichtig. —

Nachdem ich jetzt die Ausfiihrungen von Frau
Duker und Herrn Kress gehort habe, wirde ich
uns raten, zwei Dinge zu tun.

Erstens sollten wir beide Antrage ablehnen.
(Ralf Witzel [FDP]: Wo ist denn lhrer?)

Ich begriinde auch gleich, warum wir das tun soll-
ten.

Zweitens. Weil mir manchmal nicht ganz klar wur-
de, worliber Sie beide eigentlich reden, schlage
ich Folgendes vor: Wir behandeln dieses Thema
einmal emotionsfrei und sehr sachlich im Innen-
ausschuss — vielleicht mit einem Vertreter des
Bundes oder einer Bundesbehorde, der uns ein-
mal sachkundig Auskunft dartber gibt, was ei-
gentlich geplant ist. Nachdem wir uns das ange-
hort haben, kann man sich ja, wenn es berechtig-
ten Anlass dazu gibt, dariber aufregen.

(Ralf Witzel [FDP]: Wo ist denn Ihr Antrag?)

—Ich komme dazu. — Sich aufzuregen, ohne
Sachkenntnis zu haben, ist aber schon befremd-
lich.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie kénnen sich
alle denken, dass ich ein sehr kritisches Verhalt-
nis zu Bundesinnenminister Schauble pflege. Mir
wirde aber nicht im Traum einfallen, ihm vorzu-
werfen, er wolle in Deutschland eine geheime
Staatspolizei aufbauen.

Wenn der Innenminister des Landes Nordrhein-
Westfalen behauptet, Herr Schauble und vielleicht
auch Herr Wiefelspitz seien diejenigen, die mit
dem Kompetenzzentrum und dem Dienstleis-
tungszentrum jetzt versuchen wollten, eine ge-
heime Staatspolizei in Deutschland aufzubauen,
so weise ich das ganz entschieden zurlick. Herr
Minister, das war nicht nur weit Ubers Ziel hinaus-
geschossen; das war ein historischer Vergleich,
der auferst blamabel ist und &ufierst blamabel
bleibt.

(Beifall von der SPD)

Das zeigt aber natirlich auch, wie Sie in der Si-
cherheitspolitik vorgehen. Dort, wo es maglicher-
weise nichts kostet — vielleicht Ansehen, aber
sonst nichts —, sind Sie lautstark. Geht es hinge-
gen um die Wahrung foderaler Interessen und
den Gestaltungsauftrag von foderaler Politik und
Landespolitik, sind Sie schwach.

(Vorsitz: Prasidentin Regina van Dinther)

Herr Kress, Sie kénnen natirlich so tun, als sei
der EntschlieBungsantrag der Koalitionsfraktionen
genau das, was jetzt alles glattbligelt. Nach der
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AuRerung des Ministers im ,Kolner Stadt-
Anzeiger®, die ich gerade erwahnt habe, und dem
EntschlieBungsantrag, den Sie heute aufbieten,
hinter dem der Minister wahrscheinlich auch steht,
ist das naturlich schon bemerkenswertes, wenn-
gleich richtiges Ruckrudern.

Um es etwas freundlicher zu sagen: Es erinnert
gewissermalfien an die Piraten in den berihmten
Asterix-Comics, die immer dann, wenn sie Asterix
und Obelix sehen, auf einmal ganz schnell zu-
ruckrudern, aber trotzdem Schifforuch erleiden.
Genau das ist dem Minister und der Landesregie-
rung in diesem Fall wieder einmal ganz eindeutig
passiert.

Ansonsten, Herr Kress: Wenn man den Ent-
schlieBungsantrag liest, stellt man fest: Er ist so
eine Art gedruckter Kaufhausmusik, die Burgerin-
nen und Birger und das Parlament ein bisschen
einschlafern soll. Aber auch da gibt es Dissonan-
zen. Wenn Sie auf einmal konzedieren, es gebe
Zentralisierungsbestrebungen, dann sollten Sie
einmal nachweisen, wo denn diese Zentralisie-
rungsbestrebungen, die da offensichtlich als Kritik
gemeint sind, nun wirklich zu finden sind. Das
spricht im Ubrigen auch dafir, dass sich der In-
nenausschuss einmal mit dem Thema unter Zuhil-
fenahme von Experten aus dem Bund beschéfti-
gen sollte; das werden wir jedenfalls vorschlagen.

Wir lehnen den EntschlieBungsantrag aus den
besagten Grinden ab. Wir sind sehr gespannt
darauf, wie sich der Minister verhélt. Ich wirde
ihm raten, das Wort von der geheimen Staatspoli-
zei vor der nordrhein-westfalischen und deut-
schen Offentlichkeit zuriickzunehmen.

Ich wirde den Grinen empfehlen, derartige Aus-
sagen nicht zum Anlass fur einen linken Alarmis-
mus zu nehmen, der in der Sache nichts bringt.
Ich rate den griinen Kollegen auch, die AuRerun-
gen des Innenministers nicht unbedingt als Anlass
und bare Munze fur eine gute Politik zu nehmen
und sich hinter jemanden zu stellen, der offen-
sichtlich an politischem Ansehen und an Gestal-
tungskraft in diesem Land sehr stark eingebuf3t
hat. — Herzlichen Dank fur lhre Aufmerksamkeit.

(Beifall von der SPD)

Prasidentin Regina van Dinther: Danke schén,
Herr Dr. Rudolph. — Fir die FDP spricht nun Herr
Engel.

Horst Engel (FDP): Frau Prasidentin! Meine sehr
verehrten Damen und Herren! Als FDP haben wir
bereits zur beabsichtigten MafRnahme Stellung
bezogen und unsere rechtlichen und politischen

Bedenken zum Ausdruck gebracht. Wie im Ent-
schlieBungsantrag der Regierungskoalition darge-
stellt, plant Bundesinnenminister Schéuble eine
Vereinheitlichung und Bindelung der Fachkompe-
tenz der Sicherheitsbehdrden und der Technik im
Bereich der Telekommunikationsiiberwachung.

Auf Bundesebene soll ein Kompetenzzentrum
eingerichtet werden, in dem Richtlinien flr den
Bereich der Telekommunikationsiiberwachung er-
arbeitet werden. Des Weiteren soll beim Bundes-
verwaltungsamt in Koln ein Servicezentrum ent-
stehen, das die Sicherheitsbehdrden bei der
Durchfihrung von AbhdrmalRnahmen technisch
unterstitzt. Nicht mehr und nicht weniger!

Auch wenn es sich bei dem hier thematisierten
Zentralisierungsvorhaben in erster Linie um ein
Projekt des Bundesinnenministeriums handelt und
es auch um dessen Befugnisse geht, sehen wir
als FDP-Fraktion das Vorhaben kritisch, weil die
unterschiedlichen Aufgaben von Polizei und Ge-
heimdiensten hier gebiindelt wirden. Das geht
nicht und auch nur ausnahmsweise auf der obe-
ren Netzwerkebene in einer bewertenden Ver-
knlUpfung, wie wir das im gemeinsamen Terroris-
musabwehrzentrum — abgekiirzt: GTAZ — in Berlin
erfolgreich praktizieren. Durch diese Aufgaben-
bindelung besteht die begrindete Gefahr — ich
sagte das schon —, dass verfassungsimmanente
Grenzen Uberschritten werden und das strikte
Trennungsgebot verletzt wird.

Die Kompetenzen des polizeilichen und nachrich-
tendienstlichen Bereichs dirfen jedoch nicht
durch eine solche MaRhahme verwischt werden.
Dass eine wirkungsvolle Zusammenarbeit der Si-
cherheitsbehtdrden des Bundes und der Lander
unter Beriicksichtigung des Trennungsgebotes
moglich ist, darauf habe ich hingewiesen. Das
funktioniert in Berlin wirklich hervorragend.

Im Rahmen dieses Projektes hat der Bund ge-
meinsam mit den Landern dafiir gesorgt, dass die
Vorgaben des Trennungsgebotes gesetzlich fest-
gelegt und auch im Wirkbetrieb umgesetzt worden
sind.

Meine sehr verehrten Damen und Herren: An dem
Prinzip der organisatorischen Trennung von Poli-
zei und Nachrichtendiensten muss deshalb strikt
festgehalten werden. Das Trennungsgebot ist von
wesentlicher Bedeutung fiir unseren Rechtsstaat.
Ich gehe deshalb davon aus, dass das Land
Nordrhein-Westfalen von dem Angebot, in die
technische Realisierung des Projektes eingebun-
den zu werden, keinen Gebrauch machen wird.
Dazu wird sicherlich unser Innenminister Dr. Wolf
noch genaue Ausfilhrungen machen.
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Wir kénnen lhrem Antrag nicht zustimmen. Wir
werben dagegen fir die Annahme unseres Ent-
schlieBungsantrages. — Herzlichen Dank.

(Beifall von FDP und CDU)

Prasidentin Regina van Dinther: Danke schén,
Herr Engel. — Fur die Landesregierung spricht nun
der Herr Innenminister.

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Frau Prasidentin!
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zu-
nachst mdchte ich das nachholen, was die Frakti-
on Bindnis 90/Die Grunen in ihrem Antrag nur
verklrzt dargestellt hat. Zur Darstellung des
Sachverhaltes begniigen Sie sich in Ihrem Antrag
hauptsachlich mit Informationen aus der Presse.
Dariiber hinaus stellen Sie den Antrag zur direk-
ten Abstimmung. Das zeigt, dass Sie weder an
einer umfassenden Information noch an einer
ernsthaften Sachdebatte interessiert sein kbnnen.

Um hier einen Beitrag zur Versachlichung der De-
batte zu leisten, stelle ich fir Sie gerne noch ein-
mal klar, was eigentlich in Rede steht: Der Bun-
desinnenminister beabsichtigt, das Fachwissen
sowie die Technik im Bereich der Telekommuni-
kationstiiberwachung zu bindeln. Das aktuelle
Konzept wurde auf der letzten IMK vom 17. und
18. April 2008 in Bad Saarow vorgestellt.

Bei dem Zentralisierungsvorhaben handelt es sich
primar um ein Projekt des Bundesinnenministeri-
ums, das auch in erster Linie auf die Aufgaben
und Befugnisse der Sicherheitsbehérden seines
Ressorts abgestimmt ist. Darliber hinaus hat der
Bundesinnenminister die Lander dazu eingeladen,
auf eigenen Wunsch an dem Projekt teilzuneh-
men.

Um Sie auch hier zu informieren: Das Land Nord-
rhein-Westfalen wird von dem Angebot, in die
technische Realisierung des Projektes eingebun-
den zu werden, keinen Gebrauch machen. Hierfur
besteht in Nordrhein-Westfalen derzeit kein Be-
darf. Die Sicherheitsbehdrden unseres Landes
verfiigen bereits Uber technisch hoch anspruchs-
volle Anlagen, die den aktuellen Entwicklungen im
Bereich der Telekommunikation angepasst sind.

Meine Damen und Herren, meine AuRerungen in
diesem Zusammenhang zielen ausdricklich dar-
auf ab, das Trennungsgebot zwischen Polizei und
Nachrichtendiensten zu wahren. Die Formulierun-
gen, die Sie in der Presse gefunden haben, waren
nicht abgestimmt. Insofern, Herr Rudolph, gibt es
da auch nichts zuriickzurudern. Ich habe auch
Herrn Schéauble dariiber in Kenntnis gesetzt. Und
ich kann jegliche Unterstiitzungsadressen der

Grlinen als vergiftete Angebote hier gerne zu-
rickweisen.

Fir mich ist ein wesentlicher Punkt, dass wir im
Zusammenhang mit der Antiterrordatei genau die-
sen bestandigen Hinweis auf die Einhaltung des
Trennungsgebotes gemacht haben. Deshalb wird
auch die Antiterrordatei heute nur indexbasiert ge-
fuhrt. Aufgrund meines Rechtsstaatsverstandnis-
ses werde ich auch weiterhin daran festhalten,
immer wieder an dieses verfassungsrechtliche
Gebot zu erinnern und mich gegen eine Aushéh-
lung auszusprechen. Diese Zielrichtungen haben
auch die Fraktionen der CDU und der FDP in ih-
rem EntschlieBungsantrag treffend dargestellt.

Nun zurlick zu Ihrem Antrag: Mit dem Beschluss-
vorschlag mdchten Sie eine Positionierung des
Landtags zu dem Vorhaben des Bundesinnenmi-
nisters herbeifiihren. Was mich dabei allerdings
wundert, ist, dass sich in dem Antrag einmal wie-
der keine einzige Formulierung zu Ilhrem eigenen
Standpunkt in dieser Sache finden lasst. Der An-
trag aber, nur auf Presseartikel gestutzt, fuhrt zu
einer inhaltlich verkirzten Darstellung der Position
der Landesregierung in dieser Sache.

Der EntschlielBungsantrag der Regierungskoaliti-
on bringt dagegen mein Anliegen auf den Punkt
und wird daher ausdricklich begrifRt. — Vielen
Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall von CDU und FDP)

Prasidentin Regina van Dinther: Vielen Dank,
Herr Innenminister. — FUr die Fraktion Bind-
nis 90/Die Grlnen spricht Frau Diker.

Monika Diiker” (GRUNE): Frau Prasidentin! Herr
Innenminister, ich muss sagen, wir sind sehr ent-
tauscht dariber, dass Sie hier unsere Unterstut-
zung nicht annehmen méchten. Nachdem wir hier
immer kontrovers diskutieren, bieten wir nun ein-
mal Unterstlitzung an.

(Ralf Witzel [FDP]: Die brauchen wir nicht!)
Wir sind also personlich enttduscht.

Eine erste Klarstellung zu lhren Ausfuhrungen:
Wir beziehen uns nicht nur auf Presseartikel, was
die Informationslage angeht, sondern wir bezie-
hen uns auf eine Debatte in einer Fragestunde im
Deutschen Bundestag, bei der das Bundesinnen-
ministerium diese Dinge offentlich im Bundestag
genauso vorgestellt hat, wie wir sie darstellen.

Zweite Bemerkung: Ich habe den Artikel aus dem
.Kblner Stadt-Anzeiger* mit. Ich lese Ihnen gern
noch einmal daraus vor. Der ,Koélner Stadt-
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Anzeiger” ist eine seridse Zeitung. Wenn Sie das
anders sehen, missen Sie uns das sagen. Dort
steht:

.Den Ausbau des Bundesverwaltungsamtes in
KoIn zu einer neuen Abhoérzentrale fir Geheim-
dienste und Polizei lehnt der nordrhein-
westféalische Innenminister Ingo Wolf (FDP) ve-
hement ab. Eine ,geheime Staatspolizei’ miisse
vermieden werden.”

Und so weiter und so fort. Das sind klare Aussa-
gen. Wenn Sie sagen, das haben Sie alles so
nicht gesagt, dann wirde ich mich an lhrer Stelle
an den ,Kdlner Stadt-Anzeiger® wenden. Dann
erwarte ich von Ihnen hier aber auch eine Gegen-
darstellung. Die ist nicht erfolgt. Sie haben keine
Gegendarstellung gemacht.

(Ralf Witzel [FDP]: Absurd!)

Die ist nicht abgedruckt worden. Von daher sage
ich noch einmal: Dieser Aussage von lhnen stim-
men wir heute ausdrucklich zu.

(Beifall von den GRUNEN)

Prasidentin Regina van Dinther: Danke schén,
Frau Diker. — Herr Innenminister, Sie haben noch
einmal das Wort.

(Zuruf von den GRUNEN: Jetzt kommt der
bdse Wolf!)

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Auch im zweiten
Anlauf wird es nicht besser. Frau Diker, ich habe
ganz deutlich gesagt, dass diese AuRerung in ei-
ner nicht abgestimmten Fassung herausgegeben
worden ist. Das habe ich Herrn Schauble so mit-
geteilt. Damit ist der Fall erledigt.

Ich brauche Ihre Unterstlitzung nicht in diesem
Fall und auch nicht in anderen Fallen. — Ich bitte
einfach nur darum, dem EntschlieBungsantrag der
Koalitionsfraktionen zuzustimmen. — Vielen Dank.

(Beifall von Ralf Witzel [FDP] — Rainer
Schmeltzer [SPD]: Hochmut kommt vor dem
Falll)

Prasidentin Regina van Dinther: Danke schén. —
Meine Damen und Herren, es gibt keine weiteren
Wortmeldungen. Ich schliel3e die Beratung.

Wir kommen zum Abstimmung. Wir stimmen ers-
tens ab Uber den Antrag der Fraktion Bind-
nis 90/Die Grinen Drucksache 14/6959. Die
Fraktion Bundnis 90/Die Griinen hat direkte Ab-
stimmung beantragt. Deshalb kommen wir zur
Abstimmung Uber diesen Antrag. Wer dem Antrag
zustimmen mochte, den bitte ich um das Hand-

zeichen. — Das ist die Fraktion Bindnis 90/Die
Grunen. Wer ist dagegen? — Das sind die Fraktio-
nen der CDU, der SPD und der FDP. Wer enthalt
sich? — Damit ist dieser Antrag mit grol3er Mehr-
heit abgelehnt.

Wir kommen zweitens zur Abstimmung Uber den
EntschlieBungsantrag der Fraktion der CDU und
der Fraktion der FDP Drucksache 14/7056. Wer
dem zustimmen moéchte, den bitte ich um das
Handzeichen. — Das sind CDU und FDP. Wer ist
dagegen? — SPD und Griine. Wer enthalt sich? —
Niemand. Dann ist dieser EntschlieRungsantrag
angenommen.

Meine Damen und Herren, wir kommen zu:

14 Gesetz zur Starkung der Eigenverantwor-
tung von Schulen (3. Schulrechtsénde-
rungsgesetz)

Gesetzentwurf

der Fraktion der CDU und
der Fraktion der FDP
Drucksache 14/6678

Beschlussempfehlung und Bericht
des Ausschusses

fur Schule und Weiterbildung
Drucksache 14/6978

EntschlieBungsantrag
der Fraktion der SPD
Drucksache 14/7047

EntschlielBungsantrag
der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Drucksache 14/7048

zweite Lesung

Ich erdffne Uber all diese Antrdge die Beratung
und gebe als erstem Redner Klaus Kaiser von der
CDU-Fraktion das Wort. Bitte schon.

Klaus Kaiser” (CDU): Frau Prasidentin! Meine
sehr verehrten Damen und Herren! Auf dem Weg
zum Rednerpult habe ich gerade zum ersten Mal
Fraktionszwang empfunden, namlich insoweit, als
die Hinweise auf das anstehende Ful3ballspiel
jetzt doch ein bisschen vehementer werden.

(Beifall von der SPD)

Von daher habe ich auch versprochen, jetzt nicht
zu lange zu reden.

Bundesprasident Horst Kéhler hat in seiner Berli-
ner Rede im Jahre 2008 vor wenigen Tagen aus
meiner Sicht etwas sehr Wichtiges und fir alle
von uns vielleicht auch Mal3gebendes gesagt:
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.Deutschland braucht ein Klima der Begeiste-
rung und der Anerkennung fir Bildung. Es soll
ein Land werden, in dem alle Lernen lernen,
neugierig bleiben und sich ein Leben lang wei-
terbilden. Es soll ein Land werden, in dem Bil-
dung auf Respekt stéRt und das Bemihen um
Bildung auf Anerkennung und Hilfe."

Meine Damen und Herren von der Opposition,
wenn ich mir ansehe, welche bildungspolitischen
Themen Sie heute an den Tag gebracht haben,
dann muss ich feststellen: Sie sind schon ziemlich
weit rickwérts gewandt. Sie gehen eigentlich
nicht nach vorne.

An das Thema, das wir jetzt zu beraten haben,
namlich das Gesetz zur Starkung der Eigenver-
antwortung von Schulen, gehen Sie auch eher
riickwarts gewandt heran. lhre AuRerungen im
Rahmen der Anhérung und der Beratungen im
Ausschuss machen deutlich, dass Sie die Chance
nicht wahrnehmen, hier vielleicht gemeinsam
nach vorne zu gehen, weil es wichtig ist: Gute
Schulen sind selbststandige Schulen.

(Beifall von Séren Link [SPD])

Sie gehen diesen Weg nicht mit. Das ist aus mei-
ner Sicht ein Stlck weit bedauerlich.

Im Gesetz ist die Funktion des Schulleiters als
Dienstvorgesetzter geregelt. Deutlich geworden
ist und deutlich wird: Schulleitungen missen Fih-
rungsverantwortung Ubernehmen. Schulleitung ist
kunftig noch starker auf die padagogische Fih-
rung der einzelnen Schule gerichtet. Dazu brau-
chen wir entsprechende Unterstlitzung seitens
des Landes. Dazu mussen wir auswerten, was
der Versuch ,Selbststéndige Schule* ergeben hat.
Dazu gibt es auch keine Alternative. Wir flankie-
ren das mit entsprechenden Maflinahmen.

Wir haben den zweiten Bereich, dass wir zu einer
neuen Gesprachskultur innerhalb der Schule
kommen, indem die Lehrerrate Aufgaben der Per-
sonalrate Gbernehmen und damit in die Gesamt-
fuhrung der Schule noch viel stéarker eingebunden
werden und dort natirlich auch ihre Rechte als
Beschaftigte wahrnehmen.

Wichtig ist in dem Zusammenhang, dass dies nur
der Einstieg ist, um das anspruchsvolle Projekt
der eigenverantwortlichen Schule in der Flache
umzusetzen. Frau Schéfer, Sie neigen ja immer
dazu, zu sagen, das sei ein guter Modellversuch
gewesen. Das will ich gar nicht in Zweifel ziehen.
Das Problem dabei ist, dass Sie den Modellver-
such isoliert betrachten. Die eigentliche Heraus-
forderung steht aber in den nachsten Jahren an,

(Beifall von der CDU)

namlich diesen Modellversuch auf 6.000 Schulen
zu Ubertragen. Das ist das anspruchsvolle Ziel,
was wir verfolgen. Dabei machen Sie nicht mit.
Sie gehen in das ubliche Geplankel von Oppositi-
on und in Polemik Gber. Das wird Sie nicht weiter-
fuhren.

Aus unserer Sicht ist es in dem Zusammenhang
wichtig, dass die Schulministerin Frau Sommer —
dafiir danke ich ihr sehr — in ihrer letzten Presse-
konferenz in der vergangenen Woche deutlich
gemacht hat, in welche Richtung es geht. Es geht
namlich in die Richtung, dass die Schulen wesent-
lich mehr Innovationsfahigkeit selbst entwickeln
kénnen. Es ist angedacht, dass dann, wenn ir-
gendwo im Land ein Schulversuch genehmigt
worden ist, dieser von anderen Schulen uber-
nommen werden kann. Das ist ein hervorragender
Beitrag zur Entburokratisierung und zur Schulent-
wicklung und zur Qualitatsentwicklung von Schu-
le.

(Beifall von der CDU)

Das sind einige Beispiele, an denen deutlich wird,
dass es eine ganz neue Kultur der Schule geben
wird. Zu diesem Weg gibt es aus unserer Sicht
keine Alternative.

Bei der Schaffung von mehr Freirdumen geht es
vor allem um mehr Unterrichtsfreiheit und um
mehr Qualitat im Unterricht, um besseren Unter-
richt zu erreichen.

Dass Sie heute natlrlich besonders schlecht drauf
sind und dass Sie vielleicht anfangen, gelegent-
lich an Kleinigkeiten herumzumékeln, liegt daran,
dass Sie naturlich nicht gut damit leben kénnen,
wenn heute in den meisten Zeitungen zu lesen ist,
dass es 1.831 zusatzliche Stellen gibt. Auch das
macht deutlich, dass Bildung in dieser Koalition
oberste Prioritat hat. Es ist richtig, mehr Lehrerin-
nen und Lehrer einzustellen.

Die notige Freiheit wird dafiir sorgen, dass unsere
Bildungspolitik erfolgreich ist. Daflr ist dieser Ge-
setzentwurf ein hervorragendes Beispiel. Er ist ein
Mosaikstein im Gesamtsystem. Wenn Sie diesen
Mosaikstein nicht aufnehmen, missen wir eben
fur die positive Entwicklung des Bildungssystems
die Verantwortung alleine tibernehmen. Sie geben
damit eine gute Chance auf, bei der Qualitatsent-
wicklung dabei zu sein. Das ist bedauerlich.

Wir freuen uns darauf, wenn dieser Gesetzentwurf
gleich die Mehrheit findet. — Schénen Dank.

(Beifall von CDU und FDP)



Landtag
Nordrhein-Westfalen

19.06.2008
Plenarprotokoll 14/95

Prasidentin Regina van Dinther: Danke schén,
Herr Kaiser. — Fiur die SPD-Fraktion spricht nun
Herr Kollege Link.

Soren Link (SPD): Frau Préasidentin! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Auch ich bin Fuf3ballfan und
mdchte sehen, wie unsere Mannschaft heute A-
bend weiterkommt. Deshalb versuche ich auch,
mich so kurz wie méglich zu fassen.

(Beifall von Christian Weisbrich [CDU])

Dennoch méchte ich mir nicht nehmen lassen, ei-
nige Punkte anzusprechen, die wirklich bedeut-
sam sind.

Ich méchte mit Konsens und Gemeinsamkeit be-
ginnen. Ich stimme Herrn Kaiser ausdricklich zu.
Herr Kaiser hat gerade gesagt, gute Schulen sei-
en selbststandige Schulen. Das ist vollig richtig.
Damit gehe ich d’accord. Herr Kaiser hat gerade
sehr viele Punkte aufgefiihrt, wie Schule besser
werden kann und wo Schule besser werden
muss. Ich stimme Herrn Kaiser in nahezu allen
Punkten zu.

(Werner Jostmeier [CDU]: Klasse!)

— Jetzt loben Sie ruhig; das ist vollig richtig. — Das
Problem besteht nur in Folgendem: Von all diesen
Punkten steht nichts in dem Gesetzentwurf.

(Zurufe von der CDU)

Herr Kaiser, aber Uber diesen Gesetzentwurf re-
den wir jetzt. Nichts davon steht darin. Dieser Ge-
setzentwurf, der extrem kurz ausgefallen ist, ent-
hélt nur zwei Punkte.

Ich gestatte mir aber dennoch, mit dem Gesetz-
entwurf anzufangen: Sie wollen mit ihm die Ei-
genverantwortung von Schule starken. So lautet
die Uberschrift. Wenn man in den Gesetzentwurf
hineinschaut, entdeckt man, dass Sie genau zwei
Punkte behandeln, aber nichts von dem, was Sie
gerade gesagt haben.

Erstens. Sie machen alle Schulleiter zum Dienst-
vorgesetzten.

Zweitens. Sie starken die Stellung des Lehrerra-
tes und installieren einen solchen. Das ist vollig
richtig. Dafur haben Sie die volle Unterstiitzung
der SPD und, wie ich das verstanden habe, auch
der Griinen. Auch die SPD will, dass alle Schullei-
terinnen und Schulleiter kiinftig Dienstvorgesetzte
werden und einen starken Lehrerrat an ihrer
Schule bekommen. So weit zu den Gemeinsam-
keiten, meine sehr geehrten Damen und Herren
von der Regierungskoalition.

Was Herr Kaiser aber gerade als schulpolitischen
Meilenstein angekindigt hat, ist eben kein sol-
cher, sondern letztlich billiger Etikettenschwindel.

(Christian Weisbrich [CDU]: Er hat so nett
angefangen!)

Es ist deshalb ein Etikettenschwindel, weil der In-
halt des Gesetzes nicht annahernd das halt, was
der Titel verspricht, und billig deshalb, weil Sie Ih-
re Party auf Kosten Dritter feiern. Das machen Sie
gerne und ofter. Beim KiBiz ist es zum Beispiel
ahnlich gegangen. Es scheint mittlerweile ein
Markenzeichen von lhnen zu sein.

Zu allem Arger fir die Schulen kommt die Einla-
dung zu lhrer fragwirdigen Party allerdings auch
noch auf dem letzten Dricker. Sie hatten zwei
Jahre Zeit — seit dem Jahre 2006 gilt das Schul-
gesetz —, aber Sie legen erst wenige Wochen vor
dem neuen Schuljahr diesen Gesetzentwurf vor.
Kurz vor dem Zeitpunkt, wo der Schulleiter
Dienstvorgesetzter werden soll, legen Sie diesen
aulerst dinnen Gesetzentwurf vor.

Aber selbst das kriegen Sie nicht richtig hin. Die
Landesregierung hat es nicht fertiggebracht, sel-
ber einen Gesetzentwurf einzubringen. Die Koali-
tionsfraktionen mussten einspringen. Die mussten
dafir sorgen, dass keine Verbandebeteiligung
stattfindet, damit der Gesetzentwurf zum 1. Au-
gust 2008 in Kraft treten kann.

Ich finde, dies ist flr einen solchen zentralen As-
pekt der Schulpolitik — da gebe ich Herrn Kaiser
wieder ausdricklich Recht — ein mehr als frag-
waurdiges, ja sogar ein unwurdiges Verfahren.

Sehen wir uns einmal den Inhalt des Gesetzent-
wurfes naher an. Er enthalt zwei Punkte, namlich
den Schulleiter als Dienstvorgesetzten und den
Lehrerrat.

Schulleitungen bekommen als Dienstvorgesetzte
neue Aufgaben. Welche, das wussten Sie bis vor
zwei Tagen nicht. Jetzt wissen Sie es. Die Minis-
terin hat auf einer Pressekonferenz einen Erlass
angekindigt. Der steht auf der Homepage. Am
17. Juni steht dieser Erlass auf der Homepage,
obwohl es diesen Erlass — das sollte auch Ihnen
zu denken geben, meine Damen und Herren von
den Regierungsfraktionen — seit Anfang Mai gibt.
Jetzt weil3 ich nicht, ob Sie diesen Erlass schon
kannten; ich kannte ihn nicht. Die Schulen kann-
ten ihn mit Sicherheit auch nicht. Er wird am
17. Juni vertffentlicht, obwohl es ihn seit dem
7. Mai gibt. Ich finde, das ist schon ziemlich star-
ker Tobak und recht unfair den Schulen gegen-
Uber, die sich jetzt im Hoppla-di-hopp-Verfahren
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an die neuen Aufgaben gewthnen und sich mit
den neuen Aufgaben vertraut machen mussen.

Die Schulen sollen seit 2006 eigenverantwortlich
sein. Erst jetzt, Mitte 2008, schaffen Sie es, die
paar Regelungen aus der VOSS, um die es ei-
gentlich nur geht, endlich abzuschreiben und in
einen neuen Erlass zu gieRen — sechs Wochen
vor Beginn des neuen Schuljahres, in dem es los-
gehen soll!

Schulleiter bekommen als Dienstvorgesetzte neue
Aufgaben. Nur entsprechende Fortbildung und
Unterstlitzung bekommen Sie nicht. Das war einer
der Meilensteine, eine der zentralen Saulen beim
Modellvorhaben Selbststandige Schule: vorherige
Unterstutzung und Fortbildung, damit die Schulen
und ihre Schulleiter in der Lage sind, das umzu-
setzen; denn dafir sind sie bisher gar nicht aus-
gebildet. Die Fortbildung, die Unterstiitzung ge-
wahren Sie den eigenverantwortlichen Schulen
jedenfalls nicht.

(Christian Weisbrich [CDU]: Herr Link, Sie
wollten sich kurz fassen!)

Schulleitungen bekommen neue Aufgaben als
Dienstvorgesetzte, nur eine entsprechende Ent-
lastung bekommen sie dafiir nicht. Sie bekommen
keinerlei zusatzliche Entlastung, sollen aber zu-
satzliche Aufgaben Ubernehmen.

Mein Zwischenfazit ist: vom Ansatz her gut und
richtig — vom Ergebnis her mangelhaft. Sie lassen
die Kolleginnen und Kollegen an den Schulen im
Regen stehen.

Schauen wir uns nun die Lehrerrate an — hier gilt
dasselbe wie bei den Schulleitungen: Sie bekom-
men keine Fortbildung, sie bekommen keine Un-
terstitzung, sie bekommen keine Entlastungs-
stunden. Das ist ein Aspekt, den man sich wirklich
auf der Zunge zergehen lassen sollte.

Die Ministerin sagt im Schulausschuss, sie sollen
sich aus dem Topf, der den Schulen zur Verfi-
gung steht, bedienen. Das wird in der Lehrerkon-
ferenz entschieden. — Das muss man sich mal vor
Augen fuhren: Da muss der neugegriindete und
installierte Lehrerrat in die Lehrerkonferenz gehen
und die Kollegen dort bitten, ihm aus deren Topf
etwas abzugeben, damit er seine Arbeit aufneh-
men kann. Damit wird Lehrern, die zum Beispiel
Aufgaben als Korrekturfachlehrer bernehmen
und dafir eine Entlastung bekommen, etwas
weggenommen, damit der Lehrerrat mit seiner
Arbeit beginnen kann. Ich finde, das zeigt, welche
Bedeutung, welche Wertschatzung diese Koalition
aus FDP und CDU der Mitbestimmung gegenuber
aufbringt.

Letzter Punkt zum Thema Lehrerrat: Sie tun so,
als wenn Sie dies freiwillig taten, als wenn es lhre
Idee wére, Lehrerrate zu starken und zu installie-
ren. Das Gegenteil ist der Fall: Sie reparieren mit
diesem Gesetzentwurf nur eigene handwerkliche
Fehler, schlampiges Arbeiten beim Schulgesetz.

(Beifall von den GRUNEN)

— Da ist Applaus angebracht! — Das wurde bereits
2006 von Prof. Battis im Auftrag der GEW festge-
stellt. Aber auch dazu fehlt Thnen leider die Grolie:
das wenigstens anzuerkennen und zuzugeben.
Auch hier mein Zwischenergebnis: Ansatz gut —
Ergebnis mangelhaft.

Unterm Strich zum Gesetzentwurf: Fur die 280
selbststédndigen Schulen bedeutet dieser Gesetz-
entwurf einen gewaltigen Ruckschritt; denn sie
erhalten weniger Freiheiten als bisher. Sie neh-
men diesen Schulen ihre Selbststandigkeit, an-
statt ihnen die Eigenverantwortung zu geben.

(Ute Schéfer [SPD]: Das stimmt!)

Fur alle anderen Schulen bedeutet dieser Ge-
setzentwurf, dass sie zuséatzliche Aufgaben, aber
keine zusétzliche Entlastung erhalten. Es gibt kei-
ne Idee, kein vorbereitetes Verfahren, wie das Mi-
nisterium die Erfahrungen aus dem Modellvorha-
ben sichern und in die Flache transportieren will.

Prasidentin Regina van Dinther: Herr Link, es
gibt eine Zwischenfrage von Herrn Kaiser. Moch-
ten Sie diese zulassen?

Soren Link (SPD): Bitte sehr. Selbstverstéandlich.

Prasidentin Regina van Dinther: Bitte schon,
Herr Kaiser.

Klaus Kaiser” (CDU): Herr Kollege Link, ich lau-
sche lhrer Rede mit Aufmerksamkeit.

(Zuruf von der SPD: Mit Begeisterung!)

— Mit Begeisterung ist sehr schwer. — Ich habe fol-
gende Frage: Sie haben davon gesprochen, dass
die Freiheit der einzelnen Schule wieder einge-
schrankt wird. — Was wird ihnen im Rahmen der
Uberfiihrung von der selbststandigen Schule in
die eigenverantwortliche Schule weggenommen?
Was andert sich fir die Modellschulen?

Soren Link (SPD): Das kann ich Ihnen gerne sa-
gen. Darauf ware ich gleich ohnehin noch zu
sprechen gekommen. Ich will es einmal am Bei-
spiel der Kapitalisierung verdeutlichen. Die Kapi-
talisierung ist zukinftig nicht mehr mdglich. Statt-
dessen gibt es einen Erlass.
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(Klaus Kaiser [CDU]: Kann ich meine Frage
konkretisieren?)

— Ja bitte, gerne. Ich komme aber gleich eh noch
darauf zu sprechen.

Klaus Kaiser” (CDU): Die Kapitalisierung ist ins-
besondere von Lehrerverbanden kritisiert worden:
weil es zu ungleichen Verfahren gekommen ist.
Das heil3t, es gibt ja nun kein Kapital mehr. Die
Flexibilitat, verschiedene Berufe einzustellen, ist
dadurch aber nicht beschrankt. Das ist also si-
cherlich ein schlechtes Beispiel.

Soren Link (SPD): Ich habe nicht gesagt, dass
die Kapitalisierung im Modellvorhaben fehlerlos
war. Man muss das Modellvorhaben auch an dem
Punkt vernlnftig auswerten. Es ist den Schulen
jetzt aber nicht mehr mdéglich, die Stellen, die sie
vom Land bekommen, zu kapitalisieren und ent-
sprechend ihrem Bedarf einzustellen. Das Minis-
terium gibt vielmehr Vorgaben, welche Berufe sie
einzustellen haben. Diese Vorgaben haben es in
sich. Darauf komme ich gleich noch zu sprechen.

Ich halte fest: Es gibt keine Vorbereitung fur das
notwendige Backoffice bei den Bezirksregierun-
gen; auch das ware eine notwendige Vorausset-
zung. Ganz im Gegenteil: Es gibt keine Stellen-
plane an den einzelnen Schulen usw. Das ist un-
term Strich sehr mager, meine Damen und Her-
ren.

Mager ist auch die Definition von Eigenverantwor-
tung, die Sie haben. Sie reden standig von Eigen-
verantwortung und tun so, als wenn das etwas
ware, worlber sich die Schulen freuen oder freu-
en sollten. Das Gegenteil ist der Fall, meine Da-
men und Herren: Weder Schulen noch Schultré-
ger freuen sich Uber die Eigenverantwortung, die
Sie meinen, wenn Sie Uber Eigenverantwortung
sprechen.

Wo ist denn beispielsweise die Eigenverantwor-
tung von Schule, wenn eine Schule sagt: ,Ich
mochte dieses Instrument Kopfnoten nicht, ich
habe ein anderes, ein besseres Instrument, ich
habe moglicherweise jahrelang ein solches In-
strument entwickelt“? Wo kann diese Schule ei-
genverantwortlich entscheiden, dass sie es nicht
mdochte?

Wo ist die Eigenverantwortung der Schultrager,
die beispielsweise sagen: ,Wir modchten selber
festlegen, ob wir Schuleinzugsbezirke haben, wie
sie aussehen, ob wir sie abschaffen oder beibe-
halten“? Wo ist deren Eigenverantwortung als
wichtiger Partner im Bildungsbereich?

Ich sage lhnen: Weder die Schule noch der Schul-
trager haben diese Moglichkeiten. Das sind zwei
kleine Bespiele, die eines ganz deutlich machen:
Sie reden viel von Eigenverantwortung an und fur
Schulen, aber Sie machen das genaue Gegenteil.
Sie regeln jedes noch so kleine Detail.

(Beifall von Ute Schéafer [SPD])

Ich komme nun zu dem Erlass zur Beschaftigung
von Fachkréften fur Schulsozialarbeit, den Sie ge-
rade angesprochen haben. Lesen Sie sich den
mal durch! Es ist eine Bleiwiste auf sieben Sei-
ten. Der Erlass regelt wirklich alles; alles, was er-
denklich ist in diesem Bereich, wird da geregelt.
Ich habe nur die Farbe der Socken vermisst, die
jemand tragen muss, wenn er zum Bewerbungs-
gesprach kommt. Ansonsten steht da wirklich al-
les drin. Das ist keinerlei Eigenverantwortung, das
ist erst recht keine Selbststandigkeit. Das ist bu-
rokratisches Klein-Klein.

Wem das immer noch nicht reicht, der kann sich
ja mal den seit zwei Tagen im Netz befindlichen
Runderlass, den Frau Ministerin auf der Presse-
konferenz angekindigt hat, zu Gemiite fihren.
Der hat es ebenfalls in sich, allerdings wiederum
nicht im positiven Sinne fir Schule oder gar
Schulentwicklung. Liest man sich den Runderlass
durch, dann stof3t man unter anderem auf die
Schulentwicklungskonferenzen. Derer soll es an-
scheinend drei im Lande geben, besetzt mit acht
Vertretern aus dem Schulministerium und der
Schulaufsicht sowie zwei Vertretern der kommu-
nalen Spitzenverbande.

Wenn Sie sich jetzt fragen, wo da mal die Schulen
auftauchen, kann ich Ihnen sagen: Auch ein Ver-
treter der jeweiligen Schulform darf anwesend
sein. Abstimmen darf er allerdings nur, soweit
seine eigene Schulform betroffen ist. Lehrer, El-
tern oder Schiiler finden sich in diesen Konferen-
zen nicht wieder. Was machen diese Konferen-
zen? Sie begutachten, sie bewerten, sie geben
Impulse. Entscheiden dirfen diese Konferenzen
aber nicht. Das darf wiederum nur das Ministeri-
um.

Ich finde, der ganze Erlass wird durch eine Kultur
des Misstrauens gegenuber Schule, gegenuber
schulischer  Selbststandigkeit gepragt. Dazu
mdchte ich lhnen ein Zitat der Frau Ministerin vor-
lesen, das mich personlich sehr beeindruckt hat,
aber vor diesem Hintergrund deutlich an Wert ver-
liert. Frau Ministerin hat auf der Pressekonferenz
am Dienstag gesagt:

»Ziel ist es, nicht von oben, sondern von der
Schulbasis her unser Schulsystem fortzuentwi-
ckeln.”
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Das ist ein vollig richtiger Ansatz. Denken Sie bitte
an dieses Zitat, und lassen Sie sich dabei einmal
beispielhaft das Verhaltnis von Schulleitung und
Schulaufsicht bei den Schulentwicklungskonfe-
renzen in diesem Runderlass auf der Zunge zer-
gehen! Ein Schulleiter darf abstimmen, soweit
seine Schulform betroffen ist. Ansonsten sitzen
ihm acht Vertreter der Schulaufsicht gegenlber.
Dieses Gremium darf noch nicht einmal entschei-
den, sondern letztlich darf es dem Ministerium nur
Vorschlage unterbreiten. Ich finde, so richtig das
politische Ziel von der Ministerin formuliert worden
ist, so falsch und so mangelhaft ist die politische
Umsetzung durch Regierung und Koalition.

Fazit des Wortbeitrags: Aus dem Modellvorhaben
~Selbststandige Schule” haben wir alle in den letz-
ten sechs Jahren eine Menge lernen kdnnen. Ei-
nige haben auch eine Menge gelernt, nur die Da-
men und Herren von CDU und FDP offensichtlich
nicht.

(Lachen von Ralf Witzel [FDP])
— Lachen Sie nicht! —
(Ralf Witzel [FDP]: Albern!)

Denn wer wider besseres Wissen einen so unzu-
reichenden Gesetzentwurf — um den geht es heu-
te — vorlegt, wer Schulleitungen und Lehrern neue
Aufgaben Ubertragt, ohne sie darauf vorzuberei-
ten, sie dabei zu unterstitzen und sie dafir zu
entlasten, und wer im Jahr 2008 Eigenverantwor-
tung sagt, aber Detailsteuerung praktiziert, der hat
entweder nicht verstanden, worum es bei Selbst-
standiger Schule geht, oder er hat nicht die Kraft
und den Willen, daraus die richtigen Konsequen-
zen fir alle Schulen zu ziehen,

(Ralf Witzel [FDP]: Keine Schule der Belie-
bigkeit!)

Herr Witzel. Ihr Credo ,Eigenverantwortlichkeit fir
alle, aber wir sagen genau, wie die auszusehen
hat, ist falsch. Eine solche Eigenverantwortlich-
keit bringt den Schulen im Lande nichts. Deswe-
gen lehnt die SPD diesen Gesetzentwurf als un-
zureichend ab. — Herzlichen Dank.

(Beifall von der SPD)

Prasidentin Regina van Dinther: Danke schén,
Herr Link. — Fur die FDP spricht nun Frau Pieper-
von Heiden.

Ingrid Pieper-von Heiden (FDP): Frau Préasiden-
tinl Meine Damen und Herren! Herr Link, Eigen-
verantwortung Ja, ein volles Bekenntnis dazu, a-

ber keine Beliebigkeit. Die Rahmenbedingungen
mussen stimmen.

(Beifall von Ralf Witzel [FDP])

Abweichungen von einer Leistungsbewertung und
anderen Dingen gegenlber anderen Schulen so-
wie Schilerinnen und Schilern wéren in hohem
MalRe unfair und deswegen nicht hinnehmbar.

(Beifall von Ralf Witzel [FDP])

Deswegen fuhren wir an der ein oder anderen
Stelle bei allem Guten, was es an Erfahrung ge-
geben hat, ein paar andere Dinge ein, als Sie sich
das vorstellen. Wir halten es aber fir richtig und
wichtig, eine Vergleichbarkeit herzustellen und
Dinge nicht treiben zu lassen. Eigenverantwortung
Ja, aber, wie gesagt, keine Beliebigkeit.

Bis 2012 wollen wir das in der Flache umsetzen,
was sich am Modellprojekt ,Selbststandige Schu-
le* als sehr positiv erwiesen hat. Dabei— ich
mdchte es noch einmal betonen — ist dieser Ge-
setzentwurf ein Baustein. Das wissen Sie doch
auch genau. Der Gesetzentwurf regelt zwei Din-
ge, die tatsé&chlich im Rahmen eines Gesetzes ge-
regelt werden muissen, ndmlich die Dienstvorge-
setzteneigenschaften der Schulleiter und die Imp-
lementierung der Lehrerrate.

Die weiteren wichtigen inhaltlichen Punkte der Ei-
genverantwortung der Schulen werden auf dem
Erlassweg eingefiihrt. — Sie haben den Erlass be-
reits gelesen, Herr Link. — Daher sind die Ent-
schlieBungsantrage der SPD und der Grinen e-
benso sinnlos wie Uberflussig.

Meine Damen und Herren, ich will einen Punkt
herausstellen, der auch mir ein Anliegen ist, was
vielleicht moglich wird. Vorgestern hat Frau Som-
mer, unsere Schulministerin, in einer Pressekon-
ferenz darauf hingewiesen, dass in Zukunft viel-
leicht besonders begabte Schiler in der zehnten
Klasse oder zu einem anderen frilhen Zeitpunkt in
der Oberstufe in dem Fach ihrer besonderen
Starke das Abitur ablegen koénnten. Auf diese
Weise hatten sie die Mdglichkeit, bereits parallel
zur Oberstufe ein Grundstudium zu beginnen oder
in die Universitat hineinzuschnuppern. Ich setze
mich schon lange fir diese innovativen Mdglich-
keiten ein

(Beifall von Ralf Witzel [FDPY])

und begriBe diesen Vorsto3 sehr. Das ist ein
Nach-vorne-Blicken, wirklich innovativ. Ich hoffe,
dass wir das so umsetzen kdnnen: es der Eigen-
verantwortung der Schulen, aber auch den Fahig-
keiten und Winschen der Schilerinnen und Schi-
ler zu Uberlassen, ob sie in einzelnen Bereichen
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schneller und ziigiger voranschreiten kénnen und
wollen. Kénnen ist die Voraussetzung dafir. Dann
kénnen Sie sich sehr frih auf den Weg machen
und parallel zur Oberstufe in ein Studium hinein-
schnuppern. Ich finde das ganz hervorragend.

Wenn die Opposition die Abschaffung der Kapita-
lisierung von Stellen kritisiert, méchte ich nur auf
die Sozialarbeiterstellen hinweisen, die friher, zu
Ihrer Verantwortungszeit, befristet waren. Die Ko-
alition hat dieser Befristung ein Ende gemacht.
Wir haben die Stellen in feste Anstellungen um-
gewandelt und damit die wichtige Aufgabe der
Schulsozialarbeit in den Schulen deutlich gestarkt.
Das ist ein groRRer Erfolg. Eine solche Starkung
der Schulsozialarbeit ist unter Rot-Grin weder
mdglich noch gewollt gewesen.

Mit den nun festgelegten Regelungen kbénnen
auch nichtpadagogische Professionen in die
Schulen kommen, wenn die Schulen es fir sich
als notwendig erachten.

Prasidentin Regina van Dinther: Frau Pieper-
von Heiden, es gibt eine Zwischenfrage von Herrn
Link.

Ingrid Pieper-von Heiden (FDP): Nein, ich méch-
te weitermachen, gehe aber gerne zum Schluss
darauf ein. — Die Entscheidungen, ob man zukinf-
tig zum Beispiel einen Sozialarbeiter an der Schu-
le bendtigt, kann an der Schule selbst entschie-
den werden. Ich halte das fir einen grof3en Fort-
schritt. Dadurch wird die Kompetenz zur Einstel-
lung dort getroffen, wo man entscheiden und be-
werten kann, was fur die Schule Sinn macht. Die-
se Dezentralisierung verbindet eine Vereinfa-
chung des Systems mit der Realitat vor Ort.

SPD und Griine behaupten in ihren Entschlie-
Bungsantragen, dass die Politik der FDP/CDU-
Koalition den Mangel an Schulleitern verstéarke.
Das ist hanebiichen. Es ist die Koalition, die nun
die 18-monatige Beforderungssperre fir die
Schulleiter und die Stellvertreter mit sofortiger
Wirkung abschafft. Auch das haben die Sozial-
demokraten und die Grinen jahrelang nicht ge-
schafft. Wir verbessern die Rahmenbedingungen
dieser schulischen Leitungspositionen und sorgen
daflr, dass zukunftig Schulleiterstellen und die
Stellen der Stellvertreter durch verbesserte Anrei-
ze leichter besetzt werden. Die Behauptungen der
Oppositionsparteien sind also barer Unsinn.

Auch erleichtern wir zuklnftig die zlgige Beset-
zung freiwerdender oder zusatzlich geschaffener
Lehrerstellen. Schritt fir Schritt werden wir um-
setzen, dass die Stellen bald wochentlich ausge-
schrieben werden kénnen. Ein solcher Schritt ent-

lastet die Schulen massiv und filhrt zu einer
schnelleren Besetzung der Stellen — zum Wohle
der Schiler und der Lehrkrafte.

Meine Damen und Herren von der SPD und den
Grlinen, nach dem gestrigen Tag und den heuti-
gen Zeitungsmeldungen mussten Sie sich eigent-
lich verstecken. Wirden SPD und Grine dieses
Land heute regieren, so wirden wohl Tausende
von Lehrerstellen gestrichen. Frau Schafer, in Ih-
rer Verantwortung haben Sie gesagt, dass bis
2012/2013 — um einmal eine Ziffer zu nennen —
16.000 Stellen gestrichen werden sollen. Da ha-
ben Sie einen aus lhrer Sicht erfolgreichen
Schmusekurs mit dem damaligen Finanzminister
hingelegt. Im ,Landerspiegel“ — mit Erlaubnis der
Prasidentin darf ich zitieren — steht:

.BiS zum Abiturjahrgang 2012/2013 werden
nach Angaben der Landesregierung allein an
den Gymnasien 12.000 zusatzliche Stellen né-
tig sein.”

— Hort, hort! —

.Da die Schilerzahlen ab 2008/2009 spurbar
zurlickgingen, seien aber keine neuen Planstel-
len notig, stellte Schéfer klar. Mit dem Finanz-
minister sei aber Einvernehmen hergestellt
worden, dass bis 2013 statt der von ihm vorge-
sehenen Einsparung von insgesamt 28.000
Jahresstellen hdchstens 16.000 gestrichen
werden kdénnen.”

Das ist damals aus lhrer Sicht sicherlich ein Erfolg
gewesen. Aber, Frau Schafer, wo bleiben Sie
denn da, wenn Sie sehen, dass FDP und CDU bis
zum Schuljahr 2009/2010 ber 6.900 zuséatzliche
Lehrerstellen oder Lehrerstellenaquivalente ge-
schaffen haben?

(Zustimmung von Ralf Witzel [FDP])

Das sind 500 mehr — das ist eine stattliche Zahl —,
als im Koalitionsvertrag festgelegt.

(Beifall von FDP und CDU)

Da haben Sie allerseits gesagt, drauf3en im Land
und Sie hier: Das ist ein ehrgeiziges Ziel, das
werden Sie nicht schaffen. — Das werden wir nicht
nur schaffen, wir haben uns dabei selbst um 500
zusatzliche Lehrerstellen und -&quivalente Uber-
holt. Das ist ein grandioser Erfolg.

(Beifall von FDP und CDU)

7.000 plus im Vergleich zu 16.000 minus, das sind
nach Adam Riese immer noch 23.000 Stellen
mehr. Darauf kénnen wir wahnsinnig stolz sein.
Und die Schulen im Land sollen sich freuen, dass
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es jetzt eine FDP/CDU-Regierung gibt und nicht
mehr die friihere Regierung aus SPD und Grinen.

(Zurufe von Sigrid Beer [GRUNE] und Sylvia
Lohrmann [GRUNE))

— Sie sollten sich das sorgfaltig Giberlegen, wenn
Sie eine Debatte zum Unterrichtsausfall fihren.
Den haben wir inzwischen schon um mehr als
40 % minimiert. Stellen Sie sich einmal vor, wo
der Unterrichtsausfall gelandet wéare, wenn Sie die
16.000 Stellen abgebaut hatten und noch dazu
7.000 nicht dazugekommen wéren!

(Beifall von FDP und CDU)

Dann waren wir bei einem Minus von 23.000! Das
ware eine Katastrophe fir dieses Land!

(Ralf Witzel [FDP]: Das ware ein Horror ge-
wesen!)

— Wirklich! Das wére absolut an die Substanz der
Arbeitsfahigkeit der Schulen in diesem Land ge-
gangen. Von daher ist das ein wirklicher Feiertag
und Festtag, an dem man sagen kann: 6.900 zu-
satzliche Lehrerstellen! Diese Zahl kann sich weif3
Gott sehen lassen. Wir Ubertreffen damit wirklich
unsere eigenen ehrgeizigen Ziele. Das ist der Un-
terschied.

(Beifall von FDP und CDU)

Es wird laufend weitere Verbesserungen im
Schulsystem geben. Die Schulen haben bessere
Arbeitsméglichkeiten, bessere Rahmenbedingun-
gen. Sie sollen sich entfalten und entwickeln, aber
unter exakten Rahmenbedingungen, die fir alle
Schulen im Land gelten. Denn wir wollen Qualitat
fordern. Wir wollen nicht nivellieren. Wir wollen
bessere Ergebnisse, keine schlechteren. Das wird
mdglich auch mit diesem Gesetzentwurf und mit
dem Erlass, der ihm folgt. Wir werden sehen, wie
die Schullandschaft in diesem und in den néchs-
ten Jahren aufblihen wird. — Danke.

(Beifall von FDP und CDU)
Prasidentin Regina van Dinther: Danke schén,

Frau Pieper-von Heiden. — Herr Link, wollen Sie
noch lhre Frage stellen?

(Soren Link [SPD]: Hat sich erledigt!)

— Das hat sich erledigt. Das kénnen ja vielleicht
die nachsten Redner aufnehmen.

(Unruhe — Ralf Witzel [FDP]: Der will doch
nichts lernen!)

Als Nachste ist Frau Beer von der Fraktion Blind-
nis 90/Die Griinen an der Reihe.

Sigrid Beer (GRUNE): Frau Prasidentin! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Das war besser so,
Herr Link. Gleich kommt Fuf3ball, dann kann man
sich wieder abreagieren. Man muss das ganze
Theater hier ja nicht verlangern. Noch mehr davon
hatten wir kaum ertragen.

(Beifall von der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir beraten heu-
te Uber das dritte Schulrechtsdnderungsgesetz.
Der Inhalt des Gesetzes ist genauso trocken und
formalistisch wie dieser Titel. Was am wenigsten
drinsteckt, das ist in der Tat eine wirklich umfas-
sende Starkung der Eigenverantwortlichkeit von
Schule.

(Beifall von den GRUNEN)

Es ist nur ein mider und geradezu schlechter Ab-
klatsch der erfolgreichen rot-griinen Arbeit zum
Modellvorhaben ,Selbstandige Schule®. In der
Anhdrung haben wir das mit den Voten der Betei-
ligten auch sehr deutlich zu héren bekommen:
Dieses rot-griine Modellvorhaben war eine Er-
folgsgeschichte. Einer der Schulleiter hat formu-
liert: Es ist das Beste, was mir in der Schulge-
schichte jemals passiert ist.

(Lachen von Ralf Witzel [FDP])

— Herr Witzel mag dartiber lachen. Das zeigt sei-
ne Einschatzung von Schulrealitét und seine Rea-
litatsferne. Er ist zu qualitativen Diskussionen ja
auch nicht in der Lage.

Es gab da wirklich mal Bestnoten, und nicht nur
Bestnoten fur Uberschriften, sondern Bestnoten
fur Schulrealitat, fir die Realitat des Modellvorha-
bens. Das ist der entscheidende Unterschied zu
den Uberschriften, die Sie abfeiern, wo nichts hin-
tersteckt.

Fur uns Grine ist das eine besonders gute
Ruckmeldung und Bestétigung; denn wir haben
das Modellvorhaben in die rot-griine Koalition ein-
gebracht und dort verankert. Mit dieser Erfolgssto-
ry ist auch verbunden, dass es nicht nur um ein
Verwaltungsprojekt geht, worauf Sie das jetzt re-
duzieren, sondern um Folgendes: erstens Unter-
richtsentwicklung, zweitens Unterrichtsentwick-
lung, drittens Unterrichtsentwicklung. Die Dienst-
vorgesetztenfunktion von Schulleiter/-innen st
namlich kein Selbstzweck, sondern steht genau in
dieser dienenden Funktion. Dazu gehort noch ein
anderes Element, wenn eine lernende Organisati-
on funktionieren soll: Zur Notwendigkeit fir eine
erfolgreiche Schulentwicklung gehort ein entspre-
chend aufgestellter Lehrerrat. Das ist notig, damit
Schulleitung und Lehrerrat gemeinsam im Co-
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Management erfolgreich in der Selbststdndigen
Schule arbeiten kénnen.

In Threm Gesetzentwurf mangelt es in diesem Zu-
sammenhang an vielen Stellen. Sie bleiben auf
einer formalistischen Ebene hangen und arbeiten
dabei auch noch Schmalspur. Sie bekommen es
noch nicht einmal geregelt, die Rechtsverordnung
vorzulegen, die immer wieder angemahnt worden
ist. FUr die Lehrerrate stellen Sie gerade einmal
zwei Stunden zur Verfigung. Diese zwei Stunden
mussen die Lehrerrate dann auch noch aus dem
knappen Entlastungstopf ziehen, aus dem alle
Kollegen und Kolleginnen auch ihre Entlastung
zum Beispiel fur Schulentwicklungsarbeit bezie-
hen missen.

Ich zitiere jetzt einmal aus dem Ergebnisbericht
des Teilprojektes ,Selbststandigkeit und Partizipa-
tion“, den das Modellvorhaben gemeinsam mit
dem DGB aufgelegt hat. Dort hatten Sie eigentlich
nachlesen kénnen, welche Ressourcen wirklich
bendtigt werden. Darin steht namlich sehr deut-
lich: Vorsitzende der Lehrerrate missen allerdings
erheblich mehr Zeit fur ihre Téatigkeit aufbringen
als zwei Stunden, weil sie Gespréache mit Schullei-
tungen fuhren muissen. — Die Lehrerréate an Real-
schulen, Gymnasien und Gesamtschulen gaben
an, dass sie durchschnittlich bis zu vier Stunden
pro Woche mit Lehrerratstatigkeit befasst sind.
Aber diese Evaluation und die Ergebnisse des
Teilprojekts haben Sie beiseite gewischt und dar-
aus lhre Schmalspurfassung gemacht.

Von dieser Anforderung ist der Gesetzentwurf al-
so weit entfernt. Im Schulausschuss haben wir
von der FDP ja auch in beispielhafter Weise ge-
hort, wie sie Mitbestimmung einordnet. Die Kolle-
gin Pieper-von Heiden meinte in Bezug auf die
knappen Ressourcen sinngemafl, es gehe im
Lehrerberuf so viel mit ehrenamtlicher Téatigkeit,
dann musse das in diesem Bereich auch so ge-
hen. — Das ist Ausweis wahrer Liberalitdt und
Rechtsverstéandnis. Mitbestimmung als ehrenamt-
liche Tatigkeit, das ist eine ganz neue Qualitat, die
Sie in die Diskussion eingebracht haben.

(Beifall von den GRUNEN)

Jenseits all dieser Fragen vernachlassigen Sie in
Ihrem schmalen Gesetzentwurf aber auch noch
andere Bereiche. Dabei geht es nicht nur darum,
dass Sie nicht sicherstellen, dass die Schulleitun-
gen vor Ubernahme der Dienstvorgesetztenfunk-
tion entsprechend qualifiziert werden. Nein, lhre
Versprechen von Eigenverantwortlicher Schule
sind wieder einmal nicht die Bohne wert.

Ich muss zugeben, Frau Ministerin, dass ich mich
bei lhrer Pressemitteilung vom 17. Juni ein biss-

chen amusiert habe. Offensichtlich mussten Sie
dem dauernden Argumentieren ein bisschen
nachgeben und ein Element vermeintlicher pada-
gogischer Innovation und Selbststandigkeit unter-
bringen. Aber wenn man das abklopft, halt es na-
turlich nicht, was es verspricht. Der Kollege Link
hat gerade schon darauf hinwiesen, was fir ein
Uberbordender Apparat das ist — diese neuen
Schulkonferenzen —, der im Prinzip Uberhaupt
nichts zu bestimmen hat. Wir wissen ganz genau,
welche Zwangsmafnahmen es in dieser Schul-
landschaft gibt.

Die Kolleginnen und Kollegen brauchen diese
Schulentwicklungskonferenz nicht. Die haben ihre
padagogischen innovativen ldeen langst auf La-
ger. Lassen Sie doch endlich los! Lassen Sie sich
die padagogische Souveréanitat in den Schulen
endlich wirklich ausleben! Dann hatten Sie in die-
ser Landschaft etwas geschafft.

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Toll fand ich diese Nachricht auch, weil ich dach-
te, dass darin viel mehr stecken kdnnte: Schullei-
tungen und Schultrédger dirfen die geltenden
Ausbildungs- und Priifungsordnungen mit ihren
innovativen Vorgaben Uberschreiten. — Ich habe
mich gefragt, ob dass das Signal fiir Horstmar und
Schoppingen ist: dass man Schule anders bauen
kann? Das ware ja mal eine Nachricht! Wenn das
drinstecken wirde, dann hatten Sie in dieser
Landschaft wirklich etwas geleistet. Aber ich ver-
mute, dass auch das nicht unter dieser Tarnkappe
steckt.

In unserem EntschlieBungsantrag haben wir des-
halb noch einmal aufgeschrieben, was wir unter
einem umfassenden Konzept verstehen und wel-
che Elemente Sie berlicksichtigen missen, wenn
Sie Selbstandige Schule wirklich in die Flache
bringen wollen.

Ich bin mir in einem sicher, Frau Ministerin: dass
die Schulen, die erfolgreich im Modellvorhaben
Selbstandige Schule gearbeitet haben, die erfolg-
reich in regionalen Bildungsnetzwerken gearbeitet
und diese entwickelt haben, sich ihre padagogi-
sche Souveranitat auch von Ihnen nicht mehr
nehmen lassen werden. Und das stimmt mich
froh!

(Beifall von GRUNEN und SPD)

Prasidentin Regina van Dinther: Danke schon,
Frau Beer. — Fur die Landesregierung spricht nun
Frau Schulministerin Sommer. Bitte schon.
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Barbara Sommer, Ministerin fir Schule und Wei-
terbildung: Sehr geehrte Frau Prasidentin! Meine
Damen und Herren! Ich greife ein Stichwort aus
der Rede von Frau Beer auf. Beginnen wir mit
Bestnoten: Vor wenigen Wochen hat eine Studie
des Instituts der Deutschen Wirtschaft Nordrhein-
Westfalen in der Schulpolitik eine Uberdurch-
schnittliche Reform- und Innovationstatigkeit be-
scheinigt.

Dazu habe ich seinerzeit gesagt: Dieser Spitzen-
platz ist fir uns Motivation, gerade in den Berei-
chen, die noch ausgestaltet werden kénnen, tétig
zu werden. Dabei handelt es sich zum einen um
den Ganztag und zum anderen um die Selbstan-
dige Schule.

Eigenverantwortlichkeit von Schule ist ein Quali-
tatsmerkmal innovativer Bildungssysteme. Des-
halb setzen wir auf mehr Eigenverantwortlichkeit
aller Schulen im Land, nicht nur auf die Freiheit
weniger Schulen wie im Modellversuch Selbstan-
dige Schule. Wir wollen mehr padagogische Frei-
heit, mehr Verantwortung vor Ort und — Sie haben
Recht, Herr Link — weniger Detailsteuerung von
oben.

Deshalb stellen wir mit dem Erlass ,Mehr Frei-
raume flr innovative schulische Vorhaben* die
Weichen jetzt neu. Eigenverantwortliche Schulen
brauchen Freiheit. Dann tragen sie Dynamik ins
System. Eigenverantwortliche Schulen brauchen
dartiber hinaus starke Schulleitungen, die gute
padagogische Ideen im Team voranbringen.

In dem zu beratenden Gesetzentwurf schaffen die
Regierungsfraktionen die Voraussetzungen fir die
Ubertragung weiterer personalrechtlicher Befug-
nisse auf die Schulleiterinnen und Schulleiter. Al-
len Schulleitungen werden ab dem 1. August in
einem Zeitraum bis 2012 erweiterte Dienstvorge-
setztenrechte lbertragen. Der Umfang dieser U-
bertragung ist im Vorfeld mit den Lehrerverban-
den abgestimmt worden. Den genauen Termin
der Ubernahme innerhalb dieses Zeitraums kon-
nen die Schulen selbst bestimmen. Damit bleibt
hinreichend Zeit fUr eine individuelle Vorbereitung
und Fortbildung auf die neuen Aufgaben.

(Vorsitz: Vizeprasident Oliver Keymis)

Fur die Bewaltigung dieser Aufgaben der Perso-
nalverwaltung wird fir die Schulleitungen ein un-
terstiitzendes sogenanntes verwaltungsfachliches
Backoffice auf der Ebene der Schulamter und Be-
zirksregierungen eingerichtet. Aufgaben des
Backoffices sind zum Beispiel die Vorbereitung
von Unterlagen wie Arbeitsvertrage, Verlangerung
der Probezeit, Verbeamtung, Kiindigung.

Wie ich sagte, brauchen eigenverantwortliche
Schulen starke Schulleiter. Sie brauchen aber
auch das Miteinander im Kollegium. Deshalb wer-
den die Beteiligungsrechte der Lehrkréafte vom 6rt-
lichen Personalrat auf die Ebene der einzelnen
Schule, und zwar auf den Lehrerrat, verlagert.

Zwischen dem Land Nordrhein-Westfalen und den
kommunalen Spitzenverb&nden besteht Einver-
nehmen darlber, dass von uns zur Ermittlung der
genauen Kostenfolgen eine externe Evaluation in
Auftrag gegeben wird. Die Evaluation wird sich ab
dem 1. Februar 2009 Uber einen Zeitraum von
drei Jahren erstrecken.

Die Auswahl des Gutachters und die Beauftra-
gung erfolgen im Einvernehmen mit den kommu-
nalen Spitzenverbanden. Ich freue mich, dass die
Ermittlung der Kostenfolgen fiir die Kommunen
damit auf eine tragfahige Grundlage gestellt wer-
den konnte.

Meine Damen und Herren, ich sagte es: Dynamik
braucht Freiheit. Engagierte Menschen, die Ges-
taltungsrdume haben, nutzen diese fur die Ent-
wicklung neuer Ideen, fir die Verbesserung des
Bestehenden und fir Innovation.

(Beifall von der CDU)

Ich habe heute Morgen mit dem Zitat eines gro-
Ben Staatsmanns begonnen. Ich werde mit dem
Zitat eines weiteren grof3en Staatsmanns schlie-
3en.

(Sylvia Léhrmann [GRUNE]: Ubernehmen
Sie sich nicht!)

Er hat gesagt: Mehr Demokratie wagen! — Ich
wandle diesen Aufruf um und fordere alle Schulen
in Nordrhein-Westfalen auf: Mehr Verantwortung
wagen! — Guten Abend!

(Beifall von der CDU - Sylvia Léhrmann
[GRUNE]: Nicht mit diesem Gesetz!)

Vizepréasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau
Ministerin Sommer. — Als Nachste spricht Frau
Kollegin Schéafer von der SPD-Fraktion.

Ute Schafer” (SPD): Herr Prasident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Ich halte Sie nicht vom
FuRballabend ab; ich habe nur noch eine Minute.
Aber diese Minute mdchte ich nutzen, um zweier-
lei zu sagen.

Sie haben als schwarz-gelbe Landesregierung die
Vorgaben fur die dezentrale Steuerung Ubernom-
men. Sie haben das Modellprojekt ,Selbststandige
Schule* ubernommen. Sie haben Lernstandser-
hebungen ubernommen. Sie haben zentrale Pri-
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fungen Ubernommen. Sie haben -als Beschluss-
lagen, als Vorbereitung — Bildungsstandards und

(Unruhe — Glocke)

Kerncurricula tlbernommen: all die Dinge, die fir
die dezentrale Steuerung angelegt waren.

Herr Kaiser, ich nehme lhnen personlich aus-
driicklich ab, dass Sie diesem Projekt eine hohe
Prioritat einrdumen und dass Sie es nach vorne
bringen wollen. Das glaube ich Ihnen unbesehen.
Sie kommen aus Arnsberg. Ich kenne Herrn Vo-
gel. Das ist wirklich wabhr.

Nur, eines muss man zu diesem Zeitpunkt, hier
und heute, feststellen — auch die Frau Ministerin
hat noch einmal ,Mehr Verantwortung wagen!"
gesagt —: Frau Ministerin, Sie sind die fUr dieses
Ministerium verantwortliche Frau. Sie héatten alle
Maoglichkeiten gehabt, die Faden in der Hand zu
behalten und dies auch zu tun.

Ich sage lhnen, wo der Hemmschuh sitzt: eine
Reihe hinter Ihnen. Nach der Einschatzung des-
sen, was ich im Lande hore und sehe, und der Art
und Weise, wie er arbeitet, ist der Staatssekretéar
im Schulministerium derjenige, der die Blockade
aufrechterhalt und dieses Projekt sich nicht wei-
terentwickeln lasst.

Ich bitte Sie, einmal ganz intensiv nachzuschau-
en, was Sie mit lhrer Kompetenz als Ministerin
machen kénnen, damit dieses Projekt nicht, wie
jetzt die Gefahr besteht, vor die Wand lauft. —
Danke.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Vizeprasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau
Kollegin Schafer. — Fir die CDU-Fraktion hat jetzt
Kollege Dr. Hachen das Wort. Bitte schon, Herr
Kollege.

Dr. Gerd Hachen (CDU): Herr Préasident! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Angesichts der bisheri-
gen — wie ich denke — detailliert gefihrten Debatte
und angesichts des bevorstehenden Grol3ereig-
nisses von nationaler Bedeutung mdchte ich mich,
anders als meine Vorredner — ausgenommen
Frau Schéfer —, kurz fassen. Dabei mochte ich
auch nicht auf die letzten Bemerkungen von Frau
Schafer zum Staatssekretar eingehen. Ich denke,
dazu sollte sich jeder seine Gedanken machen.

(Beifall von der CDU)

Ich méchte nur allgemein einige Worte zur Oppo-
sition sagen. — Herr Link, Sie haben uns in der
ersten Lesung unterstellt, wir wollten eigentlich

keine selbststandigen Schulen und kein Mehr an
padagogischen Freiheiten.

(Zuruf von Sylvia Lohrmann [GRUNE])

Frau Lohrmann, die gerade wieder dazwischen-
ruft, hat sogar von einer ,drittklassigen Beerdi-
gung eines guten Modellvorhabens* gesprochen.
Der vorliegende EntschlieBungsantrag von Bind-
nis 90/Die Griinen argumentiert in dieselbe Rich-
tung.

All das lasst die natirlich auf dem Verordnungs-
weg zu regulierenden Inhalte konsequent und in-
teressengeleitet auRer Acht. Herr Link hat eben
einige Bemerkungen dazu gemacht. Das nehme
ich ausdricklich aus.

Mit dem von Frau Sommer vorgestellten Runder-
lass haben jetzt alle Schulen unbirokratisch die
Mdglichkeit, weitere innovative Vorhaben, auch in
der Unterrichtsorganisation und in der Unter-
richtsgestaltung, durchzufiihren, die weitgehend
identisch sind mit den Mdéglichkeiten der bisheri-
gen Modellschulen.

Ausgenommen sind davon lediglich die von der
alten Landesregierung eingeraumten Moglichkei-
ten, auch von den Regelungen zur Leistungsbe-
wertung und zur Ausgestaltung von Abgangs- und
Abschlusszeugnissen abzuweichen. Diese Mog-
lichkeiten lehnen wir ab, weil im Interesse der be-
troffenen Schiler an den Qualitatsstandards nicht
geriittelt werden darf. Uber die Lebenschancen
von Schilern entscheidet letztendlich die von ih-
nen erworbene Qualifikation und nicht eine ir-
gendwie angepasste Note.

Ubrigens ist Frau Ministerin Sommer bei dem Auf-
regerthema Zentralabitur den richtigen Weg ge-
gangen, indem sie nicht die von Frau Schéfer
vorgeschlagene Mdglichkeit gewahlt hat, die Abi-
turnoten anzupassen und anzuheben. Der Weg
einer fairen zweiten Chance ohne Abritcken von
den Qualitatsstandards stellt sicher, dass zwar
kein Schiler benachteiligt wird, aber die Qualitat
und die gesellschaftliche Anerkennung des Abi-
turs erhalten bleiben.

Frau Sommer hat eben schon erwéhnt, dass das
Institut der Deutschen Wirtschaft der Schulpolitik
in Nordrhein-Westfalen tberdurchschnittliche In-
novationsfahigkeit und Innovationstatigkeit be-
scheinigt hat. Der gestalterische Wille, den Sie
uns in lhrem EntschlieBungsantrag absprechen,
ist also bei objektiver Sicht der Dinge sehr wohl
vorhanden. Mit der Starkung der Eigenverantwort-
lichkeit von Schulen setzen wir diesen Weg kon-
sequent fort. — Damit danke ich lhnen fir's Zuho-
ren und wiinsche lhnen allen ein sportverbunde-
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nes Vergnigen mit dem richtigen Ende fur uns. —
Danke.

(Beifall von der CDU)

Vizeprasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Kollege Dr. Hachen. — Es gibt keine weiteren
Wortmeldungen.

Wir kommen zur Abstimmung. Erstens lasse ich
Uber die Beschlussempfehlung Drucksache
14/6978 abstimmen. Der Ausschuss fur Schule
und Weiterbildung empfiehlt, den Gesetzentwurf
Drucksache 14/6678 unverédndert anzunehmen.
Wer ist fur diese Annahme? — CDU und FDP. Wer
ist dagegen? — SPD und Griine. Enthalt sich je-
mand? — Niemand. Damit ist die Beschlussemp-
fehlung mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen
angenommen.

Wir kommen zweitens zur Abstimmung Uber den
EntschlieBungsantrag der Fraktion der SPD
Drucksache 14/7047. Wer ist fur diesen Ent-
schlieBungsantrag? — SPD und die Fraktion Blind-
nis 90/Die Griinen. Wer ist dagegen? — CDU und
FDP. Enthalt sich jemand? — Nein. Damit ist die-
ser EntschlieBungsantrag mit den Stimmen der
Koalitionsfraktionen abgelehnt.

Wir kommen drittens zur Abstimmung Uber den
EntschlieBungsantrag der Fraktion Bind-
nis 90/Die Grunen Drucksache 14/7048. Wer ist
fur diesen EntschlielBungsantrag? — Grine und
SPD. Wer ist dagegen? — FDP und CDU. Enthéalt
sich jemand? — Nein. Damit ist der Entschlie-
Bungsantrag mit den Stimmen der Koalitionsfrak-
tionen abgelehnt.

Wir sind am Ende des Tagesordnungspunktes 14.

Wir kommen zu einer Zwischenbemerkung, und
zwar zu einer Rige.

(Zurufe von der CDU: Oho! — Unruhe)

Es trifft nicht nur Bundestrainer. Bevor wir zum
nachsten Tagesordnungspunkt Ubergehen, fol-
gende Ruge: Sie betrifft den Kollegen Abgeordne-
ten Rldiger Sagel.

(Beifall von der CDU — Unruhe)
Er hat namlich in der gestrigen Plenarsitzung

(Zuruf von Christof Rasche [FDP] — Zurufe —
Beifall von der CDU)

im Rahmen von TOP 6 ,Gesetz Uber die Feststel-
lung eines zweiten Nachtrags zum Haushaltsplan
des Landes Nordrhein-Westfalen fir das Haus-
haltsjahr 2008 (2. Nachtragshaushaltsgesetz
2008)“ wahrend einer Rede von Herrn Minister

Dr. Linssen den Zwischenruf ,Stasi-Taktik* geta-
tigt. Solche Formulierungen sind unparlamenta-
risch und missen daher geriigt werden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir kommen zu:

15 Gesetz zur Anderung und Ergéanzung des
Gesetzes Uber die Nordrhein-Westfalische
Akademie der Wissenschaften

Gesetzentwurf

der Fraktion der CDU und

der Fraktion der FDP
Drucksache 14/6152 — Neudruck

Beschlussempfehlung und Bericht
des Ausschusses

fur Innovation, Wissenschaft,
Forschung und Technologie
Drucksache 14/6979

zweite Lesung

Auch wenn es vielen schwerfallt, er6ffne ich die
Beratung und erteile fir die CDU-Fraktion nun
Herrn Prof. Dr. Sternberg das Wort.

Ich bitte, dass die Kolleginnen und Kollegen ihm
zuhoren. Ich weil3, der Abend neigt sich dem En-
de zu. Kollege Sternberg hat sich vorbereitet und
wird sich kurz und knapp fassen. Wir freuen uns
dann alle auf den anschlielBenden Abend. Bitte
schon, Herr Kollege Sternberg.

Prof. Dr. Thomas Sternberg (CDU): Herr Prasi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Angesichts
der fortgeschrittenen Zeit und der zu erwartenden
Medienereignisse nur eine kurze Bemerkung, ob-
wohl es eigentlich ein ganz wichtiges Thema ist.
Wir haben hier am 20. Februar Gber das Thema,
das heute zur Rede steht, gesprochen, namlich
dass kinftig unsere Akademie der Wissenschaf-
ten Akademie der Wissenschaften und Kinste
heilZen wird.

Uns liegt ein Gesetzentwurf vor, der breiteste Zu-
stimmung gefunden hat, auch in der Anhdérung.
Der so plotzlich verstorbene Rektor der Folkwang-
Hochschule, Pfeffer, hat als Fazit seiner Stellung-
nahme gesagt: ,lch befirworte uneingeschrankt
die Anderung und die Erganzung des Gesetzes."
Ich bitte Sie, diesem Votum zu folgen. — Vielen
Dank.

(Beifall von CDU und FDP)
Vizeprasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr

Kollege Sternberg. — Fur die SPD-Fraktion spricht
Frau Kollegin Apel-Haefs.
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Ulrike Apel-Haefs (SPD): Herr Prasident! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Auch ich kann es auf-
grund der fortgeschrittenen Zeit, aber auch auf-
grund des Diskussionsstandes, so wie er sich im
Moment darstellt, kurz machen. Wir haben diesem
vorliegenden Gesetzentwurf, der die Erweiterung
der Akademie der Wissenschaften um eine Klas-
se der Kinste vorsieht, von Anfang an nicht
grundsatzlich ablehnend gegenlibergestanden.

Wir hatten aber Bedenken und auch Nachfragen
zum einen, was die finanziellen Rahmenbedin-
gungen anbelangt, zum anderen, was die Akzep-
tanz durch die bisherigen Mitglieder der Akademie
der Wissenschaften anbelangt. Von daher haben
wir die Anhérung abgewartet.

Die Anhorung hat ergeben, dass die Mitglieder
der Akademie der Wissenschaften mehrheitlich
mehr Chancen als Risiken in dieser Erweiterung
sehen. Und dieser Einschatzung haben wir uns
angeschlossen und werden daher dem Gesetz-
entwurf heute zustimmen. Allerdings werden wir
sowohl Art wie auch Umfang der finanziellen Aus-
stattung weiterhin sorgféltig beobachten und sie
gegebenenfalls nochmals zum Thema machen. —
Schénen Dank.

(Beifall von SPD und GRUNEN)

Vizepréasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau
Kollegin Apel-Haefs. — Fur die FDP-Fraktion
spricht Kollege Lindner.

Christian Lindner (FDP): Herr Prasident! Meine
Damen und Herren! Wissenschaft braucht Inspira-
tion. Eine Inspirationsquelle ist die Kunst. Deshalb
ist es richtig, dass die Akademie der Wissenschaf-
ten um eine Klasse fur die Kunste ergénzt wird.
Ich bitte herzlich um Zustimmung zu diesem guten
Gesetzentwurf. — Vielen Dank.

(Beifall von FDP und CDU)

Vizepréasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Kollege Lindner. — Fir die griine Fraktion spricht
Frau Kollegin Dr. Seidl.

Dr. Ruth Seidl (GRUNE): Herr Prasident! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Auch ich mdchte es
kurz machen und zusammenfassend sagen, dass
wir dem Gesetzentwurf der Landesregierung zu-
stimmen werden, weil wir es fur eine Bereiche-
rung halten, dass diese beiden Disziplinen, Kunst
und Geisteswissenschaften, in einen Dialog tre-
ten. Wir wollen aber auch nach einem Jahr eine
Evaluierung.

Natlrlich werden wir beobachten, wie sich die Fi-
nanzierung entwickelt und ob beide Disziplinen
damit leben kdnnen. Vor diesem Hintergrund wer-
de ich meine Rede zu Protokoll geben. (Siehe An-
lage) — Herzlichen Dank.

(Beifall von GRUNEN und CDU)

Vizepréasident Oliver Keymis: Danke schon,
Frau Dr. Seidl. — Fiur die Landesregierung spricht
der Minister, Herr Dr. Pinkwart.

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister fur Innova-
tion, Wissenschaft, Forschung und Technologie:
Herr Prasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Ich hatte vorher den Fraktionen schon
signalisiert, dass ich meine Rede zu Protokoll ge-
be. Ich freue mich Uber das einvernehmliche Vo-
tum und bin sicher, wir bringen es auf einen ganz
tollen Weg. — Danke fur die breite Unterstiitzung
durch das Haus.

(Beifall von CDU und FDP)

Vizeprasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Minister Dr. Pinkwart. — Ich sehe keine weiteren
Wortmeldungen.

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuss
empfiehlt in der Beschlussempfehlung Druck-
sache 14/6979, den Gesetzentwurf Drucksache
14/6152 — Neudruck — in der Fassung seiner Be-
schlisse anzunehmen. Wer ist daftr? — SPD,
Grine, CDU und FDP. Wer ist dagegen? — Wer
enthalt sich? —. Damit ist die Beschlussempfeh-
lung einstimmig angenommen und der Gesetz-
entwurf in zweiter Lesung verabschiedet.

Wir kommen zu:

16 Qualitat der Lehre verbessern — Hoch-
schuldidaktik starken

Antrag
der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Drucksache 14/6960

Eine Beratung ist nicht vorgesehen. Sie soll nach
Vorlage der Beschlussempfehlung des Ausschus-
ses erfolgen.

Der Altestenrat empfiehlt die Uberweisung des
Antrages Drucksache 14/6960 an den Aus-
schuss fir Innovation, Wissenschaft, For-
schung und Technologie. Wer stimmt dem zu? —
Wer ist dagegen? — Wer enthdlt sich? — Damit ist
dieser Uberweisung einstimmig erfolgt.
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Exakt noch 91 Minuten bis zum Beginn des
Spiels. Ich wiinsche lhnen einen schénen Abend
und freue mich auf die néachste Sitzung morgen
frih um 10 Uhr hier im Hohen Hause. Auf Wie-
dersehen!

Die Sitzung ist geschlossen.

Schluss: 19:14 Uhr

*) Von der Rednerin bzw. dem Redner nicht
Uberprift (8 96 GeschO)

Dieser Vermerk gilt fur alle in diesem Plenarproto-
koll so gekennzeichneten Rednerinnen und Red-
ner.
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Anlage

Von Ruth Seidl (GRUNE) zu Tagesordnungs-
punkt 15 — Gesetz zur Anderung und Ergén-
zung des Gesetzes uber die Nordrhein-
Westféalische Akademie der Wissenschaften —
zu Protokoll gegebene Rede:

Die Stellungnahmen zu einer Erweiterung der
Wissenschaften fur eine Klasse der Kiinste bei
der Anhérung im April waren tberwiegend posi-
tiv. Das muss man konstatieren. Und man kann
durchaus sagen: Die neue Struktur mit der er-
weiterten Aufstellung in drei wissenschaftliche
Klassen und eine kinstlerische hat etwas. Sie
schafft zumindest ein besonderes Alleinstel-
lungsmerkmal in der bundesrepublikanischen
Akademienlandschaft.

Vor diesem Hintergrund méchte ich mich dem
Anliegen der Landesregierung nicht verschlie-
Ben, das ja von erheblicher kulturpolitischer
Bedeutung firr unser Land sein kann.

Aber es geht nicht nur um eine zusatzliche
kiinstlerische Klasse, also um etwas Additives.
Die neue Struktur bietet die interessante Per-
spektive grenziuberschreitender Dialoge. Fir

beide Disziplinen, fir die Geisteswissenschaf-
ten und fur die Kinste, kann dies eine gegen-
seitige Bereicherung bedeuten. Kinstlerinnen
und Kunstler haben einen anderen Blickwinkel
als Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler.
Und wenn man sich den in den Akademien bis-
lang relativ antiquierten Wissenschaftsdialog
ansieht, wirde ich mir wiinschen, dass hieraus
fir die Akademie auch eine Art ,Verjingungs-
prozess" im Ubertragenen Sinne stattfindet.

Es bleiben natirlich Fragezeichen hinsichtlich
der Finanzierung bzw. hinsichtlich einer magli-
cherweise negativen Umschichtung zuunguns-
ten der Geisteswissenschaften. Etwas Neues
ist nie zum Nulltarif zu haben. Deshalb ware ei-
ne saubere Kostentrennung zum Beispiel in
festumrissenen Budgets fiir die einzelnen Dis-
ziplinen wiinschenswert.

Dariber hinaus erwarten wir von der Landesre-
gierung in einem angemessenen Zeitraum, et-
wa 2009, einen Bericht Uber die Tatigkeit der
verschiedenen Klassen, deren Zusammenar-
beit und schliellich dartiber, ob es auch hin-
sichtlich der Finanzierung konfliktfrei lauft.



	1 Aktuelle Stunde  Das Krisenmanagement beim Zentralabitur offenbart Führungsschwächen im Schulministerium
	2 Wohnraumförderung von Mietenstufen ent koppeln
	3 Jugend braucht sichere Perspektiven – Pakt mit der Jugend gibt der Jugendpolitik neue Impulse und fördert soziale Verantwortung junger Menschen
	4 Soziale Folgen explodierender Energiepreise – Politik muss reagieren 
	5 Nach Erdbebenkatastrophe unsere Partnerprovinz Sichuan beim Wiederaufbau unterstützen   Betroffenen in der Erdbebenregion schnell und unbürokratisch helfen
	6 Modellprojekt: Kinder gestalten aktiv ihre Lebenswelt
	7 Haushaltsrechnung des Landes Nordrhein-Westfalen für das Rechnungsjahr 2005
	8 Altersteilzeit auch weiterhin ermöglichen – Übergänge in den Ruhestand flexibilisieren
	9 Gesetz zur Abschaffung der Kopfnoten (Gesetz zur Änderung des Schulgesetzes NRW)
	10 Mehr Studierende brauchen mehr studentischen Wohnraum – Ausbau von studentischem Wohnraum und energetisches Sanierungsprogramm koppeln 
	11 Teilabschlussbericht des Parlamentarischen Untersuchungsausschusses I
	12 Einrichtung einer Enquetekommission zur Erarbeitung von Vorschlägen für eine effektive Präventionspolitik in Nordrhein-Westfalen 
	13 Keine gemeinsame Abhörzentrale für Polizei und Geheimdienste in Köln
	14 Gesetz zur Stärkung der Eigenverantwortung von Schulen (3. Schulrechtsänderungsgesetz)
	15 Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes über die Nordrhein-Westfälische Akademie der Wissenschaften
	16 Qualität der Lehre verbessern – Hochschuldidaktik stärken
	Anlage 



